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Hochverehrter  Herr  Geheimrat! 

Die  folgenden  Vorträge  und  Aufsage  zur  Wohnungsfrage 
behandeln  wie  die  früheren,  die  ich  Ihnen  vor  zehn 
Jahren  überreichen  durfte,  das  Gebiet,  auf  dem  ich  mich  in 
erster  Linie  und  mit  Stolz  als  Ihr  Schüler  fühle:  haben  Sie 
doch  zuerst  in  Ihren  Straßburger  Vorlesungen  Interesse  und 
Verständnis  für  die  große  soziale  Bedeutung  der  Wohnungs- 
frage in  mir  geweckt!  So  erschien  mir  diese  neue  Samm- 
lung auch  als  die  geeignetste  Gabe  zu  Ihrem  70.  Geburtstag, 
den  Sie  in  so  ernster  und  schwerer  Zeit  unter  der  herz- 
lichen Anteilnahme  Ihrer  zahlreichen  Schüler  in  Nah  und 
Fern  erlebt  haben.  Die  besonderen  außerordentlichen  An- 
forderungen und  Aufgaben,  welche  der  Krieg  auch  für  die 
zu  Hause  Gebliebenen  mit  sich  gebracht  hat,  sind  der 
Grund  für  das  verspätete  Erscheinen  der  Schrift,  das  Sie 
gewiß  damit  entschuldigen  werden.  Aber  die  Zeitverhält- 
nisse haben  sie  auch  nach  Form  und  Inhalt  beeinflußt:  es 
war  meine  Absicht  gewesen,  bei  dieser  Gelegenheit  mich 
mit  allen  den  Gegnern  auseinanderzusetzen ,  welche  den 
hier  in  Übereinstimmung  mit  Ihnen  vertretenen  Anschauungen 
und  Forderungen  in  der  Zwischenzeit  erwachsen  sind ;  doch 
der  »Burgfriede«,  welcher  ja  wohl  auch  für  das  Gebiet  der 
Wissenschaft  gelten  muß,  hat  mich  gezwungen,  darauf  zu 
verzichten,  da  eine  friedliche  Auseinandersetzung  mit  den 
Gegnern  der  Wohnungsreform  bei  den  von  ihnen  selbst 
gewählten  Waffen  unmöglich  ist. 

Daher  sind  die  in  der  Zwischenzeit  entstandenen  theo- 
retischen Aufsäge  —  wie  insbes.  »Über  städtische  Bodenrente 
und  Bodenspekulation«  (Archiv  für  Sozialwissenschaft  und 
Sozialpolitik,  1906)  —  diesmal  nicht  aufgenommen  worden, 
sondern  nur  die  wohnungspolitischen  Aufsätze  und  Vor- 
träge, und  diese  sind,  abgesehen  von  unerheblichen  Kürzungen 
und  Erweiterungen,  in  der  Hauptsache  unverändert  wieder 
abgedruckt  und  nur  in  den  Anmerkungen  durch  Berück- 
sichtigung der  wichtigsten  neueren  Literatur  bis  zur  Gegen- 
wart ergänzt  worden.  Sie  geben  aber  wohl  gerade  so 
am  besten  ein  Bild  der  Entwicklung,  welche  die  Versuche 


# 
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einer  Lösung  des  Problems  in  diesen  zehn  Jahren  erfahren 
haben,  und  sie  sollen  dazu  beitragen,  in  weiteren  Kreisen, 
denen  die  Fachliteratur  nicht  zugänglich  ist,  das  Verständnis 
für  diese  Lebensfrage  unseres  Volkes  zu  verbreiten.  Denn 
wir  stehen  heute  noch  an  der  Stelle,  zu  welcher  der  legte 
vor  dem  Kriege  geschriebene  Aufsag  hinführt :  der  Krieg  hat 
wie  unsere  ganze  Friedensarbeit  so  auch  die  begonnene 
Wohnungsreform  jäh  unterbrochen.  Zugleich  aber  hat  er 
nicht  nur  in  der  Notlage  der  Hausbesitzer  die  fundamentalen 
Mängel  unseres  großstädtischen  Wohnungswesens  schärfer 
als  je  hervortreten  lassen,  sondern  mit  der  absoluten  Not- 
wendigkeit, eine  Wiederkehr  der  Wohnungsnot  und  der 
»Gründerzeit«  nach  dem  Kriege  von  1870/71  zu  verhüten, 
und  mit  dem  neuen  Problem  der  »Kriegeransiediung«  der 
Wohnungsreform  eine  ungemein  erweiterte,  auf  das  ganze 
Gebiet  der  städtischen  und  ländlichen  Ansiedlung  sich  er- 
streckende Aufgabe  und  einen  neuen,  mit  noch  nie  da- 
gewesener Einmütigkeit  von  der  öffentlichen  Meinung  ge- 
tragenen Impuls  verliehen.  Der  nachträglich  hinzugefügte 
letzte  Aufsatz  handelt  davon  des  Näheren. 

Hochverehrter  Herr  Geheimrat!  Das  ungeheure  Ringen 
des  deutschen  Volkes  um  seinen  Bestand  und  seine  Zu- 
kunft, in  dem  wir  uns  noch  befinden,  hat  Ihnen  zu  Ihrem 
Ehrentag  als  schönste  Gabe  die  Genugtuung  beschert,  daß 
Ihre  optimistische  Beurteilung  der  deutschen  Arbeiter- 
bewegung und  -Organisation  durch  das  Verhalten  der 
deutschen  Arbeiter  in  der  Stunde  der  Gefahr  glänzend 
gerechtfertigt  worden  ist.  Möge  es  Ihnen  auch  beschieden 
sein,  zu  erleben,  daß  als  beste  Frucht  des  Sieges,  den  wir 
zuversichtlich  erhoffen,  unserem  ganzen  Volk  und  vor  allem 
den  arbeitenden  Klassen,  deren  Hebung  Sie  Ihr  Leben  ge- 
widmet haben,  endlich  die  große  Wohnungsreform  zuteil 
wird,  welche  die  legte  Voraussegung  dafür  bildet,  und  für 
welche  auch  Sie  mit  aller  Kraft  gekämpft  haben,  —  daß  Sie 
zulegt  »mit  freiem  Volk  auf  freiem  Grunde  steh'n«! 

In  dankbarer  Ergebenheit 

Tübingen,  18.  Dezember  1916     Carl  Johannes  Fuchs 


Inhalt 


Seit« 


I.  Die  Wohnungsnot  (1904)   1 

II.  Die  Lösung  der  Kleinwohnungsfrage  (1907)  ...  21 

III.  Die  Gartenstadt  (1907/08)   37 

IV.  Kleinhaus  und  Massenmiethaus  (1910)   59 

V.  Heimatschutz  und  Wohnungsfrage  (1911)  ...  .  87 

VI.  Die  Wohnungsfrage  und  der  Staat  (1911)  ...  .  105 

VII.  Preußisches  oder  Reichswohnungsgesetz?  (1913)    .  123 

VIII.  Die  Aufgaben  der  Wohnungspolitik  in  und  nach 

dem  Kriege  (1916)   153 

Anmerkungen  zu  I — VIII   195 


I. 

Die  Wohnungsnot 

(1904) 


Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.  Neue  Folge 
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Der  glänzende  Aufschwung,  den  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  erlebte, 
hat  eine  sehr  traurige  Kehrseite:  die  Verschärfung  der 
Wohnungsfrage,  die  Wohnungsnot.  Durch  sie  ist  zunächst 
für  die  großen  Massen  der  arbeitenden  Bevölkerung  der  Segen 
des  Aufschwungs,  das  Steigen  der  Löhne,  in  hohem  Maße 
illusorisch  gemacht  worden,  weil  vielfach  ein  eben  so  großes, 
wenn  nicht  größeres  Steigen  der  Mieten  die  Verbesserung 
der  Lebenshaltung  in  diesem  Punkte  unmöglich  gemacht 
oder  sie  gar  weiter  herabgedrückt  hat. 

Die  Ursachen  davon  liegen  auf  der  Hand:  die  außerordent- 
lich starke  Vermehrung  der  städtischen  und  industriellen  Be- 
völkerung in  den  letzten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  — 
die  Folgeerscheinung  ebenso  wie  zu  einem  großen  Teil  die 
Ursache  des  jüngsten  raschen  Tempos  der  industriestaatlichen 
Entwicklung  in  Deutschland  und  selbst  in  nicht  geringem 
Maße  hervorgerufen  durch  die  fehlerhafte  Agrarverfassung 
des  deutschen  Nordostens  und  die  ungünstige  Konjunktur 
der  Landwirtschaft  überhaupt  —  hat  eine  Nachfrage  nach 
kleinen  Wohnungen  geschaffen,  mit  welcher  die  Herstellung 
von  solchen  durch  die  gewerbsmäßige  und  spekulative  Bau- 
tätigkeit durchaus  nicht  Schritt  gehalten  hat,  während  gleich- 
zeitig die  fortschreitende  „Citybildung'*  in  den  Großstädten 
im  Innern  immer  mehr  ältere  Häuser,  in  denen  minder- 
bemittelte Familien  gewohnt  hatten,  beseitigt  und  durch 
Waren-  und  Geschäftshäuser  ersetzt,  welche  ihnen  keine  er- 
schwingbaren Wohnungen  mehr  bieten.  Dieses  Zurückbleiben 
des  Angebots  hinter  der  Nachfrage  aber  hat  das  große  Steigen 
der  Mieten  bei  diesen  kleinen  Wohnungen  ermöglicht,  zu 
welchem  die  schrankenlose  Bodenspekulation,  wie  wir  sehen 
werden,  in  Deutschland  einen  besonders  starken  Anlaß  gab. 

Dieser  Mangel  an  kleinen  Wohnungen  kommt  unwider- 
leglich zum  Ausdruck  in  dem  Verhältnis  der  leerstehenden 
Wohnungen  zur  Zahl  der  überhaupt  vorhandenen  Wohnungen. 
Ihre  Zahl  ist  nämlich,  wie  die  amtliche  Denkschrift  „Zur 
Wohnungsstatistik  in  Preußen  in  den  Jahren  1890,  1895  und 
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1900"  1  gezeigt  hat,  bei  den  Kleinwohnungen  in  der  Regel 
kleiner  als  bei  den  Wohnungen  überhaupt,  und  bei  beiden 
in  dem  Zeitraum  von  1895 — 1900  bedeutend  unter  das  ,, nor- 
male" Verhältnis  gesunken.  Während  dieses  nämlich  für 
größere  Orte  mit  schnell  wachsender  Bevölkerung  auf  3% 
angenommen  wird2,  betrug  es 


bei  den 

mit  einem 

mit  zwei 

in 

Wohnungen 

heizbaren 

heizbaren 

überhaupt 

Zimmer 

Zimmern 

1890 

1895 

1900 

1890 

1895 

1900 

1890 

1895 

1900 

3,14 

5,56 

0,44 

1,66 

4,73 

0,27 

3,79 

6,02 

0,32 

8,04 

5,68 

1,92 

7,00 

4,98 

1,09 

8,64 

4,48 

1,51 

Frankfurt  a.  M.  . 

3,29 

1,80 

1,24 

2.52 

2,17 

1,51 

Magdeburg  .  .  . 

5,53 

0,77 

5,65 

0,18 

4,73 

0,29 

Charlottenburg  . 

12,25 

1,66 

11,40 

0,57 

12,16 

0,54 

Königsberg  .  .  . 

1,92 

0,18 

2,84 

1,50 

0,15 

1,80 

1,98 

0,27 

3^4 

Altona  

2,27 

4,40 

1,10 

2,56 

0,83 

3,64 

0,71 

Kiel  

4,98 

0,70 

0,81 

0,12 

4,43 

0,61 

Ein  derartiges  Mißverhältnis  schließt,  wie  die  Begründung 
zum  neuen  preußischen  Wohnungsgesetzentwurf  ausführt,  die 
regelrechte  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  aus  und 
bedeutet  zugleich  eine  dauernde  Gefahr,  daß  eine  Wohnungs- 
not im  engeren  und  schärfsten  Sinne,  d.  h.  Obdachlosig- 
keit, eintritt.  Dieser  Zustand,  daß  selbst  zahlungsfähige 
und  zahlungswillige  Mieter  trotz  aller  Bemühungen  eine 
Wohnung  nicht  finden  konnten,  ist,  wie  jeder  Kenner  weiß, 
und  auch  die  erwähnte  preußische  Denkschrift  nachgewiesen 
hat,  in  den  Jahren  der  Hochkonjunktur  in  einer  Anzahl 
größerer  und  kleinerer  Gemeinden  eingetreten.  So  waren 
z.  B.  in  Kiel  am  31.  August  1901  nicht  weniger  als  141  Familien, 
die  nach  Ausweis  ihrer  Mietsquittungsbücher  ihre  Miete  bis 
dahin  stets  pünktlich  gezahlt  hatten,  aus  Mangel  an  ge- 
eigneten kleineren  Wohnungen  sowie  wegen  großer  Kinder- 
zahl obdachlos  und  deswegen  in  eigens  zu  diesem  Zweck 
erbauten  Baracken,  in  Turnhallen  und  sonstigen  städtischen 
Gebäuden  untergebracht3. 
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Auch  für  das  Steigen  der  Mietpreise  der  kleinen 
Wohnungen  in  dieser  Zeit  liegen  eine  erdrückende  Fülle 
statistischer  Angaben  vor,  aus  denen  nur  einige  Beispiele 
herausgegriffen  werden  sollen.  In  Frankfurt  a.  M.  wurde 
1900  festgestellt,  daß  in  den  vorausgegangenen  zwei  Jahren 
20%  aller  vorhandenen  Wohnungen,  auch  in  denjenigen 
Gegenden,  wo  die  kleinen  Wohnungen  vorherrschten,  um 
13  %  im  Mietspreise  gesteigert  wurden.  In  Halle  a.  S.  stiegen 
nach  Ermittlungen  der  Polizeiverwaltung  die  Mieten  der 
kleinen  Wohnungen  im  Jahre  1900  von  120  auf  180  bis  240  Mk. 
In  München  betonte  Bürgermeister  Borscht  1899  bei  der 
Gründung  des  Vereins  zur  Beschaffung  von  Wohnungen  für 
Minderbemittelte,  daß  die  Preise  aller  Wohnungen,  nament- 
lich der  kleineren,  in  den  letzten  sechs  Jahren  um  etwa  30% 
in  die  Höhe  gegangen  seien.  Nach  Singer  sind  von  1895  auf 
1898  die  Wohnungen  mit  zwei  heizbaren  Zimmern  von  269 
auf  314,  diejenigen  mit  drei  von  474  auf  585  Mk.  gestiegen  4. 
So  haben  die  Preise  der  kleinen  Wohnungen  insbesondere 
in  den  Großstädten,  aber  keineswegs  nur  in  ihnen,  eine  ganz 
ungesunde  Höhe  erreicht.  Es  kosteten  im  Jahre  1900  durch- 
schnittlich 


eine  Wohnung  mit 


in 

einem  heizbaren  Zimmer 

zwei  heizbaren 

ohne 

mit 

Zimmern 

Zubehör 

Zubehör 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

232 

379 

146 

179 

251 

Charlottenburg  .... 

218 

251 

154 

233. 

298 

110 

155 

269 

244 

375 

In  Freiburg  i.  B.  stiegen  Arbeiterwohnungen  von  zwei 
Zimmern  und  Küche  auf  400  Mk.  In  Charlottenburg  machten 
dabei  die  Zahl  der  Wohnungen  bis  zu  250  Mk.  nicht  ein  Viertel, 
in  Hannover  nicht  zwei  Fünftel  aller  Wohnungen  aus,  und 
in  Hannover,  Charlottenburg,  Danzig  und  Posen  war  1900 
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die  Zahl  der  Wohnungen  mit  einem  Mietwerte  von  höchstens 
250  Mk.  verhältnismäßig  viel  geringer  als  die  der  Haushaltungen 
und  Einzelsteuernden  mit  höchstens  900  Mk.  Einkommen. 
In  München  betrugen  nach  der  Wohnungszählung  von  1900 
die  Wohnungen  bis  500  Mk.  71  %  aller  Wohnungen,  diejenigen 
bis  200  Mk.  aber  nur  24%  und  deckten  nach  Renaulds  Be- 
rechnung nur  etwas  über  die  Hälfte  des  gemäß  den  Ein- 
kommensverhältnissen für  sie  vorhandenen  Bedarfs5. 

Das  heißt:  der  Prozentsatz  seines  Einkommens,  den 
der  Arbeiter  für  die  Wohnung  aufwenden  muß,  ist 
ein  ganz  abnorm  hoher  geworden.  In  Königsberg  mußte 
der  Arbeiter  1900  nicht  selten  ein  Viertel  seines  Jahres- 
verdienstes und  mehr  für  die  Miete  geben,  in  Stettin  kostete 
1901  eine  Arbeiterwohnung  im  allgemeinen  28%  des  durch- 
schnittlichen Arbeitsverdienstes  eines  Arbeiters.  In  München 
nahm  nach  den  Untersuchungen  der  katholischen  Arbeiter- 
schaft der  Mietzins  in  320  von  566  Fällen  mehr  als  ein  Sechstel, 
ja  ein  Viertel,  ein  Drittel  bis  zur  Hälfte  des  Einkommens  in 
Anspruch,  und  zwar  steigt  der  Kubikmeter  Wohn- 
raum im  Preise,  je  kleiner  und  schlechter  die 
Wohnung  ist6.  Das  gleiche  ist  auch  für  andere  Städte 
festgestellt  worden. 

Dieses  Steigen  der  Mieten 7,  für  welches  das  Steigen  der 
Löhne  nur  zum  Teil  einen  Ausgleich  schuf,  hat  nun  die 
arbeitenden  Klassen  gezwungen,  in  der  Befriedigung  des 
Wohnbedürfnisses  immer  tiefer  herabzugehen,  d.  Ii.  mit 
weniger  Räumen  und  vielfach  nicht  abgeschlossenen  Teil- 
wohnungen", sowie  auch  mit  ungesunden  oder  sonst  mangel- 
haften Wohnungen,  gegen  die  polizeilich  vorzugehen  eben 
jener  Wohnungsmangel  nicht  gestattete,  sich  zu  begnügen 
oder  größere  und  teurere  Wohnungen  zu  nehmen  und  sich 
durch  Abvermieten  an  Aftermieter  und  Schlafgänger  zu 
helfen.  „Überfüllung  der  Wohnungen"  —  sagt  die  Begründung 
zum  preußischen  Wohnungsgesetz  —  ,,und  eine  ungesunde 
Entwicklung  des  Abmieter-,  Einlieger-  und  Schlafgänger- 
wesens, mangelnde  Instandhaltung  der  Wohnungen  durch 
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den  Vermieter  und  weitgehende  Verschiebung  des  Miet- 
vertragsrechts zuungunsten  der  Mieter  sowie  ein  häufiger 
Wohnungswechsel,  namentlich  der  kinderreichen  Familien, 
sind  so  die  ständigen  Begleiterscheinungen  dieses  Mangels 
an  kleinen,  gesunden  und  billigen  Wohnungen."  So  hat 
der  Wohnungsmangel  die  Wohnungsmängel  mit  Not- 
wendigkeit im  Gefolge. 

Der  Stillstand  des  Aufschwungs  seit  1901  und  die  sogenannte 
Depression  oder  Krise  der  folgenden  Jahre  hat  in  diesen  Ver- 
hältnissen keineswegs  eine  erhebliche  Besserung  gebracht. 
Allerdings  die  akute  Wohnungsnot,  d.  h.  Obdachlosigkeit, 
ist  damit  wieder  verschwunden,  aber  ein  Überwiegen  des 
Angebots  von  Wohnungen  über  die  Nachfrage  hat  sich  im 
allgemeinen  nur  bei  größeren  und  besseren  Wohnungen  in 
gewissem  Umfang  eingestellt,  nicht  aber  bei  den  kleinsten. 
Der  Prozentsatz  der  leerstehenden  Wohnungen  ist  zwar  im 
allgemeinen  gestiegen,  hat  aber  bei  allen  Wohnungen  zusammen- 
genommen noch  keineswegs  überall  schon  das  „normale"  Ver- 
hältnis erreicht,  noch  weniger  also  bei  Kleinwohnungen. 

Damit  besteht  also  noch  in  hohem  Maß  die  Gefahr,  daß 
die  akute  Wohnungsnot  bei  dem  ersten  Beginn  eines  neuen 
Aufschwungs  wieder  ausbricht,  und  daher  sind  auch  die 
Mieten  gar  nicht  oder  nicht  nennenswert  gefallen,  jedenfalls 
nicht  in  dem  Maß,  wie  die  Erwerbsverhältnisse  sich  durch 
Arbeitslosigkeit  oder  Lohnherabsetzungen  infolge  der  De- 
pression verschlechtert  haben.  Die  Depression  hat  also, 
abgesehen  von  der  Obdachlosigkeit,  nur  wenig  Erleichterung 
geschaffen,  vielfach  aber  die  Verhältnisse  noch  verschlimmert. 
In  den  Zeiten  großer  Nachfrage  und  hoher  Löhne  gestiegene 
Mieten  gehen  eben  keineswegs  mit  einer  Verschlechterung 
der  Erwerbsverhältnisse  und  Minderung  der  Nachfrage  sofort 
wieder  zurück,  weil  der  Hauseigentümer  als  der  wirtschaftlich 
Stärkere  es  länger  aushalten  und  auf  das  Wiedereintreten 
besserer  Zeiten  warten  kann.  Das  Elastische,  den  Konjunktur- 
verhältnissen sich  Anpassende  sind  daher  nicht  die  Mieten, 
sondern  ist  die  Befriedigung  des  Wohnbedürfnisses  bei  den 
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unteren  Klassen,  der  Wohnstandard,  der  einer  unglaublichen 
Verschlechterung  fähig  ist. 

So  haben  wir  heute  in  Deutschland  höchst  unbefriedigende 
Zustände  in  den  Wohnungsverhältnissen  der  arbeitenden 
Klassen.  Nach  einer  Erhebung  des  bayrischen  Eisenbahner- 
verbandes von  1899  lebten  von  den  bayrischen  Eisenbahnern 
ein  Viertel  in  guten,  ein  Viertel  in  genügenden,  die  Hälfte 
aber  in  äußerst  gesundheitsschädlichen  und  sittengefährlichen 
Verhältnissen  8.  In  den  meisten  der  von  der  preußischen 
Erhebung  1900  getroffenen  Gemeinden  bilden  die  Woh- 
nungen mit  nur  1  heizbaren  Zimmer  mit  oder  ohne 
Zubehör,  mit  Einschluß  derjenigen  ohne  heizbares  Zimmer, 
immer  noch  annähernd  ein  Drittel  oder  die  Hälfte  aller 
Wohnungen  —  trotz  ständiger  Abnahme  dieser  Klasse  von 
Wohnungen  seit  1895,  in  der  sich  leider  nur  zum  Teil  eine 
Hebung  des  Wohnstandards  der  oberen  Schichten  der  Arbeiter- 
klasse ausdrückt,  in  der  Hauptsache  aber  nur  die  immer 
geringere  Produktion  derartiger  Wohnungen  und  die  Hinein- 
drängung der  untersten  Bevölkerungsklasse  in  größere  und 
teuerere  Wohnungen,  die  sie  mit  Aftermietern  und  Schlaf- 
gängern teilen  müssen.  So  waren  bei  der  Probeerhebung  von 
1903  in  München  von  4424  untersuchten  Wohnungen  nicht 
weniger  als  45,1  %  von  zwei  und  mehreren  Haushalten  be- 
wohnt, also  geteilte  Wohnungen.  Das  heißt  die  Bau- 
spekulation stellt  Wohnungen  her,  die  dem  Bedürfnis  der 
Mieter  nicht  entsprechen,  und  diese  sind  hier  gewissermaßen 
Trockenwohner  für  wohlhabendere  Mieterklassen,  die  später 
kommen  sollen  9. 

1895  lebten  in  den  Wohnungen  mit  nur  einem  heizbaren 
Zimmer  in  Berlin  710322  Menschen,  und  im  Jahre  1900 
entfielen  auf  sie  in  den  folgenden  Städten  über  oder  nahezu 
die  Hälfte  der  Wohnungen  und  fast  ebensoviel  von  der  Be- 
völkerung: 

Prozente  der  Berlin  Breslau  Magdeburg  Rixdorf  Halle 
Wohnungen:  50,38  47,53  50,58  58,80  47,68 
Bevölkerung:    43,64      40,87         45,84         54,07  42,98 
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Prozente  der       Barmen    Posen    Görlitz    Königsberg  (1895) 

Wohnungen:  61,83  50,93  53,11  56,42 
Bevölkerung:      54,87      44,81      44,70  54,14 

Das  heißt,  in  den  größten  preußischen  Städten  hat 
nahezu  die  Hälfte  der  Bevölkerung,  teilweise  sogar 
darüber,  nicht  mehr  als  eine  Wohnung  von  einem 
heizbaren  Zimmer,  mit  oder  ohne  Zubehör,  oder  sogar 
nur  eine  Wohnküche  ohne  heizbares  Zimmer  zur  Befriedigung 
ihres  Wohnbedürfnisses. 

In  Berlin  gab  es  am  1.  Dezember  1900  unter  insgesamt 
470000  Wohnungen: 

4086    Wohnungen,  die  nur  aus  einer  Küche  bestanden, 
1761  „  die  nur  ein  unheizbares  Zimmer  hatten 

(darunter  658  ohne  eine  Küche  daneben), 
197394  ,,  bestanden  nur  aus  einem  heizbaren  Zimmer 

(darunter  32812  ohne  Nebengelaß), 
132144  „  hatten  zwei, 

55628  „  drei  heizbare  Zimmer. 

Für  mehr  als  70%  aller  Berliner  Haushaltungen  ist  also 
die  zweiräumige  Wohnung  die  obere  Grenze  des  Wohnungs- 
standards. 1895  lebten  von  1000  Bewohnern  in  Berlin  739, 
in  München  545,  in  Breslau  754  in  Wohnungen  bis  zu  zwei 
Zimmern  mit  Nebengelaß. 

Dazu  kommt  nun  die  Überfüllung  auch  dieser  kleinsten 
Wohnungen:  zwischen  10  und  20%  dieser  Wohnungen  mit 
keinem  oder  nur  einem  heizbaren  Zimmer  waren  in  den  meisten 
Städten  mit  6  oder  mehr  Personen  belegt. 

Es  wurden  im  Jahre  1900  gezählt: 
mit         4      5       6      7      8     9    10    11    12    13    14  Pers. 

in  Berlin: 

Wohnküchen  (Wohnungen  ohne  heizbares  und  ohne  nicht 
heizbares  Zimmer  mit  Küche) 
250    122    56     22      7     4    —     1      1    —  — 

Kochstuben  (Wohnungen  mit  einem  heizbaren  Zimmer  ohne 
nicht  heizbare  Zimmer  ohne  Küche) 
1584    670  285  107     54    10     3     4     1      1  — 
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{mit    4         5         6       7       8       9  10  11  11  13  14  Pers.) 

Wohnungen  mit  einem  heizbaren  Zimmer  mit  Küche  ohne  nicht 
heizbares  Zimmer 

in  Berlin: 

35917  23024  12108  5511  2281  820  270  77  13   6  1 
in  Charlottenburg: 

*     2266    1426      782    345    143    51    12    6  2   

in  Rixdorf: 

2473    1627      915    422    145    54    19    1    1  —  1 

In  Danzig  aber  gab  es  ebenfalls  1900  Wohnungen  von 
einem  Zimmer  mit  oder  ohne  Küche: 

mit     4       5       6      7     8     9    10  11  12  13  14  15  Pers. 
2262  1748  1268  764  447  215  86  28  13   4    2  1 

Diese  Überfüllung  ist,  und  zwar  auch  und  sogar  besonders, 
bei  den  Kleinwohnungen,  keineswegs  nur  durch  die  Mit- 
glieder einer  Familie,  sondern  auch  durch  familienfremde 
Elemente,  insbesondere  Schlafgänger,  mit  verursacht.  Ihre 
Zahl  ist  vor  allem  durch  jene  Aufnötigung  größerer  und 
teurerer  Wohnungen  an  den  Arbeiter,  als  er  allein  bewohnen 
und  bezahlen  kann,  in  der  jüngsten  Zeit  überall  außerordent- 
lich gestiegen.  In  München  sind  in  allen  Stadtteilen,  aus- 
genommen das  Ostend,  ein  Drittel  aller  überfüllten  Wohnungen 
durch  Aftermieter  überfüllt  worden.  Von  den  überfüllten 
Wohnungen  mit  Aftermietern  sind  über  zwei  Drittel  solche 
mit  Schlafgängern  (Renauld  S.  120).  Nach  der  preußischen 
Denkschrift  hatten  in  12  Städten  ein  Sechstel  aller  Haus- 
haltungen oder  mehr,  in  7  davon  mehr  als  ein  Fünftel,  familien- 
fremde Elemente,  und  zwar  überwogen  in  den  größeren 
Städten  die  Haushaltungen  mit  den  wirtschaftlich  schlechter 
gestellten  und  sozial  bedenklicheren  Schlafgängern;  und 
die  überwiegende  Mehrheit  dieser  Haushaltungen  mit  Schlaf- 
leuten kam  auf  die  Wohnungen  mit  1,  2  oder  3  Zimmern. 
In  Berlin  betrug  die  Zahl  der  Haushaltungen  mit  Schlaf- 
leuten am  1.  Dezember  1900:  61765,  davon  kamen  3,17% 
auf  die  Wohnungen  mit  1  Zimmer,  41,18%  auf  die  Wohnungen 
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mit  2  Zimmern  und  46,51  %  auf  die  Wohnungen  mit  3  Zimmern ; 
in  Charlottenburg  mit  3615  solcher  Wohnungen  sind  die 
Verhältnisziffern  0,55,  30,37  und  57,51  %.  Unter  den  Haus- 
haltungen mit  1  oder  2  Zimmern,  die  Schlafleute  beherbergten, 
war  eine  erhebliche  Zahl  von  Familien  mit  Kindern,  die  zum 
Teil  sogar  Schlafleute  verschiedenen  Geschlechts  aufgenommen 
hatten. 

In  1958  Haushaltungen  schliefen  in  Berlin  in  einem  einzigen 
Raum  Eltern,  Kinder  und  Schlafleute  bis  zu  einer  Anzahl 
von  10  Personen,  in  48  Fällen  sogar  Schlafleute  verschiedenen 
Geschlechts;  sogar  in  den  Wohnungen,  die  aus  1  unheizbaren 
Zimmer  ohne  jedes  Nebengelaß  bestehen,  finden  wir  6  mal 
Einlieger  und  26  mal  Schlafleute.  Manche  Schlafstellen  werden 
des  Nachts  von  Tagearbeitern  benutzt,  bei  Tage  von  solchen, 
die  in  der  Nacht  beschäftigt  sind;  so  schläft  z.  B.  in  dem- 
selben Bett  bei  Tage  ein  Bäckergeselle,  des  Nachts  eine 
Kellnerin  10. 

Ähnliche  Zustände  zeigt  auch  die  Probeerhebung  des  Jahres 
1903  in  München:  danach  mußten  sich  der  fünfte  Teil  der 
Zimmermieter  und  zwei  Drittel  der  Schlafgänger  in  den  unter- 
suchten Wohnungen  mit  anderen  Aftermietern  oder  mit 
Familienmitgliedern  des  Vermieters  in  die  Benutzung  eines 
Raumes  teilen.  In  148  von  4424  untersuchten  Wohnungen 
war  männlichen  Personen  der  Zugang  zum  eigenen  Schlaf- 
raum nur  durch  die  Schlafräume  weiblicher  Personen  und 
umgekehrt  möglich  —  ohne  die  Fälle  der  Familienzusammen- 
gehörigkeit — ,  und  in  62  Fällen  wurde  festgestellt,  daß 
für  275  Personen  145  Betten  vorhanden  waren,  darunter 
2  Betten  für  5  Personen,  4  für  9,  1  für  3,  2  für  6,  3  für  9,  1  für 
4  Personen,  wobei  öfter  Divans  und  ähnliche  Lagerstätten 
als  Betten  gezählt  sind,  einmal  auch  ein  Kinderwagen  und 
einmal  (für  ein  Kind)  ein  Holzkoffer11. 

Die  Bedeutung  solcher  Zustände  für  die  Sittlichkeit  bedarf 
keiner  näheren  Ausführung.  „So  lange  solche  Verhältnisse 
dauern"  —  sagt  Brentano  a.  a.  0.  —  „was  nützen  da  alle 
Vereine  zur  Hebung  der  Religiosität,  der  Sittlichkeit,  der 
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Bildung,  der  Gesundheit  der  unteren  Klassen,  alle  Gesell- 
schaften zur  Verhinderung  von  Epidemien  und  zur  Be- 
kämpfung der  Geschlechtskrankheiten.  Die  Wohnungsreform 
ist  der  Punkt,  wo  vor  allem  einzusetzen  ist,  wenn  irgendeine 
der  genannten  Bestrebungen  erfolgreich  sein  soll." 

Zu  der  Überfüllung  kommen  dann  aber  noch  die  Mängel 
der  Wohnung  selbst.  Dazu  gehört  neben  Feuchtigkeit,  Schmutz, 
Ungeziefer  —  ein  Mieter  fing  in  München  in  einem  Jahre  in 
einer  Wohnung  über  200  Mäuse  — ,  schlechten  und  un- 
genügenden Abortanlagen  und  Waschhauseinrichtungen  und 
schlechter  Instandhaltung  —  in  München  waren  1893  26% 
der  untersuchten  Wohnungen  baulich  vernachlässigt  —  auch 
die  Lage  der  Wohnungen:  in  Kellern  (allerdings  verschieden, 
je  nach  den  lokalen  Verhältnissen),  in  unerwünschter  Höhe 
und  in  Hintergebäuden.  In  den  preußischen  Städten  waren 
1900: 

Prozent  der  Gesamtzahl  der  bewohnten 
Wohnungen : 
im  4.  Stock  und  höher  Hinterwohnungen 


19,32 

47,66 

18,97 

16,56 

45,59 

14,91 

37,33 

Charlottenburg    .  .  . 

13,46 

42,03 

„  Deutsch- Wilmersdorf  . 

11,87 

31,88 

8,63 

7,63 

14,02 

4,48 

31,61 

2,44 

14,13 

„  Kiel  

1,96 

12,51 

Statistik  ist  kalt  und  gefühllos,  und  es  ist  wohl  eine  all- 
gemeine Erfahrung,  daß  Massenunglück,  Massenelend  uns 
nicht  so  zu  erschüttern  vermag,  wie  ein  einzelnes  Menschen- 
schicksal. Stellen  wir  uns  darum  z.  B.  einmal  eine  der 
10  Kochstuben  in  Berlin  mit  9  Bewohnern  vor  oder  die  eine 
mit  13  Bewohnern!  Oder  eine  der  13  einzimmerigen  Woh- 
nungen in  Danzig  mit  12  Bewohnern  und  eine  einzelne  Berliner 
Familie  mit  Kindern  unter  15  Jahren  in  einer  Wohnung 
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mit  einem  heizbaren  Raum,  die  Schlafleute  beiderlei  Ge- 
schlechts beherbergen  muß!  Dies  sind  wohl  Einzelfälle,  aber, 
wie  die  Statistik  zeigt,  sind  auch  die  zahlreicheren,  ja  der 
Durchschnitt,  schlimm  genug  —  ,,was  die  moderne  Wohnungs- 
not von  der  Not  Einzelner  und  auch  der  früherer  Zeiten 
wesentlich  unterscheidet,  ist  ihr  Massencharakter"  (Jäger). 

Und  nun  malen  wir  alle,  die  wir  in  besseren  Verhältnissen 
wohnen,  uns  einmal  aus,  daß  wir  so  leben,  daß  unsere  Kinder 
in  solcher  Umgebung  groß  werden  müssten! 

Wahrlich,  solange  ein  Volk  solche  Zustände  als  Massen- 
erscheinung in  seiner  Mitte  duldet,  hat  es  keine  Ursache  zum 
Stolz  auf  seine  „Kultur".  Und  wenn  wir  heute  —  und  gewiß 
mit  Notwendigkeit  —  die  Bahnen  der  Weltpolitik  betreten 
haben  und  auch  von  den  Massen  Verständnis  dafür  ver- 
langen, so  sorgen  wir  vor  allem  auch  dafür,  daß  sie  in  der 
Heimat  eine  menschenwürdige  Wohnung  finden  —  ein 
„Heim"! 

Nun  bestehen  aber  solche  unbefriedigenden  Wohnungs- 
verhältnisse der  Massen  der  arbeitenden  Bevölkerung  keines- 
wegs nur  in  Deutschland,  wo  sie  nur  durch  den  außer- 
ordentlich raschen  großindustriellen  Aufschwung  am  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  eine  besondere  Verschärfung  er- 
fahren haben,  sondern  in  grundsätzlich  gleicher  Weise  in 
allen  modernen  Industriestaaten.  Sie  alle  haben  ihre  Arbeit er- 
wrohnungsfrage  mit  den  gleichen  Grundzügen:  Mangel  an 
kleinen  Wohnungen  und  Mangelhaftigkeit  der  vorhandenen  — 
Wohnungsmangel  und  Wohnungsmängel.  Allen  voran  ging 
natürlich  auch  hier  England  als  Heimat  der  Fabrikindustrie, 
und  hier  haben  sich  vor  allem  in  den  großen  Seestädten  durch 
die  Einwanderung  der  Proletarier  von  ganz  Europa  Zustände 
so  trauriger  Natur  herausgebildet,  wie  sie  in  Deutschland 
höchstens  auch  in  den  Seestädten  und  auch  da  nur  ausnahms- 
weise zu  finden  sein  dürften.  ,,Es  kann  wohl  ohne  weiteres 
behauptet  werden,"  sagt  Albrecht,  „daß  die  Wohnungsnot, 
die  wir  in  Deutschland  bekämpfen,  ein  vollständig  anderes 
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Gepräge  trägt,  als  das  Wohnungselend  in  den  englischen 
Großstädten.  Mag  in  unseren  deutschen  Großstädten  die 
Wohndichtigkeit  und  die  Überfüllung  der  einzelnen  Wohnungen 
noch  so  erschreckende  Dimensionen  angenommen  haben, 
eine  solche  Häufung  des  Verfalls,  der  Verkommenheit  und  des 
Schmutzes,  wie  sie  ganzen  Stadtteilen  von  London  und  anderen 
englischen  Städten  ihr  Gepräge  aufdrückt,  finden  wir  in  keiner 
deutschen  Stadt,  auch  nicht  in  den  in  dieser  Beziehung  am 
übelsten  beleumundeten.  Die  Bewohner  dieser  Viertel  bilden 
ein  Proletariat  von  einer  Gesunkenheit,  wie  sie  ebenfalls  bei 
uns  nicht  existiert." 

Allein  auf  der  anderen  Seite  ist  ebenso  unzweifelhaft  in 
England  im  übrigen  der  Wohnstandard  der  Bevölkerung, 
auch  schon  der  oberen  Schichten  der  Arbeiter  selbst,  ein 
außerordentlich  viel  höherer  als  bei  uns,  wie  folgende  Ziffern 
beweisen:  von  6131001  Wohnungen  waren  im  Jahre  1892 
in  England  und  Wales  286964  einräumig,  697322  zwei- 
räumig,  756756  dreiräumig,  1464681  hatten  vier  Räume 
und  2925278  sogar  fünf  oder  mehr,  und  in  London  lebten 
1891  386489  Personen  in  172502  einräumigen  Wohnungen 
—  in  Berlin  aber  1895  710322  in  202943  Wohnungen  mit 
nur  einem  heizbaren  Zimmer,  neben  10403  Personen  in 
Wohnungen  ohne  alle  Heizgelegenheit!  Freilich  sind  die 
englischen  Räume  sehr  viel  kleiner  als  die  bei  uns  üblichen, 
allein  englische  Hygieniker  betonen  m.  E.  mit  Recht,  daß 
zwei  Räume  immer  gesundheitlich  besser  sind  als  einer 
von  gleichem  Luftraum,  und  wichtiger  noch  als  ihre  gesund- 
heitliche ist  ihre  sittlich-kulturelle  Bedeutung:  die  Trennung 
von  Eltern  und  Kindern  oder  Geschlechtern,  die  sie  möglich 
machen.  Dementsprechend  ist  auch  der  Begriff  der  „Über- 
füllung'* dort  ein  ganz  anderer  als  bei  uns:  es  gilt  nämlich 
schon  jede  Wohnung  als  überfüllt,  in  der  mehr  als  zwei  er- 
wachsene Personen  (zwei  Kinder  unter  zwölf  Jahren  gleich 
einem  Erwachsenen)  auf  einen  Raum  kommen,  während  man 
sie  auf  dem  Kontinent  erst  mit  vier  oder  gar  sechs  Personen 
pro  Raum  beginnen  läßt.    In  diesem  englischen  Sinne  ist 
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nun  allerdings  die  Übervölkerung  bei  den  untersten  Klassen 
in  den  größeren  englischen  Städten  heute  auch  eine  sehr 
bedeutende,  und  sie  wird  natürlich  um  so  stärker  empfunden, 
als  der  nationale  Wohnstandard  im  übrigen  ein  so  hoher  ist: 
in  ganz  England  und  Wales  umfaßte  die  Zahl  der  in  solchem 
Zustand  der  Überfüllung  wohnenden  Familien  11,3%  der 
Bevölkerung. 

Aber  die  Wohnungsfrage  ist  in  England  im  wesentlichen 
nur  ein  Problem  der  untersten  halbkriminellen  Proletarier- 
schicht und  der  Masse  der  ungelernten  Arbeiter.  Schon 
für  die  gelernten  ist  sie  in  weit  geringerem  Maße  als  bei  uns 
vorhanden  —  mehr  als  eine  Arbeiterwohnungsfrage  aber  gibt 
es  dort  überhaupt  nicht 12 . 

In  Deutschland  dagegen  —  und  in  gleichem  Maße  nur 
in  Deutschland  —  geht  die  Wohnungsfrage  heute  weit  über 
die  Arbeiterklassen  hinaus,  ist  eine  allgemeine,  fast  alle 
Klassen  der  Bevölkerung  treffende  geworden.  Vor  allem  die 
Klassen  mit  festem  Einkommen,  Beamte,  Offiziere  usw., 
wissen  ein  Lied  davon  zu  singen  13.  Zwar  gibt  es  hier  nicht 
gerade  Wohnungselend  und  Wohnungsmängel  der  geschilderten 
Art,  wohl  aber  auch  Wohnungsmangel,  wie  die  obige  Statistik 
der  leerstehenden  Wohnungen  überhaupt  beweist,  und  daher 
sind  sie  im  letzten  Jahrzehnt  ebenfalls  von  fortgesetzten 
Mietsteigerungen  betroffen  worden,  und  fast  alle  Klassen 
müssen  von  Jahr  zu  Jahr  einen  höheren  Prozent- 
satz ihres  Einkommens  für  die  Befriedigung  des 
Wohnungsbedürfnisses  aufwenden  oder  dieses  eben- 
falls einschränken. 

Diese  Entwicklung  hat  —  wie  uns  vor  allem  Eberstadt  in 
seinen  verschiedenen  Schriften  gezeigt  hat 14  —  ihre  Ursache 
in  ganz  besonderen  Verhältnissen  der  städtischen  Bebauung, 
welche  sich  in  Deutschland  zuerst  in  den  siebziger  Jahren 
in  Berlin  ausgebildet  und  von  da  seuchenartig  zunächst  auf 
die  andern  Großstädte  Norddeutschlands,  dann  auch  Süd- 
deutschlands und  schließlich  auch  auf  Mittel-  und  Klein- 
städte ausgebreitet  haben:  es  ist  mit  einem  Wort  der  Sieges- 
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zug  der  Berliner  Mietkaserne  in  Deutschland.  Die  Auf- 
gabe, vor  welche  sich  die  deutschen  Städtebauer  durch  das 
außerordentlich  rasche  Anschwellen  der  großstädtischen  Be- 
völkerung gestellt  sahen,  hat  sie,  wie  Eberstadt  sagt,  über- 
rascht und  so  zunächst  eine  sehr  geistlose  schematische  Lösung 
gefunden.  Weil  sich  die  Straßen  im  Innern  der  Stadt  für 
den  rasch  wachsenden  Verkehr  als  zu  eng  erwiesen,  hat  man 
in  den  ganzen  neuen  Berliner  Stadtteilen  damals,  mit  großer 
Verschwendung  des  Grund  und  Bodens  und  durch  keinerlei 
ästhetisches  Verständnis  behindert,  lauter  breite  geradlinige 
Straßen  geschaffen,  als  sollte  jede  von  diesen  einmal  eine 
Hauptverkehrsader  werden.  Die  Konsequenz  davon  waren 
außerordentlich  tiefe  Baublöcke  und  die  Gestattung  einer 
Gebäudehöhe  bis  zur  Straßenbreite,  d.  h.  im  allgemeinen 
fünf  Geschosse,  sowie  von  Flügel-  und  Hintergebäuden 
im  Innern  des  Baublocks,  wobei  auch  ein  höchst  unglücklicher, 
wie  die  Folge  gezeigt  hat,  ganz  verfehlter  Gedanke  der  Ver- 
mischung der  verschiedenen  Bevölkerungsklassen  —  „Vorder- 
haus" und  „Hinterhaus"  —  Pate  gestanden  hat 15.  So  „häufte 
man  dort  Stockwerk  auf  Stockwerk  und  pferchte  darin  die 
wohnungsbedürftige  Bevölkerung  zusammen."  Die  oben  ge- 
gebene Statistik  der  Wohnungen  im  vierten  oder  einem  höheren 
Stockwerk  und  der  Hinterwohnungen  zeigt  das  Resultat  dieses 
Systems. 

Dadurch  wurde  aber  nicht  nur  eine  so  wenig  erfreuliche, 
neben  allem  übrigen  —  wie  die  große  Sterblichkeit  der  Kinder 
an  Infektionskrankheiten  in  den  Mietkasernen  zeigt  —  auch 
gesundheitlich  sehr  nachteilige  Unterbringung  der  Bevölkerung 
bewirkt,  sondern  auch  zugleich  eine  teurere  als  bei  einer 
anderen  Art  der  Bebauung;  denn  die  Ausdehnung  der  Miet- 
kaserne  auf  die  Außenbezirke  hat  den  Grund  und  Boden 
in  diesen  entsprechend  seiner  Bebaubarkeit  im  Werte  ge- 
steigert, ohne  die  vielfach  behauptete  Ermäßigung  der  Bau- 
kosten per  Wohnung  zu  bewirken,  zumal  sich  bei  ihr  alsbald 
ein  ganz  unnötiger,  unkünstlerischer  und  bei  den  billigeren 
Bauten  natürlich  unechter  Luxus  in  der  Bauausführung  zu 
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entwickeln  begann.  Die  erste  Mietkaseme,  die  an  der  Peripherie 
turmartig  aus  dem  freien  Feld  emporschießt,  schnellt  sofort 
die  Preise  der  sämtlichen  benachbarten  Kartoffel-  und  Kraut- 
äcker bis  zu  ihrem  eigenen  Ertragswert  in  die  Höhe.  So  ent- 
steht das  befremdende  und  überaus  häßliche  Bild,  das  heute 
unsere  deutschen  Städte  —  und  nur  sie  —  fast  überall  an  der 
Peripherie  darbieten:  eben  jene  vereinzelten  Mietkasernen 
im  freien  Feld  —  das  „System  des  Lückenbaus",  wie  Eber- 
stadt es  genannt  hat.  Dadurch  ist  nicht  zum  geringsten  Teil 
die  wilde  Boden-  und  Häuserspekulation  verursacht 
worden,  welche  sich  in  Deutschland  in  den  letzten  Perioden 
des  Aufschwungs  entwickelt  hat  und  die  Hauptursache  der 
unausgesetzten  Mietsteigerungen  geworden  ist.  Denn  Speku- 
lation braucht  Massenartikel,  um  sich  zu  entfalten.  So  wird 
durch  die  wohlorganisierte  Terrainspekulation  schließlich, 
wie  Brentano  von  München  sagt,  ,,die  Stadt  ökonomisch  wie 
mit  Festungsmauern  umschlossen",  und  dadurch  werden  die 
Außengelände  ganz  unnatürlich  verteuert,  und  so  die  Ent- 
lastung des  Stadtinnern  durch  sie  erschwert. 

Diese  Entwicklung  wäre  allerdings  nicht  möglich  gewesen, 
wenn  nicht  zu  jenen  verfehlten  Verwaltungsmaßregeln  der 
schematischen  Bebauungspläne  und  Bauordnungen  noch  die 
eigentümliche  Organisation  des  städtischen  Realkredits 
in  Deutschland  hinzugekommen  wäre:  die  zahlreichen  privat- 
kapitalistischen Hypothekenbanken  mit  dem  Recht  der  Aus- 
gabe von  Pfandbriefen  und  der  Praxis  der  Beleihung  auch 
des  noch  unbebauten  Bodens  zu  seinem  Spekulations-  d.  h. 
künftigen  Werte.  Wie  die  bekannten  Prozesse  der  letzten 
Jahre  gezeigt  haben,  unterlaufen  dabei  sehr  oft  falsche  Taxen, 
aus  denen  sich  nach  und  nach  falsche  Wertbegriffe  bilden. 
Diese  Kreditorganisation  ermöglicht  erst  durch  ihre  so  weit 
gehende  Beleihung  den  schwunghaften,  rein  spekulativen 
Handel  in  Grundstücken  und  Häusern,  das  Kaufen  nicht  nur 
von  künftigen  Baugrundstücken  sondern  auch  Häusern  zum 
Zweck,  sie  möglichst  rasch  wieder  mit  Gewinn  zu  verkaufen, 
was  im  letzteren  Falle  nur  durch  Steigerung  der  Miete  zu 
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erreichen  ist,  —  und  zwar  mit  wenig  Kapital,  weil  nur  geringe 
Anzahlungen  notwendig  sind,  und  alles  übrige  durch  Hypo- 
theken aufgebracht  wird,  in  deren  Erhöhung  auch  jede  neue 
Wertsteigerung  ihren  Ausdruck  findet.  „Das  Wohnhaus  ist 
zur  Marktware  geworden,  und  bei  jedem  Umsatz  des  Bodens, 
des  Handelsobjektes,  erfolgt  eine  Erhöhung  der  Verschuldung 
in  ununterbrochener  Stufenleiter,  eine  förmliche  Aufstapelung 
von  Hypotheken.  Man  meidet  dabei  jede  Entschuldung  des 
Besitzes,  um  die  Rente  künstlich  zu  erhöhen  und  das  Haus 
bald  wieder  mit  Nutzen  zu  verkaufen",  so  faßte  Dr.  Grunen- 
berg  auf  der  letzten  Generalversammlung  des  Rheinischen 
Vereins  für  das  Arbeiterwohnungswesen  diese  Entwicklung 
knapp  zusammen. 

Dadurch  ist  die  ganz  ungeheure  und  stets  fortschreitende 
Bodenverschuldung  in  Deutschland  erzeugt  worden,  die  wir 
in  keinem  anderen  Lande  ähnlich  finden:  sie  belief  sich  im 
Jahre  1898  auf  11,5  Milliarden  Fr.  allein  an  Pfandbriefen, 
also  ohne  die  sehr  umfangreichen  Privathypotheken,  gegen 
2,8  Milliarden  in  Österreich,  2,1  Milliarden  in  Frankreich 
usw. 16.  Die  Kosten  davon  aber  hat  die  große  Masse  der  zur 
Miete  wohnenden  Bevölkerung  —  und  sie  wird  mit  der  Aus- 
dehnung der  Mietkaserne  immer  größer  gegenüber  den  im 
eigenen  Hause  Wohnenden  —  in  den  steigenden  Mieten  tragen 
müssen,  da  das  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  die 
Spekulation  bzw.  die  Boden-  und  Hausbesitzer  in  den  Stand 
setzte,  die  gesamte  Zinsenlast  auf  die  Mieter  abzuwälzen. 

So  sind  die  abnormen  Zustände  entstanden,  daß  ein  hoch- 
verschuldetes Haus  leichter  verkäuflich  ist  als  ein  unver- 
schuldetes, daß  die  Berliner  Mietkasernen  durchschnittlich 
zu  85  %  verschuldet  sind,  und  der  Hausbesitzer  oft  tatsächlich 
nur  der  Vizewirt  seiner  Hypothekengläubiger  ist,  und  daß 
jedes  Steigen  des  Einkommens  der  Mieter  —  z.  B.  auch  eine 
wegen  der  gestiegenen  Mieten  erfolgte  Erhöhung  des  Wohnungs- 
geldzuschusses der  Beamten  —  zu  einer  neuen  Steigerung  der 
Mieten  ausgenutzt  wird.  So  ist,  wo  diese  Verhältnisse  bestehen, 
zur  Ausbildung  gekommen,  was  ich  1902  auf  dem  Inter- 
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nationalen  Wohnungskongreß  in  Düsseldorf  das  „eherne 
Wohngesetz"  genannt  habe17:  die  Mieter  fast  aller  Klassen 
erhalten  heute  bei  uns  nur  das  Existenzminimum  der  Be- 
friedigung des  Wohnungsbedürfnisses,  das  die  Höhe  ihres 
Einkommens  zusammen  mit  den  Gesetzen  ihrer  Klasse  über 
die  Möglichkeit  der  Aftervermietung  und  des  Schlafgänger- 
wesens eben  noch  möglich  macht.  Deshalb  ist  die  Wohnungs- 
frage auch  keineswegs  nur  eine  „Lohnfrage",  wie  die  Sozial- 
demokratie es  meist  darstellt;  denn  solange  diese  Verhältnisse 
bestehen,  nützt  ein  Steigen  der  Löhne  nicht  dem  Mieter, 
auch  vielleicht  nicht  dem  berufsmässigen  Hausbesitzer,  sondern 
nur  dem  in  Grund  und  Boden  spekulierenden  Kapital. 

Und  darum  ist  die  Wohnungsnot  heute  in  Deutschland  ein 
Problem,  das  die  verschiedensten,  sonst  in  ihren  wirtschaft- 
lichen Interessen  getrennten  und  oft  einander  entgegen- 
stehenden Klassen  eint  —  mit  Ausnahme  einer  dünnen  be- 
günstigt, erexi  Oberschicht  gilt  hier  für  alle:  Tua  res  agitur! 
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II. 

Die  Lösung  der  Kleinwohnungsfrage 

(1907) 


I. 

Die  Lösung  der  Kleinwohnungsfrage  hat  in  Deutschland 
mit  größeren  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  als  in  anderen 
Ländern,  wie  beispielsweise  in  England,  Belgien  und 
Frankreich.  Denn  sie  erschöpft  sich  bei  uns  nicht  in  den 
Mißständen,  welche  überall  mit  ihr  verbunden  sind:  unzu- 
reichende Beschaffung  von  Wohnungen  für  die  arbeitenden 
Klassen  durch  das  private  Baugewerbe  und  unzureichende 
Gestaltung  der  vorhandenen  durch  bauliche  Mängel  oder 
Vernachlässigung  seitens  der  Mieter,  insbesondere  aber  durch 
Überfüllung  — Wohnungsmangel  und  Wohnungsmängel. 
Sie  ist  vielmehr  bei  uns  zugleich  auch  ein,  und  zwar  der  größte 
Bestandteil  einer  allgemeinen  Wohnungsfrage,  welche  heute 
in  Deutschland,  wenigstens  in  den  meisten  Groß-  und  Mittel- 
städten, d.  h.  im  Herrschaftsgebiet  der  gedrängten  Bauweise 
oder  des  vielstöckigen  Etagenhauses  (populär  ,, Mietkaserne" 
genannt)  —  und  schon  fängt  die  Entwicklung  an,  auf  Klein- 
städte, ja  auf  das  Land  hinüberzugreifen  —  fast  alle  Klassen 
der  Bevölkerung,  von  einer  kleinen  obersten  Schicht  ab- 
gesehen, erfaßt.  Sie  besteht  in  dem  fortdauernden  Steigen 
der  Mietpreise,  das  selbst  in  Perioden  wirtschaftlichen  Rück- 
gangs keinen  Rückschlag  erfährt,  sondern  weitergeht  oder 
höchstens  vorübergehend  zum  Stehen  kommt  und  in  den 
Zeiten  des  Aufschwungs  vielfach  die  Steigerung  des  Ein- 
kommens übertrifft,  insbesondere  aber  jede  bekannt  werdende 
Einkommensvermehrung  aufsaugt. 

In  Berlin  ist  die  Wohnungsmiete  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
von  103  Mk.  im  Jahre  1870  auf  195  Mk.  im  Jahre  1901  ge- 
stiegen1, und  von  1891  bis  1901  ist  der  Mietaufwand  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  in  Berlin  von  170,9  auf  194,6  Mk.,  also  um 
13,9  %  gestiegen,  während  er  in  der  gleichen  Zeit  in  Paris  von 
236,7  auf  234,15  Fr.  gefallen  ist,  obwohl  die  Bevölkerungs- 
zunahme in  beiden  Städten  nicht  sehr  verschieden  war  (in 
Berlin  1,82%  jährlich,  in  Paris  1,19  %)  a.  In  "der  deutschen 
"Wirtschaftskrisis  oder  „Depression"  von  1900  und  1901  aber, 
als  der  Zuzug  nach  Berlin  1901  auf  ein  Viertel  der  Vorjahre 
fiel,  auf  eine  seit  1869  beispiellos  niedrige  Ziffer,  und  die  Arbeits- 
löhne der  ansässigen  Bevölkerung  selbst  zurückgingen,  trat 


kehl  Sinken  der  Mieten  der  Kleinwohnungen  ein,  sondern  sie 
wurden  umgekehrt  sogar  infolge  des  Steigens  der  Hypotheken- 
zinsen um  10  %  erhöht 3.  Die  Charlottenburger  Armenverwaltung 
berichtet  1903  von  „unverändertem  Fortbestehen  der  hohen 
Mietpreise  für  kleine  Wohnungen":  der  Durchschnittspreis 
der  von  Armen  bewohnten  Einzimmerwohnungen  hat  die 
Höhe  von  260  Mk.  (!)  erreicht,  nachdem  er  1900  nur  196  Mk. 
bei  einem  Durchschnittspreis  aller  vorhandenen  Einzimmer- 
wohnungen von  217  Mk.  betragen  hatte 4.  In  Hessen 
hatten  1904  in  den  kleineren  Städten  60  bis  70  %,  in  den 
größeren  80  bis  85  %  der  Einkommensteuerpflichtigen  ein 
Einkommen,  aus  dem  sie  das  durchschnittliche  Minimum 
an  Wohnraum  (3  Räume  inklusive  Küche)  nicht  bezahlen 
könnten,  darunter  allerdings  viele  ledige  Personen5.  Eine  durch 
die  gemeinnützigen  Bauvereine  der  Rheinprovinz  veranstaltete 
Erhebung  über  die  Wohnungsverhältnisse  in  der  Rheinprovinz 
im  Jahre  1902  ergab  ebenfalls,  daß,  „wenn  auch  die  Krisis 
an  manchen  Orten  ein  die  Wohnungsnot  zeitweilig  milderndes 
Moment  gebildet  hat,  dieser  Einfluß  doch  gering  anzuschlagen 
ist  gegenüber  den  noch  bestehenden  schlechten  Zuständen". 
„Auf  keinen  Fall  —  sagt  Brandts  —  kann  zugestanden  werden, 
daß  die  Krisis  die  Wohnungsnot  allgemein  gemindert  hätte"  6. 
Selbst  in  Mannheim,  wo  der  1900  nur  1,3  betragende  Prozent- 
satz der  leerstehenden  Wohnungen  1901  auf  5,12  und  1902 
sogar  auf  6,76  stieg,  die  „seit  dem  Sommer  1900  rapid  zurück- 
weichende Wirt  Schaftskonjunktur  den  Zuzug  hemmte  und 
durch  Arbeiterentlassungen  sogar  ein  massenhaftes  Abströmen 
der  Bevölkerung  nach  auswärts  bewirkte",  übte  dies  nur  einen 
„unerheblichen  Druck"  auf  die  Höhe  der  Mietpreise  7.  November 
1905  war  hier  jedoch  der  Prozentsatz  der  leerstehenden 
Wohnungen  mit  2,71  bereits  wieder  unter  dem  gewöhnlich 
angenommenen  —  allerdings  vielfach  als  wissenschaftlich 
nicht  brauchbar  angefochtenen 8  —  sogenannten  „Normal- 
satz"  von  3  %  zurückgegangen  und  erreichte  November  1906 
mit  11,07,  ja  bei  den  Kleinwohnungen  sogar  nur  0,7  %,  die 
niedrigste  je  bekannt  gewordene  Ziffer,  so  daß  „heute  in  Mann- 
heim tatsächlich  eine  Wohnungsnot  herrscht,  die  zu  ernsten 
Besorgnissen  Anlaß  gibt."  Im  Zusammenhang  damit  trat  ein 
starkes  Anwachsen  der  Mietpreise  ein:  es  stiegen  von  November 
1904  bis  1906  in  der  Altstadt  der  Durchschnittspreis  von 
1  Zimmer  ohne  Küche  um  10  %,  von  1  Zimmer  mit  Küche 
4,47%,  2  Zimmer  ohne  Küche  11,96%,  2  Zimmer  mit  Küche 
8,49%,  3  Zimmer  7,4%,  4  Zimmer  74,86%  und  5  Zimmer 
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18.33  %9.  Die  stärkste  Mietsteigerung  ist  also  bei  den  mittleren 
Wohnungen  von  4  Zimmern.  Der  Bericht  über  die  Essener 
Wohnungsinspektion  im  Jahre  1905  verzeichnet  einen  Rückgang 
der  Beanstandungen  wegen  Überfüllung  infolge  der  erheblichen 
Lohnsteigerungen,  welche  während  des  Berichtsjahres  zahlreiche 
Familien  in  den  Stand  setzten,  ihre  Wohnungsbedürfnisse  aus- 
kömmlicher zu  befriedigen,  stellt  es  aber  in  Frage,  ob  dies  im 
folgenden  Jahre  bei  der  Ende  1905  und  Anfang  1906  durch- 
geführten beträchtlichen  „Mietenheraufsetzung"  ebenso  der  Fall 
sein  wird10.  Auch  hier  also  die  „Schraube  ohne  Ende",  von 
der  Eberstadt  mit  Recht  spricht11. 

Es  ist  daher,  sehr  mit  Unrecht,  neuerdings  verschiedentlich 
—  so  besonders  von  Pohle  auf  dem  ersten  Frankfurter  Wohnungs- 
kongreß 1904  12  —  zur  Bestreitung  des  Vorhandenseins  einer 
solchen  allgemeinen  Wohnungsfrage  großes  Gewicht  auf  eine 
in  neuerer  Zeit  eingetretene  Verbesserung  der  Wohnungs- 
verhältnisse seit  1870  gelegt  worden.  Diese  wird  vor  allem 
darin  gesehen,  daß  die  Zimmerzahl  der  Wohnungen  vielfach 
etwas  zugenommen  hat.  Dies  hängt,  wie  Böhrnert  richtig 
ausführt,  damit  zusammen,  daß  im  Vergleich  zu  den  siebziger 
Jahren  in  den  meisten  älteren  Großstädten  eine  fühlbare 
Verlangsamung  der  Volkszunahme  eingetreten  ist,  während 
der  steigende  Wohlstand  eine  Beschleunigung  in  der  Her- 
stellung neuer  Wohnungen  gestattete.  „Die  neugebauten 
Häuser  haben  aber  den  Fortschritten  der  Technik  und  den 
gesteigerten  Ansprüchen  an  Komfort  entsprechend  auch  fast 
durchweg  größere  Wohnungen  aufzuweisen.  Jeder  Vergleich, 
der  alte  und  neue  Stadtteile  zusammenwirft,  muß  daher  für 
die  neuere  Zeit  zu  Durchschnittszahlen  gelangen,  die  günstiger 
sind  als  die  Zahlen  aus  Zeiten,  wo  diese  neuen  Stadtteile 
noch  nicht  bestanden  .  .  .  Aber  es  wäre  recht  wohl  möglich, 
daß  diese  Besserung  ihren  Grund  nur  in  den  neueren  Stadt- 
teilen hat,  während  die  Verhältnisse  in  den  älteren  Stadt- 
teilen dieselben  geblieben  oder  sogar  schlechter  geworden 
sind"  13.  Nun  beweist  aber  zunächst  eine  Zunahme  der  aus 
3  Räumen  inkl.  Küche  bestehenden  Wohnungen  bei  gleich- 
zeitiger Abnahme  der  kleineren  Wohnungen,  wie  sie  auch  der 
Landeswohnungsinspektor  von  Hessen  in  seinem  Jahresbericht 
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für  das  Jahr  1904  14  feststellt,  wie  hier  sehr  richtig  betont 
wird,  keineswegs  ohne  weiteres  eine  Hebung  des  Wohnungs- 
wesens. ,,Daß  dies  hier  und  da  tatsächlich  vorkommt,  ist 
richtig,  aber  ebenso  richtig  ist,  daß  die  Übernahme  einer 
größeren  Wohnung  in  sehr  vielen  Fällen  die  Einrichtung 
eines  »möblierten  Zimmers'  oder  von  Schlafstellen  im  Ge- 
folge hat,  die  betreffenden  Familien  sich  also  nicht  ver- 
bessern, sondern  wahrscheinlich  gar  nicht  selten  ver- 
schlechtern". Einen  schlagenden  Beweis  dafür  liefern  die 
Feststellungen  über  den  Umfang  der  „Teilwohnungen"  in 
München  15. 

Außerdem  aber  geben  die  statistischen  Durchschnittsziffern 
wie  ein  so  kompetenter  Beurteiler,  wie  der  Direktor  des  Stati- 
stischen Amts  von  Bremen,  Dr.  Böhmert  selbst  sagt,  ,,bei  der 
Wohnungsstatistik  überhaupt  zu  außerordentlichen  Bedenken 
Anlaß,  und  man  kann  nur  dringend  davor  warnen,  aus  ihnen 
irgendwelche  allgemeinen  Schlüsse  zu  ziehen".  Und  zwar 
deswegen,  weil  ein  geeigneter  Maßstab  zum  Vergleichen  fehlt. 
Ein  solcher  ist  höchstens  im  Mietpreis  einigermaßen  gegeben; 
gerade  die  Vergleiche  auf  Grund  der  Mietpreise  aber  er- 
geben fast  durchweg  eine  außerordentliche  Verteuerung  seit 
1870.  Bei  Vergleichen  nach  der  Zimmerzahl,  deren  Ergeb- 
nisse günstiger  sind,  zeigt  sich  dieser  Mangel  in  der  großen 
Verschiedenheit  des  Begriffs  „Zimmer"  oder  „Wohnraum". 
Die  allgemeinen  Durchschnittszahlen  der  Wohnungsstatistik, 
die  übrigens  höchstens  ergeben,  daß  die  Verhältnisse  sich  im 
aligemeinen  etwas  gebessert  haben,  von  einer  entscheidenden 
Besserung  aber  auch  nichts  erkennen  lassen,  sind  daher  nach 
Böhmert  überhaupt  keine  geeignete  Grundlage  für  Vergleiche, 
das  wichtigere  und  wertvollere  Material  liefern  vielmehr  die 
Einzeluntersuchungen,  und  diese  ergeben  jedenfalls  soviel, 
daß  „noch  in  der  allerjüngsten  Zeit  in  vielen,  sogar  in  den 
reichsten  Städten  außerordentlich  traurige  Zustände  vor- 
handen waren,  trotz  aller  ziffernmäßigen  Besserung."  Und 
dies  ist,  wie  Böhmert  sehr  richtig  betont,  neben  der  beständigen 
Verteuerung  der  wichtigste   Grund  der  Reformbewegung. 
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„Möglich,  —  sagt  er  —  daß  die  Zahl  der  unbedingt  schlechten 
Wohnungen  im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  früher  noch  größer 
war,  der  absoluten  Zahl  nach  sind  sie  jetzt  jedenfalls  zahl- 
reicher als  zu  irgendeiner  früheren  Zeit.  Es  sind  Wohnungen,  in 
denen  nur  ein  verkommenes,  um  alle  Lebensfreude  betrogenes 
Geschlecht  aufwachsen  kann.  Ein  sehr  großer  Teil  dieses 
Elends  und  der  Verteuerung  der  Wohnungen  aber  beruht 
auf  Tatsachen,  die  einer  Beeinflussung  durch  wohnungs- 
politische Maßnahmen  durchaus  zugänglich  sind :  eine 
energische  Wohnungsinspektion  kann  mit  gesundheitsschäd- 
lichen Wohnungen  aufräumen,  das  Elend  des  Abvermietungs- 
wesens  an  Schlafgänger  beruht  auf  polizeilicher  Duldung, 
auch  die  unnatürliche  Steigerung  der  Grundrente  kann  wirk- 
sam bekämpft  werden.  Der  Nachweis,  daß  die  Wohnungs- 
verhältnisse immer  schlechter  werden,  würde  der  gefährlichste 
Einwand  gegen  eine  solche  Wohnungsreform  sein,  denn  er 
würde  beweisen,  daß  sie  nichts  nutzt.  Die  Hoffnung  auf 
Besserung  ist  also"  —  wie  schon  in  Frankfurt  ausdrücklich 
betont  wurde,  und  auch  Pohle  selbst  zugibt  —  „die  Lebens- 
bedingung der  Wohnungsreform." 

„Aber  es  gibt  auch  noch  eine  andere,  viel  wichtigere  Recht- 
fertigung der  Reformbewegung,  der  gegenüber  die  Frage,  ob 
die  Verhältnisse  um  ein  weniges  besser  oder  schlechter  ge- 
worden sind,  gänzlich  gleichgültig  ist.  Das  ist  das  Bewußt- 
sein der  Massen  von  der  Unzulänglichkeit  unserer  Wohnungs- 
zustände.  Was  man  nicht  empfindet  oder  was  man  nicht 
ändern  kann,  darüber  pflegt  man  keine  Worte  zu  verlieren. 
Die  Menschenmassen,  die  vor  dreißig  Jahren  in  unsere 
damals  viel  kleineren  Städte  hereinströmten,  kamen  zum 
großen  Teil  vom  platten  Land  oder  von  kleineren  Städten, 
sie  brachten  einen  an  harte  Daseinsbedingungen  gewöhnten 
Körper  mit,  ihre  Kulturb edürfnisse  waren  gering  und  er- 
streckten sich  jedenfalls  nicht  auf  die  Art  der  Behausung. 
Darin  ist  ein  fühlbarer  Umschwung  eingetreten.  Unsere 
heutigen  Großstädter  stammen  zum  großen  Teil  schon  von 
Großstädtern  ab,  sie  sind  im  Banne  der  städtischen  Kultur 
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aufgewachsen,  sie  empfinden  nicht  nur  das  Gesundheits- 
schädliche, sondern  auch  das  Kulturwidrige  unseres  heutigen 
städtischen  Wohnungswesens  viel  schärfer.  Dieses  Bewußt- 
sein der  Massen,  und  zwar  nicht  nur  der  Arbeitermassen, 
sondern  vor  allem  auch  der  Kleinbürger  und  Beamten,  ist 
die  Quelle,  aus  der  die  Reformbewegung  immer  unwider- 
stehlicher hervorquillt.  Diese  Massen  haben  das  Bewußtsein, 
daß  sie  nicht  nur  in  unleidlichen  Wohnungsverhältnissen 
leben,  sondern  daß  auch  die  Mittel  vorhanden  sind,  um  ihnen 
zu  helfen"  l6. 

II. 

Daraus  erklärt  sich,  daß  die  Kleinwohnungsfrage  in  Deutsch- 
land nicht  isoliert  durch  Maßnahmen  zur  Beseitigung  vor- 
handener Mißstände  in  den  Wohnungen  und  der  Art  ihrer 
Benutzung  sowie  zur  Beförderung  des  Baues  von  geeigneten 
Kleinwohnungen  zu  lösen  ist.  Was  zunächst  die  ersteren  an- 
langt, so  hat  das  Problem  der  Wohnungspolizei  und 
Wohnungsaufsicht  in  den  letzten  Jahren  in  den  deutschen 
Einzelstaaten,  insbesondere  in  Hessen,  Bayern  und 
Württemberg,  durch  Landesgesetze  oder  Verordnungen 
eine  weitgehende  Förderung  und  zum  Teil  vortreffliche  Lösung 
gefunden.  Auch  in  Baden  finden  sich  in  der  neuen  Landes- 
bauordnung ausgezeichnete  Bestimmungen  11 . 

Dagegen  ist  in  dem  größten  deutschen  Einzelstaat,  in 
Preußen,  die  einheitliche  landesgesetzliche  Regelung  der 
Materie  noch  nicht  gelungen,  der  im  Jahre  1904  veröffent- 
lichte Entwurf  eines  Wohnungsgesetzes  mit  ebenfalls  im 
ganzen  befriedigenden  Vorschriften  noch  nicht  Gesetz  ge- 
worden. Dies  ist  sehr  zu  bedauern.  Denn  wenn  —  wie  Brandts18 
richtig  ausführte,  —  das,  was  der  Entwurf  bot,  nicht  viel  war 
und  er  den  stolzen  Namen  eines  „Gesetzes  betr.  die  Ver- 
besserung der  Wohnungsverhältnisse"  nicht  verdiente,  so  be- 
deutete er  doch  andererseits,  wie  dieser  und  andere  Beurteiler 
anerkannten,  immerhin  einen  wichtigen  Schritt  vorwärts, 
„eine  bedeutsame  Verwaltungsmaßnahme,  die  unter  richtiger 
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Anpassung  an  die  gegebenen  Verhältnisse  die  Möglichkeit 
für  eine  gesunde  und  sozialpolitisch  notwendige  Fort- 
entwicklung des  städtischen  Wohnungswesens  zu  schaffen 
sucht"  19.  Der  Entwurf  ist  bis  jetzt  wesentlich  wegen  des 
Widerstandes  der  Oberbürgermeister  nicht  Gesetz  geworden, 
welche  besonders  durch  die  Bestimmungen  über  Bebauungs- 
plan, Straßenbau  und  Bauordnung  die  gemeindliche  Selbst- 
verwaltung gefährdet  erachteten  —  sehr  mit  Unrecht,  denn 
der  Entwurf  würde  ,, nach  jeder  Richtung  die  Selbstverwaltung 
aktionsfähiger  und  freier  gestalten  und  sie  instand  setzen, 
die  städtische  Bodenpolitik  und  damit  das  gesamte  städtische 
Wesen  in  richtige  Bahnen  zu  leiten 20.  Denn  der  größte 
Schaden  für  die  Selbstverwaltung  ist  —  wie  Eberstadt  sehr 
richtig  sagt  —  die  vorbehaltlose  Überlassung  von  Befugnissen, 
die  große  ökonomische  Werte  und  Vorteile  in  sich  schließen." 

Trotz  diesem  erfreulichen  energischen  Vorgehen  der  Einzel-, 
insbesondere  Mittelstaaten,  auf  diesem  Gebiete  ist  aber  m.  E. 
nach  wie  vor  eine  reichsgesetzliche  Regelung  möglich 
und  wünschenswert,  um  die  einheitliche  Durchsetzung  wenig- 
stens gewisser  Mindestanforderungen  für  das  ganze  Deutsche 
Reich  zu  erreichen,  über  welche  die  Einzelstaaten  dann  je 
nach  den  klimatischen  oder  sozialen  Verhältnissen,  in  ihren 
Anforderungen  hinausgehen  können,  sowie  um  eine  einheit- 
liche Organisation  der  Wohnungsinspektion  analog  der  Fabrik- 
inspektion zu  schaffen.  Das  Einfachste  wäre  unseres  Er- 
achtens die  Behandlung  des  Vermietens  als  Gewerbe,  was 
es  heute  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  in  der  Tat  ist,  und  Unter- 
werfung unter  die  Gewerbeordnung.  Auch  für  eine  Reichs- 
bauordnung tritt  Oberbaurat  Professor  Baumeister  nocli 
neuerdings  wieder  mit  guten  Gründen  ein  21. 

Überall  aber,  wo  die  Wohiiungsinspektion  bis  jetzt  zur 
Einführung  und  wirklichen  Durchführung  gekommen  ist 22, 
haben  die  bisherigen  Erfahrungen  ergeben,  daß  es  wohl  in 
erheblichem  Umfang  und  ohne  große  Schwierigkeiten  möglich 
ist,  einzelne  durch  Schuld  der  Vermieter  oder  Mieter  ent- 
standene Mängel  der  Wohnungen  zu  beseitigen,  daß  die 
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Wohnungspolizei  und  Wohnungsinspektion  aber  versagt  gegen- 
über dem  Hauptproblem:  der  Überfüllung.  Die  strenge 
Durchführung  der  in  bezug  auf  diese  gegebenen  Vorschriften 
hat  sich  in  den  meisten  Fällen  als  unmöglich  erwiesen,  weil 
sonst  viele  Familien  oder  Einzelpersonen  hätten  auf  die  Straße 
geworfen  werden  müssen,  ist  also  an  dem  Mangel  an  Klein- 
wohnungen gescheitert.  Daher  hat  man  seit  Jahren  die  Not- 
wendigkeit von  Maßnahmen  zur  Beförderung  des  Baues  von 
Kleinwohnungen  erkannt  und  auf  diesem  Gebiete  hat  sich 
in  der  Neuzeit  gerade  in  Deutschland  eine  außerordentlich 
rege  Tätigkeit  der  verschiedensten  Faktoren  entfaltet. 

III. 

Insbesondere  sind  zur  Beförderung  des  Baues  von  Klein- 
wohnungen durch  die  sog.  gemeinnützige  Bautätigkeit 
in  Deutschland  sowohl  seitens  des  Reiches  wie  seitens  der 
Einzelstaaten  in  der  jüngsten  Zeit  eine  Reihe  von  Maß- 
regeln ergriffen  und  große  Summen  aufgewendet  worden  239 
Das  Deutsche  Reich  hat  bis  jetzt  (1906)  rund  21  Mill.  Mk., 
der  preußische  Staat  69,5  Mill.  Mk.  an  Baudarlehen  zur 
Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens  zur  Verfügung  ge- 
stellt, zusammen  also  90,5  Mill.  Mk.  Dazu  kamen  bis 
1904  133  Mill.  seitens  der  Landesversicherungsanstalten24. 
Allein  so  sehr  diese  Entwicklung  auch  mit  Freuden  zu 
begrüßen  ist,  wir  müssen  uns  doch  vor  ihrer  Überschätzung 
hüten,  denn  alles  in  allem  genommen,  hat  diese  ganze  gemein- 
nützige Bautätigkeit,  insbesondere  die  der  Baugenossenschaften, 
gegenüber  der  Größe  des  Problems  bis  jetzt  quantitativ  doch 
nur  recht  wenig  geleistet 25 .  Ihre  Bedeutung  ist  vorwiegend 
eine  vorbildliche  26 :  zunächst  in  der  technischen  Ausgestaltung 
der  einzelnen  Wohnungen,  der  Erfüllung  der  hygienischen  An- 
forderungen an  die  Wohnräume  usw.,  dann  auch  zum  Teil  in 
bezug  auf  die  Preisansetzung,  indem  die  von  ihr  geschaffenen 
Wohnungen  vielfach  nicht  nur  besser,  sondern  auch  absolut 
billiger27  als  Wohnungen  gleicher  Größe  am  Ort  sind;  es 
wird  dies  teils  durch  die  Vorteile  des  Großbetriebs,  teils  durch 
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den  billigen  Kredit,  welchen  die  gemeinnützige  Bautätigkeit 
genießt,  ermöglicht.* Sie  vermag  aber  schon  deswegen  niemals 
die  Lösung  des  ganzen  Problems  zu  bewirken,  weil  ihre  Erfolge 
an  bestimmte  Voraussetzungen  geknüpft  sind  und  daher  wohl 
eigentlich  nur  den  oberen  Schichten  der  Arbeiter,  den  ge- 
lernten oder  doch  jedenfalls  den  regelmäßig  beschäftigten 
Arbeitern  zugute  kommen.  Gerade  für  die  untersten  Klassen, 
also  diejenigen,  wo  die  Not  am  größten  ist,  versagt  sie  da- 
gegen aus  inneren  Gründen:  für  sie  muß  durchaus  mit  dem 
privaten  Baugewerbe  gerechnet  werden,  da  auch  die  Be- 
schaffung von  Wohnungen  für  sie  durch  die  Kommune  nur 
als  Ausnahme  (etwa  bei  Sanierungen  oder  einer  akuten 
Wohnungsnot),  nicht  als  Regel  in  Frage  kommen  kann. 

Außerdem  aber  ist  die  gemeinnützige  Bautätigkeit,  ins- 
besondere die  der  Baugenossenschaften,  auch  da,  wo  jene 
Voraussetzungen  erfüllt  sind,  sowohl  in  bezug  auf  den  Um- 
fang als  auch  die  äußere  Gestaltung  der  von  ihr  beschafften 
Kleinwohnungen  auf  Schritt  und  Tritt  durch  die  hohen  Boden- 
preise gehemmt,  welche  heute  in  den  deutschen  Groß-  und 
Mittelstädten  herrschen  und  die  eigentliche  Ursache  der  all- 
gemeinen Wohnungsfrage  bilden  28. 

IV. 

Diese  hohen  Bodenpreise  sind  aber  nur  zum  Teil  die 
unausbleibliche  Wirkung  der  starken  Einwanderung  in  die 
Städte,  wie  sie  sich  in  Deutschland  Hand  in  Hand  mit  seiner 
neuzeitlichen  industriellen  Entwicklung  vollzogen  hat.  Zu 
einem  großen  Teil  sind  sie  nicht  natürlich,  sondern  künstlich 
in  die  Höhe  getrieben  durch  die  in  Deutschland  zu  so  starker 
Ausdehnung  gelangte  Bodenspekulation,  welche,  wie  es 
namentlich  Rudolf  Eberstadt  gezeigt  hat,  den  ganzen  modernen 
Städtebau  in  Deutschland  beherrscht 29.  Diese  Herrschaft 
der  Bodenspekulation  im  heutigen  deutschen  Städtebau  be- 
wirkt nicht  nur  höhere  Bodenpreise  und  infolgedessen  auch 
Mieten,  als  wir  ohne  sie  haben  würden,  sondern  verursacht 
außerdem  auch  noch  direkt,  daß  der  Bau  von  Kleinwohnungen 
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heute  in  Deutschland  in  ganz  besonders  hohem  Maße  hinter 
der  Nachfrage  zurückbleibt.  Die  Bodenspekulation  zwingt 
nämlich  das  Baugewerbe,  das  sich  vor  allem  seines  Kapital- 
bedarfs wegen  durchaus  in  Abhängigkeit  von  ihr  befindet, 
sich  in  einer  falschen  Richtung  zu  betätigen,  indem  sie  die 
Baustellen  bereits  mit  Plänen  zum  Bau,  ,,mit  Bauzeichnung", 
liefert  und  auf  einer  bestimmten,  größere  Gewinne  versprechen- 
den Bauweise  besteht.  Der  Bauunternehmer,  sagt  Eberstadt, 
führt  die  Wohnungen  in  der  Form  und  Preislage  aus,  wrie 
sie  der  Bodenspekulant  ausrechnet.  Daraus  erklärt  es  sich, 
daß  heute  in  den  deutschen  Groß-  und  Mittelstädten  fast 
allenthalben  mittlere  und  größere  Wohnungen  in  Überfluß 
gebaut  werden,  die  kleinen  aber  meistens  hinter  dem  Bedarf 
zurückbleiben 30.  Die  Folge  davon  ist  u.  a.  die  sehr  große, 
höchst  unerfreuliche  Ausdehnung,  welche  die  Teilung  solcher 
zu  großen  Wohnungen  in  mehrere  „Teilwohnungen"  und 
das  Aftermieter-  und  Schlafgängerwesen  neuerdings  er- 
langt haben  31 . 

Nun  beruht  diese  Herrschaft  der  Spekulation  im  heutigen 
deutschen  Städtebau  aber,  wie  wiederum  Eberstadt  vor 
allem  gezeigt  hat,  auf  Einrichtungen  des  Rechts  und  der 
Verwaltung,  insbesondere  in  letzter  Linie  auf  unserer  heutigen 
Organisation  des  städtischen  Realkredits,  unserem  Grund- 
buch- und  Hypothekenwesen.  Dieses  gewährt  in  Ver- 
bindung mit  den,  wenigstens  in  Preußen,  höchst  mangel- 
haften Einrichtungen  des  Taxwesens,  der  Bodenspekulation 
große  Vorteile.  Es  ermöglicht  den  Ankauf  von  Grundstücken 
oder  Häusern  mit  sehr  geringer  oder  gar  keiner  Anzahlung 
und  verwandelt  jeden  bei  einem  Verkauf  erzielten  Gewinn 
in  eine  neue  hypothekarische  Last.  So  erhöht  sich  bei  dem 
städtischen  Grundbesitz  gerade  in  Zeiten  steigenden  Er- 
trages die  Verschuldung  —  eine  ganz  offenbare  Anomalie  32. 
Die  weitere  Folge  ist  ein  kapitalschwacher  Hausbesitzer,  der 
oft  praktisch  nur  noch  die  Funktionen  des  Hausverwalters 
für  die  Hypothekengläubiger  auszuüben  hat,  und  der  geradezu 
gezwungen  ist,  jede  Verbesserung  in  der  Zahlungsfähigkeit 
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größerer  Mieterkreise  (Lohnerhöhung,  Erhöhung  der  Wohnungs- 
geldzuschüsse usw.)  zu  einer  neuen  Mietsteigerung  auszu- 
nützen, während  er  anderseits  in  Zeiten  rückläufiger  Kon- 
junktur wegen  des  Steigens  des  Zinsfußes  der  Hypotheken 
auch  nicht  mit  der  Miete  heruntergehen  kann,  sondern  sie 
im  Gegenteil  selbst  dann  weiter  zu  steigern  suchen  muß  und 
damit  auch,  wie  die  Krisis  von  1900  auf  1901  in  Berlin  be- 
wiesen hat,  Erfolg  haben  kann.  In  allen  diesen  Umständen 
liegt  eine  wesentliche  Ursache  der  heutigen  hohen  Miet- 
preise. 

V. 

Zugleich  sind  aber  die  Kleinwohnungen,  welche  gebaut 
werden,  in  den  deutschen  Mittel-  und  Großstädten,  und 
schon  fängt  diese  Entwicklung  an,  auch  auf  die  Kleinstädte 
und  das  platte  Land  überzugreifen 33,  teils  infolge  dieser  Herr- 
schaft der  Spekulation  und  der  durch  sie  bewirkten  Steigerung 
des  Bodenpreises,  teils  infolge  unrichtiger  schematischer  Be- 
bauungspläne und  Bauordnungen,  auch  in  der  Form  un- 
befriedigend :  ein  schachbrettartiger  Bebauungsplan  mit  lauter 
unnötig  breiten  Straßen  hat  nach  dem  Grundsatz,  daß  die 
Höhe  der  Gebäude  die  Straßenbreite  nicht  überschreiten,  aber 
erreichen  darf,  dazu  geführt,  daß  überall,  auch  an  der  äußersten 
Peripherie,  wo  Flachbau  mit  niedrigen  Reihenhäusern  das  Natür- 
liche wäre,  vielstöckige  Etagenhäuser,  Massenmiethäuser  (,, Miel  - 
kasernen"  im  weiteren  populären  Sinn,  wie  in  dem  besonderen 
engeren  Berliner  Sinn  mit  Seitenflügeln  und  Hintergebäuden) 
als  die  ausschließlich  herrschende  und  jede  andere  verdrängende 
Bauform  entstanden  sind  und  die  heutigen  Kleinwohnungen 
enthalten.  Der  für  diese  Bauform  in  Anspruch  genommene 
wirtschaftliche  Vorteil  34  ist  keineswegs  nachzuweisen,  da 
die  Behauptung,  daß  sich  die  Baukosten  mit  steigender 
Stockwerkszahl  bei  gleicher  Bauausführung  relativ  ver- 
billigten, nur  bis  zum  dritten  Geschoß  einschließlich  zutreffend 
ist,  die  Mietkäserne  aber  vielmehr  einen  großen  Luxus  im 
Bauen  erzeugt  hat  35  und  dadurch  sowie  durch  ihren  engen 
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Zusammenhang  mit  der  Boden-  und  Häuserspekulation  in 
letzter  Linie  auch  die  Mieten  verteuert.  Auf  der  anderen 
Seite  aber  bedeutet  diese  gedrängte  Bauweise  unstreitig  eine 
hygienisch,  ästhetisch  und  sozial  tiefer  stehende  Befriedigung 
des  Wohnungsbedürfnisses,  als  sie  bei  gleichem  oder  ge- 
ringerem Aufwand  im  Flachbau  möglich  wäre.  Die  Miet- 
kaserne —  sagt  Eberstadt  —  ist  nicht  allein  die  sozial  und 
hygienisch  schlechteste,  sondern  auch  die  wirtschaftlich  un- 
vorteilhafteste Bauform  36. 

Das  eigentliche  Gebiet  der  Wohnungsfrage  bilden  daher, 
wie  Eberstadt  sagt,  heute  keineswegs  die  konjunkturmäßigen 
Schwankungen  zwischen  Wohnungsmangel  und  Überproduktion, 
sondern  die  Wohnungsproduktion  ist  heute  im  größten  TeiL 
von  Deutschland  in  ihrem  ganzen  Aufbau  verfehlt,  und  die 
Wohnungen  selbst  sind  auch,  abgesehen  von  ihrer  Wert- 
teuerung und  Knappheit,  in  ihrer  ganzen  Anlage  unbefriedigend. 

Deshalb  ist  zur  Lösung  der  Kleinwohnungsfrage 
in  Deutschland  eine  umfassende  Wohnungsreform 
großen  Stiles  notwendig. 

Sie  muß  die  vier  Grundzüge  des  modernen  Städtebaus 
berücksichtigen,  welche  ihn,  wie  Eberstadt  dargelegt  hat  37, 
von  dem  aller  früheren  Perioden  unterscheiden:  1.  die  voll- 
ständige Umkehrung  in  der  Stellung  des  Zentrums  und  der 
Außenbezirke,  der  zentrifugale  Charakter  der  modernen  Stadt- 
anlagen an  Stelle  des  früheren  zentripetalen;  2.  die  heutige 
regelmäßige  Trennung  von  Wohnstätte  und  Arbeitsstätte  in 
der  Großstadt,  infolge  deren  heute  zum  ersten  Male  reine 
Wohnstadtteile  zu  errichten  sind;  3.  die  veränderte  soziale 
Schichtung  der  städtischen  Bevölkerung,  infolge  deren  Klein- 
wohnungen und  kleine  Mittelwohnungen  heute  mindestens 
85%  sämtlicher  städtischer  Wohnungen  ausmachen,  und 
daher  die  Kleinwohnung  dem  heutigen  Städtebau  das  Ge- 
präge geben  sollte;  endlich  4.  das  Hinausgreifen  der  modernen 
Stadterweiterung  über  die  kommunalen  Gebietsgrenzen. 

Infolgedessen  gilt  es,  ganz  andere  Grundsätze  und  Formen 
entsprechend  den  Anforderungen  des  heutigen  Städtebaus  in 
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der  Wohnungsproduktion  zu  verwirklichen.  Vor  allem  müssen 
die  Außenbezirke  den  natürlichen  Bedingungen  der  städtischen 
Besiedlung  gemäß  gestaltet  werden,  was  jetzt  die  Verteuerung 
des  Außengeländes  durch  die  Spekulation  verhindert.  Im 
Außenbezirk  auf  billigem  Boden  ist  für  Wohnzwecke  der 
Flachbau  das  natürliche,  die  gedrängte  Bauweise  und  nament- 
lich ihre  schlechteste  Form,  die  Mietkaserne,  dagegen  künst- 
lich und  unnatürlich.  Die  Stadtverwaltung  bzw.  die  Behörde, 
welche  den  Bebauungsplan  aufstellt,  hat  es  nun  aber  ganz  in 
der  Hand,  welches  System  sie  im  Stadterweiterungsgebiet 
einführen  will. 

Die  Mißstände,  welche  mit  der  allgemeinen  Wohnungsfrage 
auch  der  Kieinwohnungsfrage  in  Deutschland  zugrunde  liegen, 
wurzeln  mithin  sämtlich  in  Einrichtungen  des  Rechts  und 
der  Verwaltung  und  verlangen  hier  entsprechende  fundamen- 
tale Reformen.  Dagegen  sind,  wie  mit  Eberstadt  betont 
werden  muß,  vereinzelte  Eingriffe  an  bestimmten  Stellen, 
wo  die  Mißstände  am  größten  sind,  nutzlos  oder  sogar  gerade- 
zu schädlich,  so  lange  die  Grundlagen  unverändert  bleiben: 
jede  neue  Belastung  der  Grundstückspekulation  (z.  B.  durch 
Besteuerung  oder  durch  vereinzelte  Erzwingung  „offener  Bau- 
weise") wird  schließlich  immer  wieder  auf  den  Mieter  ab- 
gewälzt und  bedeutet  daher  zuletzt  nur  eine  Verschlechterung 
der  Zustände.  „Die  Reformierung  unserer  städtischen  Boden- 
verhältnisse" —  und  damit  auch  die  Kleinwohnungsfrage  — 
„ist  ein  Problem  der  inneren  Verwaltung  und  kann  nur 
durch  die  zweckentsprechende  Gestaltung  unserer  Verwaltungs- 
einrichtungen  gelöst  werden"  38. 

Die  hauptsächlichsten,  unter  sich  zusammenhängenden  und 
sich  gegenseitig  bedingenden  Maßregeln  im  Einzelnen,  welche 
dabei  in  Frage  kommen,  sind: 

1.  Reformen  auf  dem  Gebiete  des  städtischen  Realkredits 
(Verbot  der  Beleihung  von  Baustellen  durch  Hypo- 
thekenbanken, Einführung  einer  Verschuldungsgrenze 
oder  Unterscheidung  von  Meliorationshypotheken  und 
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einfachen  Bodenschulden  bei  der  grundbuchlichen  Ein- 
tragung); 

2.  landesgesetzliche  Erzwingung  der  allgemeinen  Ein- 
führung abgestufter  Bebauungspläne  und  Bauordnungen 
mit  Unterscheidung  von  Wohn-  und  Verkehrsstraßen 
und  Herabsetzung  der  Anforderungen  für  Kleinhäuser 
bzw.  Bürgerhäuser; 

3.  Beförderung  des  Baues  von  Kleinwohnungen  seitens 
der  privaten  wie  der  gemeinnützigen  Bautätigkeit, 
insbesondere  durch  Gewährung  billigen  öffentlichen 
Kredits; 

4.  reichs-  bzw,  landesgesetzlich  geregelte  Wohnungsauf- 
sicht; 

5.  bessere  Ausbildung  der  Bau-  und  Wohnungsstatistik 
sowie  des  Wohnungsnachweises; 

6.  Entwicklung  der  Verkehrsmittel,  insbesondere  des 
Schnellverkehrs  für  die  Großstädte, 


III. 

Die  Gartenstadt 

(1907/8) 


Gartenstadt"  das  Wort  scheint  einen  ganz  eigenen 
Zauber  auszulösen,  denn  es  hat  in  den  letzten  Jahren 
Anklang  gefunden  wie  kein  anderes  der  vielen  Schlagworte 
auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage  und  des  Städtebaues. 
Es  wird  von  Tausenden  heute  mit  Inbrunst  ausgesprochen, 
es  ist  der  Notschrei  der  in  die  Mietkaserne  der  Großstadt 
gebannten  Millionen,  die  hier  nicht  „allein",  aber  wohl  „ab- 
getrennt von  jeder  Freude"  der  unmittelbaren  Berührung 
mit  der  Natur  leben  und  aufwachsen,  denen  nur  noch  weite 
Fahrten  mit  der  Bahn  einmal  in  der  Woche  die  Berührung 
mit  der  Mutter  Erde  ermöglichen ;  es  ist  der  Traum  von  einem 
eigenen  kleinen  Häuschen  auf  eigener  Scholle  irgendwo 
draußen  „hinter  der  Großstadt"1.  Er  wird  heute  von  Hundert- 
tausenden geträumt  —  das  erklärt  die  gewaltige  Zugkraft 
dieses  Wortes. 

Es  ist  immer  schmerzlich  für  den  Mann  der  Wissenschaft, 
einen  solchen  Traum  hart  anfassen  zu  müssen  und  die  kritische 
Sonde  an  ihn  zu  legen,  um  zu  untersuchen,  ob  und  wie  weit 
er  überhaupt  in  die  Wirklichkeit  übergeführt  werden  kann. 
Und  doch  muß  es  geschehen.  Denn  nicht  Träume  helfen  uns 
weiter  im  Reich  der  materiellen  Kultur,  so  sehr  sie  unser 
Herz  zu  nähren  vermögen,  sondern  nur  Wissen  und  kläre 
Erkenntnis  des  Erreichbaren,  des  Möglichen. 

Was  ist  denn  nun  eigentlich  der  Sinn  dieses  Zauberwortes: 
was  ist  eine  „Gartenstadt"?  Stellen  wir  zunächst  fest, 
was  sie  nicht  ist,  das  wird  auch  hier,  wie  gewöhnlich,  das 
leichtere  sein.  Sie  ist  offenbar  erstens  nicht  eine  Stadt  von 
„Mietkasernen"  (im  populären  weiteren  Sinne,  d.  h.  von 
hohen  Etagenhäusern,  oder  im  besonderen  engeren  Sinne 
der  Berliner  Mietkaserne  mit  Seitenflügeln  und  Hinterhäusern) 
mit  einigen  wenigen  öffentlichen  Parks  und  Spielplätzen, 
sondern  sie  ist  eine  Stadt  mit  vielen  Gärten,  d.  h.  Privat - 
gärten,  und  daher  weiträumiger  und  niedriger  Bebauung. 
Aber  das  ist  nicht  alles!  Wenn  der  Oberbürgermeister  einer 
Stadt,  die  landschaftlich  schön  gelegen  ist  und  noch  ver- 
hältnismäßig viele  Gärten  hat,  sagen  wir  z.  B.  Freiburg  i.  Br., 
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stolz  seine  Stadt  eine  „Gartenstadt"  nennt,  so  ist  das  offen- 
bar etwas  ganz  anderes.  Denn  das  schließt  nicht  aus,  daß 
hier  ein  neuer,  häßlicher  Stadtteil  mit  dichter  Bebauung, 
ganz  ohne  Gärten,  entstanden  ist,  wozu,  wenn  irgendwo, 
hier  keine  wirtschaftliche  oder  technische  Notwendigkeit  vor- 
lag, also  nur  durch  Fehler  des  Bebauungsplanes  und  der 
Bauordnung;  daß  die  Gärten  nur  um  ein  Drittel  gewachsen 
sind,  während  die  bebaute  Fläche  sich  verdreifachte,  und 
daß  die  Mieten  hier  zu  den  höchsten  in  ganz  Deutschland 
gehören  (bis  zu  400  Mk.  für  die  Wohnung  von  2  Zimmern 
und  Küche),  und  infolgedessen  hier  die  Wohnungsnot  ein 
häufiger  Gast  ist.  Und  wenn  es  in  dieser  Stadt  eine  Terrain- 
gesellschaft  mit  dem  schönen  Namen  „Aktiengesellschaft 
Gartenstadt  Freiburg' 4  gibt,  die  auf  dem  teuersten,  durch 
sie  selbst  nicht  wenig  verteuerten  Gelände  Bauplätze  für  sog. 
„Villen4'  schafft  d.  h.  bereitstellt,  welche  bestenfalls  Doppel- 
häuser für  zwei  Familien,  sehr  vielfach  aber  als  solche  ver- 
kleidete Etagenhäuser  mit  4  bis  6  Wohnungen  sind,  prunk- 
voll gebaut,  aber  von  sehr  wenig  Garten  umgeben,  und  in 
denen  die  Etagenwohnung  2000,  das  ganze  oder  vielmehr 
halbe  Haus  aber  3 — 4000  Mk.  Miete  kostet  —  so  ist  das  auch 
etwas  anderes,  auch  wenn  die  führende  Persönlichkeit  in 
dieser  Gesellschaft  der  dortigen  Ortsgruppe  der  Deutschen 
Gartenstadtgesellschaft  beigetreten  ist,  weil  sie  glaubte,  es 
sei  dasselbe. 

Nein!  So  sieht  die  Gartenstadt  nicht  aus,  für  die  sich 
heute  bei  uns  Hunderttausende  begeistern  —  „mein  Vater- 
land muß  größer  sein."  Was  diesen  Hunderttausenden  vor- 
schwebt, das  ist:  ländliches  und  billiges  und  sicheres  Wohnen 
im  kleinen,  auch  dem  Mittelstand  einschließlich  der  oberen 
Schichten  des  Arbeiterstandes  erschwingbaren  Eigenheim  mit 
Garten. 

Aber  ist  das  nicht  unvereinbar  mit  der  „Stadt44,  ist  also 
eine  „Gartenstadt44  in  diesem  Sinne  überhaupt  möglich? 
In  dem  Lande,  aus  dem  dieser  Begriff  in  seiner  heutigen 
engeren  Fassung  zu  uns  gekommen  ist,  in  England,  hat  man 
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es  zuerst  theoretisch  bejaht  und  dann  auch,  wenigstens  an 
einem  Beispiel,  in  der  Praxis  bewiesen.  In  diesem  englischen 
Sinne  ist  also  die  „Gartenstadt"  eine  wirkliche  Stadt,  neu 
auf  Grund  eines  einheitlichen  Bebauungsplanes  für  die  ganze 
Stadt  angelegt,  mit  einem  richtigen  städtischen,  durch  Handel 
und  Gewerbe  gebildeten  Kern,  umgeben  von  einem  Wohn- 
gürtel, in  dem  jene  hygienisch  und  menschlich  ideale  Form 
des  Wohnens  verwirklicht  ist. 

Aber  das  genügt  auch  noch  nicht.  Um  diese  Verfassung 
dauernd  zu  erhalten,  ist  und  bleibt  nicht  nur  das  ganze  Terrain 
der  Gartenstadt  in  Gemeineigentum  der  Gesellschaft,  welche 
sie  gegründet  hat,  sondern  die  Stadt  ist  auch  in  ihrem  Wachs- 
tum auf  eine  bestimmte  Größe,  einen  „numerus  clausus" 
der  Bevölkerung,  beschränkt  durch  einen  nie  städtisch  be- 
baubaren landwirtschaftlichen  Gürtel,  besetzt  mit  ländlichen 
Kleinbetrieben,  welche  die  Stadt  mit  landwirtschaftlichen 
Produkten  versorgen. 

Daraus  ergeben  sich  fünf  Merkmale  der  Gartenstadt  im 
engeren  Sinne:  1.  genereller  Bebauungsplan;  2.  städtischer 
Kern,  3.  gartenmäßige,  niedrige  Bebauung  im  Wohngürtel; 
4.  landwirtschaftlicher  Gürtel  und  5.  Gemeineigentum  am 
ganzen  Grund  und  Boden. 

Um  die  Ausbildung  dieses  Begriffes  zu  verstehen,  müssen  wir 
untersuchen,  wie  er  in  dieser  Weise  in  England  entstanden  ist. 

Es  ist  mit  diesem  Gedanken  gegangen,  wie  mit  so  manchem 
deutschen  Produkt:  ,,Made  in  Germany"  mußte  es  erst  aus 
England  eingeführt  werden,  um  Anklang  zu  finden.  Die 
Gartenstadtbewegung  hat  nämlich  ihren  Ausgang  als  praktisch 
erfolgreiche  Bewegung  von  England  genommen,  wo  sie  durch 
ein  Buch  ins  Leben  gerufen  wurde  —  eine  spezifisch  englische 
Erscheinung,  daß  ein  Buch  solche  Wirkung  zu  erzielen  ver- 
mag — ,  und  zwar  durch  die  Schrift  von  Ebenezer  Howard: 
Garden  cities  of  tomorrow2,  während  die  Idee  schon  früher 
von  Fritsch3  und  Degenhard  in  Deutschland  ausgesprochen 
worden  war.  Daß  sie  aber  in  England  so  gezündet  und  auch 
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schon  zu  der  ersten  praktischen  Verwirklichung  geführt  hat, 
verstehen  wir  leicht,  wenn  wir  uns  die  Verhältnisse  der  Be- 
siedelung,  der  Verteilung  der  Bevölkerung  auf  Stadt  und 
Land  in  England  vergegenwärtigen.  Das  Buch  erschien  im 
richtigen  Augenblick,  als  bestimmte  große  Probleme  in  Eng- 
land hervorgetreten  waren,  für  welche  es  eine  rasche  und 
radikale  Lösung  darbot. 

Es  ist  die  Frage  der  „Flucht  vom  Lande"  und  der  dadurch 
hervorgerufenen  städtischen  Wohnungsnot,  welche  in  Eng- 
land seit  Jahren  immer  brennender  wird  und  immer  mehr  die 
Geister  beschäftigt  —  das  doppelte  Problem  also,  die  wachsen- 
den Massen  der  städtischen  Bevölkerung  in  menschenwürdiger 
Weise  unterzubringen  und  der  Entvölkerung  des  platten 
Landes  Halt  zu  gebieten,  welche  sich  in  England  in  einem 
Maße  vollzogen  hat  wie  in  keinem  anderen  Lande.  Dies 
hängt  aber  wieder  aufs  engste  damit  zusammen,  daß  Eng- 
land der  älteste  große  Industriestaat  ist  und  andererseits  eine 
ganz  eigenartige  Agrarverfassung  hat.  Infolge  der  eigentüm- 
lichen agrarischen  Entwickelung  Englands  ist  bekanntlich 
sein  Bauernstand  fast  vollständig  verschwunden,  und  das 
Land  zwischen  den  Städten  ist  bedeckt  von  Latifundien, 
die  nicht  von  den  Besitzern,  sondern  in  ziemlich  großen  Pacht- 
gütern von  Pächtern  mit  Landarbeitern  bewirtschaftet  werden. 
Die  letzteren,  die  unter  diesen  Verhältnissen  keine  Möglich- 
keit des  Aufsteigens  haben,  wandern  daher  vom  Lande  in 
die  Städte,  und  wir  haben  so  heute  in  England  einerseits 
eine  Anzahl  ganz  großer,  überfüllter  Städte  und  andererseits 
zwischen  diesen  große,  nur  sehr  dünn  bevölkerte  Ländereien, 
auf  denen  das  Vieh  weidet,  aber  nur  wenig  menschliche  An- 
siedelungen zu  finden  sind.  Es  fehlen  vor  allem  die  Bauern- 
dörfer, welche  in  Deutschland  und  Frankreich  zwischen  den 
Städten  das  Land  erfüllen.  Damit  zusammenhängend  sind 
nun  die  Wohnungsverhältnisse  in  jenen  Großstädten  bei  den 
untersten  Klassen  besonders  ungünstige.  Denn  das  Einströmen 
vom  Lande  —  nebst  der  proletarischen  Einwanderung  aus 
anderen  Ländern  in  den  Hafenstädten  —  hat  hier  zu  einer 
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großen  Anhäufung  von  ungelernten  Arbeitskräften  geführt 
und  zur  Bildung  der  „slums",  in  welchen  diese  leben,  d.  h. 
großer,  schlechter,  nicht  nur  überfüllter,  sondern  auch  ver- 
fallener und  von  Schmutz  starrender  Quartiere. 

Diese  Agrar-  und  Besiedelungsfrage  Englands  ist  also  die 
eine  Wurzel  der  Gartenbewegung,  indem  jene  Landflucht 
die  häßlichen  Quartiere  geschaffen  hat,  in  welchen  die  un- 
gelernten Arbeiter  in  den  englischen  Städten  heute  hausen, 
und  welche  seit  Jahren  durch  kostspielige  Sanierungen  be- 
seitigt werden,  um  immer  aufs  neue  in  der  Nachbarschaft 
wieder  zu  entstehen4.  Dazu  kommt  nun  aber  andererseits 
die  für  die  höherstehenden  Klassen  in  England,  von  den 
gelernten  Arbeitern  aufwärts,  charakteristische  Wohnweise, 
daß  der  Wohnort  mehr  oder  weniger  weit  entfernt  ist  vom 
Ort  der  Beschäftigung  oder  Arbeit  —  das  Resultat  der  sog. 
„Citybildung'*.  Diese  Entwicklung  hat  bei  dem  unaufhalt- 
samen Wachstum  der  Großstädte  heute  auch  vielfach  schon 
ein  Maß  erreicht,  das  nicht  mehr  überschritten  werden  kann: 
die  Arbeiter  und  Geschäftsangestellten  müssen  heute  in 
einer  Stadt  wie  London  täglich  schon  so  viel  Zeit  auf  die 
Hin-  und  Rückreise  verwenden,  daß  eine  Verlängerung  dieser 
Reisen  nicht  mehr  gut  möglich  ist.  Außerdem  lassen  die 
Quartiere  in  den  Vorstädten,  in  welchen  diese  Klassen  wohnen, 
auch  in  hygienischer,  besonders  aber  in  ästhetischer  Beziehung 
viel  zu  wünschen  übrig.  Die  Häuser  sind  praktisch,  ins- 
besondere reich  an  Räumen,  aber  von  erschreckender  Lange- 
weile und  Öde.  Und  es  fehlt  fast  ganz  an  öffentlichen  Ein- 
richtungen, wie  Parks,  Anlagen,  gemeinsame  Spielplätze  für 
Kinder  usw.  Diese  Vorstädte  werden  eben  rein  geschäfts- 
mäßig von  großen  Unternehmern  straßenweise  gebaut.  Hier 
tritt  uns  eine  weitere  Eigentümlichkeit  der  englischen  Städte 
entgegen,  welche  auch  zugleich  der  Grund  ist,  warum  sich 
jene  slums  in  den  Großstädten  überhaupt  bilden  konnten: 
das  Fehlen  eines  sog.  Bebauungsplanes  für  die  Städte,  ins- 
besondere diese  Vorstädte,  wie  wir  ihn  in  Deutschland  schon 
seit  langer  Zeit  allgemein  haben.   Die  Aufteilung  des  Ge- 
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ländes,  die  Legung  der  Straßen  wird,  allerdings  nach  ge- 
wissen allgemeinen  Vorschriften,  ganz  dem  Privatunternehmer 
überlassen.  Dieser  schafft  natürlich  keine  öffentlichen  Plätze 
usw.,  welche  einen  Verlust  an  Grund  und  Boden  bedeuten 
würden. 

An  diesem  Punkte,  den  in  ästhetischer  und  gesundheit- 
licher Beziehung  unerfreulichen  Verhältnissen  der  „suburbs", 
hat  nun  schon  seit  Jahren  eine  Reformbewegung  eingesetzt. 
Von  verschiedenen  Seiten  aus,  durch  Baugesellschaften,  Stadt- 
gemeinden und  vor  allem  arbeiterfreundliche  Fabrikanten,  ins- 
besondere Lever  in  Port- Sunlight  und  Cadbury  in  Bourn- 
ville,  ist  der  Beweis  erbracht  worden,  daß  es  nicht  notwendig 
ist,  diese  Vorstädte,  die  Quartiere  der  besser  bezahlten  Arbeiter 
und  Angestellten,  so  häßlich  und  langweilig  zu  gestalten, 
sondern  daß  sie  ohne  erheblich  größere  Kosten  ganz  anders 
gestaltet  werden  können,  wenn  sie  nach  einem  einheitlichen, 
in  gemeinnützigem  Interesse  entworfenen  Plan  gebaut  werden. 
So  sind  namentlich  in  den  beiden  letztgenannten  Orten  in 
ästhetischer  Beziehung  mustergültige  Arbeiterkolonien  ent- 
standen, die  man  vielfach  „Gartenstädte"  nennt,  und  die  das 
Entzücken  aller  Teilnehmer  der  zahlreichen  kontinentalen 
Studienreisen  erregt  haben 5.  So  wichtig  nun  das  ist,  und  so 
wertvoll  sie  als  Vorbilder  in  technischer  und  künstlerischer 
Beziehung  sind:  die  eigentliche  ,, Gartenstadtbewegung"  im 
engeren  Sinne  ist  etwas  anderes.  Jene  Ansiedelungen  können 
nur  als  Gartenvorstädte  oder  „Gartenkolonien"  bezeichnet 
werden  und  sind  streng  von  dieser  zu  unterscheiden,  mit  der 
sie,  namentlich  bei  uns,  gewöhnlich  zusammengeworfen  werden. 

Bei  dieser  handelt  es  sich  um  sehr  viel  mehr:  nämlich  jenem 
Problem  der  Entvölkerung  des  Landes,  der  ungesunden 
Bevölkerungsverteilung  zwischen  Stadt  und  Land  an  die 
Wurzel  zu  gehen  —  also  die  Übervölkerung  der  Städte  einer- 
seits und  die  Entvölkerung  des  platten  Landes  andererseits  zu 
kurieren,  und  das  kann  durch  solche  Gartenvorstädte  nicht  ge- 
schehen. Die  Gartenstadtbewegung  im  engeren  Sinne  des 
Wortes  bezweckt  vielmehr,  ganze  neue  Städte  zu  schaffen, 
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d.  h.  nicht  bloß  gartenmäßig  angelegte  Orte  zum  Wohnen, 
sondern  wirkliche  vollständige  Städte  mit  einem  im  Inneren 
durchaus  städtischen  Kern,  mit  Handel ,  Gewerbe  und  Industrie, 
einem  Wohngebiet,  welches  jenen  Gartenvorstädten  entspricht, 
und  einer  äußeren  landwirtschaftlichen  Zone,  Städte  von 
etwa  30000  Einwohnern.  Es  ist  also  das  Problem  der  De- 
zentralisation der  städtischen  Bevölkerung  und  der  Industrie 
überhaupt,  um  das  es  sich  hier  handelt.  Diese  Bewegung 
will  nämlich  jenen  Krebsschaden  der  englischen  Bevölkerungs- 
verhältnisse auf  die  Weise  heilen,  daß  große,  landwirtschaft- 
lich benutzte  Gelände  erworben  werden,  und  auf  diesen  nach 
einem  einheitlichen,  vorher  entworfenen  öffentlichen  Be- 
bauungsplan ganze  neue  Industrie-  und  Wohnstädte  an- 
gelegt werden,  hauptsächlich  dadurch,  daß  der  Zuzug  von 
Fabriken  nach  diesen  neuen,  kleineren  Zentren  aus  den  über- 
füllten großen  Zentren  gesichert  wird.  Dabei  soll  aber  durch- 
aus das  für  die  eigentliche  Stadt  selbst  bestimmte  Gebiet 
auf  einen,  und  zwar  kleineren  Teil  des  ganzen  Geländes  be- 
schränkt werden,  der  größere  Teil  des  Geländes  soll  für  land- 
wirtschaftliche Zwecke,  kleine  Landwirtschaftsbetriebe,  reser- 
viert bleiben.  Man  will  also  damit  zugleich  landwirtschaft- 
liche Kleinbetriebe,  die  in  England  fehlen,  in  großer  Zahl 
neu  schaffen. 

Die  Bewegung  geht  also  aus  von  der  Anschauung,  daß 
der  Übergang  Englands  zum  Industriestaat  nicht  notwendig 
solche  Mißstände  in  den  Städten  hätte  schaffen  brauchen, 
wenn  die  Entwicklung  der  städtischen  Besiedelung  nicht 
sich  selbst  überlassen  gewesen  wäre,  und  andererseits  von 
der  Erkenntnis,  daß  dadurch  die  Zusammenballung  der  Be- 
völkerung in  den  großen  Zentren  ein  Maß  erreicht  hat,  das 
nicht  mehr  überschritten  werden  kann  und  das  bereits  un- 
ökonomisch geworden  ist,  seinen  eigenen  wirtschaftlichen 
Zweck  nicht  mehr  erfüllt  —  infolge  der  zu  groß  gewordenen 
Überfüllung  der  Straßen,  der  Schwierigkeit  des  Verkehrs, 
der  Höhe  der  Bodenpreise  und  Mieten.  Die  Konzentration 
von  Menschen  kann  also  —  das  hat  die  Erfahrung  in  England 
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schon  erwiesen  —  ein  solches  Maß  erreichen,  daß  sie  ihren 
eigenen  Zweck  selbst  zunichte  macht.  Daß  dies  nicht  bloß 
theoretische  Anschauungen  sind,  sondern  daß  es  den  tat- 
sächlichen Verhältnissen  entspricht,  geht  daraus  hervor,  daß 
schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  —  wie  in  geringerem  Maße 
neuerdings  auch  bei  uns  —  die  Tendenz  in  England  hervor- 
tritt, die  Fabriken  aus  den  großen  Städten  auf  das  Land 
oder  in  kleinere  Städte  zu  verlegen. 

Diese  schon  begonnene  Entwickelung  will  nun  die  eng- 
lische Gartehstadtbewegung  verallgemeinern  und  dadurch  zu- 
nächst der  Industrie  bessere  Arbeits-  und  Wohnbedingungen 
für  die  Fabriken  und  ihre  Arbeiter  schaffen,  andererseits  da- 
mit aber  auch  vor  allem  der  Landwirtschaft  nützen,  indem 
eine  engere  Verbindung  von  Landwirtschaft  und  Industrie,  von 
Stadt  und  Land  dadurch  geschaffen  werden  soll,  als  sie 
das  heutige  England  kennt.  Dem  Landwirt  soll  dadurch  die 
genossenschaftliche  Zusammenschließung  erleichtert  werden, 
er  soll  einen  näheren  Markt  für  seine  Produkte  bekommen, 
ferner  bessere  Arbeitskräfte,  bessere  Erziehungsmöglichkeiten 
für  die  Kinder  und  all  die  sozialen  Vorteile,  welche  heute 
den  Landarbeiter  in  die  Stadt  ziehen,  und  es  soll  vor  allem 
dadurch  die  Produktion  von  Milch,  Butter,  Gemüse,  Blumen 
gefördert  werden,  welche  heute  in  England  so  bedeutend 
hinter  dem  Bedarf  zurückbleibt  und  große  Einfuhren  aus  dem 
Auslande  nötig  macht.  Dafür  genügt  aber  nun  nach  der 
Ansicht  der  Anhänger  der  Gartenstadtbewegung  das  Vor- 
handensein einer  kleineren  Stadt  allein  nicht,  denn  solche 
gibt  es  ja  auch  jetzt  schon  in  England,  es  muß  Gemein- 
eigentum der  Stadt  an  ihrem  ganzen  Gelände  dazutreten, 
d.  h.  Überlassung  der  einzelnen  Stellen,  der  Fabriken,  Wohn- 
stätten und  kleinen  landwirtschaftlichen  Betriebe  zu  dem 
üblichen  englischen  städtischen  lease-hold- System  auf  99  Jahre, 
d.  h.  einer  Art  Erbpacht  (oder  Erbbau).  Dies  würde  gegen- 
über den  heutigen  kurzen  Pachtverhältnissen  für  die  land- 
wirtschaftlichen Betriebe  einen  großen  Vorteil  bedeuten.  Nur 
dadurch  könnte  der  kleine  Farmer  zu  intensiver  garten- 
mäßiger  Kultur  veranlaßt  werden. 
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Es  handelt  sich  also  bei  der  neuen  Gartenstadtbewegung 
um  ganz  große  prinzipielle  Fragen,  die  aufs  engste  mit  der 
wachsenden  Bewegung  für  große  Agrarreformen,  der  Agrar- 
frage in  England  zusammenhängen,  und  es  ist  eine  Art  ,, innere 
Kolonisation",  ja  sogar  eine  Art  „geschlossene  Stadtwirtschaft", 
was  durch  die  Gründung  solcher  Gartenstädte  geschaffen 
werden  soll.  Ähnlich  wie  bei  den  Städten  des  Mittelalters 
soll  die  ländliche  Bevölkerung  um  die  Stadt  herum  die  Be- 
dürfnisse der  Gewerbe  und  Handel  treibenden  Bürger  der 
einzelnen  Stadt,  ihren  ganzen  Bedarf  mit  ihrer  Produktion 
decken.  Auch  mit  der  Bodenreform  hat  die  Bewegung  durch 
den  Grundsatz  des  Gemeineigentums  am  Gelände  der  einzelnen 
Stadt  nahe  Berührung,  und  endlich  steht  sie  auch  in  Be- 
ziehungen zu  dem  englischen  Sozialismus,  dem  eine  Reihe 
ihrer  Vorkämpfer  angehören,  und  dessen  Utopismus  in  dem 
numerus  clausus  der  neuen  Städte  zum  Vorschein  kommt, 
d.  h.  dem  Grundsatz,  daß  die  Bevölkerung  der  neuen  Städte 
nicht  über  eine  bestimmte  Zahl,  z.  B.  30000  Einwohner, 
wachsen  soll. 

Diese  ganzen  Ideen  wurden  in  ihrer  großen  sozialen  Be- 
deutung für  England  sogleich  rasch  erkannt  und  haben  solchen 
Anklang  und  Widerhall  gefunden,  daß  der  auf  den  ersten 
Blick  utopische  Plan  der  Schaffung  einer  solchen  Gartenstadt 
schon  in  Verwirklichung  begriffen  ist.  In  Letchworth  bei 
Hitchin,  nördlich  von  London  an  der  Straße  nach  Cambridge, 
ist  von  der  ersten  Gartenstadtgesellschaft,  die  durch  gemein- 
sinnige Männer  die  nötigen  Mittel  rasch  aufgebracht  hat, 
ein  riesiges  Gelände  von  1600  ha  mit  einem  Kostenaufwand 
von  3  Millionen  Mk.  erworben  worden,  und  zwar  von  nur 
13  bisherigen  Eigentümern.  Die  bisherige  Bevölkerung  auf 
diesem  Gelände,  wo  jetzt  eine  Stadt  mit  30000  Einwohnern 
erstehen  soll,  betrug  nur  etwa  400  Seelen.  Das  Terrain  ist 
denkbar  günstig  gelegen,  an  der  Hauptlinie  der  Great-Northern- 
Bahn,  welche  sofort  eine  Station  auf  ihre  Kosten  errichtete. 
Die  Entfernung  von  London  per  Bahn  beträgt  mit  Schnellzug 
etwa  %  Stunden,  so  daß  es  für  in  London  Beschäftigte  gut 
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möglich  ist,  dort  zu  wohnen.  Doch  soll  dies  ja  nicht  das  Ziel 
sein,  sondern  es  sollen  diejenigen  Arbeiter  dort  wohnen,  die 
in  der  neuen  Stadt  selbst  ihre  Beschäftigung  haben. 

Das  ganze  Gelände  ist  und  bleibt  Gemeineigentum  der 
Gesellschaft,  die  eine  gemeinnützige  ist,  d.  h.  sich  mit  5% 
Dividende  begnügt.  Alle  weiteren  Gewinne  durch  Wachsen 
der  Grundrente  werden  zugunsten  der  Ansiedelung  für  ihre 
öffentlichen  Einrichtungen  usw.  Verwendung  finden,  so  daß 
die  Steuern  in  dem  neuen  Gemeinwesen  künftig  entsprechend 
niedrig  sein  werden,  ja  nach  Howards  Plan  überhaupt  durch 
die  Bodenabgabe  ersetzt  werden  sollen.  In  den  bereits  fertig- 
gestellten Häuschen  von  je  fünf  Räumen  ist  die  Miete  jetzt 
schon  3  sh  pro  Woche  billiger  als  in  den  entsprechenden 
Vorstädten,  in  denen  heute  die  Londoner  Arbeiter  wohnen. 
Dazu  kommt  dann  die  Ersparnis  der  Kosten  des  täglichen 
Reisens  für  den  Arbeiter,  der  am  Orte  Beschäftigung  findet. 
Schon  sind  12  Fabriken  dort  erbaut,  von  denen  eine  400, 
eine  andere  200  Arbeiter  beschäftigt,  und  800  Häuser  mit 
über  40  Läden  errichtet;  die  Bevölkerung  beträgt  bereits 
5000  Seelen  und  wird  im  nächsten  Frühjahr  6000  sein6.  Auch 
der  eigentliche  Stadtkern,  der  vor  zwei  Jahren  noch  voll- 
ständig fehlte,  ist  jetzt  bereits  in  einer  Geschäftsstraße,  einer 
Straße  aneinandergebauter  Häuser  ohne  Gärten,  mit  Läden 
und  Bankfilialen,  begonnen  worden.  Damit  ist  theoretisch 
der  Beweis  erbracht,  daß  die  Gründung  einer  eigentlichen 
Stadt  gelungen  ist,  wenn  es  sich  auch  noch  wird  zeigen 
müssen,  ob  der  ganze  weitere  Ausbau  gerade  dieses  Stadt- 
kerns nach  dem  ursprünglichen  Plan  möglich  sein  wird. 

Die  heute  vorhandenen  Häuser  sind  gebaut  worden:  1.  von 
privaten  Bauunternehmern,  2.  von  Freunden  der  Bewegung, 
3.  durch  Arbeitgeber,  d.  h.  die  neuen  Fabriken,  4.  durch  die 
Garden  City  Tenant  Company,  eine  Baugenossenschaft  (bzw. 
Mietergenossenschaft)  in  unserem  Sinne,  welche  den  Boden 
von  der  Gartenstadtgesellschaft  in  lease-hold  erhält  und 
darauf  für  ihre  Mitglieder  Häuser  errichtet  (jetzt  schon  130), 
5.  durch  zwei  Ausstellungen,  6.  endlich  durch  eine  neue  Bau- 
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gesellschaft,  eine  Tochtergesellschaft  der  Gartenstadtgesell- 
schaft, gegründet,  um  besonders  billige  Häuser  für  Arbeiter 
zu  erstellen. 

Es  liegt  zurzeit  so,  daß  noch  gar  nicht  alle  in  Letchworth 
beschäftigten  Arbeiter  dort  wohnen  können,  weil  es  an  ge- 
nügenden Häusern  fehlt,  während  andererseits  noch  viele  der 
Wohlhabenderen  in  London  ihren  Erwerb  haben.  Die  Los- 
lösung der  neuen  Stadt  ist  also  noch  nicht  ganz  erreicht,  und 
es  wird  sich  zeigen  müssen,  ob  sie  überhaupt  gelingen  wird. 

Für  die  eigentliche  Stadt  sind  von  den  3800  acres  des  ganzen 
Geländes  nur  1200  bestimmt;  200  für  Parks,  Golfgelände, 
öffentliche  Plätze  usw.;  die  übrigen  2400  bilden  den  „land- 
wirtschaftlichen Gürtel'4,  der  um  die  Stadt  herum  zu  liegen 
kommen  soll. 

Das  Terrain  für  die  Fabriken  ist  günstig  so  im  Osten  der 
Stadt  gewählt,  daß  die  vorherrschenden  Westwinde  den  Rauch 
derselben  in  der  Regel  von  der  Stadt  wegführen;  außerdem 
ist  auch  seit  diesem  Jahre  eine  elektrische  Zentrale  geschaffen 
worden,  welche  für  alle  Fabriken  die  Kraft  liefern  soll.  Auch 
die  Fabriken  sollen  schön  gestaltet  werden  durch  Umgebung 
derselben  mit  Bäumen  und  offenen  Plätzen.  Besondere  Hervor- 
hebung verdient  ferner,  daß  der  Bebauungsplan  der  Stadt 
„in  einem  Geist  der  Achtung  vor  dem,  was  vorhanden  ist" 
und  in  Übereinstimmung  mit  den  Konturen  des  Bodens  ent- 
worfen worden  ist,  und  ohne  die  Zerstörung  auch  nur  eines 
der  vorhandenen  Bäume  oder  des  vorhandenen  Parks  oder 
Gehölzes  ausgeführt  werden  kann.  Dieser  Respekt  vor  alten 
Bäumen  ist  ein  überaus  sympathischer  Zug  des  Engländers, 
der  wahrlich  die  Nachahmung  unserer  Städtebauer  und  Stadt- 
verwaltungen verdient,  welche  so  oft  in  ganz  rücksichtsloser 
und  unnötiger  Weise  vorhandene  schöne,  große  Bäume  zu 
schlagen  pflegen,  wenn  sie  auch  nur  V2  m  in  die  geplante 
neue  Straßenlinie  hereinragen,  um  sie  dann  durch  Tännchen, 
Zypressen  und  dergl.  zu  ersetzen. 

Für  den  Zentralplatz  der  Stadt  ist  ein  Hochplateau  in  Aus- 
sicht genommen,  auf  dem  drei  große  einzelne  Eichbäume 

Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.    Neue  Folge  4 
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stehen,  und  von  dem  aus  strahlenförmig  Straßen  nach  den 
verschiedenen  Teilen  der  Stadt  laufen  sollen,  so  geplant, 
daß  sie  ebenso  aus  dem  Herzen  der  Stadt  einen  Blick  auf 
das  offene  Land  gewähren,  wie  umgekehrt  einen  guten  Blick 
auf  die  zentralen  Gebäude.  Die  Straßen  selbst  sollen  sehr 
mannigfaltig  gestaltet  werden,  in  manchen  Fällen  soll  ihre 
Breite  dadurch  vergrößert  werden,  daß  Grasstreifen  mit 
Bäumen  zwischen  Fahrstraße  und  Fußweg  gelegt  werden. 

Auf  diesem  Terrain  hat  nun  zunächst  vor  zwei  Jahren  und 
dann  abermals  in  diesem  Sommer  eine  Ausstellung  billiger 
Kleinhäuser  stattgefunden,  um  zu  zeigen,  daß  und  wie  es 
möglich  ist,  Häuschen,  in  der  Hauptsache  für  Landarbeiter, 
zu  einem  150  r£  nicht  übersteigenden  Baukostenpreise  her- 
zustellen. Dies  war  nur  auf  dem  Terrain  der  Gartenstadt 
unter  den  von  dieser  gewährten  Ermäßigungen  und  Er- 
leichterungen der  baupolizeilichen  Vorschriften  möglich,  da 
die  sonst  in  England  auch  auf  dem  Lande  geltenden,  nach 
den  Bedürfnissen  der  Stadt  geschaffenen  baupolizeilichen 
Bestimmungen  so  hohe  Anforderungen  an  Mauerstärke, 
Zimmergröße  usw.  steilen,  daß  es  nicht  möglich  ist,  unter 
250  bis  300  £  solche  Häuser  zu  erstellen.  Diese  können  daher 
nur  für  12  bis  15  jg  jährlich  vermietet  werden,  während  der 
englische  Landarbeiter  nur  8  r£  im  Jahr  für  Miete  aufbringen 
kann.  Die  Folge  ist,  daß  es  überall  auf  dem  Lande  in  Eng- 
land an  Wohngelegenheit  für  Landarbeiter  fehlt,  und  in  vielen 
Kirchspielen  junge  Leute,  die  sich  verheiraten,  keine  Wohnung 
zu  finden  vermögen.  Darin  wird  ein  Hauptgrund  der  eingangs 
erwähnten  Landflucht  in  England  erblickt. 

Die  erste  Ausstellung,  welcher  eine  Reihe  von  Preisen  für 
die  besten  Lösungen  zur  Verfügung  gestellt  waren,  umfaßte 
etwa  85  Häuschen,  welche  die  Anforderung,  150  £  Baukosten 
nicht  zu  übersteigen,  erfüllten,  und  neben  manchem  Miß- 
glückten zum  Teil  recht  gelungene  Lösungen  darboten.  Das 
gleiche  gilt  in  noch  höherem  Grade  von  der  neuen.  Mit  der 
eigentlichen  Gartenstadt  hängen  sie  nur  insofern  zusammen, 
als  ein  großer  Teil  dieser  errichteten  kleinen  Häuser  in  dem 
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landwirtschaftlichen  Gürtel  liegt  und  für  die  dort  anzusiedeln- 
den Landarbeiter  stehengeblieben  ist  bzw.  bleiben  wird. 
Sodann  hat  sie  in  weiten  Kreisen  in  England  die  Aufmerksam- 
keit auf  die  Frage  der  baupolizeilichen  Vorschriften  gelenkt, 
und  es  ist  sehr  bemerkenswert,  daß  man  auch  dort  jetzt  auf 
diesem  Gebiete  Ermäßigungen  zur  Förderung  des  Kleinhaus- 
baues verlangt,  insbesondere  eine  Verbilligung  der  Straßen- 
kosten. Ebenso  hat  sie  ferner  bereits  in  kleinem  Umfang 
die  Vorzüge  eines  einheitlichen  Bebauungsplanes  dargetan, 
und  beide  Punkte  sind  auf  mehreren  mit  der  ersten  Aus- 
stellung verbundenen  Kongressen  vor  Vertretern  der  meisten 
englischen  Stadtverwaltungen  eingehend  erörtert  und  all- 
gemeiner Beachtung  zugeführt  worden. 

Die  eigentliche  Gartenstadt  selbst  dagegen  steckt,  wie  ge- 
zeigt, durchaus  noch  in  den  Anfängen:  was  bis  jetzt  aus- 
geführt ist,  unterscheidet  sich  noch  nicht  viel  von  den  Muster- 
gartenvorstädten,  wie  sie  in  so  vortrefflicher  Weise  in  Port- 
Sunlight  und  Bourneville  geschaffen  worden  sind.  Vor  allem 
ist  das  eigentliche  Stadtinnere,  also  gerade  das,  was  außer 
den  Fabriken  die  „Gartenstadt"  im  engeren  Sinne  von  der 
„Gartenvorstadt"  unterscheidet,  erst  mit  einer  Straße  be- 
gonnen worden.  Hauptsächlich  ist  aber  unklar,  wie  die  Fest- 
legung der  Stadt  auf  eine  bestimmte  Bevölkerungszahl  nach 
oben  (30000)  praktisch  durchgeführt  werden  soll;  es  ist  die 
utopische  Eierschale  des  Projekts.  Auch  bestehen  über  die 
richtige  Bemessung  dieser  Größe  bei  den  Führern  der  englischen 
Gartenstadtbewegung  selbst  Meinungsverschiedenheiten:  so 
ist  Mr.  Aneurin  Williams  gelegentlich  des  VIII.  Internationalen 
Wohnungskongresses  für  eine  Größe  von  100000  eingetreten, 
welche  die  Heranziehung  ganz  großer  Industrien  gestatten 
würde  und  nach  seiner  Meinung  nicht  mehr  Gründungskosten 
erfordern  würde,  als  eine  Stadt  von  30000. 

Doch  ist  ohne  Zweifel  das  ganze  Projekt  und  diese  praktische 
Verwirklichung,  die  es  hier  findet,  großartig  und  überaus 
lehrreich  und  hat  für  England  jedenfalls  vor  allem  die  Be- 
deutung, die  Wichtigkeit  eines  öffentlichen  Bebauungsplanes 
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anschaulich  zu  machen.  Dabei  vernachlässigt  man  übrigens 
hierüber  auch  in  England  keineswegs  die  bessere  Gestaltung 
der  Vorstädte  zu  Gartenvorstädten,  wie  das  zum  Teil  von 
denselben  Kreisen  entworfene  und  geförderte,  nicht  minder 
großartige  Projekt  des  Hampstead  Garden  Suburb  beweist, 
welches  der  Arbeiterbevölkerung  von  London  selbst  in  der 
Vorstadt  Hampstead,  im  Nordwesten  Londons,  eine  große, 
in  20  Minuten  durch  eine  neue  Untergrundbahn  erreichbare 
gartenmäßige  Siedelung  nach  den  Plänen  der  Architekten  von 
Letchworth  in  schönster  und  gesündester  Lage  bei  Hampstead 
Heath  (Heide)  schafft,  und  zwar  auch  hauptsächlich  durch 
genossenschaftlichen  Häuserbau. 

Von  England  aus  hat  diese  Gartenstadtbewegung  sich  nun 
bereits  auch  auf  eine  Reihe  von  anderen  Ländern  ausgedehnt, 
so  Deutschland,  Frankreich,  Ungarn,  Schweden,  Italien, 
Schweiz. 

Wie  steht  es  nun  aber  mit  der  Übertragung  dieser  Be- 
wegung und  dieser  Ideen  auf  Deutschland?  7.  Hier  haben 
wir  wesentlich  andere  Verhältnisse :  es  besteht  nicht  im  gleichen 
Maße  ein  Bedürfnis  der  Dezentralisation,  weil  nicht  die  gleiche 
Entvölkerung  des  platten  Landes  vorhanden  ist,  jedenfalls 
nicht  im  älteren  westlichen  Deutschland,  und  daher  im 
allgemeinen  hier  auch  nicht  die  gleiche  Möglichkeit  einer 
solchen  Dezentralisation.  Wir  haben  hier  bereits  überall  zahl- 
reiche kleine  Städte  und  Dörfer.  Anders  allerdings  im  deutschen 
Nordosten.  Hier  ist  die  äußere  Möglichkeit  zur  Gründung 
von  reinen  Gartenstädten  im  engeren  Sinne  zweifellos  vielfach 
gegeben,  und  es  ist  nicht  ganz  abzulehnen,  daß  hier  vielleicht 
in  Verbindung  mit  der  staatlichen  landwirtschaftlichen 
„inneren  Kolonisation"  großen  Stiles,  wie  sie  die  Zu- 
kunft bringen  muß,  auch  einmal  ein  Versuch  einer  solchen 
Städtegründung  verbunden  wird.  Aber  im  allgemeinen  wird 
m.  E.  jene  bäuerliche  Kolonisation  der  Gründung  neuer 
Klein-  und  Mittelstädte  vorausgehen  müssen,  nicht  mit  ihr 
verbunden  werden  können,  weil  vorher  überhaupt  Industrie 
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nicht  in  größcrem.  Maße  dahin  zu  bringen  sein  wird8.  Eine 
weitere  erhebliche  Möglichkeit  zur  Gründung  neuer,  mehr 
oder  weniger  städtischer  Ansiedelungen  „aus  wilder  Wurzel'*, 
wie  der  Sachsenspiegel  sagt,  werden  in  der  nächsten  Zeit 
einerseits  die  neuen  Kanäle  an  ihren  Ufern,  andererseits  vor 
allem  die  großartige  geplante  Ausnutzung  der  Wasser- 
kräfte in  Baden,  Württemberg  und  Bayern  bringen9.  Aber 
auch  hier  wird  m.  E.  kaum  jene  für  die  englische  Gartenstadt 
im  engeren  Sinne  charakteristische  Vermählung  von  Stadt 
und  Land,  von  Industrie  und  Landwirtschaft  in  derselben 
Ansiedelung  zustande  kommen,  weil  wir  eben  da  überall 
im  Gegensatz  zu  England  schon  bäuerliche  Mittel-  und  Klein- 
betriebe in  Dörfern  haben.  In  der  Tat  sind  denn  auch  alle 
bisher  in  Deutschland  entstandenen  „Gartenstädte",  auch 
die  gemeinnützigen,  keine  wirklichen  Gartenstädte  im  eng- 
lischen Sinn,  sondern  nur  Gartenvorstädte. 

Also  dieses  Kriterium  der  Gartenstadt  im  engeren  Sinne, 
der  landwirtschaftliche  Gürtel  und  die  damit  zusammen- 
hängende Beschränkung  der  Stadt  in  ihrem  Wachstum  wird 
bei  uns  wohl  in  der  Regel  in  Wegfall  kommen  müssen,  und 
auch  das  weitere,  die  Gründung  wirklicher  neuer  Städte 
mit  einem  gewerblichen  Stadtkern  wird  nur  in  beschränktem 
Umfang  in  Frage  kommen.  Allerdings  besteht  auch  bei  uns 
schon  ein  Bedürfnis  und  eine  Tendenz  nach  Dezentralisierung, 
noch  nicht  so  sehr  der  Bevölkerung  als  doch  auch  schon  der 
Industrie.  Diese  bietet  die  Möglichkeit,  zunächst  für  die 
Arbeiter  einzelner  auf  das  Land  hinausgehender  Industrie- 
betriebe neue  gartenmäßige  Siedelungen  zu  schaffen:  „Garten- 
dörfer" oder  „Industriekolonien",  wie  z.  B.  Hellerau 
bei  Dresden.  Aber  auch  dies  sind  keine  Gartenstädte  im 
engeren  Sinne.  Die  Industrie  wird  sich  aber  bei  uns  viel- 
fach mehr  noch  als  dem  platten  Land  den  bei  uns  ja, 
namentlich  im  Westen,  schon  so  zahlreich  vorhandenen 
Kleinstädten  zuwenden,  und  dadurch  wird  deren  weitere 
bauliche  Entwickelung ,  wie  kürzlich  B.  Kampffmeyer  in 
einer  sehr  lesenswerten   Schrift  „Von  der  Kleinstadt  zur 
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Gartenstadt"  gezeigt  hat,  ein  sehr  wichtiges  Arbeitsfeld  für 
die  Gartenstadtbewegung  im  weiteren  Sinne.  Ein  Zusammen- 
arbeiten gemeinnütziger  Gartenstadtgesellschaften  mit  solchen 
Kleinstädten  zur  Schaffung  von  mustergültigen  Garten- 
vorstädten ist  gerade  bei  uns  in  Deutschland  eine  besonders 
wichtige  Aufgabe. 

Aber  auch  darüber  hinaus  ergibt  sich  bei  uns  eine  zwar 
anders  geartete,  aber  nicht  minder  wichtige,  ja  vielleicht 
noch  bedeutend  wichtigere  Aufgabe :  gilt  es  bei  uns  nicht, 
wie  in  England,  fehlende  Kleinstädte  und  Dörfer  zu  schaffen» 
so  ist  es  dafür  die  noch  viel  größere  Aufgabe,  die  weitere 
bauliche  Entwicklung  aller  unserer  schon  vorhandenen 
Städte  und  Dörfer  zu  beeinflussen  und  die  Masse  unserer 
Bevölkerung,  auch  Mittelstand  und  obere  Klassen  —  und 
zwar  diese  zuerst,  denn  sie  müssen  vorangehen  —  von  der 
heute  in  unseren  Groß-  und  Mittelstädten  herrschenden 
Wohnweise  in  der  „Mietkaserne",  dem  großen  Etagenhaus, 
zu  emanzipieren  oder,  wo  sie  noch  nicht  herrscht,  noch  davor 
zu  bewahren,  dessen  Ausdehnung  auf  die  kleinen  Städte  und 
das  platte  Land  insbesondere  zu  verhindern. 

Zwischen  England  und  Deutschland  besteht  ja,  wie  bekannt, 
in  der  ganzen  Wohnweise  ein  tiefgehender  Unterschied: 
während  in  England  (im  engeren  Sinne,  nicht  in  Schott- 
land!) das  Kleinhaus,  ja  Einzelhaus,  die  herrschende  Wohn- 
form bildet  und  erst  in  neuester  Zeit  aus  besonderen  Ur- 
sachen vereinzelt  Etagen-  und  Massenmiethäuser  entstehen  10, 
herrscht  in  Deutschland,  abgesehen  vom  Nordwesten  und 
gewissen  rheinischen  Gegenden,  das  Etagenhaus  bis  zur 
Berliner  Mietkaserne.  Und  diese  deutsche  Wohnweise  ist 
zweifellos  hygienisch  inferior  und  wirtschaftlich  nicht  nach- 
weisbar vorteilhafter  u. 

Ich  ziehe  daraus  den  Schluß:  wir  haben  in  Deutschland 
viel  weniger  Bedürfnis  und  weniger  Gelegenheit  für  solche 
Gartenstädte  im  engeren  Sinne  des  Wortes.  Daher  wird 
es  sich  in  Deutschland  bei  dieser  Bewegung  mehr  handeln 
müssen  —  und  hat  es  sich  auch  bei  den  ersten  praktischen 
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Versuchen  bis  jetzt  tatsächlich  immer  nur  gehandelt  —  um 
Gartenstädte  im  weiteren  Sinne,  d,  h.  Wohnkolonien 
und  Vorstädte  mit  gartenmäßiger  Bebauung12. 

In  diesem  Sinne  und  in  dieser  Form  hat  die  Gartenstadt- 
bewegung allerdings  auch  in  Deutschland  eine  große  Aufgabe 
zu  erfüllen  —  eine  spezifisch  deutsche  Aufgabe,  die  der  Be- 
wegung in  England  fehlt,  nämlich  den  Kampf  gegen  die 
Mietkaserne,  die  vorherrschende  Form  des  städtischen 
Wohnens  in  Deutschland,  sowohl  für  die  Arbeiter  als  die 
mittleren  und  oberen  Klassen,  mit  Ausnahme  einer  kleinsten 
Oberschicht.  Leben  auch  die  untersten  Arbeiterklassen  bei 
uns  lange  nicht  in  so  schlimmen  Zuständen  wie  in  den  eng- 
lischen slums,  so  sind  dafür  fast  alle  anderen  Klassen  infolge 
dieser  Entwicklung  der  Mietkaserne  wesentlich  ungünstiger 
untergebracht  als  in  England,  haben  überhaupt  einen  sehr 
viel  tiefer  stehenden  Wohnstandard.  Es  ist  ihnen  vor  allem 
ganz  das  in  England  so  starke  Bedürfnis  der  Separation, 
des  Ungestörtseins  (englisch:  privacy),  abhanden  ge- 
kommen, das  in  England  auch  bei  den  Reihenhäusern  der 
Arbeiter  durch  Schaffung  einer  eigenen  Treppe  zu  jeder 
Wohnung  immer  gewahrt  wird.  Hier  gilt  es  höhere  Be- 
dürfnisse, vor  allem  auch  das  Bedürfnis  nach  mehr,  wenn 
auch  kleineren  Räumen,  zur  Trennung  der  Geschlechter, 
zu  wecken  und  jene  Trennung  der  Wohnstätte  von  der 
Arbeitsstätte  in  größerem  Umfang  überhaupt  erst  zu 
schaffen,  für  deren  Übertreibung  in  England  dort  jetzt  die 
Gartenstadt  Abhilfe  bringen  soll. 

Erfreulicherweise  hat  die  „Deutsche  Gartenstadtgesellschaft4 4 
dies  neuerdings  auch  eingesehen  und  —  ich  darf  wohl  sagen, 
infolge  eines  Vortrags  von  mir,  welchen  ihr  Generalsekretär 
gehört  hatte,  —  ihre  Statuten  entsprechend  geändert,  so 
daß  sie  jetzt  auch  diese  Aufgabe  umfassen;  damit  hat  sie 
m.  E.  einen  großen  Schritt  vorwärts  getan  vom  Utopischen 
zum  Praktischen  und  Realisierbaren. 

Auch  von  dem  Erfordernis  des  Gemeineigentums  ist  man 
in  jüngster  Zeit  sehr  richtigerweise  z.  T.  abgegangen  und  hat 
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davon  nur  die  negative  Seite —  die  dauernde  Ausschließung 
der  Spekulation  —  festgehalten,  indem  neben  Erbbau- 
recht neuerdings  in  manchen  Gartenstädten  auch  der  Ver- 
kauf zu  UlmerWiederk  aufsrecht  Eingang  gefunden  hat13, 
ferner  an  Fabriken  auch  Grund  und  Boden  zu  freiem  Eigen- 
tum nur  mit  bestimmten  Auflagen  überlassen  wird. 

Dadurch  ist  ein  großer  Fortschritt  nach  der  realpolitischen 
Seite  hin  gemacht.  Aber  dennoch  werden  die  Gartenstadt- 
gesellschaften  und  -genossenschaften  bei  uns  im  aligemeinen 
nur  der  Pionier  für  eine  derartige  Gartenstadtbewegung 
im  weiteren  Sinne  sein  können.  Soll  die  aus  hygienischen 
wie  allgemein  kulturellen  Gründen  so  wünschenswerte  Reform 
unserer  Wohnweise  allgemeiner  werden,  so  muß  sie  noch 
von  anderen  Faktoren  aufgenommen  werden:  neben  die 
Gartenstadtgesellschaften  und  -genossenschaften  und  fort- 
schrittlich gesinnte  große  Aktiengesellschaften  müssen  auch 
die  Stadtgemeinden  treten,  indem  sie  nicht  nur  ent- 
sprechende Bebauungspläne  für  ihre  Vorstädte  machen, 
sondern  auch  selbst  große  Ländereien  zu  diesem  Zweck  garten- 
mäßiger Besiedelung  erwerben  und  verwenden 14,  und  das- 
selbe muß  der  Fiskus  in  den  Domänen  tun.  Aber  auch  die 
Mitwirkung  der  privaten  Terraingesellschaften  wird  nicht 
zu  entbehren  sein,  und  solche  von  diesen,  welche  die  Grund- 
sätze der  Gartenstadt  im  weiteren  Sinne  zu  verwirklichen 
bereit  sind,  würden  daher  auch  heranzuziehen  und  zu  be- 
vorzugen sein.  Besonders  groß  ist  naturgemäß  die  Aufgabe 
bei  Groß-Berlin.  Aber  es  ist  zu  hoffen,  daß  bei  der  Aus- 
führung des  in  die  Wege  geleiteten  Projekts  eines  allgemeinen 
einheitlichen  Bebauungsplanes  für  Groß-Berlin  auch  die 
gartenstadtartige  Bebauung  im  weiteren  Sinne  soweit  als 
irgendmöglich  verwirklicht  wird  15. 

Dann  aber  bedarf  es  vor  allem  noch  einer  Reihe  von  tech- 
nischen und  wirtschaftlichen  Maßnahmen,  wenn  der 
auch  zur  Gartenstadt  im  weiteren  Sinne  gehörige,  auch  für 
sie  wesentliche  Kleinhausbau  überhaupt  möglich  werden 
soll.   Sie  bestehen  einmal  in  einer  ganz  anderen  Ausbildung 
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der  Verkehrsmittel  als  bisher  —  ihre  Schaffung  muß,  wie 
in  den  Vereinigten  Staaten,  der  Besiedelung  vorausgehen, 
nicht  nachfolgen  — ,  dann  in  entsprechender  Gestaltung 
der  Bebauungspläne  —  Unterscheidung  von  Wohn-  und 
Verkehrsstraßen  —  und  vor  allem  der  Bauordnungen:  diese 
müssen  noch  weit  mehr  das  Kleinhaus  begünstigen  oder 
vielmehr  nur  es  nicht  erschweren  und  ausschließen  wie  jetzt; 
dazu  kommen  dann  noch  steuerpolitische  Maßregeln  zur 
Niedrighaltung  des  Bodenpreises  und  Vermehrung  des  Ge- 
meindeeigentums; aber  freilich  ist  außerdem  auch  ein  Wandel 
des  Geschmacks  und  der  Wohnsitte,  und  zwar  zunächst, 
wie  gesagt,  bei  den  oberen  und  Mittelklassen  notwendig,  wie 
er  sich  indessen  schon  anzubahnen  beginnt. 

Wirken  alle  diese  Faktoren,  so  wie  es  möglich  ist,  in  Zukunft 
zusammen,  dann  werden  wir,  darüber  kann  kein  Zweifel  be- 
stehen, auch  in  Deutschland  allmählich  zu  einer  anderen, 
höheren  Wohnkultur  kommen  und  dereinst  nach  dem  pro- 
phetischen Dichterwort 

„mit  freiem  Volk  auf  freiem  Grunde  stehn". 


IV. 

Kleinhaus  und  Massenmiethaus 

(1910) 


Ein  Generalreferat  über  die  Frage  „Kleinhaus  oder  Miet- 
haus?" hat,  wie  leicht  einzusehen,  mit  besonderen 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen.  Die  erste  entsteht  schon  bei  dem 
Thema  in  der  schwankenden  Terminologie,  der  gegenüber  wir 
uns  hier  befinden.  „Kleinhaus  (Cottage)  oder  Miethaus  (Block)", 
wie  das  Programm  des  Kongresses  das  Thema  genannt  hat, 
ist  wohl  nicht  die  beste  Formulierung,  die  man  dem  Gegen- 
satze geben  kann.  Denn  auch  das  Kleinhaus,  selbst  das  Ein- 
familienhaus, kann  bekanntlich  Miethaus  sein,  und  es 
scheint  mir  daher  richtiger,  zu  sagen:  Kleinhaus  oder 
Massenmiethaus,  bzw.  Mietkaserne. 

Zwischen  diesen  beiden  Formen,  die  grundsätzlich  von- 
einander geschieden  werden  können,  liegen  jedoch  Zwischen- 
formen: das  sog.  Bürgerhaus  und  das  größere  oder 
richtiger  mittlere  Miethaus  mit  drei  bis  vier  Geschossen, 
aber  nur  ein  bis  zwei  Wohnungen  pro  Stockwerk,  neuer- 
dings auch  oft  „Bürgerhaus"  genannt 1.  Das  erstere  kann 
auch  Einfamilienhaus  sein  und  ist  es  zum  Teil  auch,  so 
besonders  in  England,  namentlich  in  London,  in  den  größeren 
holländischen  Städten  und  in  Bremen  (früher  auch  Ham- 
burg), in  den  älteren  wohlhabenden  Quartieren,  wo  sich 
die  Wohnung  einer  Familie  durch  ein  drei-  bis  vier- 
geschossiges Haus  erstreckt.  Das  zweite  ist  ein  Miethaus 
für  mehrere  Familien,  aber  doch  so  gebaut,  daß  nur  eine 
Familie,  höchstens  zwei,  auf  derselben  Etage  wohnen,  keine 
Seitenflügel  und  Hintergebäude  bestehen,  und  infolgedessen 
auch  eine  Querdurchlüftung  aller  Wohnungen  möglich  ist. 
Diese  Form  finden  wir  hauptsächlich  in  Amsterdam  und 
in  anderen  holländischen  Großstädten  für  die  arbeitenden 
Klassen,  in  dem  schmalen  viergeschossigen  Hause  (Erdgeschoß 
und  drei  Stockwerke),  wo  jeweils  nur  eine  Familie  in  einer 
wohnt.  Ähnliches  begegnet  uns  in  Düsseldorf  und  vielfach, 
wenigstens  mit  zwei  Familien  auf  einer  Etage,  in  den  Häusern, 
die  von  der  gemeinnützigen  Bautätigkeit  in  Deutschland  er- 
richtet worden  sind. 
Als  Extreme  treten  uns  bei  dieser  Gegenüberstellung  das 
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ein-  bis  zweigeschossige  Einfamilienhaus  und  die  Berliner 
Mietkaserne,  die  Mietkaserne  im  engeren  Sinne  des  Wortes, 
mit  Seitenflügeln  und  einem  oder  mehreren  Hintergebäuden 
entgegen.  Wenn  wir  aber  hier  das  „Kleinhaus"  dem  „Massen- 
miethaus"  gegenüberstellen,  so  verstehen  wir  darunter  nicht 
nur  das  alleinstehende  Einfamilienhaus,  sondern  auch  kleine 
und  schmale  Reihenhäuser  für  eine  bis  vier  Familien,  und 
zwar  je  eine  in  drei  oder  je  zwei  in  zwei  Geschossen.  Diese 
Abgrenzung  ist  nicht  willkürlich :  sie  bedingt  getrennten  Zu- 
gang und  insbesondere  Garten  beim  Haus  für  jede  Wohnung 2. 
Infolgedessen  deckt  sich  dieser  Unterschied,  Kleinhaus  und 
Massenmiethaus,  auch  nicht,  wie  verhängnisvollerweise  die 
deutschen  Bauordnungen  sehr  oft  angenommen  haben,  mit 
dem  Gegensatz  zwischen  „offener"  und  „geschlossener 
Bebauung".  Denn  wir  haben  auf  der  einen  Seite  hohe 
Miethäuser  bei  offener  Bebauung,  besonders  da,  wo  man  auf 
den  sog.  Bauwich  einen  großen  Wert  legt,  wie  in  Württem- 
berg, also  insbesondere  Stuttgart,  andererseits  haben  wir 
Kleinhäuser  in  geschlossener  Bauweise  als  aneinanderstoßende 
Reihenhäuser,  wie  in  England,  Belgien  und  Bremen.  Der 
richtige  Gegensatz  ist  also  vielmehr:  Flachbau  und  Hoch- 
bau, „weiträumige"  und  „gedrängte  Bauweise". 

In  diesem  Sinne  sind  nun  bekanntlich  Länder  des  Flach- 
baues und  der  weiträumigen  Bauweise:  England  und 
Belgien,  beide  in  weitestem  Umfange  auch  in  den  Groß- 
städten, dann  Holland  und  Ungarn,  mit  Ausnahme  ihrer 
Hauptstädte,  ebenso  die  Vereinigten  Staaten,  und  in 
Deutschland  der  Nordwesten.  Länder  der  gedrängten  Bau- 
weise sind  insbesondere:  die  romanischen  Länder,  wie  nament- 
lich Italien,  wo  neben  historischen  Ursachen  auch  klimatische 
mitwirken,  auch  Frankreich  in  den  großen  Städten,  dann 
vor  allem  das  übrige  Deutschland  und,  wenn  auch  noch  nicht 
ganz  in  dem  gleichen  Maße,  auch  Österreich  und  die  Schweiz. 
Man  erkennt  ohne  weiteres  die  Schwierigkeit,  die  sich  gegen 
über  dieser  Mannigfaltigkeit  der  Gestaltung  der  Wohn-  und 
Siedelungsweise  für  ein  zusammenfassendes  Referat  ergibt. 
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Die  zweite  Schwierigkeit  liegt  in  dem  Charakter  der  Vor- 
berichte, deren  Zusammenfassung  hier  gegeben  werden  soll. 
Denn  diese  haben  die  Frage  sehr  verschieden  angepackt  und 
behandelt:  die  meisten  von  ihnen  haben  sich  nur  beschäftigt 
mit  dem  Verhältnis  dieser  beiden  Bauformen  bei  der  gemein- 
nützigen Bautätigkeit  und  den  Ergebnissen,  die  letztere 
in  dieser  Beziehung  erzielt  hat.  Nur  die  Berichte  von  Deutsch- 
land, von  England  und  in  gewissem  Umfange  auch  der  von 
Österreich  haben  die  Frage  in  ihrem  ganzen  Umfang  auf- 
gerollt. Nun  ist  aber  das  Verhältnis  der  gemeinnützigen 
Bautätigkeit  zu  der  Frage  „Kleinhaus  oder  Massenmiethaus  ?" 
meiner  Überzeugung  nach  ohne  prinzipielle  Bedeutung 
für  diese  Frage,  d.  h.  für  die  Frage  nach  der  Möglichkeit 
einer  Änderung  der  augenblicklich  bestehenden  Siedelungs- 
weise  in  den  verschiedenen  Ländern.  Denn  die  gemeinnützige 
Bautätigkeit  ist  von  dieser  herrschenden  Siedelungsweise 
durchaus  abhängig,  sie  kann  sich  nicht  wesentlich  von  ihr 
entfernen,  sondern  muß  ihr  folgen  und  kann  ihr  nur  technisch 
und  künstlerisch  mustergültige  Vorbilder  liefern.  Denn  die 
gemeinnützige  Bautätigkeit  ist  eben  durchaus  gebunden  an 
die  Preisgestaltung  des  Grund  und  Bodens,  wie  sie  die  herr- 
schende Bauweise  mit  sich  bringt,  und  kann  insbesondere 
doch  nur  ausnahmsweise  gleich  mit  weit  ausschauenden 
Projekten,  die  aus  dem  teuren  Gelände  weit  hinausgehen, 
beginnen,  da  es  immer  erst  gilt,  die  Arbeiter  zu  erobern  und 
zu  gewinnen.  Sie  muß  also  in  verhältnismäßig  leicht  er- 
reichbarer Nähe  beginnen,  und  daraus  ergibt  sich  für  sie  in 
den  Ländern  des  Massenmiethauses  die  Unmöglichkeit,  von 
diesem  System  wesentlich  abzugehen.  Infolgedessen  scheinen 
mir  die  Ergebnisse,  die  in  bezug  auf  die  beiden  Hausformen 
von  der  gemeinnützigen  Bauweise  erzielt  worden  sind,  nur 
von  technischer  und  privatwirtschaftlicher  Bedeutung. 

Die  Frage  „Kleinhaus  oder  Massenmiethaus?"  in  dem 
dargelegten  Sinne  ist  aber  nach  meiner  Überzeugung  in 
erster  Linie  nicht  eine  wirtschaftliche  Frage,  sondern  eine 
hygienische  und  vor  allem  eine  moralische.   Die  Über- 
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legenheit  des  Kleinhauses  in  hygienischer  und  besonders  in 
moralischer  Beziehung  ist  unbestreitbar  und  so  groß,  daß 
es  Aufgabe  der  Wohnungsreform  sein  müßte,  es  für  die  Zu- 
kunft —  also  im  Erweiterungsgelände  unserer  Städte  —  zur 
vorherrschenden  Wohnungsform  zu  machen  und  als  solche 
durchzusetzen  oder,  wo  noch  vorhanden,  zu  erhalten,  selbst 
wenn  sie  wirtschaftlich  die  ungünstigere  Form  wäre,  und 
zwar  ist  nach  meiner  Auffassung  durchaus  oben  anzustellen 
die  Überlegenheit,  die  ihr  in  moralisch-sittlicher  oder  sozial- 
ethischer" Beziehung  zukommt.  Nur  durch  das  Kleinhaus 
—  natürlich  am  vollkommensten  durch  das  Einfamilienhaus, 
aber  in  geringerem  Grade  doch  auch  durch  die  anderen 
Formen  —  ist  es  möglich,  dem  Arbeiter  innerhalb  seiner 
Zahlungsfähigkeit  eine  so  große  Wohnung  zu  geben  mit  so 
vielen,  wenn  auch  kleinen  Räumen,  daß  eine  Trennung 
der  Geschlechter  der  Kinder  rechtzeitig  möglich  ist  und 
damit  ein  sittlich  reines  Familienleben.  Dies  ist  nach  meiner 
Auffassung  überhaupt  der  springende  Punkt,  der  Haupt- 
punkt der  ganzen  Wohnungsfrage. 

Wenn  wir  das  entsetzliche  sittliche  Elend  verfolgen,  das 
in  den  Großstädten  mit  der  Massenanhäufung  der  Bevölkerung 
durch  die  Mischung  der  Geschlechter,  der  Kinder  und  der 
Erwachsenen,  der  Einlieger  und  Schlafburschen  entsteht, 
dann  befinden  wir  uns  vor  dem  allergrößten  Schaden  unserer 
Zeit,  und  ihn  zu  beheben,  muß  unsere  allererste  Aufgabe  sein. 
Wir  müssen  also  fragen:  welche  Bauweise  hat  bisher 
dem  Arbeiter  das  gegeben,  was  wir  eine  „menschen- 
würdige Wohnung"  nennen  können?  Zu  einer  solchen 
gehören,  wie  Mr.  Aldridge  in  dem  Bericht  über  England 
richtig  ausführt,  bei  einer  Familie  mit  normaler  Kinderzahl 
wenigstens  drei  Schlaf  räume,  ein  Wohn- und  zugleich  Eßzimmer, 
eine  Spülküche  und  Bad.  Hat  die  gedrängte  oder  hat  die 
weiträumige  Bauweise,  hat  das  Massenmiethaus  oder  das  Klein- 
haus den  Arbeitern  bisher  eine  solche  Wohnung  gebracht? 

Die  Antwort  kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Nur  in  den  Ländern 
des  Kleinhauses  ist  für  viele  Tausende  von  Arbeiterfamilien, 
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allerdings  bis  jetzt  im  allgemeinen  auch  nur  für  die  oberen, 
gelernten,  besser  bezahlten  Schichten,  dieser  Wohnstandard 
heute  tatsächlich  erreicht.  Man  ist  aber  in  England  auf  dem 
besten  Wege,  ihn  wenigstens  auch  für  die  regelmäßig  be- 
schäftigten ungelernten  Arbeiter  zu  schaffen.  Nun  sehen  wir 
auf  Deutschland  —  und  ich  darf  wohl  auch  sagen  Österreich, 
jedenfalls  Wien  — ,  wo  die  Hälfte  bis  zu  zwei  Dritteln  der 
Bewohner,  also  weit  über  den  Arb  eiterst  an  d ,  auch  den 
gelernten  hinaus,  nicht  mehr  als  zweizimmerige  Wohnungen 
haben3.  Freilich  sind  die  Zimmer  viel  größer  und  vielleicht 
ist  sogar  zum  Teil  die  Zahl  der  Kubikmeter  Luftraum  pro 
Person  größer  als  in  den  Wohnungen  des  Kleinhausbaues. 
Aber  darauf  kommt  es  von  diesem  Gesichtspunkt  aus,  in 
bezug  auf  die  moralischen  und  sittlichen  Konsequenzen  des 
Zusammenhäuf  ens  der  Menschen,  nicht  an.  Es  kommt  vielmehr 
in  erster  Linie  an  auf  die  Zahl  der  Zimmer.  Kleinheit  der 
Zimmer  kann  sogar  von  Vorteil  sein,  insofern  sie  die  Auf- 
nahme von  Einliegern  ausschließen  kann.  Wenn  es  auch  rich- 
tig sein  mag,  daß  in  England  mancher  Raum  mitgezählt  wird, 
den  die  deutsche  Statistik  nicht  mitzählt,  so  kann  das  den 
großen  Kontrast  doch  nur  mildern,  nicht  aufheben.  Beim 
Massenmiethause  besteht  überhaupt  eine  technische  Unmög- 
lichkeit, dem  Arbeiter  in  Arbeiterwohnungen  zu  Preisen,  die 
er  aufbringen  kann,  Ähnliches  zu  bieten,  weil  das  Massen  - 
miethaus  keinen  solchen  Grundriß  zuläßt;  es  verlangt  eine 
gewisse  Tiefe,  woraus  sich  die  Maße  der  Zimmer  ergeben,  und 
die  Unmöglichkeit  folgt,  eine  größere  Zahl  kleinerer  Zimmer 
mit  direktem  Licht  ohne  zu  große  Unkosten  zu  schaffen. 

Ferner  gehören  aber  zu  den  sozialethischen  Schäden  des 
Massenmiethauses  auch:  die  Unmöglichkeit  für  die  große 
Masse  der  Bevölkerung,  einmal  zu  einem  eigenen  Hausbesitz 
zu  kommen  4,  der  Gegensatz,  der  sich  erst  mit  ihm  zwischen 
Hauswirt  und  Mieter  entwickelt  hat 5,  der  häufige  Wohnungs- 
wechsel6 mit  seiner  gewaltigen  Vergeudung  von  wirtschaft- 
lichen Werten  und  persönlicher  Kraft  und  auch  die  ganze 
von  der  Natur  abgekehrte  damit  zusammenhängende  Lebens- 

Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.  Neue  Folge  5 
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weise  7  —  durchaus  Mängel,  die,  wie  der  deutsche  Referent 
Keller  sagt,  durch  keine  denkbare,  noch  so  vollkommene 
Form  des  Massenmiethauses  aus  der  Welt  geschafft  werden 
können:  sie  liegen  im  Wesen  dieser  Bauweise. 

Das  letztere  gilt  dagegen  nur  zum  Teil  von  den  hygienischen 
Vorteilen  und  Nachteilen.  Sie  können  zum  Teil  durch  sanitäre 
Fortschritte  ausgeglichen  werden,  die  Mängel  des  Massen- 
miethauses in  dieser  Beziehung  können  zu  einem  großen  Teil 
beseitigt  werden,  allerdings  niemals  bei  der  spezifischen  Form 
der  Berliner  Mietkaserne  mit  Seitenflügeln  und  Quergebäuden. 
In  bezug  auf  diese  Vor-  und  Nachteile  hygienischer  Natur 
ist  auf  den  österreichischen  Bericht  von  Bach8  zu  verweisen, 
der  die  beiden  Hausformen  in  dieser  und  anderen  Beziehungen 
einander  sehr  ausführlich  gegenüberstellt,  freilich,  wie  ich 
glaube,  in  einem  Punkte  auf  dem  hygienischen  Gebiet  dem 
Kleinhause  nicht  gerechtwerdend  oder  ihm  ungerechterweise 
einen  Mangel  anheftend,  der  bei  der  anderen  Form  ebenfalls 
vorhanden  ist.  Er  spricht  von  dem  ,, Hetzen",  das  die  zurück- 
zulegende weite  Entfernung,  die  tägliche  Reise  nach  und  von 
der  Arbeitsstätte,  mit  sich  bringt,  und  von  den  gesundheit- 
lichen Schädigungen,  die  sie  bedeuten  kann.  Ich  sehe  davon 
ab,  in  welcher  Weise  durch  Dezentralisation  diese  weiten 
Entfernungen  gemindert  werden  können,  aber  ich  muß  be- 
tonen, worauf  schon  Eberstadt  hingewiesen  hat,  daß  auch 
in  der  Großstadt  mit  dem  Massenmiethaus  und  der  gedrängten 
Bauweise  große  Entfernungen  zurückzulegen  sind,  und  daß 
dabei  ein  noch  größeres  Hasten  und  Hetzen  erfolgt,  weil 
das  nicht  zweimal,  sondern  viermal  am  Tage  geschehen  muß, 
wenn  man  zur  Mahlzeit  in  die  Wohnung  zurückkehrt;  und 
auch  in  der  Großstadt  mit  dem  Massenmiethaus  wohnt  ja 
nicht  jeder  Angestellte  an  der  Arbeitsstätte  oder  ihr  gegen- 
über. Die  Verkehrsmittel  aber  sind,  wie  Eberstadt  zum 
ersten  Male  überzeugend  nachgewiesen  hat,  gerade  in  den 
Städten  und  Ländern  des  Massenmiethauses  schlechter  als 
in  jenen  der  geräumigen  Bauweise  und  des  Kleinhausbaues. 
Die  Zeit,  die  da  in  Wind  und  Wetter  herumgestanden  wird, 
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um  auf  die  Trambahn  zu  warten,  die  so  und  so  oft  überfüllt 
ist,  ist  mindestens  ebenso  gefährlich  für  die  Gesundheit  und 
jedenfalls  nicht  geringer  anzuschlagen  als  die  zweimalige 
weitere  Reise,  die  von  den  draußen  Wohnenden  mit  besseren 
Verkehrsmitteln  zurückgelegt  werden  kann. 

In  diesem  Zusammenhang  will  ich  gleich  eine  weitere  Frage 
streifen,  die  sich  bei  Empfehlung  des  Kleinhausbaues  sofort 
geltend  macht:  die  nach  dem  angeblich  unmöglichen  großen 
Terrain,  das  dann  für  die  Großstädte  erforderlich  werden  würde. 
Selbst  von  Keller  wird  in  dieser  Beziehung  angeführt,  was 
Ministerialdirektor  Dr.  Thiel  in  der  Generalversammlung 
des  Vereins  für  Sozialpolitik  in  München  1902  darüber  gesagt 
hat,  welchen  Raum  man  brauchen  würde,  wenn  man  jede 
Berliner  Familie  in  einem  Einfamilienhaus  unterbringen 
wollte.  Mit  solchen  Übertreibungen  kann  man  leicht  eine 
Sache  ad  absurdum  führen.  Daran  denkt  ja  niemand.  Aber 
es  muß  bemerkt  werden,  daß  nach  den  Berechnungen  von 
Baumeister  die  eingeschossige  Stadt  noch  nicht  einmal 
doppelt  so  viel  Platz  einnehmen  würde  als  die  fünfgeschossig 
bebaute,  also  nicht  etwa  den  fünffachen  Raum  9. 

In  hygienischer  Beziehung  stehen  einander  also  zweifel- 
los auf  beiden  Seiten  Vor-  und  Nachteile  gegenüber.  Aber 
als  der  große  Vorteil  des  Kleinhausbaues  muß  doch  Eines 
hervorgehoben  werden,  wie  das  der  deutsche  Referent  richtig 
tut:  die  Auflockerung  der  Siedelung  ist  beim  Kleinhausbau 
jedenfalls  leichter  zu  erreichen  als  beim  Massenmiethaus. 
Tatsächlich  finden  wir  bei  den  Massenmiethäusern  nicht,  wie 
es  aus  hygienischen  Gründen  sein  sollte,  größere,  sondern 
kleinere  Zwischenräume  zwischen  den  Gebäuden.  Dr.  Hell- 
muth Wolff10  hat  in  seinem  Berichte  für  Zürich  und  Halle 
gezeigt,  wie  die  horizontale  Nutzung  beim  „ Verkaufsbau ?« 
—  und  das  Massenmiethaus  ist  überwiegend  Verkaufsbau  — 
nicht  nur  absolut,  sondern  auch  relativ  noch  stärker  zunimmt 
als  die  vertikale. 

Jedenfalls  aber  ergibt  sich:  das  Kleinhaus  bewirkt,  daß 
die  Zahl  der  Menschen  pro  Hektar  geringer  wird,  dadurch 
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werden  zweifellos  ceteris  paribus  günstigere  hygienische  Ver- 
hältnisse erzielt,  die  zur  Verfügung  stehende  Luft  ist  eine 
bessere.  Wichtiger  aber  noch  als  die  Reinheit  der  Luft  ist 
der  Luftzutritt  zu  den  Wohnungen  und  die  Größe  des 
Luftraumes.  In  hygienischer  Beziehung  die  schlimmsten 
Übelstände  finden  wir  in  dieser  Beziehung  bei  der  typischen 
Mietkaserne  mit  Seitenflügeln  und  Quergebäuden,  wie  sie 
vor  allem  in  Berlin  zur  Ausbildung  gekommen  ist.  Jedenfalls 
kann  beim  Kleinhause  auf  diese  Form  leichter  verzichtet  und 
im  Innern  eine  große  Fläche  freigelassen  werden,  was  ein  ab- 
solut hoher  Bodenpreis,  wie  ihn  das  Massenmiethaus  mit  sich 
bringt,  auch  dann  verhindert,  wenn  er  relativ  niedriger  wäre  n. 

Zu  den  hygienischen  Seiten  gehört  ferner  die  Frage  des 
Lichtzutrittes,  in  der  sich,  wie  Keller  nachweist,  Klein- 
haus und  Massenmiethaus  durchschnittlich  gleichstehen,  in- 
dem bei  letzterem  dem  besseren  Lichtzutritt  der  oberen  Etagen 
der  schlechtere  in  den  unteren  entspricht.  Dann  ist  ein  Haupt- 
moment, das  nicht  aus  der  Welt  geschafft  werden  kann,  die 
größere  Gefahr  der  Ansteckungbei  einer  größeren  Zusammen- 
ballung von  Menschen  und  Familien  in  einem  Hause  und  an 
einer  Treppe,  ferner  vor  allem  die  Wirkung,  welche  die  Wohn- 
weise auf  die  Kinder  hat  durch  die  Möglichkeit,  die  Kinder 
im  Freien  spielen  zu  lassen,  die  sich  bei  den  hohen  Etagen- 
wohnungen für  die  im  Haushalt  beschäftigte  Mutter  nicht 
so  leicht  wie  beim  Kleinhause  ergibt,  dann  weiter  die  Möglich- 
keit, Parks  und  Kinderspielplätze  sowie  Gärten  für  die 
Arbeiter  zu  schaffen.  Alles  das  ist  in  ausgedehntem  Maße 
nur  beim  Kleinhausbau  und  den  mit  ihm  verbundenen 
absolut  niedrigen  Bodenpreisen  möglich. 

In  bezug  auf  die  Sterblichkeit  haben  wir  freilich  erst 
ein  ziemlich  dürftiges  Material  zur  Vergleichung.  Aber  dieses 
Material  —  ich  verweise  auf  das  in  dem  Bericht  von  Aldridge12 
und  in  Eberstadts  Handbuch  des  Wohnungswesens  13  wieder- 
gegebene —  zeigt  doch  unzweifelhaft  eine  geringere  Sterblich- 
keit bei  der  weiträumigen  Wohnweise;  vor  allem  die  Tuber- 
kulose ist  ja  so  recht  die  Krankheit  der  gedrängten  Bauweise14. 
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Aus  diesen  sittlichen  und  hygienischen  Gründen  —  von 
den  ästhetischen,  die  doch  auch,  trotz  den  modernen  ge- 
schmackvollen Miethäusern,  noch  in  Betracht  kommen,  will 
ich  hier  nicht  reden  15  —  müßte  die  Wohnungspolitik 
die  weiträumige  Bauweise  und  das  Kleinhaus  be- 
vorzugen, auch  wenn  sie  wirtschaftlich  ungünstiger 
wären.  Aber  das  ist  grundsätzlich  nicht  der  Fall.  Es  ist 
grundsätzlich  nicht  nachzuweisen,  daß  die  gedrängte  Bau- 
weise, sei  es  in  bezug  auf  die  Entwicklung  des  Bodenpreises, 
sei  es  in  bezug  auf  die  Baukosten,  eine  solche  wirtschaftliche 
Überlegenheit  gegenüber  dem  Kleinhause  besitzt,  wenn  auch 
andererseits  eine  wirtschaftliche  Überlegenheit  des  letzteren 
ebenfalls  nicht  notwendig  besteht,  also  auf  eine  Verbilligung 
des  Wohnens  durch  das  Kleinhaus,  wenigstens  mit  Sicherheit, 
nicht  gerechnet  werden  kann.  In  dieser  Beziehung  kommt  es 
auf  zwei  Fragen  an:  die  Frage  der  Baukosten  und  die  Frage 
des  Bodenpreises. 

Ich  verweise  zunächst  auf  die  Statistik,  die  bezüglich  der 
Baukosten  in  England  in  dem  Bericht  von  Aldridge  ge- 
geben ist.  Sie  bezieht  sich  allerdings  nur  auf  die  Zimmer, 
nicht  auf  den  Kubikraum  der  Wohnräume,  aber  da  in  Eng- 
land in  den  großen  Miethäusern  die  Räume  im  allgemeinen 
nicht  größer  sind  als  in  den  Kleinhäusern,  sind  diese  An- 
gaben doch  verwendbar l6.  Ich  verweise  ferner  auf  die  Statistik 
für  Frankreich  von  Rey  17,  die  im  Anhang  zu  dem  Bericht 
von  Aldridge  gegeben  ist,  und  auf  die  Statistik  von  Risler 
dem  zweiten  Bearbeiter  von  Frankreich18.  In  beiden  finden 
wTir  einen  bedeutend  geringeren  Baukostenpreis  beim  Klein- 
hausbau als  beim  Etagenhausbau. 

Sehr  eingehend  ist  diese  Frage  in  neuerer  Zeit  in  Deutsch- 
land untersucht  worden.  Es  wurden  verschiedene  Baukosten- 
berechnungen aufgestellt.  Ich  sehe  dabei  ganz  ab  von  den- 
jenigen von  Voigt  und  Geldner,  wegen  der  ihnen  anhaftenden 
grundsätzlichen  Fehler,  die  sie,  wie  Keller  richtig  sagt,  als 
eine  petitio  principii  erscheinen  lassen 19.  Es  stehen  sich  viel- 
mehr hauptsächlich  die  von  Fabarius  und  Baumeister 
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gegenüber.  Fabarius  sagt,  daß  die  Verbilligung  nur  bis  zum 
dritten  Stock  geht,  und  daß  von  da  an  eine  Verteuerung 
eintritt,  während  Baumeister  noch  eine  geringe  weitere  Ver- 
billigung herausrechnet.  Fabarius  ist  zu  seinem  Ergebnis 
gekommen,  indem  er  von  oben  herunter  eine  immer  größere 
Verstärkung  der  Mauern  angenommen  hat,  was  technisch 
ohne  Zweifel  das  Richtige  wäre,  während  die  Berechnungen 
Baumeisters  auf  den  Vorschriften  bestehender  Bauordnungen 
und  auf  den  Sätzen  des  Baukalenders  beruhen. 

Auch  die  Untersuchungen  von  Werther,  auf  welche  der 
Bericht  von  Bach  Bezug  nimmt,  und  die  ebenfalls  zu  dem 
Ergebnis  einer  gewissen  Verbilligung  durch  Stockwerkshäufung 
kommen,  beruhen  auf  den  bestehenden  baupolizeilichen 
Vorschriften.  Baumeister  hebt  dagegen  selbst  hervor,  wie 
außerordentlich  gering  die  von  ihm  auf  Grund  der  be- 
stehenden Bauordnungen  berechnete  Verbilligung  ist,  und  daß 
bei  einem  Bodenpreis  von  20  Mk.  eine  Wohnung  in  einem 
fünfstöckigen  Hause  durchschnittlich  nur  um  29  Mk.  billiger 
ist  als  in  einem  dreistöckigen.  ,, Deshalb  —  sagt  er  —  erscheint 
es  wirtschaftlich  durchaus  zulässig,  in  äußeren  Stadtteilen 
und  in  mittleren  Städten  durchweg  die  Zahl  der  Geschosse 
und  die  Zahl  der  Familien  herabzusetzen.  Die  Mietkaserne 
ist  ganz  zu  unterdrücken20." 

Das  Ergebnis  in  dieser  Baukostenfrage  faßt  Keller  in  die 
Worte  zusammen:  ,,voll  beweiskräftig  sind  die  mitgeteilten 
Berechnungen  aus  dem  Grunde  nicht,  weil  sie  zum  Teil  auf 
Grund  geltender  Bauordnungen  angestellt  worden  sind,  und 
dabei  immer  noch  die  Frage  offen  bleibt,  ob  die  Bestimmungen 
dieser  Bauordnungen  nicht  in  manchen  Punkten  für  den 
Kleinhausbau  zu  ungünstig  sind.  Immerhin  scheint  sich 
daraus  zu  ergeben,  daß  sich  durch  die  Stockwerkshäufung 
eine  gewisse  Verbilligung  der  Baukosten  des  Quadratmeters 
Wohnfläche  erzielen  läßt.  Damit  ist  aber  für  die  wirtschaft- 
liche Zweckmäßigkeit  der  typischen  Berliner  Mietkaserne  mit 
ihren  Seitenflügeln  und  Quergebäuden  noch  nichts  bewiesen." 
Er  weist  vielmehr  selbst  nach,  wie  unwirtschaftlich  gerade 


71 


diese  Form  ist,  bei  der,  wie  an  einer  existierenden  solehen 
Mietkaserne  von  Nitze  berechnet,  in  den  Seitenflügeln  und 
dem  Quergebäude  18%  des  Raumes  durch  dunkle  Flure  in 
Anspruch  genommen  werden,  um  zu  den  Zimmern  zu  ge- 
langen, Flure,  welche  11,8%  der  Miete  zur  Verzinsung  der 
dafür  aufgewendeten  Kosten  erfordern.  Hier  decken  sich 
also  unhygienische  und  unwirtschaftliche  Bauweise 
nach  seinen  Ausführungen  vollständig.  Nun  werden  aber  in 
Berlin  durch  den  Zuschnitt  der  Baublöcke  und  die  Bau- 
ordnung die  Seitenflügel  geradezu  erzwungen,  indem  es  bei 
Errichtung  von  solchen  gestattet  ist,  die  Quergebäude  höher 
aufzuführen  als  sonst,  so  daß  damit,  wie  Keller  sagt,  geradezu 
eine  Strafe  auf  die  hygienisch  bessere  Bebauung  gelegt  ist. 
Andererseits  aber  haben  wir  die  vielen  Beispiele  aus  neuerer 
Zeit  in  den  Berechnungen  von  Weiß,  in  der  Tätigkeit  des 
Vereins  ,,  Sächsischer  Heimatschutz",  in  Hellerau  und  anderen 
Gartenstädten  und  Kleinsiedelungen,  welche  beweisen,  daß 
heute  —  entsprechende  Bauordnungen  vorausgesetzt  —  Klein- 
häuser keine  relativ  höheren  Baukosten  erfordern  als  große 
Miethäuser,  im  Gegenteil  sogar  vielfach  niedrigere 2l.  Ich 
kann  aber  im  Anschluß  daran  doch  nicht  unterlassen,  auf 
die  Worte  aufmerksam  zu  machen,  die  in  einem  anderen 
Bericht  zu  Thema  IV  von  Magistratsbaurat  Fabarius  in 
bezug  auf  die  prinzipielle  Bedeutung  der  Baukosten  über- 
haupt ausgesprochen  werden  22.  Es  heißt  hier,  wie  mir  scheint 
mit  Recht:  ,,Es  muß  von  vornherein  gesagt  werden,  daß 
mit  der  Bezeichnung  der  Wohnungsfrage  als  , Baukosten- 
frage' die  Bedeutung  der  Baukosten  für  das  Wohnungs- 
wesen überschätzt  wird  —  unbedingt  wenigstens,  wenn  es 
sich  um  größere  Städte  handelt.  Nachdem  infolge  des  stetigen 
Anwachsens  der  Städte  der  Wohnungsbau  Gegenstand  einer 
sicheren  Kapitalsverwertung  und  der  Baugrund  Gegenstand 
der  Spekulation  geworden  ist,  ergibt  sich  von  selbst  eine 
Verteuerung  der  Mieten  dadurch,  daß  von  den  Mietern  nicht 
nur  die  eigentlichen  Herstellungskosten  der  Wohnungen, 
sondern  auch  diejenigen  Summen  mitbezahlt  werden  müssen, 
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die  als  Unternehmergewinn,  Risikoprämien  und  Verwaltungs- 
kosten den  Bauunternehmern  und  Bodenspekulanten  zufallen. 
Diesen  gegenüber  sind  die  erreichbaren,  immer  verhältnis- 
mäßig nicht  großen  Ersparnisse  bei  den  Baukosten  von  ganz 
geringer  Bedeutung.  Gewiß  ist,  daß,  wenigstens  bei  großen 
Zinshäusern,  in  den  Städten  solche  Ersparnisse  unmittelbar 
niemals  den  Mietern  zugute  kommen,  sondern  lediglich  den 
Unternehmern,  die  fast  immer  in  der  Lage  sind,  die  durch  die 
wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  der  Bevölkerung  bestimmten 
höchsten  Mietpreise  zu  erlangen,  unabhängig  von  ihren  eigenen 
Aufwendungen  für  den  Bau." 

Die  zweite  wirtschaftliche  Frage  ist  die  Frage:  wird 
durch  die  Beschränkung  der  Stockwerkszahl  und  sonst  der 
Bebauung  der  Bodenpreis  verteuert,  oder  im  Gegenteil 
herabgedrückt  oder  —  richtiger  gesagt  —  nicht  herabgedrückt, 
sondern  am  Steigen  gehindert  ?  Daß  er  im  Ganzen  niedriger 
ist,  wenn  die  Ausnutzung  des  Grund  und  Bodens  beschränkt 
ist,  das  ist  unbestritten.  Denn  allgemein  wird  jetzt  zu- 
gegeben, daß  der  Bodenpreis  sich  nach  dem  zu  erzielenden 
Ertrage  richtet.  Aber  die  Streitfrage  bezieht  sich  darauf, 
ob  die  Bewegung  eine  ganz  parallele  ist,  d.  h.  ob  er  um  ebenso 
viel  sinkt  oder  weniger  oder  mehr,  d.  h.  ob  der  relative 
Bodenpreis,  bezogen  auf  den  Quadratmeter  Wohnfläche  oder 
auf  das  einzelne  Zimmer,  dadurch  erhöht  oder  vermindert  wird. 

Diese  Frage  hat  eine  eingehende  theoretische  Untersuchung 
in  einem  gedruckten  Vorbericht  von  Dr.  Mildschuh 23  er- 
fahren, und  auch  in  dem  Berichte  von  Keller  eine  sehr  sorg- 
fältige Behandlung  gefunden,  in  der  aber  doch  m.  E.  ein 
Widerspruch  steckt.  Denn  Keller  schließt  sich  zunächst,  wie 
Mildschuh  den  Schlußfolgerungen  einer  Untersuchung  von 
Mor.  Naumann24  an,  daß  durch  die  Stockwerkshäufung 
der  durchschnittlich  auf  ein  Quadratmeter  entfallende  Betrag 
der  Grundrente  vermindert  werde.  Dann  weist  er  aber  Nau- 
mann selbst  erhebliche  Fehler  nach  und  betont,  daß  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  der  Städte  in  Deutschland  durch- 
aus nicht  so  geartet  ist,  wie  es  bei  der  Richtigkeit  der  Nau- 
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mannschen  Theorie  sein  müßte:  es  findet  keine  Abnahme 
der  Bautätigkeit  nach  der  Peripherie  hin  statt,  wenn  nicht  die 
Bauordnungen  sie  erzwingen.  Er  sagt  ausdrücklich:  „Bei 
Fortfall  aller  die  Mietkaserne  begünstigenden  Einrichtungen 
würde  es  durchaus  nicht  immer  privatwirtschaftlich  vorteil- 
hafter sein,  Mietkasernen  statt  Einfamilien-  und  Kleinbürger- 
häuser zu  errichten".  Sehr  beachtenswert  sind  in  diesem 
Zusammenhange  die  von  Dr.  Hellmuth  Wolff  angestellten 
Untersuchungen,  welche  ergeben  haben,  daß  die  Rentabilität 
größerer  Miethäuser  mit  der  Stockwerkshäufung  abnimmt,  in 
den  höheren  Stockwerken  geringer  wird.  So  kommt  Keller 
zu  einem  non  liquet  in  dieser  Frage.  Wenn  wir  ferner  be- 
denken, daß  etwaige  bei  den  bestehenden  Bauordnungen 
mögliche  Vorteile  der  Mietkasernen  leider  durch  die  höheren 
Straßen-  und  Kanalisationskosten  mehr  als  ausgeglichen 
werden,  und  daß  tatsächlich  auf  dem  Land  nach  neueren 
Erhebungen  die  Mieten  nach  der  Stockwerkzahl  steigen,  so 
wird  die  Behauptung  von  der  Bodenpreis  und  Mieten  ver- 
billigenden Wirkung  des  Massenmiethauses  aufgegeben  werden 
müssen  —  wie  dies  übrigens  auch  seitens  der  Freunde  dieser 
Bauform  schon  vielfach  geschieht.  Aber  ebensowenig  kann 
freilich  die  gegenteilige  Ansicht,  daß  sie  erhöhend  wirke, 
induktiv  bewiesen  werden:  ihr  kann,  wie  Keller  richtig  sagt, 
nur  zustimmen,  wer  glaubt,  daß  die  Bodenspekulation 
die  Preise  tatsächlich  über  das  natürliche  Maß  erhöht,  und 
wer  annimmt,  daß  die  Bodenspekulation  durch  das  Miet- 
kasernensystem begünstigt  wird". 

Ich  gehöre  zu  denjenigen,  welche  diese  beiden  Sätze  für 
richtig  halten.  Es  ist  aber  unmöglich,  die  Gründe  hier  aus- 
führlich darzulegen  25,  und  ich  sage  daher  nur,  daß  die  von 
Mildschuh  zugestandene  und  in  den  Vordergrund  gerückte 
Vorwegnahme  einer  künftigen  Erhöhung  durch  die  Speku- 
lation doch  nichts  anderes  ist  als  eine  faktische  Erhöhung  für 
die  Gegenwart.  Denn  wenn  eine  sonst  erst  in  so  und  so 
viel  Jahren  eintretende  Erhöhung  heute  schon  vorweg  ge- 
nommen wird,  dann  ist  für  die  Gegenwart  eben  eine  Er- 
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höhung  gegeben,  die  ohne  sie  nicht  eingetreten  wäre.  Und 
daß  die  Mietkaserne  durch  die  Art  ihrer  Errichtung  und  des 
Handels  mit  ihr  die  Spekulation  begünstigt,  scheint  mir  aller- 
dings unbestreitbar.  Dafür  spricht  auch  der  von  Keller  an- 
geführte Umstand,  daß  beim  Aneinanderliegen  von  Gebieten 
offener  und  geschlossener  Bebauung  die  letzteren  von  der 
Spekulation  bevorzugt  werden.  Außerdem  gibt  Keller  selbst 
zu,  daß  es  unter  gewissen  Umständen  doch  auf  die 
absolute  Höhe  des  Bodenpreises  ankommt  —  ganz  abgesehen 
von  den  sehr  großen  indirekten  Nachteilen  des  absolut 
hohen  Bodenpreises,  daß  er  das  Anlegen  von  Hausgärten, 
Spielplätzen,  Parks  usw.  erschwert  und  für  die  Ge- 
meinden die  Kosten  für  zu  enteignendes  Straßenland  ge- 
waltig steigert26.  Wir  wollen  aber  auf  diese  ganze  Frage,  weil 
sie  so  umstritten  ist,  keinen  so  großen  Wert  legen.  Wir 
Wohnungsreformer  verlangen  den  Kleinhausbau 
und  die  weiträumige  Bauweise  nicht  um  billigere, 
sondern  um  bessere  Wohnungen,  um  einen  höheren  Wohn- 
standard für  die  Massen  unserer  Bevölkerung  zu 
erzielen,  ähnlich  wie  dies  bei  der  gemeinnützigen  Bautätigkeit 
der  Fall  ist. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  daß  der  Kleinhausbau 
jedenfalls  überall  auf  Neuland,  im  Stadterweiterungs- 
gelände, wo  der  Preis  des  Bodens  sich  noch  nicht  nach  der 
gedrängten  Bebauung  eingestellt  hat,  auch  wirtschaftlich 
durchaus  möglich  ist.  Ja,  ganz  neuerdings  sind  gleichzeitig 
von  verschiedenen  Seiten  interessante  Projekte  aufgestellt 
worden,  den  Kleinhausbau  sogar  dort,  wo  die  viergeschossige 
Bebauung  zugelassen  ist,  und  der  Preis  sich  danach  eingerichtet 
hat,  also  auf  teurem  Gelände,  sogar  in  Berlin,  wirtschaftlich 
zu  ermöglichen.  Es  sind  die  Vorschläge,  die  unabhängig  von- 
einander von  Göcke-Eberstadt  und  von  Kuczinsky  und 
Lehwess  gemacht  wurden,  von  Eberstadt  in  der  Denkschrift 
zu  dem  Bebauungsplan  für  Groß-Berlin,  welcher  den  zweiten 
Preis  erhalten  hat,  von  den  beiden  anderen  in  der  Zeitschrift 
„Städtebau"  27 .  Es  soll  erreicht  werden  durch  Hochbau  an 
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den  Außenseiten  eines  großen  Baublocks  und  schmale  Wohn- 
straßen mit  niedrigen  Reihenhäusern  und  Gärten  im  Inneren. 
Von  Kuczinsky  und  Lehwess  wird  berechnet,  daß  auf 
diese  Weise  genau  dasselbe  wirtschaftliche  Ergebnis  heraus- 
kommen kann:  der  Besitzer  von  Grund  und  Boden  bekommt 
den  gleichen  Preis,  die  Baukosten  sind  die  gleichen,  die  Wohn- 
fläche ist  die  gleiche,  der  Hausbesitzer  erhält  den  gleichen 
Mietertrag;  der  Mieter  bekommt  für  den  gleichen  Mietpreis 
die  gleiche  Wohnfläche.  Auch  die  Zahl  der  Mieter  ändert 
sich  nicht,  aber  die  Hälfte  der  Bevölkerung  eines  großen 
Blocks  kann  in  solchen  kleinen  Zweifamilienhäusern  mit 
Gärten  untergebracht  werden,  und  für  die  andere  Hälfte 
werden  auch  zwei  empfindliche  Mängel  der  heutigen  Bau- 
weise beseitigt:  das  Fehlen  der  Querlüftung  und  die  hohen 
Hinterhäuser 28.  Ich  kann  die  technische  Seite  der  Frage 
nicht  auf  ihre  Richtigkeit  prüfen  und  erörtern  und  will  nur 
sagen,  daß  es  jedenfalls  bloß  ein  Auskunftsmittel  wäre  da, 
wo  der  Bodenpreis  schon  so  hoch  ist,  denn  als  besonderes 
Ideal  kann  ich  mir  selbst  bei  einer  großen  Abmessung  der 
Fläche  eines  solchen  Blocks  das  Wohnen  innerhalb  dieser 
Gefängnismauern,  welche  die  hohen  Häuser  an  den  Außen- 
seiten doch  darstellen,  nicht  denken,  und  wie  die  Gärten  in 
ihrem  Schatten  gedeihen  sollen,  erscheint  auch  als  fraglich  29. 

Wenn  nun  aber,  und  wo  trotz  alledem  heute  tatsächlich 
eine  wirtschaftliche  Überlegenheit  des  großen  Miethauses 
besteht,  da  ist  der  Grund  —  und  damit  zugleich  der  Haupt- 
grund, warum  diese  Wohnform  im  letzten  halben  Jahrhundert 
im  Deutschen  Reiche  und  in  den  Anfängen  in  Österreich  usw. 
das  Kleinhaus  und  das  Bürgerhaus  verdrängt  hat  —  die  weit- 
gehende Benachteiligung  des  Kleinhauses  durch  recht- 
liche und  gesetzliche  Einrichtungen  auf  dem  Gebiete 
der  Baupolitik,  der  Bauordnung  und  der  Kredit  Organisation. 

Sehen  wir  von  der  letzteren  hier  ab30,  dann  sind  es  haupt- 
sächlich der  Bebauungsplan  in  negativer,  die  Bauordnung 
in  positiver  Beziehung,  welche  das  Massenmiethaus  durch 
Jahrzehnte  in  Deutschland  geradezu  begünstigt  haben,  so 
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daß  sein  Vordringen  durchaus  nicht  die  natürliche"  wirt- 
schaftliche Entwicklung  infolge  einer  Jahrhunderte  alten 
„Wohnsitte"  darstellt,  sondern  künstlich  hervorgerufen  oder 
wenigstens  gefördert  ist.  Indem  Bebauungsplan  und  Bau- 
ordnung überall  von  den  Bedürfnissen  des  hohen  Etagen- 
baues ausgingen  und  darauf  zugeschnitten  wurden,  haben  sie 
den  Kleinhausbau  durch  für  ihn  viel  zu  große  und  unlogische 
hygienische  und  technische  Anforderungen  mehr  oder  weniger 
benachteiligt,  so  daß,  um  mich  studentisch  auszudrücken, 
die  Waffen  in  dem  Kampfe  nicht  ,,gut  und  gleich"  waren 
und  zumeist  auch  heute  noch  nicht  sind.  Wirtschaftlich 
vergleichbar  sind  aber  die  beiden  Hausformen 
natürlich  erst  dann,  wenn  für  beide  nicht  die 
gleichen,  sondern  die  jeweils  richtigen,  wirtschaft- 
lichsten Anforderungen  gelten. 

Wie  der  Bebauungsplan  in  dieser  Beziehung  gewirkt 
hat,  ist  bekannt.  Es  ist  Eberstadts  bleibendes  Verdienst, 
wie  Keller  sehr  richtig  betont,  daß  er  als  Erster  weiteren 
Kreisen  die  Augen  darüber  geöffnet  hat,  wie  die  falsche  Boden- 
parzellierung, der  falsche  Bebauungsplan,  die  zu  breiten 
Straßen  und  zu  tiefen  Baublöcke  das  Massenmiethaus,  speziell 
in  den  besonderen  Formen  der  Berliner  Mietkaserne,  wirt- 
schaftlich geradezu  erzwungen  haben31.  Zum  Teil 
begegnet  uns  in  den  deutschen  Städten  die  ortsstatutarische 
Vorschrift,  daß  neue  Straßen  nicht  unter  einer  bestimmten 
Breite  (16  m)  sein  sollen.  Dann  steht  auf  demselben  Boden 
der  „Großstadtsucht",  wo  es  sich  um  kleinere  und  mittlere 
Städte  handelt,  die  Vorschrift,  daß  neue  Häuser  nicht  unter 
einer  bestimmten  Anzahl  von  Stockwerken  gebaut  werden 
dürfen. 

Mit  der  Straßenbreite  hängen  die  Straßenkosten  zu- 
sammen. Wie  sehr  in  Deutschland  der  Kleinhausbau  durch 
die  hohen  Straßenbaukosten  verteuert  wird,  beweisen  zwei 
Beispiele  in  einem  Referat  Stübbens  auf  der  General- 
versammlung des  Rheinischen  Vereins  für  Kleinwohnungs- 
wesen von  1909:  bei  der  Neuansiedelung  des  preußischen 
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Fiskus  in  Thorn  standen  Grunderwerbungskosten  von  10000  Mk. 
Auf  Schließungskosten  von  620000  Mk.  gegenüber.  Auf  einen 
Quadratmeter  entfielen  0,30  Mk.  Bodenpreis  und  1,60  Mk. 
für  Straßenbaukosten.  Im  Stadtbezirk  Posen  wird  eine  Klein- 
haussiedelung  für  den  Mittelstand  ausgeführt;  hierbei  ent- 
fallen auf  den  Quadratmeter  rund  1  Mk.  Bodenpreis,  die 
Aufschließungskosten  aber  sind  4  Mk.  für  den  Quadratmeter. 
Allerdings  genügt  eine  Verringerung  der  Straßen  breite  allein, 
wie  Keller  zeigt,  nicht.  Wichtiger  ist  das  Vorgehen,  und 
größere  Ersparnisse  können  gemacht  werden  bei  der  Art 
der  Straßenbefestigung,  bei  der  Kanalisation  und  der 
Gas-  und  Wasserleitung. 

Wir  haben  gesehen,  daß  die  Gemeinden  durch  die  Baupläne 
vielfach  den  Kleinhausbau  erschweren.  In  gleicher  Richtung 
wirkt  in  Preußen  das  kommunale  Bauverbot  auf  Grund  des 
Fluchtliniengesetzes  (§  12),  wodurch  das  Bauen  an  unregulierten 
Straßen  gänzlich  verboten  wird,  und  welches,  wenn  es  schroff 
gehandhabt  wird,  das  Angebot  an  Wohnungen  vermindert  32. 
Von  noch  größerer  Bedeutung  sind  aber  die  Konstruktions- 
vorschriften der  Bauordnungen.  Wir  finden  in  dem  Be- 
richte Kellers  eine  höchst  interessante  Tabelle,  welche  zeigt, 
daß  die  Mindeststärke  der  belasteten  Frontmauern  inDeutsch- 
land  bedeutend  größer  ist  als  die  in  Holland  und  England 
üblichen  Mauerstärken  33.  Keller  sagt  dazu:  ,,Es  ist  sicher  kein 
Zufall,  daß  in  den  Ländern  des  Kleinhausbaues  und  in  den- 
jenigen deutschen  Städten,  welche  sich  das  Kleinhaus  noch 
am  meisten  bewahrt  haben,  wie  z.  B.  Bremen  und  Lübeck, 
die  Anforderungen  am  geringsten  sind".  Das  gleiche  gill 
von  den  Innenmauern.  Am  schärfsten  sind  in  dieser  Be- 
ziehung die  Anforderungen  in  Wien.  Es  kommt  weiter  in 
Betracht  die  Möglichkeit  von  Ersparnissen  bei  Treppen  und 
Brandmauern  und  bei  der  vorgeschriebenen  Geschoßhöhe. 
Hier  finden  wir  die  höchsten  Anforderungen  in  Klagenfurt. 
Überhaupt  sind  die  österreichischen  Anforderungen  die 
schärfsten. 

Wie  sehr  durch  diese  übertriebenen  Anforderungen  der 
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Bauordnungen  der  Kleinhausbau  verteuert  wird,  und 
wie  willkürlich  die  Bestimmungen  der  verschiedenen  Bau- 
ordnungen sind,  hat  kürzlich  Regierungsbaumeister  Hell- 
weg 34  für  westfälische  Verhältnisse  gezeigt.  Ein  freistehen- 
des Doppelhaus,  das  nach  dem  Vorschlag  des  westfälischen 
Vereins  zur  Förderung  des  Kleinwohnungswesens  9727,11  Mk. 
kostet,  würde  nach  der  Bauordnung  für  die  Städte  des  Re- 
gierungsbezirkes Münster  sich  auf  11094,74  Mk.  (+1368,63), 
für  Minden  auf  10444,10  Mk.  (+  718, — )  und  für  den  Land- 
kreis Arnsberg  auf  11055,42  Mk.  (+  1329,31)  stellen.  Für 
ein  eingebautes  Doppelhaus  betragen  die  Kosten  nach  dem 
Vorschlag  8733,51  Mk.,  in  Münster  10682,52  Mk.  (+  1949,01), 
in  Minden  9491,13  Mk.  (+  757,62),  in  Arnsberg  10059,62  Mk, 
(+  1326,11).  Für  dieselbe  Summe  von  486  000  Mk.  könnten 
also  nach  den  Vorschlägen  des  Westfälischen  Vereins  zur 
Förderung  des  Kleinwohnungswesens  100  solcher  Häuser  ge- 
baut werden,  nach  den  bestehenden  Bauordnungen  für  die 
Städte  des  Regierungsbezirks  Münster,  für  Minden  und  für 
den  Landkreis  Arnsberg  aber  nur  93,  88  und  87. 

An  dieser  Verteuerung  der  Kleinbauten  durch  unsere  Bau- 
ordnungen ändert,  wie  Keller  sehr  richtig  ausführt,  auch  die 
Tatsache  nichts,  daß  sehr  viele  deutsche  Bauordnungen  Er- 
mäßigungen enthalten  teils  für  die  Bauten,  die  eine  be- 
stimmte Grundfläche  und  Höhe  nicht  überschreiten,  teils  für 
Ein-  und  Zweifamilienhäuser.  Auch  die  Bauordnung  für  die 
Berliner  Vororte  gewährt  den  Einfamilienhäusern  nicht  un- 
erhebliche Erleichterungen.  Der  charakteristische,  von  Eber- 
stadt hervorgehobene  Unterschied  der  deutschen  und  eng- 
lischen Bauordnungen  besteht  aber  eben  darin,  daß  man  in 
Deutschland  von  der  Mietkaserne  als  der  typischen  Bau- 
form ausgeht  und  für  Kleinbauten  Erleichterungen  gewährt, 
während  man  in  England  vom  Kleinhause  ausgeht  und  für 
größere  Gebäude  Erschwerungen  festsetzt. 

Nun  haben  wir  freilich  schon  seit  längerer  Zeit  in  einer  großen 
Zahl  deutscher  Großstädte  und  auch  kleinerer  und  mittlerer 
Städte  sog.  „Zonen-'4  oder  „Staffelbauordnungen",  die 
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diese  Forderungen  zu  erfüllen  scheinen.  Aber  auch  sie  be- 
deuten trotzdem  eine  Begünstigung  der  Mietkaserne,  weil  sie, 
wenigstens  sehr  häufig,  nur  zwei  Bauklassen  oder  Typen 
kennen:  „Hochbau"  und  „geschlossene"  oder  „Flachbau" 
und  „offene  Bauweise",  d.  h.  die  Mietkaserne  auf  der  einen 
und  die  Villa  für  den  Wohlhabenden  auf  der  anderen  Seite  3S. 
Dagegen  fehlt  die  Verbindung  von  Flachbau  mit  geschlos- 
sener Bauweise,  also  die  Ermöglichung  des  kleinen  Reihen- 
hauses, und  das  ist  die  billigste  Form  des  Kleinhauses,  und 
sie  kommt  darum  für  die  unteren  Klassen  ganz  besonders 
und  in  erster  Linie  in  Betracht.  Neben  der  weiteren  Ver- 
breitung dieser  Bauweise  wäre  ferner  die  häufigere  Anwendung 
der  „halboffenen"  Bauweise  wünschenswert36. 

Damit  bin  ich  aber  schon  zu  den  Reformen,  zu  dem  Pro- 
gramm gekommen,  das  sich  aus  diesen  Erörterungen  ergibt. 
Wir  können  getrost  behaupten,  daß  bei  Beseitigung  jener 
Erschwerungen  und  Benachteiligungen  eine  ganz  andere  An- 
wendung des  Kleinhausbaues  auch  in  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung möglich  wäre.  Daraus  ergeben  sich  mir  folgende 
Richtlinien  für  die  Wohnungsreform,  in  denen  ich 
mit  Männern,  wie  Eberstadt  und  Baumeister  vollkommen 
übereinstimme: 

Das  Massenmiethaus  ist  für  die  Zukunft  vom  städtischen 
Bauland,  d.  h.  von  dem  städtischen  Erweiterungsgelände,  aus- 
zuschließen. Im  Inneren  der  Städte  —  abgesehen  vom  Ge- 
schäftszentrum, in  welchem  umgekehrt  zur  Entlastung  der 
übrigen  Stadt  eine  höhere  Bebauung  als  bisher  zugelassen 
werden  sollte 37  —  und  in  den  breiten,  die  Wohnquartiere 
durchziehenden  Verkehrsstraßen  sind  Bürgerhäuser,  in  den 
größeren  Städten  in  gewissem  Umfange  auch  größere  Miet- 
häuser (Zinshäuser)  zuzulassen,  weil  es  immer  Klassen  gibt, 
die  in  der  Nähe  ihrer  Arbeitsstätte  wohnen  müssen  und  auch 
nicht  durch  Dezentralisation  herausgebracht  werden  können. 
Aber  diese  großen  Miethäuser  müssen  hygienisch  und  technisch 
einwandfreie  Formen  haben  —   Querdurchlüftbarkeit,  eine 
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geringe  Zahl  von  Familien  auf  einem  Stockwerk  usw.  — , 
wie  sie  von  der  gemeinnützigen  Bautätigkeit  ausgebildet 
worden  sind.  Überall  sonst  gilt  es,  wo  das  heute  noch  nicht 
der  Fall  ist,  den  Kleinhausbau  in  dem  eingangs  gekenn- 
zeichneten weiteren  Sinne  wirtschaftlich  möglich  zu  machen  38. 
Dazu  gehören  als  Mittel  —  abgesehen  von  einer  gesunden, 
durchaus  möglichen  Dezentralisation  mit  einer  ent- 
sprechenden Gestaltung  der  Verkehrsmittel,  vor  allem 
durch  die  Gemeinden  selbst,  und  „Gartenstädten"  im  Rah- 
men der  Dezentralisation,  sowie  Reformen  auf  dem  Gebiete 
des  Kredits  —  vor  allem  Erleichterungen  in  den  Anforde- 
rungen der  Bauordnungen  und  eine  entsprechende  Gestal- 
tung des  Bebauungsplanes,  insbesondere  Unterscheidung 
von  wenigen  breiten  großen  Verkehrs straßen  und  der 
Masse  von  wirklich  ganz  schmalen  und  einfach  ausgeführten, 
mit  niedrigen  Reihenhäusern  besetzten  Wohn  straßen :  also 
eine  Annäherung  wenigstens  an  die  Wohnweise  in  England 
und  Belgien. 

Allerdings  ist  das  aber  richtig,  was  der  deutsche  Bericht- 
erstatter sagt:  „Wenn  in  Deutschland  das  Kleinhaus  der 
Mietkaserne  Terrain  abgewinnen  soll,  so  ist  dieses  Ziel  nur 
durch  ein  geschlossenes,  alle  Zweige  der  Stadterweiterung 
umfassendes  System  der  Bodenpolitik  zu  erreichen.  Ver- 
einzelte Maßnahmen  können  niemals  zum  Ziele  führen." 

Insbesondere  besteht  weiter  auch  ein  enger  Zusammenhang 
der  Wohnweise  mit  der  Arbeitszeit.  Eine  solche  Wohn- 
weise verlangt  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  und  noch 
mehr  und  auch  ohne  eine  solche  vor  allen  Dingen  die  sog. 
„englische  Arbeitszeit".  Wenn  wir  die  englische  Wohnweise 
haben  wollen,  brauchen  wir  auch  die  englische  Arbeitszeit, 
und  so  schwer  sich  derartige  Änderungen  durchsetzen,  sie 
werden  auch  bei  uns  in  den  Großstädten  kommen,  wie  sie 
in  England  gekommen  sind :  durch  die  Notwendigkeit.  Auch 
in  England  hat  man  nicht  immer  so  wie  jetzt,  weit  ent- 
fernt von  der  Arbeitsstätte,  gewohnt.  Man  hat  ebenfalls 
in  der  Stadt  gewohnt,  und  in  den  kleinen  Städten  ist  es 
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heute  noch  so,  und  die  Hauptmahlzeit  ist  hier  am  Mittag 
wie  früher.  Das  alles  hat  sich  erst  mit  der  Notwendigkeit 
entwickelt  —  das  Hinausziehen  aufs  Land,  die  ungeteilte 
Arbeitszeit  und  das  Essen  am  Abend,  und  es  wird  sich  auch 
bei  uns  ausbilden. 

Aber  —  so  wendet  man  wohl  ein  —  wie  kann  man  eine 
solche  eingreifende  Änderung  unserer  Wohnweise  vertreten 
und  für  möglich  halten:  hier  handelt  es  sich  doch  um  große 
nationale  Verschiedenheiten  der  Wohnsitte.  Allein 
diese  Verschiedenheiten  sind  durchaus  nicht  so  groß,  un- 
veränderlich und  willkürlich,  wie  man  vielleicht  glaubt, 
sondern  sie  sind  das  Produkt  einer  historischen  Entwick- 
lung, und  sie  werden  umgestaltet  durch  die  materiellen  Ver- 
hältnisse. 

Gewiß  besteht  zwischen  Deutschland  und  England  der 
Unterschied,  daß  in  England  seit  Jahrhunderten  am  Ein- 
familienhaus festgehalten  wurde,  in  Deutschland  aber  seit 
Jahrhunderten  große,  hohe  Miethäuser  gebaut  worden  sind. 
Die  Gründe  waren  aber  in  Deutschland39:  zuerst  in  den  süd- 
deutschen Handelsstädten  die  Nachahmung  der  italienischen 
durch  „welsche  Maurer",  dann  der  Einfluß  der  französischen, 
d.  h.  Pariser  Bauweise  auf  die  Residenzstädte  der  deutschen 
Fürsten  im  Zeitalter  des  Absolutismus,  welche  durch  Auf- 
führung oder  Subventionierung  „stattlicher",  d.  h.  hoher 
Etagenhäuser  ein  „Klein-Paris"  schaffen  wollten,  endlich 
die  Festhaltung  des  Festungscharakters  der  Städte  und  die 
Aufrechterhaltung  des  Oktrois  und  damit  der  Zwang  zu  einer 
gedrängten  Bauweise  im  Innern.  Als  diese  Schranken  gefallen 
sind,  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts,  haben  wir 
auch  in  Deutschland  als  normale  Bauweise  in  allen  Städten 
das  niedrige  Reiheneinzelhaus,  wozu  wir  jetzt  als  vor- 
herrschendem Typus  zurückkehren  wollen.  Die  neuen  Quartiere 
der  zwanziger  bis  fünfziger  Jahre  zeigen  uns  in  allen  deutschen 
Städten  solche  Häuser,  bis  der  Umschlag  kam. 

Und  warum  kam  der  Umschlag?  Hier  sind  zwei  Momente 
zu  unterscheiden,   das   neue  hohe  Etagenhaus  hat  zwei 
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wirtschaftliche  Ursachen.  Im  Innern  der  Stadt  war  es  das 
Bedürfnis  des  Geschäfts-  und  Handelsverkehres,  der  großen 
Geschäftsräume  usw.:  die  „Citybildung".  Das  ist  ein  un- 
vermeidlicher Vorgang,  und  damit  kommt  in  jeder  Groß- 
stadt die  Situation,  die  auch  London  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  erlebt,  daß  der  Bodenpreis  zu  hoch  wird,  um  noch 
kleine  Häuser  dulden  zu  können.  Da  müssen  hohe  Häuser 
entstehen  —  in  erster  Linie  für  wirtschaftliche  Zwecke,  nur 
zum  Teil  als  Wohnräume.  Von  diesem  unvermeidlichen  Vor- 
gang wollen  wir  aber  den  künstlichen  unterscheiden,  wie  er 
in  Deutschland  in  den  Wohnquartieren  der  meisten  Groß- 
und  Mittelstädte  stattgefunden  hat.  In  Berlin  ist  geradezu 
auf  Grund  einer  Überlegung  bei  der  Studierlampe  das  System 
der  tiefen  Baublöcke,  der  Hinterhäuser  und  Seitenflügel  von 
Baurat  Hobrecht  ausgedacht  worden,  um  eine  Mischung 
der  Bevölkerungsklassen  und  damit  den  sozialen  Frieden 
herbeizuführen.  Wie  er  geirrt  hat,  wissen  wir  alle.  Aber 
wir  sehen,  daß  das  nicht  eine  natürliche  Entwickelung  ge- 
nannt werden  kann. 

Richtig  an  diesem  Versuch,  den  heutigen  Unterschied  der 
deutschen  und  englischen  Wohnweise  aus  nationalen  Eigen- 
tümlichkeiten zu  erklären,  ist  höchstens,  daß  allerdings  die 
deutsche  Bevölkerung  dem  ihr  durch  diese  neueren  verfehlten 
Bebauungspläne  und  Bauordnungen  aufgezwungenen  großen 
Miethaus  weniger  Widerstand  entgegengesetzt  hat  als  die 
englische  noch  neuerdings  bei  der  Errichtung  der  ersten 
Mietkasernen  durch  Städte  wie  Manchester  und  Liverpool  40, 
—  und  zwar  vielleicht  um  so  weniger,  je  schwächer  in  ihr 
die  rein  germanischen  Volksbestandteile  geworden  sind.  Denn 
da,  wo  diese  noch  am  stärksten  erhalten  sind,  wie  am  Rhein 
und  in  Nordwestdeutschland,  ist  jene  Entwickelung  am 
wenigsten  weit  gediehen:  Hamburg  hat  heute  noch  zum 
Teil,  Bremen  sogar  überwiegend  dieselben  Wohnungs- 
verhältnisse wie  England.  Die  starke,  aus  dem  Osten  stammende, 
an  Kasernierung  (Ghetto!)  gewöhnte  jüdische  Zuwanderung 
mag  andererseits  wohl  dabei  mitgewirkt  haben,  daß  die  Miet- 
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kaserne  sich  in  den  deutschen  Großstädten,  hauptsächlich 
im  Nordosten,  so  leicht  eingebürgert  hat,  aber  geschaffen 
hat  sie  sie  nicht. 

Und  wie  ist  es  auf  dem  Lande,  in  den  kleineren  Städten 
gekommen?  Da  hat  einer  gelesen  oder  gesehen,  in  Berlin 
oder  der  sonstigen  nächsten  Großstadt  gibt  es  so  hohe  Häuser, 
und  nun  fällt  es  diesem  Hausbesitzer  oder  Geschäftsmann 
ein:  „Könnte  ich  nicht  auch  meine  Einnahme  verdreifachen 
oder  vervierfachen  ?"  Er  sieht  in  der  Bauordnung  nach, 
und  wenn  sie  es  nicht  verhindert,  baut  er  das  erste  Viel- 
Etagenhaus.  Das  ist  der  verhängnisvolle  Moment. 
Jetzt  steigen  die  Preise  überhaupt,  das  Stadtbild  wird  zer- 
stört —  das  erwähne  ich  vom  Standpunkte  des  „Heimat- 
schutzes" aus  • — ,  und  es  entstehen  alle  die  bekannten  un- 
günstigen Wirkungen.  Und  so,  wie  es  in  den  Wohnquartieren 
der  großen  und  mittleren  Städte  und  in  den  kleinen  und  auf 
dem  Lande  überwiegend  nicht  eine  wirtschaftliche  Not- 
wendigkeit, sondern  künstliche  Umstände  waren,  die  uns 
die  gedrängte  Bauweise  gebracht  haben,  so  ist  diese  Wohn- 
sitte bei  uns  auch  wieder  zu  ändern  und  tatsächlich  schon 
wieder  in  Änderung  begriffen.  _ 

Die  jüngste  Entwicklung  im  Deutschen  Reiche  zeigt  uns 
denn  auch,  daß  wenigstens  die  wohlhabenderen  Klassen  schon 
in  ganz  gewaltigem  Maße  im  Begriffe  sind,  die  Wohnsitte 
wieder  umzugestalten,  und  selbst  in  Berlin,  ja  vielleicht  hier 
am  stärksten,  ist  dieser  Prozeß  zu  beobachten.  Allenthalben 
in  Deutschland  werden  nicht  nur  gemeinnützige  Gartenstädte 
und  -Vorstädte  von  Gemeinden,  Vereinen  und  Genossenschaften 
gegründet,  sondern  noch  vielmehr  sog.  „Gartenstädte"  von 
Terraingesellschaften,  die  herausgefunden  haben,  daß  dieser 
Name  für  sie  die  zugkräftigste  Reklame  bildet.  Kann  es  einen 
besseren  Beweis  geben,  daß  eine  wachsende  Beliebtheit 
dieser  Art  des  Wohnens  auch  in  Deutschland  platzgreift? 

Man  hat  immer  gesagt:  „Daran  ist  nicht  zu  denken,  der 
Deutsche  verlangt  seine  Kneipen,  Restaurants  und  was  ihm 
die  Großstadt  sonst  bietet!"  Warum  fängt  er  aber  in  Berlin, 
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in  München,  in  Dresden  an,  etwas  anderes  zu  verlangen  ? 
Weil  der  deutsche  Bierphilister  zu  verschwinden  beginnt, 
weil  eine  jüngere  Generation  heranwächst,  die  sich  dem 
Sport  zuwendet,  weil  diese  neue  Generation  andere  Ideale 
hat,  bei  diesen  Betätigungen  hinausgeführt  wird  in  Luft 
und  Natur  und  den  Alkohol  aufgibt  im  Interesse  des  Sportes. 
Das  sind  die  Momente,  welche  die  Grundlage  für  die  geänderte 
Lebensweise  bilden.  Schaffen  wir  nur  die  Hindernisse  weg, 
die  heute  noch  im  Wege  stehen,  dann  werden  wir  sehen, 
welchen  Umfang  diese  Reform  annimmt!  Sorgen  wir  aber 
auch  dafür,  daß  das  auch  möglich  wird  für  die  Masse  des 
Volkes  —  dann  wird  vielleicht  schon  die  nächste  Generation 
wieder  sagen  können:  „Es  ist  eine  Lust  zu  leben I",  dann 
werden  die  Schreckenszeichen  unserer  Zeit,  die  abnehmende 
Geburtenziffer  und  Militärtauglichkeit,  verblassen,  und  es 
wird  auch  bei  uns  das  schöne  englische  Sprichwort  Geltung 
erlangen:  „Mein  Haus  ist  meine  Burg"  oder  das  belgische: 
„In  seinem  Haus  ist  auch  der  Arme  König  1" 

Und  nun  darf  ich  wohl  diese  Rede  für  das  Kleinhaus  mit 
ein  paar  Worten  „pro  domo"  —  mea  schließen  1  Wir  Männer 
der  nationalökonomischen  Wissenschaft,  die  wir  seit  Jahren 
für  diese  Reformen  eintreten,  haben  manches  böse  Wort 
darüber  zu  hören  bekommen.  Aber  wir  brauchen  uns  wahr- 
lich nicht  von  trockenen  Stubengelehrten,  die  selbst  noch 
nichts  auf  dem  Gebiete  der  praktischen  Wohnungsreform  ge- 
leistet haben,  hochmütig  darüber  belehren  zu  lassen,  daß 
wir  keine  „Wissenschaft4 '  treiben,  wenn  wir  für  derartige 
Reformen  agitieren.  Das  wissen  wir  selbst  genau  so  gut  wie 
sie.  Das  tun  wir  so  wenig  wie  irgend  jemand,  der  irgendeine 
Politik  treibt.  Denn  die  Wissenschaft  hat  nur  das  eine 
Ziel:  die  Wahrheit.  Wahrheit  aber  gibt  es  nur  in  der  Ver- 
gangenheit und  in  der  Gegenwart,  für  die  Zukunft  kann 
höchstens  eine  Wahrscheinlichkeit  gefunden  werden.  Die 
Politik  aber  ist  eine  Kunst,  nicht  eine  Wissenschaft:  die 
Kunst  des  Möglichen,  aber  nicht  nur  dessen,  was  schon  einmal 
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möglich  gewesen  ist  und  immer  möglich  war,  sondern  auch 
ebenso  oft  des  bisher  Unmöglichen,  erst  möglich  zu  machenden, 
ja  mitunter  sogar  des  Unwahrscheinlichen.  Und  wir  Männer 
aus  den  Kreisen  der  nationalökonomischen  Wissenschaft, 
die  wir  uns  nicht  damit  begnügen  wollen,  festzustellen,  was 
ist  und  wie  es  geworden  ist,  wir  lassen  uns  unser  Streben 
nicht  verkümmern,  wenn  wir  uns  dazu  berufen  fühlen,  mit 
dem  Staatsmann  und  dem  Beamten  zusammenzuwirken  bei 
der  Politik,  d.  h.  bei  der  Schaffung  neuer  Wahrheiten.  Denn 
nach  unserer  Überzeugung  ist  auch  die  Wissenschaft  nicht 
Selbstzweck,  sondern  am  letzten  Ende  nur  Dienerin  des 
Lebens. 

Dieses  Leben  der  großen  Massen  unserer  Volksgenossen 
besser  zu  gestalten,  als  es  bisher  war,  dazu  sind  nach  unserer 
Überzeugung  solche  tief  eingreifende  Reformen  des  ganzen 
städtischen  Ansiedelungs-  und  Wohnungswesens  in  der  an- 
gedeuteten Richtung  unerläßlich.  Darum  kämpfen  wir  für 
sie,  und  darum  erheben  wir  auch  heute  wieder  mit  aller 
Entschiedenheit  den  Ruf: 

Los  vom  Massenmiethaus! 


V. 

Heimatschutz  und  Wohnungsfrage 

(1911) 


Kunst  und  Wirtschaft  —  ein  ewiger,  tiefer  Abgrund 
scheint  zwischen  beiden  zu  klaffen.  Dort  das  naive, 
dem  Gemüt  und  der  Phantasie  entspringende  Schaffen  zur  Ver- 
wirklichung eines  vorschwebenden  idealen  Schönheitsgedankens, 
hier  die  im  Verstände  wurzelnde,  berechnende  Beschaffung 
der  materiellen  Güter  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  des 
Menschen  mit  möglichst  geringem  Aufwand.  Wohl  muß 
auch  der  Kunst  sich  bei  ihrer  Betätigung  Berechnung  ge- 
sellen, aber  das  ist  dann  immer  nur  die  Berechnung  der 
Technik,  d.  h.  das  Streben  nach  absolut  vollkommenster 
Lösung  eines  Problems,  nach  absolut  vollkommenster  Ei- 
reichung  eines  mechanischen  Zweckes,  ohne  Rücksichtnahme 
auf  die  Kosten,  also  ohne  Rücksichtnahme  gerade  auf  das 
Moment,  das  für  die  Wirtschaft  immer  den  Regulator  bildet. 
Und  doch  kann  und  muß  dieser  Gegensatz  zwischen  Kunst 
und  Wirtschaft  überbrückt  werden,  aufgelöst  werden  in 
einer  höheren  Einheit:  der  nationalen  Kultur.  Ihr  dient 
ebenso  wie  die  Kunst  auch  die  Wirtschaft,  wenn  auch  nicht 
die  Privatwirtschaft,  so  doch  die  Volkswirtschaft.  Und  was 
so  allgemein  für  Kunst  und  Wirtschaft  gilt,  das  muß  nun 
auch  gelten  von  ihren  Teilgebieten :  Heimatschutz  und 
Wohnungsfrage.  Sie  sind  Teilfragen  der  beiden  Gebiete, 
denn  dort  beim  Heimatschutz  handelt  es  sich  um  die  Er- 
haltung oder  die  harmonische  Neuschaffung  natürlicher  oder 
durch  Menschenhand  gewordener  Schönheiten,  also  um  Objekte 
der  Kunst,  und  hier  bei  der  Wohnungsfrage  handelt  es  sich 
um  die  Befriedigung  eines  der  wichtigsten  materiellen  Be- 
dürfnisse des  Menschen,  das  aber  zugleich  Grundlage  aller 
sittlichen  und  ästhetischen  Kultur  ist.  Schon  daraus  geht 
die  Notwendigkeit  hervor,  diese  beiden  Gebiete,  Heimat- 
schutz und  Wohnungsfrage,  in  Einklang  zu  bringen. 

Nun  ist  aber  die  Wohnungsfrage  keineswegs  nur  eine  Frage 
der  Wirtschaft.  Sie  ist  vielmehr  auch  eine  Frage  der 
Hygiene,  der  Technik  und  der  Verwaltung,  und  es 
wird  meine  erste  Aufgabe  sein,  zu  zeigen,  daß  es  sich  bei 
Interessenkonflikten  zwischen  Heimatschutz  und  Wohnungs- 
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frage  zu  einem  großen  Teil  gar  nicht  um  wirtschaftliche 
Fragen,  um  einen  Gegensatz  zwischen  Kunst  und  Wirtschaft 
handelt,  sondern  um  einen  Gegensatz  zwischen  Kunst  und 
Hygiene  oder  Technik  oder  Verwaltung. 

Das  gilt  vor  allem  auf  dem  ersten  Gebiete,  auf  welchem 
ein  solcher  Konflikt  zwischen  Wohnungsfrage  und  Heimat- 
schutz möglich  ist :  bei  den  Bestimmungen  der  Bauordnungen 
und  Baupolizeigesetze  sowie  besonderer  Wohnungs- 
gesetze und  Wohnungsverordnungen  über  die  An- 
forderungen, die  aus  technischen  oder  hygienischen 
Erwägungen  an  die  Wohnräume  gestellt  werden.  Hierher 
gehören  insbesondere  die  Bestimmungen  über  eine  sanitäre, 
den  Grundsätzen  der  Gesundheitspflege  entsprechende  Ge- 
staltung der  Häuser  und  Wohnungen,  vor  allem  über  Mindest- 
anforderungen in  bezug  auf  die  Höhe  der  Zimmer,  den  Luft- 
raum, die  Belichtung  usw.  Diese  Forderungen  können  unter 
Umständen  so  wichtig,  die  von  ihnen  zu  bekämpfenden  Miß- 
stände so  groß  sein,  daß  eine  andere  Abhilfe  nicht  gefunden 
werden  kann  als  durch  Niederreißen  und  Neuaufbauen,  sei 
es  einzelner  Häuser,  sei  es  unter  Umständen  ganzer  Straßen 
und  Quartiere  —  also  eine  vollständige  ,, Sanierung"  eines 
gesundheitlich  nicht  einwandfreien,  sondern  verdorbenen 
Stadtteils.  Nun  wird  es  sich  aber  bei  diesen  Sanierungen 
oft  um  Stadtteile  handeln,  deren  Erhaltung  im  Sinne  des 
Heimatschutzes  wünschenswert  wäre.  Denn  es  werden  davon 
in  der  Regel  die  alten  Stadtteile  betroffen,  die  wegen  ihrer 
alten  Architekturformen  und  ihres  ganzen  malerischen 
Charakters  uns  gerade  vom  Heimatschutzstandpunkt  aus 
wert  sind.  Das  ist  ja  nun  einmal  nicht  zu  leugnen:  der  Schmutz 
ist  oft  malerisch,  und  das  Malerische  ist  oft  schmutzig  und 
unhygienisch.  Gewiß  wird  unter  solchen  Umständen,  wo 
eine  wirkliche  Notlage  in  hygienischer  Beziehung  besteht, 
der  Heimatschutz  schweigen  müssen  und  verzichten.  Aber  — 
nur  wo  eine  wirkliche  Notwendigkeit  vorliegt,  und  es 
wird  also  gelten,  diese  Frage  der  Notwendigkeit  immer  aufs 
gründlichste,  und  zwar  gründlicher,  als  das  bisher  oft  ge- 
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schehen  ist,  zu  prüfen.  Und  dann  stehen  die  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Interessen  hier  auch  auf  seiten  des 
Heimatschutzes.  Denn,  sehen  wir  auch  ganz  ab  von  den 
hohen  Kosten,  die  derartige  Sanierungen  verursachen  —  es 
ist  ein  anderes,  das  für  den  Wohnungspolitiker  dabei  in  Be- 
tracht kommt: 

Die  Erfahrungen,  namentlich  in  England  *,  die  mit  großen 
Sanierungen,  d.  h.  dem  Niederreißen  ganzer  Stadtteile,  bis- 
her gemacht  worden  sind,  haben  regelmäßig  gezeigt,  daß 
die  Folge  nicht  eine  Verbesserung  und  Lösung,  sondern  eine 
Verschärfung  und  Vergrößerung  der  Wohnungsfrage  und 
Wohnungsnot  für  die  unteren  Klassen  der  Bevölkerung  ist. 
Denn  diese  alten,  gewöhnlich  im  Stadtinnern  gelegenen 
Quartiere,  um  die  es  sich  ja  dabei  vorzugsweise  handelt, 
sind  heute,  infolge  der  veränderten  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung, zu  einem  großen  Teil  die  Wohnsitze  der  untersten 
Klassen,  insbesondere  derjenigen  Schichten  der  arbeitenden 
Klasse,  welchen  ihr  Beruf  nicht  gestattet,  weit  entfernt  vom 
Orte  ihrer  Beschäftigung  zu  wohnen,  und  die  hygienischen 
Mißstände,  die  eine  Sanierung  hier  notwendig  machen,  sind 
meist  gerade  darin  begründet,  daß  Häuser,  ursprünglich  als 
Bürgerhäuser  für  eine  Familie  gebaut,  nun  vollgehäuft  sind 
mit  Wohnungen  von  Angehörigen  der  untersten  Klassen, 
und  dadurch  eben  die  unhygienischen,  nicht  mehr  zu  dulden- 
den Zustände  entstehen.  Nun  ist  es  aber  bisher  bei  allen 
großen  Sanierungen,  mit  alleiniger  Ausnahme  von  Liverpool, 
niemals  gelungen,  die  in  den  zerstörten  Quartieren  neu  her- 
gestellten Wohnungen,  wie  man  es  immer  geglaubt  hat,  er- 
reichen zu  können,  als  Wohnungen  für  dieselbe  Klasse  der 
Bevölkerung  zu  gestalten:  sie  wurden  entweder  zu  teuer 
oder  auch  zu  gut  und  schön,  und  so  war  die  Folge  in  sozialer 
Beziehung  regelmäßig  —  man  muß  ja  auch  immer  den  Zwischen- 
raum der  Zeit  in  Betracht  ziehen,  bis  der  Stadtteil  wieder 
bebaut  ist!  — ,  daß  die  aus  diesem  Stadtteile  verdrängte  Be- 
völkerung in  die  Nachbarquartiere  hineingedrängt  wurde, 
daß  also,  wenn  ein  überfülltes   Quartier  beseitigt  wurde, 
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drei  oder  vier  neue  überfüllte  Quartiere  in  der  Nachbarschaft 
entstanden. 

Liegt  aber  wirklich  die  aus  sanitären  Gründen  nicht  ab- 
zuweisende Notwendigkeit  vor,  trotz  allen  diesen  Bedenken 
eine  solche  Sanierung,  an  die  man  also  nur  im  äußersten 
Notfall  herantreten  sollte,  vorzunehmen,  dann  müssen  wir 
vom  Standpunkt  des  Heimatschutzes  aus  die  Forderung 
stellen  und  uns  darauf  beschränken,  daß  die  staatlichen  und 
städtischen  Behörden,  die  eine  solche  Sanierung  vornehmen, 
auch  dafür  sorgen,  daß  das,  was  an  Stelle  eines  alten,  künst- 
lerisch wertvollen  Stadtbildes  neu  entsteht,  nun  auch  wieder 
künstlerischen  Wert  bekommt  und  sich,  nicht  in  sklavischem 
Sinne,  aber  harmonisch  in  die  ganze  Nachbarschaft  und  das 
Stadtbild  einfügt.  Ein  Schulbeispiel,  wie  eine  Sanierung  in 
ästhetischer  und  sozialer  Beziehung  zugleich  Fehler  aufweisen 
kann,  ist  die  Sanierung,  die  durch  die  bekannte  Cholera- 
epidemie im  Hafenviertel  von  Hamburg  veranlaßt  wurde. 
Ich  will  hier  gar  nicht  die  Frage  aufwerfen,  ob  sie  wirklich 
in  dem  Umfange  unerläßlich  nötig  war,  ob  nicht  eine  Be- 
seitigung der  schlimmsten  Hinterhäuser  und  Quergebäude 
allein  genügt  hätte,  —  aber  das  ist  sicher,  daß  jene  soziale 
Folge  auch  hier  eingetreten  ist,  und  daß  es  zugleich  im  höchsten 
Maße  bedauerlich  ist,  was  für  Straßen  mit  den  ödesten  und 
häßlichsten  Mietkasernen,  wenigstens  in  den  ersten  Stadien 
des  ganzen  Werkes,  an  die  Stelle  dieser  ungemein  malerischen 
Fachwerkquartiere  getreten  sind2! 

Sehr  viel  weniger  weitgehend,  aber  auf  der  anderen  Seite 
sehr  viel  häufiger  vorkommend  und  darum  doch  von  größerer 
Bedeutung  für  die  uns  beschäftigenden  Fragen  sind  aber 
die  allgemeinen  Normen  und  Bestimmungen,  welche  die 
Bauordnungen  über  die  Häuser  und  die  an  sie  zu  stellenden 
Mindestanforderungen  enthalten.  Vor  allem  die  Bestimmungen 
über  die  Mindesthöhe  der  Zimmer.  Es  ist  auf  einem  früheren 
Tag  für  Denkmalpflege  einmal  darauf  hingewiesen  worden, 
daß  die  Bestimmungen  des  damals  vorliegenden  preußischen 
Entwurfs  für  ein  Wohnungsgesetz,  der  allerdings  Entwurf 
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geblieben  ist,  gegenüber  vielen  alten  Bürgerhäusern  und 
Häusern  auf  dem  Lande  geradezu  vernichtend  wirken  würden, 
und  es  muß  demgegenüber  rühmend  hervorgehoben  werden, 
wie  die  neue,  vor  einigen  Jahren  erlassene  Landesbauordnung 
für  Baden,  ebenso  wie  die  für  Württemberg,  sich  in  dieser 
Beziehung  durch  maßvolle  Anordnungen  auszeichnet  und 
nicht  die  vom  Standpunkt  des  Heimatschutzes  aus  erhaltens- 
werten  Häuser  gefährdet;  das  wird  insbesondere  erreicht 
durch  eine  Differenzierung:  eine  Berücksichtigung  der  heimi- 
schen Bauweise  auf  dem  Lande  in  bezug  auf  die  zulässige 
Zimmerhöhe. 

Also  auch  hier  kein  Konflikt  zwischen  künstlerischen 
und  wirtschaftlichen  Interessen,  sondern  ein  Konflikt 
zwischen  künstlerischen  und  hygienischen;  die  wirt- 
schaftlichen Interessen  stehen  auch  hier  in  ihrer  ganz  all- 
gemeinen Bedeutung  auf  Seiten  des  Heimatschutzes.  Denn 
der  Heimatschutz,  wie  wir  ihn  verstehen  —  nicht  nur 
Erhaltung,  sondern  auch  Neuschaffung,  Fortbildung  der 
heimischen  Kunstformen  im  Hausbau,  künstlerische,  boden- 
ständige Gestaltung  unserer  neuen  Häuser  — ,  muß  hier 
dasselbe  verlangen  wie  der  Wohnungspolitiker.  Gerade 
hier  also  fallen  die  berechtigten  Forderungen  des  Heimat- 
schutzes und  der  Wohnungsreform  vollständig  zusammen. 
Denn  die  übermäßigen  Anforderungen,  welche  viele  Bau- 
ordnungen der  neueren  Zeit  —  nicht  der  allerneuesten,  aber 
der  letzten  Jahrzehnte  —  gestellt  haben,  indem  sie  nicht 
abgestuft  waren  und  keine  Rücksicht  auf  die  verschiedenen 
Bedürfnisse  und  insbesondere  auf  die  alten  vorhandenen 
Bauweisen  nahmen,  die  übermäßigen  Anforderungen  nament- 
lich, die  diese  Bauordnungen  in  bezug  auf  die  Zimmerhöhe, 
Mauerstärke,  Anlage  und  Material  der  Treppen  stellten  und 
zum  Teil  noch  stellen,  sie  bedeuten  eine  volkswirtschaftlich 
äußerst  nachteilige  Verteuerung  der  kleinen  Wohnungen. 
Sie  erschweren  also  wirtschaftlich  wie  ästhetisch  die  be- 
friedigende Lösung  der  Wohnungsfrage  gerade  für  die  Massen 
der  Bevölkerung,  sie  begünstigen  künstlich  das  Massen- 
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miethaus,  das  vieletagige  Haus,  die  „Mietkaserne' ',  auf 
welche  sie  zugeschnitten  sind,  und  deren  volkswirtschaft- 
liche und  ästhetische  Nachteile  in  anderem  Zusammenhange 
noch  hervorzuheben  sein  werden. 

Demgegenüber  bedeutet  also  die  Ermöglichung  der  Wieder- 
anwendung der  heimischen  Bauweise  durch  richtige  Ge- 
staltung der  Bauordnungen,  d.  h.  durch  Bauordnungen, 
die  nach  Zonen  und  nach  einzelnen  Bauklassen  abgestuft 
sind,  auch  zugleich  die  wirtschaftlichste  Lösung  der  Wohnungs- 
frage, sie  bedeutet  vor  allem  durch  die  Verwendung  der  am 
Orte  erreichbaren  Materialien,  wie  sie  für  die  heimische  Bau- 
weise charakteristisch  ist,  ebenso  weiter  eine  Verbilligung 
der  Baukosten.  Und  so  müssen  wir  also  auch  vom  Stand- 
punkt der  Wohnungsreform,  genau  ebenso  wie  von  dem  des 
Heimatschutzes,  aus  eine  Ermäßigung  in  den  hygienischen 
und  technischen  Anforderungen  der  Bauordnungen  wenigstens 
für  kleine  Häuser,  also  eine  Abstufung,  wie  gesagt,  der  Bau- 
ordnungen nach  Zonen  und  Hausklassen  fordern;  und  zwar 
ein  grundsätzliches  Ausgehen  bei  den  Bestimmungen  der 
Bauordnung  vom  Kleinhaus  als  dem  normalen,  mit  Ver- 
schärfungen für  das  vieletagige  Haus,  so  wie  es  in  England 
der  Fall  ist  —  nicht  umgekehrt,  wie  es  bei  uns  zu  sein  pflegt. 

Nicht  die  Wirtschaft  also,  sondern  die  Hygiene  muß  hier 
zurücktreten  hinter  dem  Heimatschutz  und  der  Wohnungs- 
reform: das  heißt  aber  doch  nur  eine  unrichtig  verstandene 
Hygiene.  Denn  man  hat  in  den  Kreisen  der  Hygieniker  in 
neuester  Zeit  auch  erkannt,  daß  man  hier  unnötig  weit  in 
den  Anforderungen  gegangen  war,  daß  es  vor  allem  viel 
weniger  auf  die  Höhe  der  Zimmer  als  auf  die  Lage  der  Fenster 
zur  Decke,  die  Belichtung,  den  Flächenraum  usw.  ankommt; 
daß  neben  dem  kubischen  Inhalt  eines  Zimmers  vor  allem 
auch  der  Flächenraum  eine  Rolle  spielt,  daß  insbesondere 
der  über  dem  Fenster  befindliche  Luftraum  hoher  Zimmer 
für  die  Durchlüftung  durchaus  wertlos  ist,  und  daß  also 
auch  weit  niedrigere  Zimmer  hygienisch  möglich  sind,  als 
man  noch  vor  kurzer  Zeit  annahm. 
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Fanden  wir  bisher  auf  diesem  Gebiete  keinen  Gegensatz 
zwischen  Heimatschutz  und  Wohnungsfrage  als  wirtschaft- 
licher Frage,  so  liegt  es  freilich  anders  mit  dem  Gebiete  der 
kommerziellen  und  Verkehrsentwickelung  in  den 
Städten.  Beide  sind  wegen  ihrer  Bedeutung  für  den  ganzen 
Städtebau  natürlich  auch  von  großer  Bedeutung  für  die 
Wohnungsfrage,  und  zwar  vor  allem  auch  durch  die  Wirkung, 
die  sie  auf  die  städtische  Grundrente,  auf  den  Preis  des  städti- 
schen Grund  und  Bodens  ausüben.  Es  handelt  sich  vor  allem 
um  die  Folge  des  Baues  von  neuen  Geschäftshäusern  und  der 
Umwandlung  des  Innern  von  Städten.  In  dieser  Beziehung 
kann  nur  die  schon  in  manchen  städtischen  Bauordnungen 
im  Interesse  des  Heimatschutzes  getroffene  Einrichtung 
helfen,  daß  solche  Häuser  und  ihre  Umgebung,  also  unter 
Umständen  ganze  Straßen  und  Plätze,  die  der  Heimatschutz 
erhalten  will,  und  die  durch  die  Entwickelung  des  Geschäfts- 
lebens, durch  die  sogenannte  ,,  City -Bildung",  bedroht  sind, 
unter  den  öffentlichen  Schutz  gestellt  werden,  ^und  keine 
baulichen  Veränderungen  an  ihnen  vorgenommen  werden 
können,  welche  ihren  architektonischen  Wert  zerstören.  Hier 
also  ist  ein  Fall,  wo  die  Wirtschaft  zurückzutreten  hat 
hinter  dem  Heimatschutz,  hinter  den  künstlerischen  An- 
forderungen, weil  diese  das  allgemeinere,  höhere  Interesse 
repräsentieren. 

Doch  ist  es  auch  hier  gar  nicht  notwendig  immer  der  Fall: 
es  muß  sich  auch  hier  keineswegs  immer  um  wirtschaftliche 
Opfer  der  Betroffenen  handeln.  In  den  meisten  Fällen  wird 
gar  kein  vollständiges  Verbot  eines  neuen  Geschäftshauses 
oder  eines  höheren  Neubaues  an  Stelle  alter  Häuser  not- 
wendig sein,  sondern  die  Forderung  einer  entsprechenden 
architektonischen  Gestaltung  nicht  allein  der  Fassade,  sondern 
vor  allem  der  Läden,  genügen.  Daß  diese  Aufgaben  künst- 
lerisch zu  lösen  sind,  dafür  haben  wir  ja  schon  einzelne  sehr 
erfreuliche  Beispiele  in  unseren  großen  Städten.  Bei  der 
größeren  Einfachheit  fast  aller  früheren  Bauformen  —  wie 
sie  wirklich  waren,  nicht  wie  sie  eine  afterhistorische  ,,stil- 
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volle"  Nachahmung  gestaltet  hat!  —  wird  eine  solche  Be^ 
rücksichtigung  durchaus  nicht  wirtschaftliche  Mehrkosten 
verursachen,  sondern,  wie  schon  mehrfach  hervorgehoben 
worden  ist,  unter  Umständen  sogar  billiger  zu  stehen  kommen. 
Nur  da,  wo  ein  wirklich  vollständiger  Verzicht  auf  eine  der- 
artige höhere  Ausnutzung  eines  solchen  Hauses  aus  Gründen 
des  Heimatschutzes  und  der  künstlerischen  Werte  verlangt 
werden  muß,  wird  eine  Entschädigung  des  augenblicklichen 
Besitzers  in  Frage  kommen  können  —  aber  auch  nur  des 
augenblicklichen  Besitzers,  denn  der  neue  Erwerber  kauft 
ja  dann  schon  mit  dem  Bewußtsein  dieser  Beschränkung. 
Die  einfachste  und  sicherste  Lösung  freilich,  die  verschiedent- 
lich, vor  allem  in  Hildesheim,  Anwendung  gefunden  hat,  ist 
in  diesem  Falle  der  Erwerb  solcher  Häuser  durch  die  Städte, 
und  diesen  ist  dazu  ein  weitergehendes  Expropriationsrecht 
zu  geben.  Schon  hier  tritt  der  enge  Zusammenhang  zwischen 
der  Frage  des  Heimatschutzes  auf  diesem  Gebiet  und  der 
Bodenfräse,  der  Frage  der  Bodenspekulation  und  der 
Bodenreform,  hervor  3. 

Dabei  entsteht  aber  auch  hier  die  Frage,  ob,  wenn  das 
privatwirtschaftliche  Interesse  —  so  möchte  ich  als  National- 
ökonom es  formulieren  —  diese  Konzentration  des  ganzen 
Geschäftsverkehrs  im  alten  Stadtinnern  verlangt,  das  auch 
volkswirtschaftlich  eine  Verbesserung  bedeutet,  einen  Fort- 
schritt, dem  künstlerische  Werte  geopfert  werden  müssen, 
oder  ob  nicht  gerade  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  eine 
Dezentralisierung  des  Geschäftsverkehrs  gelegen  wäre,  weil 
diese  Konzentration  vor  allem  eine  ungeheure  Steigerung 
der  städtischen  Grundrente  verursacht,  die  aber  dann  auch 
unvermeidlich  vom  Geschäftsboden  übergreift  und  weiter- 
wirkt auf  den  Wohnboden  und  damit  eine  Verteuerung  der 
Mieten  in  den  Städten  hervorruft.  Diese  Dezentralisation 
ist  herbeizuführen  durch  die  Gestaltung  des  Bebauungs- 
planes für  die  weitere  Ausdehnung  der  Stadt,  bei  der  Fehler 
vermieden  werden  müssen,  wie  sie  z.  B.  in  Freiburg  i.  Br. 
gemacht  worden  sind  durch  übertriebene  Vorschriften  über 
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Vorgärten,  welche  dort  gerade  der  Grund  gewesen  sind,  wes- 
halb die  Läden  nicht  imstande  waren,  aus  dem  alten  Stadt- 
kern heraus  sich  rechtzeitig  auszubreiten,  und  erst  langsam 
vorrückten,  als  für  einzelne  Straßen  diese  Vorschrift  der 
Vorgärten  beseitigt  und  engere  Bauweise  zugelassen  wurde  4. 
Es  wird  deshalb  notwendig  sein,  von  vornherein  eine  richtige 
Verkehrspolitik  zu  treiben  und  gewisse  Verkehrsstraßen  und 
-plätze  als  Verkehrszentren  für  eine  solche  Dezentralisation 
auszuersehen.  Aber  auch  hier,  bei  der  erheblich  schwierigeren 
Frage  des  Verkehrs,  sehen  wir,  daß  die  Wirkung  auf  die 
Wohnungsfrage  eher  in  derselben  Richtung  liegt  wie  die 
Wirkung  auf  den  Heimatschutz,  indem  die  Steigerung  der 
städtischen  Grundrente,  die  dadurch  hervorgerufen  wird,  auch 
eine  Verschlechterung  für  die  Wohnungsfrage  bedeuten  kann. 

Sehr  oft  aber  ist  hier  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs  nament- 
lich auch  wieder  die  Notwendigkeit  schärfer  als  bisher 
zu  prüfen,  insbesondere  bei  Maßnahmen  wie  ganzen  Straß en- 
durchbrüchen  im  Zeichen  des  „Verkehrs".  Hierfür  gilt 
im  allgemeinen  das  vorhin  über  die  Sanierungen  Gesagte. 
Auch  hier  müssen  Heimatschutz  und  Wohnungsfrage  kapir 
tulieren  vor  der  Notwendigkeit,  aber  auch  nur  vor  der  Not- 
wendigkeit. Und  wir  wissen  heute  ja  alle,  wie  diese  Not- 
wendigkeit vielfach  in  der  neueren  Zeit  übertrieben  worden 
ist,  und  wie  sie  noch  heute,  nicht  mehr  in  den  Großstädten, 
aber  in  kleinen  und  Mittelstädten,  übertrieben  wird; 
wie  der  Moloch  des  sogenannten  Verkehrs  da  noch  heute 
ungezählte  Opfer  verschlingt,  die  er  nicht  zu  verschlingen 
brauchte.  Wir  wissen  alle,  wie  noch  heute,  wo  es  in  unseren 
Großstädten  schon  so  viel  besser  geworden  ist,  in  unseren 
kleinen  und  Mittelstädten  die  törichte,  gedankenlose  An- 
schauung herrscht  —  der  Ausfluß  einer  unheilvollen  Groß- 
mannssucht — ,  daß  breite  Straßen  etwas  Schönes  sind  und 
eine  Kleinstadt  zur  Großstadt  machen  —  breite  Straßen 
und  ein  Kai.  Wobei  wir  an  das  Heimatschutzgedicht  von 
Gottfried  Keller  denken  müssen: 

Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.   Neue  Folge  7 
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Die  Ratzenburg  will  Großstadt  werden 

Am  Stadtbach  ward  ein  Kai  erbauet, 
Und  einen  Boulevard  man  schauet 
Vom  untern  bis  zum  obern  Tor  usw. 
und  an  die  Worte  im  „Faust": 

Und  weite  Plätze,  breite  Straßen, 
Vornehmen  Schein  sich  anzumaßen. 
Diese  törichte,  gedankenlose  Anschauung,  als  ob  auch  in 
der  Mittel-  und  Kleinstadt  die  Straßen  alle  die  Breite  er- 
halten müßten,  welche  in  der  Großstadt  für  Verkehrsstraßen 
wirklich  notwendig  ist,  sie  findet  sich  besonders  da,  wo  die 
Techniker  allein  die  Bebauungspläne  beherrschen,  und  wir 
können  ihnen  daraus  auch  gar  keinen  so  großen  Vorwurf 
machen.  Denn  als  Techniker  verlangen  sie  auch  hier  die 
nach  ihrer  Meinung  absolut  beste  Lösung,  wobei  ich  freilich 
nicht  erörtern  will,  wie  weit  diese  damit  wirklich  gegeben 
ist;  aber  jedenfalls  verlangen  sie  sie,  ohne  Rücksicht  auf  die 
„Kosten"  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  —  das  heißt  die 
Zerstörung  künstlerisch  unersetzbarer  Werte,  die  ästhetisch 
unbefriedigende  Wirkung,  die  sehr  oft  aber  damit  auch  ver- 
bundene Verschlechterung  der  sanitären  Beziehungen,  indem 
der  von  unseren  alten  gewundenen  Straßen  gewährte  Schutz 
gegen  Hitze,  Staub  und  Wind  von  diesen  geraden,  breiten 
nur  in  sehr  unzureichendem  Maße  gewährt  wird. 

Vor  allem  aber  werden  dabei  die  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Nachteile  vergessen,  welche  dieses  Schema  des 
Bebauungsplanes  hervorruft  und  in  so  gewaltigem  Maße 
über  unsere  deutschen  Städte  in  den  letzten  Jahrzehnten 
gebracht  hat.  Es  ist  das  Unglück  unserer  meisten  heutigen 
deutschen  Städte,  wenigstens  der  kleinen  und  Mittelstädte, 
daß  ihr  ganzer  weiterer  Ausbau  nur  von  Technikern  beherrscht 
wird,  welche  weder  künstlerisch  noch  volkswirtschaftlich  aus- 
gebildet sind:  es  ist  die  unselige  Herrschaft  des  Tiefbau- 
amtes  der  alten  Schule,  eine  Herrschaft,  die  in  der  modernen 
Durchschnittsstadt  auch  heute  noch  besteht,  und  selbst  mit- 
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unter  in  Städten  von  einer  alten  historischen  Vergangenheit 
Und  von  hohem  künstlerischen  Werte.  Sie  wird  um  so  größer, 
je  mehr  wir  auf  der  anderen  Seite  aus  wichtigen  Gründen 
allgemeiner  Natur  Bebauungspläne  fordern,  die  auf  Jahrzehnte, 
ja  auf  Generationen  hinaus  die  künftige  Entwicklung  unserer 
Städte  festlegen.  Sie  erstreckt  sich  dadurch  weit  über  die 
Gegenwart  hinaus  in  die  Zukunft.  Zur  Schaffung  solcher 
Bebauungspläne  werden  heute  doch  tatsächlich  nur  in  den 
größten  Städten  Städtebaukünstler  herangezogen;  mittlere 
und  kleinere  Städte  glauben  es  nicht  tun  zu  können,  obwohl 
die  hier  aufgewendeten  Opfer  sich  wirklich  reichlich  ver- 
zinsen. Oder  wenn  sie  es  tun,  dann  wird  —  und  das  kann 
auch  in  größeren  Städten  mitunter  vorkommen  —  wohl 
der  Plan  von  einem  solchen  wirklichen  Städtebaukünstler 
gemacht,  aber  die  Ausführung  und  namentlich  die  Abänderung 
im  Verlaufe  der  Aasführung,  die  unter  Umständen  eine  voll- 
ständige Verballhornung  wird,  liegt  doch  in  den  Händen 
des  städtischen  Tief  bäum  eisters,  und  der  städtische  Tiefbau- 
meister  der  alten  Schule  hat  mit  seinen  Bebauungsplänen 
das  ganze  Elend  der  modernen  Städtebebauung  in  Deutsch- 
land verschuldet  —  nicht  nur  ein  Elend  in  ästhetischer  Be- 
ziehung, sondern  auch  ebenso  ein  Elend  in  wirtschaftlicher 
und  sozialer  Beziehung.  Denn  dieses  Bebauungssystem  des 
städtischen  Tiefbaumeisters  der  alten  Schule  und  der  von 
ihm  irregeleiteten  Verwaltungsbeamten  hat  uns  auch  den 
Krebsschaden  unserer  neueren  Städteentwickelung  in  Deutsch- 
land und  damit  zugleich  auch  den  gefährlichsten  Feind  des 
Heimatschutzes  gebracht:  die  Mietkaserne  in  ihrem  heutigen 
Umfange  als  die  herrschende  Wohnhaus-  und  Bauform. 

Damit  bin  ich  bei  dem  letzten  und  wichtigsten,  dem  ge- 
wissermaßen zentralen  Beziehungspunkt  zwischen  Heimat- 
schutz und  Wohnungsfrage  angelangt,  der  ganz  allgemeinen 
Frage  des  Hausbaues  in  Deutschland :  dem  Gegensatz  zwischen 
der  Mietkaserne  und  dem  Kleinhaus,  insbesondere  dem 
Einfamilienhaus  5.  Auch  hier  besteht  keineswegs  der  Gegen- 
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satz  in  wirtschaftlicher  Beziehung,  der  mancher  Anschauung 
nach  und  auf  den  ersten  Blick  zu  bestehen  scheint.  Auch 
hier  ist  vielmehr  wieder  kein  Gegensatz  zwischen  Heimat- 
schutz und  Wohnungsfrage.  Freilich,  im  Stadtinnern,  im 
Geschäftsviertel  der  Stadt,  da  können  wir  das  hoch- 
etagige  Haus  nicht  unterdrücken  und  nicht  bekämpfen,  und 
da  wird  unzweifelhaft,  so  sehr  uns  das  Herz  dabei  bluten 
mag,  noch  manches  schöne  niedrige  alte  Haus  einem  neuen 
hochetagigen  Bau  weichen,  auch  wenn  man  ganz  stille  Neben- 
straßen oder  einzelne  besonders  wertvolle  Gebäude  unter 
den  Schutz  eines  Denkmalgesetzes  stellt.  Vor  allem  muß 
die  fortschreitende  Einführung  der  Grundsteuer  nach  dem 
gemeinen  Werte  in  dieser  Beziehung  sehr  verhängnisvoll 
wirken,  denn  sie  zwingt  ja  gerade  dazu,  von  den  Grund- 
stücken die  größtmögliche  Ausnutzung  zu  suchen.  Nun  hat 
freilich  Paul  Weber  vorgeschlagen,  dem  durch  besondere 
Ausnahmebestimmungen  zugunsten  solcher  kleinen  Häuser 
zu  begegnen.  Es  ist  mir  aber  nicht  bekannt,  daß  das  irgendwo 
geschehen  wäre,  und  es  hat  auch  das  große  wirtschaftliche 
Bedenken,  daß  dadurch  die  Ergebnisse  der  Steuer  in  Frage 
gestellt  werden.  Wir  stehen  hier  vor  einer  dira  necessitas, 
vor  einer  wirtschaftlichen  Entwicklung,  vor  einer  Not- 
wendigkeit, die  nur  in  gewissem  Maße  auf  die  von  mir  an- 
gedeutete Weise  durch  Dezentralisation  auch  des  Geschäfts- 
verkehrs gemildert  oder  beseitigt  werden  kann.  Man  wird 
sich  auch  hier  damit  begnügen  müssen,  daß  man  für  die 
hochetagigen  Häuser,  die  neuen  Geschäftshäuser,  eine  har- 
monische Einfügung  in  das  Stadtbild  fordert. 

Aber  darüber  hinaus,  über  diesen  Stadtkern  hinaus, 
darf  und  soll  und  braucht  die  Mietkaserne  nicht 
das  ganze  Stadtbild  zu  beherrschen  und,  das  müssen 
wir  auch  zugleich  sagen,  zu  verhäßlichen,  und  vor  allem 
braucht  sie  nicht,  wie  es  in  neuerer  Zeit  auch  in  Deutschland 
schon  der  Fall  zu  sein  beginnt,  hinauszuwandern  in  die  Dörfer. 
Ich  sage:  das  Stadtbild  zu  verhäßlichen.  Ich  weiß  sehr  wohl, 
daß  wir  in  neuester  Zeit  auch  in  künstlerischer  Beziehung 
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mustergültige  Miethäuser  bekommen  haben,  aber  das  sind 
und  bleiben  immer  Ausnahmen:  die  große  Masse  des  Durch- 
schnittsmiethauses wird  diesen  Anforderungen  nicht  ge- 
nügen. Und  dann  haben  wir  beim  Stadtbild  vom  Gesichts- 
punkt des  Heimatschutzes  aus  die  Wirkung,  daß  die  es  bisher 
beherrschenden  Gebäulichkeiten  —  Kirchen,  Schlösser,  Türme 
usw.  —  durch  die  Mietkasernen  in  ihrer  Wirkung  vollkommen 
beeinträchtigt  werden  können.  Daß  sie  auf  dem  Lande, 
auf  den  Dörfern  und  in  kleinen  Städten  in  künstlerischer 
Beziehung  alles  verderben,  auch  wenn  sie  noch  so  schön 
sein  mögen,  bedarf  keiner  Erwähnung. 

Wenn  also  der  Heimat  schütz  aus  diesen  Gründen  ihr 
Feind  sein  muß  da,  wo  die  wirtschaftliche  Notwendigkeit 
sie  nicht  aufzwingt,  so  ist  wieder  das  Interesse  des  Wohnungs- 
politikers genau  dasselbe.  Auch  die  Wohnungsreform,  wenn 
sie  richtig  verstanden  wird,  muß  ebenso  zur  Bekämpfung  des 
Massenmiethauses,  der  Mietkaserne,  kommen,  denn  es  be- 
steht keineswegs,  obwohl  das  verschiedentlich  behauptet 
worden  ist,  an  sich  eine  grundsätzliche  wirtschaftliche  Über- 
legenheit der  Mietkaserne  über  das  Kleinhaus  für  die  Massen 
der  Bevölkerung.  Die  Mietkaserne  hat  die  Wohnung  nicht 
verbilligt  —  das  behaupten  auch  nicht  einmal  ihre  Verteidiger 
mehr;  sie  hat  sie  aber  andererseits,  wenn  vielleicht  auch  nicht 
theoretisch  und  relativ  pro  Kubikraum  Wohnungsraum,  so 
doch  tatsächlich  absolut  verteuert  durch  den  größeren,  bis 
vor  kurzem  überall  und  bei  den  Massenmiethäusern  wohl 
für  alle  Zeiten  künstlerisch  wertlosen  Luxus  der  Treppen- 
häuser usw.  Sie  ist  als  Wohnform  nicht  nur  mit  den  größten 
Nachteilen  in  gesundheitlicher  und  ethischer  Beziehung  ver- 
bunden, sondern  auch  in  allgemein  volkswirtschaftlicher. 
Sie  ist  es  deswegen,  weil  sie  an  und  für  sich  durch  die  allgemein 
hotwendige  Grundrißlösung  ungeeignet  ist,  Kleinwohnungen 
zu  schaffen,  die  mehrere,  aber  kleinere  Räume  enthalten 
und  der  Hauptanforderung  entsprechen,  daß  sie  getrennte 
iSchlafräume  für  die  Kinder  beiderlei  Geschlechts  haben. 
Das  ist  bei  den  Mietkasernen  ausgeschlossen,  weil  die  not- 
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wendige  Tiefe  dies  unmöglich  macht.  Die  Einzimmerwohnung 
oder  auch  Zweizimmerwohnung,  die  Wohnungen  mit  den 
großen  Zimmern,  die  der  Arbeiter  gar  nicht  mehr  er- 
schwingen kann,  und  in  die  er  dann  Aftermieter  oder 
Einlogierer  aufnimmt,  oder  die  er  mit  anderen  Familien  teilt, 
also  die  „Teilwohnungen"  und  das  „Einlogierwesen"  mit 
allen  ihren  ethischen  und  moralischen  Nachteilen  sind  das 
Produkt  dieser  Hausform.  Und  ferner  muß  trotz  allem  Wider- 
spruch mit  allem  Nachdruck  betont  werden,  daß  die  Miet- 
kaserne der  Großstadt  durch  ihre  ganze  Entstehung,  ihre 
Überlastung  mit  Hypotheken,  die  hohen  Gewinne,  die  vor 
allem  die  ersten,  auf  freiem  Felde  entstehenden  Mietkasernen 
ihren  Erbauern  und  den  ersten  Besitzern  des  Grund  und 
Bodens  abwerfen,  eine  große  Förderung  der  Boden-  und 
Bauspekulation  bedeutet.  Dadurch  ist  sie  eine  Hauptursache 
geworden  für  die  allgemeinen  und  großen  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Schäden,  die  diese  Boden-  und  Bauspekulation 
für  die  großen  und  jetzt  auch  schon  die  mittleren  und  kleinen 
Städte,  für  unsere  ganze  nationale  Kultur  und  vor  allem  den 
Heimatschutz  mit  sich  bringt. 

Darum  bekämpfen  auch  wir  Wohnungspolitiker  die  Miet7 
kaserne  genau  so,  wie  sie  vom  Standpunkt  des  Heimatschutzes 
zu  bekämpfen  ist,  überall  da,  wo  sie  nicht  eine  wirtschaft- 
liche Notwendigkeit  ist.  Und  wir  streben  vor  allem  dahin,  daß 
sie  nicht  durch  verkehrte  Bestimmungen  der  Bauordnungen 
und  Bebauungspläne  künstlich  erzeugt,  durch  diese  das  Klein- 
haus künstlich  unmöglich  gemacht  oder  benachteiligt  wird; 
Und  alle  die  Mittel,  welche  zur  Bekämpfung  der  Mietkaserne 
und  der  Bodenspekulation  für  die  Wohnungspolitik  sich  dar- 
bieten —  entsprechende  Gestaltung  der  Bebauungspläne 
und  Bauordnungen,  Einführung  gewisser  neuer  Steuerformen, 
also  eine  richtig  betriebene  maßvolle  Bodenreform,  Reform 
des  städtischen  Hypothekarkreditwesens,  und  endlich  die 
Gartenstadtbewegung  — ,  alle  diese  Mittel  zur  Bekämpfung 
der  Mietkaserne,  die  die  Wohnungspolitiker  verfechten,  sie 
dienen  auch  zugleich  dem  Interesse  des  Heimatschutzes.  ; 
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Ich  möchte  nur  auf  eines  von  diesen  Mitteln,  die  Garten- 
stadtbewegung, hier  näher  eingehen,  weil  es  sich  in  jüngster 
Zeit  in  so  erstaunlichem  Maße  bei  uns  in  Deutschland  ent- 
wickelt und  ausgebreitet  hat,  und  weil  die  Zusammenhänge 
hier  nicht  so  ganz  einfach,  sondern  sogar  zweischneidig  sind 
gegenüber  dem  Heimatschutz.  Denn  es  kann  gar  nicht  be- 
stritten werden,  daß  diese  ebenso  zweifellos  idealste  Lösung 
der  Wohnungsfrage  bei  weiterer  Ausdehnung  im  Einzelfalle 
unter  Umständen  in  Konflikt  mit  dem  Heimatschutz  kommen 
kann.  Das  hat  man  in  ihrem  Heimatlande,  in  England,  zu- 
erst erkannt.  Nämlich  dann,  wenn  sie  sich  besonders  schöne, 
bisher  unberührte,  unbebaute  Gebiete  von  landschaftlichem 
Reiz  und  Wert  aussucht  und  aneignet,  und  das  wird  sie  natür- 
lich, je  geschmackvoller  der  Architekt  ist,  um  so  eher  tun. 
Aber  darüber  hinaus  bringt  nicht  nur  diese  vollkommenste 
Durchführung  der  Gartenstadt,  sondern  die  ganze  von  mir 
verlangte  Bekämpfung  der  Mietkaserne  durch  Dezentralisation 
des  Wohnens  und  Auflockerung  der  städtischen  Siedelungs- 
weise  naturgemäß  die  Folge  mit  sich,  daß  die  Städte  größere 
Gebiete  des  Landes  und  der  Natur  weiterhin  verschlucken, 
mehr  lebendige  Schönheit  und  Unberührtheit  damit  zerstört 
werden.  Und  ganz  besonders  gilt  das  wohl  von  einer  Abart 
der  Gartenstadtbewegung,  der  ,, Waldstadt",  und  manchen 
sogenannten  Gartenstädten  der  privaten  Terraingesellschaften, 
die  in  der  Umgebung  einiger  unserer  Großstädte  heute  wie 
Pilze  aus  der  Erde  emporschießen  —  an  und  für  sich  ein  er- 
freulicher Beweis  dafür,  daß  man  heute  mit  diesem  Gedanken 
Geschäfte  machen  kann,  und  daß  sich  ein  Umschwung  der 
Wohnsitte  auch  in  Deutschland  zu  vollziehen  beginnt — ,  gegen 
die  sich  denn  auch  seit  kurzem  vom  Standpunkt  des  Heimat- 
schutzes aus,  und  nicht  ganz  mit  Unrecht,  eine  besondere 
Opposition  zu  regen  begonnen  hat.  Auf  der  anderen  Seite 
dienen  aber  die  echten  und  richtigen  Gartenstädte,  be- 
sonders die  von  gemeinnützigen  Gesellschaften  und  Genossen- 
schaften begründeten,  gleichzeitig  in  hohem  Maße  auch  dem 
wirklichen  Interesse  des  richtig  verstandenen  Heimatschutzes. 
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Denn  sie  streben  —  das  ist  ja  gerade  das  charakteristische 
Moment,  das  sie  auszeichnet  —  auch  eine  künstlerisch  muster- 
gültige Lösung  der  Wohnungsfrage  an:  die  Schaffung  einer 
ganz  neuen  Kleinstadt  oder  Vorstadt  mit  einheitlichen  künst- 
lerischen Bebauungsplänen  und  mit  einheitlicher,  der  land- 
schaftlichen Umgebung  angepaßter  Architektur.  So  schaffen 
sie  in  hohem  Maße  neue  Schönheit,  wo  sie  vielleicht  alte 
vernichten.  Und  außerdem  erwecken  sie  durch  die  ganze 
Lebensweise  ihrer  Bewohner:  die  Wiederannäherung  des 
modernen  Stadtmenschen  an  die  Natur,  die  vielfach  mit 
ihnen  verbundenen  anderen  Reformbestrebungen,  Bekämpfung 
des  Alkoholismus,  Körperkultur  usw.  (ich  erinnere  an  Dalcroze 
in 'Helleraul),  überhaupt  neue  und  zugleich  wieder  alte  Lebens- 
ideale —  höhere  Lebens-  und  Kulturideale  als  die  des  Kapi- 
talismus, die  unsere  jüngste  Zeit  beherrschten.  Sie  schaffen 
damit  zugleich  den  Geist  und  die  Gesinnung,  ohne  die 
aller  Heimatschutz  auf  die  Dauer  erfolglos  bleiben  muß. 

Und  so  können  Wohnungsreform  und  Heimatschutz  doch 
fast  überall  zusammengehen  —  dem  gemeinsamen  Ziele  zu: 
der  Schaffung  einer  wahren,  echten,  nationalen 
Kultur. 


VI. 

Die  Wohnungsfrage  und  der  Staat 

(1911) 


Die  Wohnungsfrage  hat  für  den  Staat,  so  kann  man  wohl 
sagen,  eine  vierfache  Bedeutung  —  es  sind  haupt- 
sächlich vier  Gebiete,  auf  denen  sie  für  den  Staat  in  Be^ 
tracht  kommt:  das  hygienische,  das  sittliche,  das  allgemein 
kulturelle  und  das  politische. 

Zunächst  das  hygienische  Gebiet.  Drüben  in  Dresden, 
in  dem  ausgezeichneten  Gebäude,  das  die  stolze  Überschrift 
„Der  Mensch'*  trägt,  finden  Sie  ein  reiches  Anschauungs- 
material, das  auch  für  unsere  Frage,  für  die  gesundheitliche 
Bedeutung  der  Wohnungsfrage,  einiges  enthält.  Da  sind  in 
einem  Nebensaale  zwei  große,  farbige  Diagramme.  Das  eine 
von  ihnen  zeigt  den  Zusammenhang,  der  zwischen  der  Tuber- 
kulosesterblichkeit und  der  Bauweise  in  drei  europäischen 
Großstädten  besteht,  und  das  Ergebnis  dieser  graphischen 
Darstellung  ist,  daß,  je  größer  die  unbebaute  Fläche  einer 
Großstadt  ist,  desto  geringer  die  Sterblichkeit  an  Tuberkulose 
ist.  Drei  Städte  sind  es,  die  miteinander  verglichen  werden: 
London,  Berlin  und  Paris.  London  steht  an  der  Spitze  mit 
14%  unbebauter  Fläche,  dann  kommt  Berlin  mit  10%  und 
Paris  mit  5,1%,  und  die  Tuberkulosesterblichkeit  ist  im 
umgekehrten  Verhältnis  1,9  in  London,  2,2  in  Berlin  und 
4,5  in  Paris 1.  Eine  zweite  Tabelle  zeigt  uns  die  Sterblichkeit 
in  Berlin  in  Beziehung  auf  die  Größe  der  Wohnungen.  Danach 
ist  die  Tuberkulosesterblichkeit  in  den  Wohnungen  von  einem 
Zimmer  rund  1,3  pro  Mille,  rund  13  pro  10000,  bei  Wohnungen 
mit  zwei  Zimmern,  die  überfüllter  sind  als  die  mit  einem 
Zimmer,  14  pro  10000,  bei  Wohnungen  von  drei  Zimmern  10 
und  bei  Wohnungen  von  mehr  Zimmern  nur  4,5  pro  10000. 
Das  Ergebnis  dieser  zweiten  Aufstellung  ist  also:  die  Tuber- 
kulosesterblichkeit ist  um  so  größer,  je  dichter  die  Wohnungen 
bewohnt  sind,  und  wenn  wir  dazu  daneben  den  Anteil,  den 
die  Tuberkulosesterblichkeit  an  der  Sterblichkeit  des  deutschen 
Volkes  überhaupt  hat,  nehmen,  dann  spricht  sich  schon  in 
diesen  wenigen  Ziffern  die  gewaltige  Bedeutung  aus,  welche 
die  Wohnungsfrage,  die  Art  und  Weise  der  Bebauung  und  das 
Maß  der  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses,  in  gesundheit- 
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licher  Beziehung  für  die  Sterblichkeit  der  Bevölkerung  vor 
allem  an  diesem  größten  Feinde  der  Massen,  der  Tuberkulose, 
der  Krankheit  der  Massenanhäufung,  der  überfüllten  Woh- 
nungen und  der  großen  Massenquartiere,  haben1. 

Ähnlich  wie  der  Zusammenhang  mit  der  Tuberkulose- 
sterblichkeit ist  auch  der  Zusammenhang,  der  zwischen  der 
Wohnungsfrage,  dem  Maß  der  Befriedigung  des  Wohnungs- 
bedürfnisses, und  der  Kindersterblichkeit  besteht 2.  Auch 
hierfür  bietet  die  Dresdner  Ausstellung  manches  lehrreiche 
Material. 

Dazu  kommt  ein  weiterer  nicht  minder  wichtiger  Gesichts- 
punkt, das  ist  die  Bedeutung,  welche  die  Wohnungsfrage  für 
den  Alkoholismus  hat.  Sie  wissen  alle,  welch  ein  Feind 
unseres  Volkes  und  unserer  Volkskraft  im  Alkoholismus  steckt, 
und  wer  es  noch  nicht  wüßte,  der  gehe  auch  in  die  Hallen 
der  Dresdner  Ausstellung  und  lasse  sich  hier  durch  ihre 
anschaulichen,  populären,  pädagogischen  Darstellungen  über- 
zeugen. Und  wir  wissen  auch,  daß  dieser  Feind  unserer  Volks- 
kraft zu  einem  großen  Teile  seine  Wurzel  in  dem  Wohnungs- 
elend, in  der  Wohnungsmisere  der  großen  Massen  unserer 
Großstädte  hat.  Er  hat  sie  in  doppelter  Weise  darin.  An 
dem  täglichen  Wirtshausbesuch  des  Mannes  haben  die  un- 
genügenden Verhältnisse  der  heimischen  Wohnung  einen 
großen  Anteil,  es  treibt  ihn  begreiflicherweise  in  die  Kneipe, 
wenn  ihn  zu  Hause  so  wenig  heimische  und  anheimelnde  Ver- 
hältnisse empfangen3;  und  an  dem  gesteigerten  Alkoholismus 
des  Sonntags,  der  den  Sonntag  zu  keinem  wahrhaften  Ruhe- 
und  Erholungstag  für  die  arbeitende  Bevölkerung  macht  und 
machen  kann  —  wie  dies  beispielsweise  bei  den  so  ganz  ab- 
weichenden Wohnungsverhältnissen  in  England  der  Fall  ist  — , 
trägen  gleichfalls  die  Wohnungsverhältnisse  und  die  Um- 
gestaltung unseres  Wohnungswesens  die  Schuld.  Wer  einmal 
an  einem  Sonntag  durch  das  englische  Land  gefahren  ist  und 
vom  Kupeefenster  aus  rechts  und  links  hineingeblickt  hat 
in  die  vielen  einfachen,  schmucklosen,  nebeneinanderliegenden 
Reihenhäuser,  in  denen  der  kaufmännische  Angestellte,  aber 
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auch  der  besser  bezahlte,  gelernte  englische  Arbeiter  wohnt, 
und  wer  da  den  Arbeiter  mit  seiner  Familie  in  seinem  kleinen 
Gärtchen  wirklich  Ruhe  und  Erholung  finden  sah,  der  be- 
greift, was  für  eine  Fülle  von  Volkskraft  hierin  steckt,  und 
welche  Fülle  von  Volkskraft  uns  verloren  geht.  Wenn  unser 
Arbeiter  in  einer  kleinen  und  engen  Mietwohnung  im  vierten 
Stock,  auf  dem  Hof,  im  Hinterhaus  von  der  Natur  so  ab- 
geschlossen als  nur  möglich  lebt,  so  ist  es  begreiflich,  daß  er 
den  Sonntag  dazu  benutzen  will,  sich  in  irgendwelche  Be- 
rührung mit  ihr  zu  setzen,  und  das  ist  ihm  nicht  anders  mög- 
lich als  durch  einen  weiten  und  mühsamen  Weg,  allerhand 
Verkehrsmittel,  allerhand  Gedränge  und  mehr  oder  weniger 
alkoholische  Begießung. 

Die  Bedeutung  der  Wohnungsfrage  und  der  unerfreulichen 
Wohnungsverhältnisse  großer  Massen  unserer  Bevölkerung  für 
den  Alkoholismus  ist  also  eine  ganz  außerordentlich  große, 
und  wir  können  niemals  hoffen,  mit  Erfolg  diesen  Feind  unserer 
Volkskraft  zu  bekämpfen,  wenn  uns  nicht  auch  eine  Lösung 
der  Wohnungsfrage  gelingt. 

Das  sind  wohl  die  drei  wichtigsten  Punkte,  in  denen  die 
Wohnungsfrage  in  hygienischer  Beziehung  eine  so  fundamentale 
Bedeutung  für  das  Volk,  für  die  Volksgesundheit,  und  damit 
nach  unserer  heutigen  Auffassung  auch  für  den  Staat  hat. 

Aber  nicht  minder  wichtig  ist  das  zweite  Gebiet,  bei  dem 
es  sich  handelt  um  die  sittlichen  Verhältnisse,  um  die  Be- 
deutung der  Wohnung  für  die  Sittlichkeit  der  Bevölkerung, 
und  hier  ist  es  vor  allem  die  außerordentliche  Gedrängtheit 
des  Wohnens,  die  die  Wohnungsverhältnisse  der  Massen  in 
unseren  deutschen  Großstädten  auszeichnet,  der  Mangel  an 
einer  genügenden  Zahl  von  Zimmern,  von  Schlaf  räumen,  vor 
allen  Dingen  die  so  weit  verbreitete  Unmöglichkeit  einer 
richtigen  und  rechtzeitigen  Trennung  der  heranwachsenden 
Kinder  nach  dem  Geschlechte. 

Die  Verhältnisse  sind  in  dieser  Beziehung  ja  auch  bekannt, 
und  ich  darf  mich  auf  ein  paar  Bemerkungen  beschränken. 
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In  dem  Gesamtkomplex  der  Stadt  Berlin  und  29  benachbarter 
Gemeinden,  in  Groß -Berlin  also,  wurden  am  1.  Dezember 
1905  rund  757000  Wohnungen  gezählt.  Von  diesen  bestanden 
nicht  weniger  als  rund  9%  Tausend  nur  aus  einer  Küche 
oder  nur  aus  einem  gewerblichen  Räume.  Fast  40000  be- 
standen nur  aus  einem  einzigen  heizbarem  Zimmer  ohne 
Küche  und  ohne  andere  unheizbare  Zimmer,  und  253000  von 
diesen  757000  Wohnungen  hatten  immer  noch  nur  ein  heiz- 
bares Zimmer  mit  Küche  und  kein  unheizbares  Zimmer  außer- 
dem. Zwei  heizbare  Zimmer  mit  Küche,  aber  ohne  sonstiges 
heizbares  oder  unheizbares  Zimmer,  hatten  218000  Wohnungen, 
und  erst  die  übrigen  etwa  240000  Wohnungen  stiegen  all- 
mählich zu  mehr  Räumen  auf;  also  rund  ein  Drittel  der  ge- 
samten Zahl  der  Groß-Berliner  Wohnungen  bestand  nur  aus 
einem  einzigen  Zimmer  mit  Küche,  und  weiter  rund  45000 
nur  aus  einem  einzigen  Zimmer  ohne  Küche  oder  auch  nur 
aus  einer  Küche  allein. 

Und  wenn  wir  dann  weiter  die  Statistik  betrachten,  die 
uns  zeigt,  wieviel  Personen  auf  diese  Wohnungen  entfallen, 
dann  ist  uns  ohne  weiteres  klar,  in  welch  erschreckend  ge- 
ringem Maße  dieser  Grundforderung  der  Sittlichkeit,  daß 
die  Geschlechter  der  Kinder  von  einem  bestimmten  Alter  an 
voneinander  getrennt  und  getrennt  von  den  Eltern  schlafen 
sollen,  durch  unsere  Wohnungsverhältnisse  Genüge  geleistet 
wird.  Und  wir  wissen  ja  auch  alle,  daß  in  diesen  an  Raum 
so  beschränkten  Wohnungen  nicht  einmal  nur  Familien- 
angehörige zusammen  hausen,  sondern  daß  sich  damit  noch 
das  Krebsübel  des  Schlafgängerwesens  und  des  Einlogierer- 
wesens in  erschreckendem  Maße  verbindet  4. 

In  dem  erwähnten  Falle  von  Groß-Berlin  —  Berlin  in 
diesem  Falle  mit  28  Nachbargemeinden  ohne  Schöneberg  — 
gab  es  am  1.  Dezember  1905  83000  Zimmerabmieter  mit 
Kindern  und  129000  Schlaf leute  mit  ihren  Kindern,  zusammen 
also  212000,  d.  h.  es  machen  die  Zimmerabmieter  und  Schlaf- 
leute mit  ihren  Kindern  den  13.  Teil  der  Groß-Berliner  Be- 
völkerung aus. 


111 


Wenn  Sie  sagen,  das  sind  Berliner  Verhältnisse,  so  schlimme 
herrschen  nicht  überall,  so  ist  darauf  einmal  zu  sagen,  daß 
das  erstens  nicht  richtig  ist,  daß  wir  noch  eine  ganze  Reihe 
von  anderen  deutschen  Städten  mit  ähnlichen  schlimmen 
Verhältnissen  haben,  vor  allen  Dingen  im  Osten,  aber  auch 
in  dem  günstiger  gestellten  Süddeutschland;  auch  München 
hat  besonders  ungünstige  Verhältnisse,  die  hier  in  der  Er- 
scheinung der    Teilwohnungen* '  ihren  Ausdruck  finden. 

Aber  wäre  es  auch  nur  in  Berlin  so  —  wie  groß  ist  Berlin, 
welche  Bedeutung  hat  Berlin  für  das  Deutsche  Reich!  Wahr- 
lich, es  genügt  denn  doch  wohl,  wenn  in  der  größten  Stadt, 
in  der  Metropole  unseres  neuen  Reiches  die  Zustände  so  sind, 
um  den  Staat  zu  mahnen,  daß  es  sich  hier  um  unhaltbare 
Zustände  handelt,  die  eines  Kulturstaates  unwürdig  sindl 

Was  sind  die  Folgen?  Die  Folgen  von  dieser  Anhäufung 
der  Menschen  in  wenig  Räumen,  der  Familienelemente  selbst 
und  familienfremder  Elemente,  sind  auf  der  einen  Seite  die 
furchtbare  Kriminalität  der  Jugendlichen,  die  uns  die  ent- 
setzlichen Bilder  der  Gerichtsverhandlungen  zum  Teil  enthül- 
len, und  dann  die  Auflösung  der  Familie,  die  mehr  ein- 
tritt, als  dies  an  und  für  sich  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
mit  sich  brächten,  die  unverhältnismäßig  frühe  Abschiebung 
der  heranwachsenden  Kinder  und  ihr  Übergang  in  die  Kate- 
gorien eben  jener  sittlich  gefährdeten  und  gefährdenden  Ein- 
logierer und  Schlaf gänger,  und  endlich  die  Abnahme  der 
Bevölkerung,  die  Abnahme  der  Fruchtbarkeit,  die  in 
Deutschland  gerade  in  Berlin  bekanntlich  in  den  letzten 
Jahren  schon  ein  erschreckendes  Maß  angenommen  hat 5, 
die  Zunahme  des  Neomalthusianismus,  der  jedenfalls  in  den 
großen  Massen  der  Bevölkerung  die  Ursache  davon  sein 
muß,  daß  uns  das  Gespenst  der  französischen  Entwickelung 
am  Horizonte  erscheint;  das  läßt  aber  die  Gefahr  in  den 
Vordergrund  treten,  daß  wir  gerade  das  verlieren,  worauf  die 
Stärke  und  die  Zukunft  unseres  Volkes  unantastbar  zu  be- 
ruhen schienen. 

Es  ist  schon  weit  gekommen  in  dieser  Beziehung,  und  die 
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Wohnungsverhältnisse  spielen  dabei  zweifellos  wiederum  eine 
Hauptrolle.  Kindersegen  verwandelt  sich,  wie  Posadowsky 
in  den  einleitenden  Worten  zu  diesem  Kongreß  gesagt  hat, 
unter  den  Verhältnissen  der  heutigen  Wohnungszustände  in 
Unsegen  und  Fluch,  und  wohin  es  in  dieser  Beziehung  ge- 
kommen ist,  das  beweist  eine  Geschichte,  die  in  der  letzten 
Zeit  durch  die  Blätter  gegangen  ist,  und  die  ich  auch  an 
dieser  Stelle  nicht  unerwähnt  lassen  darf,  —  eine  Geschichte, 
die  man  nicht  für  wahr  halten  möchte,  wenn  sie  nicht  in  einer 
Gerichtsverhandlung  festgestellt  worden  wäre. 

Bei  einem  Gerichte  in  Köln  spielte  sich  ein  Prozeß  ab, 
bei  dem  es  sich  um  die  Einhaltung  folgender  Bestimmungen 
eines  Mietvertrages  durch  den  Mieter  handelte: 

Mieter  versichern  —  so  heißt  es  in  diesem  Mietvertrag  — 
daß  sie  keine  eigenen  Kinder  haben  und  auch  künftig  solche 
nicht  halten  wollen.  Im  Falle  der  Zuwiderhandlung  gegen 
diese  Vertragsbestimmung  soll  der  Vermieter  nicht  nur  be- 
rechtigt sein,  von  dem  Vertrage  zurückzutreten,  sondern 
der  Mieter  soll  auch  eine  Vertragsstrafe  in  Höhe  von  1000  Mk. 
an  den  Vermieter  zu  zahlen  haben. 

Meine  Damen  und  Herren!  Ich  bedaure,  im  Gegensatz 
zu  Ihnen  sagen  zu  müssen,  daß  ich  darüber  nicht  lachen  kann, 
sondern  daß  ich  finde,  daß  das  eine  Sache  von  furchtbarem 
Ernste  ist !  Wenn  wir  sehen,  wie  auf  diese  Weise  Familien  mit 
Kindern  überhaupt  nicht  mehr  unterkommen  können,  und 
dies  schließlich  dazu  führt,  daß  eine  Abnahme  unserer  Be- 
völkerung und  unserer  Bevölkerungskraft  eintritt,  dann  stehen 
wir  vor  einem  der  ernstesten  Probleme  der  Zukunft  unseres 
Volkes,  und  ich  glaube,  daß  es  wohl  berechtigt  ist,  auf  diesem 
Gebiete  von  einer  Mindestforderung,  von  einem  „Existenz- 
minimum" in  bezug  auf  die  Wohnung  zu  sprechen  und  als 
solches  eben  das  zu  bezeichnen,  was  ich  vorhin  sagte:  die 
Möglichkeit  der  Trennung  der  Geschlechter  und 
natürlich  auch  der  Fernhaltung  familienfremder  Elemente 
von  den  Schlafräumen  der  Kinder  und  der  Eltern.  Wenn  wir 
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das  aufstellen,  dann  kommen  wir  freilich  zu  einem  Ideal, 
von  dem  wir  heute  recht  weit  entfernt  sind,  und  das  schon 
fast  als  unerreichbar  erscheint.  Ich  spreche  nicht  vom  Ein- 
familienhaus des  englischen  Arbeiters  mit  einem  Gärtchen, 
so  weit  gehen  diese  Wünsche  noch  gar  nicht,  obwohl  ich  freilich 
im  Inneren  die  Hoffnung  trage  und  aus  der  neueren  Ent- 
wicklung auch  in  Deutschland  die  Zuversicht  schöpfe,  daß 
wir  in  einer  Generation  wenigstens  so  weit  sein  werden,  daß 
die  obere  Schicht  der  gelernten  und  besserbezahlten  Arbeiter 
auch  bei  uns  das  Maß  von  Befriedigung  des  Wohnbedürf- 
nisses in  einer  ,, Gartenstadt"  oder  anderen  Siedlungen  finden 
wird,  wie  es  der  gelernte  Arbeiter  in  England  heute  schon 
hat.  Aber  nein,  für  die  Erfüllung  dieser  Mindestforderung, 
die  wir  uns  aus  sittlichen  Gründen  stellen  müssen,  ist  das  ja 
nicht  einmal  nötig;  da  brauchen  wir  nicht  soweit  zu  gehen, 
da  brauchen  wir  nur  zu  verlangen,  daß  die  normale  Arbeiter- 
familie mit  der  normalen  Kinderzahl  sagen  wir  einen  Wohn- 
raum, der  zugleich  auch  Wohnküche  sein  kann,  und  drei  ge- 
trennte Räume  zum  Schlafen  für  die  Eltern  und  die  Kinder- 
beiderlei  Geschlechtes  hat. 

Als  ich  diese  Forderung  auf  dem  letzten  internationalen 
Wohnungskongreß  in  Wien  aussprach  6,  da  lächelte  mir  einer 
aus  der  Korona  spöttisch  zu.  Das  war,  wie  sich  herausstellte, 
ein  Berliner  Hausbesitzer,  und  als  ich  ihn  darauf  festnagelte, 
da  sagte  er:  ja,  er  hätte  über  eine  so  utopische  Forderung 
doch  lachen  müssen,  denn  das  hätte  ja  in  Berlin 
nicht  einmal  der  Mittelstand.  Kann  man  eine  weiter- 
gehende und  vernichtendere  Kritik  an  unseren  Wohnungs- 
zuständen  in  den  größten  Städten  des  Deutschen  Reiches 
üben,  als  die,  daß  man  sagt,  daß  nicht  einmal  der  Mittel- 
stand das  hat? 

Damit  hängt  aufs  engste  zusammen  die  dritte  Bedeutung 
der  Wohnungsfrage  für  die  Gesamtheit,  für  das  Allgemein- 
wohl und  damit  für  den  Staat,  welcher  sich  nach  der  heutigen 
Staatsauffassung   die   Aufrechterhaltung   dieser  Allgemein- 

Fuehi,  Zur  Wohnungsfrage.  Neue  Folge  £ 
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güter  zur  Aufgabe  gestellt  hat:  es  ist  die  allgemein 
kulturelle  Bedeutung  der  Wohnungsfrage. 

Ich  brauche  darüber  nur  wenige  Worte  zu  verlieren.  Was 
kann  unter  solchen  Verhältnissen  an  Kultur  gedeihen,  wie 
kann  unter  den  Verhältnissen,  unter  denen  die  große  Masse 
der  großstädtischen  Bevölkerung,  vor  allen  Dingen  die  arbeiten- 
den Klassen,  heute  bei  uns  leben  und  wohnen,  „Kultur", 
d.  h.  eine  gewisse  Einheitlichkeit,  eine  gewisse  Harmonie 
der  Lebenshaltung  und  Lebensführung  —  denn  das  ist  doch 
wohl  das  Wesen  der  Kultur  im  materiellen  Sinne  —  ent- 
stehen? wie  kann  Kultur  entstehen  bei  dem  unglücklichen 
Nomaden,  der  von  Wohnung  zu  Wohnung  gejagt  wird?  Ich 
brauche  ja  nur  zu  erinnern  an  die  Statistik  des  Wohnungs- 
wechsels der  großen  Masse  unserer  großstädtischen  Be- 
völkerung 7.  Der  großstädtische  Arbeiter  ist  ein  Nomade, 
ein  Heim  hat  er  nicht,  und  wie  kann  ohne  Heim  wirk- 
liche Kultur  gedeihen? 

Das  ist  ein  sehr  ernster  Punkt,  den  wir  gerade  heute  nicht 
vergessen  sollten,  wo  wir  so  viel  sprechen  von  und  uns  so 
viel  beschäftigen  mit  neuer  „künstlerischer  Kultur"  unseres 
Volkes.  Ja,  wir  machen  große  Fortschritte  damit,  wir  haben 
Siege  errungen  im  Zeichen  dieser  künstlerischen  Kultur, 
der  Hebung  der  Qualitätsarbeit,  im  internationalen  Wett- 
bewerb. Vor  wenigen  Tagen  hat  in  Dresden  der  „Deutsche 
Werkbund"  getagt,  der  gerade  diese  Aufgabe  auf  sein  Pro- 
gramm gesetzt  hat.  Aber,  das  ist  mir  gerade  bei  seinen 
Verhandlungen  stark  zum  Bewußtsein  gekommen :  ich  glaube, 
wir  dürfen  bei  dieser  neuen  künstlerischen  Kultur,  die  von  so 
großer  volkswirtschaftlicher  Bedeutung  ist  —  denn  auch  ich 
bin  der  Meinung,  daß  unsere  Industrie  vor  allen  Dingen 
Qualitätsarbeit  leisten  muß  —  doch  auch  nicht  die  soziale 
Seite  vergessen,  und  wir  müssen  uns,  wie  mir  scheint,  in 
diesem  Augenblicke  vor  einer  großen  Gefahr  hüten:  vor  der 
Gefahr,  daß  die  künstlerische  Hebung  der  Kultur  zu  einem 
Ästhetentum  einer  verhältnismäßig  kleinen  oberen,  reichen 
Schicht  unseres  Volkes  führt.  Es  ist  die  schwierige  Aufgabe 


115 


und  das  ernste  Problem,  das  gerade  heute  auf  diesem  Gebiete 
besteht:  wie  können  wir  diese  künstlerische  Hebung  der 
Kultur,  die  uns  am  Herzen  liegt,  und  in  der  wir  unbestreitbar 
in  den  letzten  Jahren  Fortschritte  gemacht  haben  —  man 
braucht  nur  die  Hygieneausstellung  als  solche,  die  Gebäude 
usw.  anzusehen,  um  den  glänzendsten  Beweis  dafür  zu  haben !  — ■ 
wie  können  wir  diese  künstlerische  Kultur  unserem  ganzen 
Volke  zuführen,  so  daß  sie  dem  ganzen  Volke  zuteil  und  nicht 
zum  Privilegium  einer  kleinen  reichen  Minderheit  wird? 

Aller  Kulturfortschritt,  das  wissen  wir  ja  alle,  vollzieht  sich 
in  Wellenbewegungen,  durch  einen  Wechsel  des  intensiven 
und  extensiven  Kulturfortschrittes,  vollzieht  sich  im  wesent- 
lichen dadurch,  daß  zuerst  bei  einer  wohlhabenden  oberen 
Schicht  neue  kulturelle  Bedürfnisse  entstehen  und  Befriedigung 
finden,  und  daß  diese  Bedürfnisse  dann  durchsickern,  er- 
weitert werden,  daß  die  Massen  Anteil  bekommen  und  dadurch 
auch  ein  Stück  gehoben  werden  8.  Er  muß  sich  aber  auch  so 
vollziehen,  und  wenn  sich  nicht  organisch  eine  solche  extensive 
Ausbreitung  der  Kultur  an  die  Periode  des  intensiven  Kultur- 
fortschrittes anschließt,  dann  kommt  es  zu  jener  unheilvollen 
Scheidung  eines  Volkes  in  die  ,,zwei  Nationen",  von  denen 
Disraeli  mit  Bezug  auf  die  40  er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts 
in  England  gesprochen  hat,  dann  kommt  es  unter  Umständen 
zu  den  gewaltsamen  Ausgleichungen,  die  das  ganze  Staats- 
wesen erschüttern,  und  so  hat  gewiß  auch  der  Staat  nicht 
am  wenigsten  ein  Interesse  daran,  daß  dieser  Kulturfortschritt 
auch  einen  sozialen  Charakter  bekommt,  und  daß  er  zu  einer 
Hebung  nicht  nur  der  oberen  Schichten,  sondern  des  ganzen 
Volkes  in  der  materiellen  Kultur  führt. 

Aber  davon  kann  nach  meiner  Überzeugung  bei  unseren 
heutigen  Wohnungsverhältnissen  nicht  die  Rede  sein,  sondern 
die  Vorbedingung  für  eine  solche  künstlerische  Volkskultur 
scheint  mir  nur  gegeben  in  der  Umgestaltung  der  Wohnungs- 
verhältnisse der  arbeitenden  Klassen,  wie  sie  eine  Kultur- 
bewegung, etwa  wie  die  der  ,, Gartenstadtbewegung",  anstrebt: 
nur  in  der  Auflösung  und  Dezentralisation  der  Siedelungs- 

8* 
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weise,  in  der  Schaffung  eines  „Heimes"  vor  ailen  Dingen, 
soweit  dies  möglich  ist,  sind  die  Voraussetzungen  auch  für 
diese  künstlerische  Kultur  gegeben.  Bei  den  Kreisen,  für  die 
es  möglich  ist,  dies  zu  schaffen,  wird  sie  zuerst  einsetzen  und 
zuerst  verwirklicht  werden  können. 

Auch  eine  andere  Kulturbewegung  unserer  Tage,  die  er- 
freulicherweise wachsend  an  Einfluß  gewinnt,  und  die  gerade 
hier  in  Sachsen  in  erheblichem  Maße  ihre  Heimat  hat  und 
schöne  Erfolge  gezeitigt  hat, die,,  Heimatschutzbewegung", 
darf  nicht  dazu  führen,  daß  die  Schönheiten  der  Heimat, 
kulturelle  und  Naturschönheiten,  durch  sie  nur  geschützt 
werden  für  eine  Minderheit  von  ästhetisch  Genießenden, 
sondern  sie  muß  viel  weiter  gefaßt  werden,  und  sie  wird  ja 
auch  viel  weiter  gefaßt,  gerade  hier  in  diesem  Lande:  sie  hat 
auch  die  Aufgabe,  den  Massen  der  Bevölkerung  eine  menschen- 
würdigere Siedelung,  eine  menschenwürdigere  Wohnung,  an- 
gepaßt den  alten  überlieferten  Verhältnissen,  in  Harmonie 
stehend  mit  ihrer  Umgebung,  zu  verschaffen.  Der  beste 
„Heimatschutz4'  ist,  dem  Volke  wieder  ein  Heim  zu  schaffen! 

Endlich  ein  Wort  nur  über  die  vierte  Bedeutung:  die 
politisclie  Bedeutung  der  Wohnungsfrage  für  den  Staat. 
Da  ist  vor  allem  ihre  Bedeutung  in  militärischer  Beziehung. 
Graf  Posadowsky  hat  in  seinem  Einleitungsvortrag  auch 
schon  darauf  hingewiesen,  welch  unheilvolle  Bedeutung  und 
welch  schädliche  Folgen  die  große  Menschenanhäufung,  die 
Dichtigkeit  des  Wohnens,  die  ungesunden  Zustände,  die  sich 
daraus  entwickeln,  in  den  Großstädten  auf  das  Heeresersatz- 
geschäft,  auf  die  Wehrfähigkeit  unseres  Volkes  ausüben. 
Und  wenn  die  Statistik,  die  wir  darüber  haben,  wohl  auch 
nicht  ohne  weiteres  verwendet  werden  kann,  weil  insbesondere 
bei  dem  außerordentlich  geringen  Anteil,  den  Berlin  in  bezug 
auf  die  Heerestauglichkeit  aufweist,  auch  noch  andere  Um- 
stände ersatztechnischer  Natur  mitsprechen  —  Verschieden- 
heiten in  der  Höhe  der  Anforderungen  in  den  verschiedenen 
Teilen  des  Reiches  — ,  so  kann  es  doch  nicht  ohne  Bedeutung 
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»ein  und  nicht  ohne  Zusammenhang  mit  diesen  Wohnungs- 
zuständen,  daß  wir  ganz  genau  nach  der  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung  die  Militärtauglichkeit  sich  im  umgekehrten 
Verhältnis  verändern  sehen:  wir  sehen,  daß  die  geringste 
Militärtauglichkeit  in  Berlin  vorhanden  ist,  und  daß  sie  hier 
auch  am  stärksten  abnimmt;  daß  sie  dann  schon  in  den  weniger 
großen  Städten  größer  wird,  um  am  größten  in  den  kleinen 
Gemeinden  und  auf  dem  Lande  zu  werden,  obwohl  auch  hier 
in  neuerer  Zeit  eine  Abnahme  erfolgt9.  Um  welche  hohe  Ziffern 
es  sich  bei  der  Abnahme  der  Wehrfähigkeit  handelt,  sei  nur 
dadurch  hervorgehoben,  daß  die  Militärtauglichkeit  in  Berlin 
1907  von  den  in  Berlin  geborenen  zur  Abfertigung  gelangenden 
jungen  Männern  nur  38,  1908  nur  34,  gegen  60  bzw.  59  in 
der  Gesamtheit  der  Städte  über  50000  Einwohner  und  70 
im  Durchschnitt  des  Reiches  betrug. 

Wenn  dem  aber  so  ist,  so  sollte  man  denken,  daß  in  einem 
Staate,  der  wie  der  deutsche  Staat  und  von  jeher  der 
preußische  Staat  in  erster  Linie  angewiesen  ist  auf  die 
Wehrfähigkeit  und  Waffenfähigkeit  seines  Volkes,  dieses 
Moment  allein,  das  in  der  ganzen  Geschichte  der  preußischen 
Sozialpolitik,  in  dem  „ Bauernschutz",  der  Bauernbefreiung 
und  anderswo,  immer  eine  erste  Rolle  gespielt  hat,  auch  im 
vorliegenden  Falle  für  den  Staat  ausschlaggebend  sein  müßte. 
Und  dann  verstehen  wir  es  wirklich  nicht,  wie  dieser  Staat 
und  gerade  das  Kriegsministerium  einen  Handel  abschließen 
konnte,  wie  den  über  das  Tempelhof  er  Feld!  Und  wir  ver- 
stehen es  ebensowenig,  wie  derselbe  Staat,  der  auf  der 
anderen  Seite  sein  Interesse  für  die  Wohnungsfrage  ver- 
sichert und  betätigt,  als  Fiskus  die  Waldflächen  um  Berlin, 
die  Lungen  der  Bevölkerung,  die  gerade  bei  der  Berliner  Art 
der  Wohnweise  so  wichtig  sind  —  so  viel  wichtiger  als  in 
irgendeiner  anderen  Stadt,  z.  B.  in  einer  englischen  —  aus 
fiskalischen  Gründen  veräußern  und  der  Bebauung  über- 
antworten kann.  Vom  Januar  1901  bis  zum  April  1910  hat 
der  fiskalische  Waldbestand  um  Berlin  sich  innerhalb  der 
20-Kilometer-Zone  von  14000  Hektar  auf  12000  Hektar, 


118 


innerhalb  der  25-Kilometer-Zone  von  27000  Hektar  auf 
24000  Hektar  verringert,  in  den  letzten  10  Jahren  sind  allein 
innerhalb  der  20-Kilometer-Zone  die  forstfiskalischen  Wälder 
um  nicht  weniger  als  ein  Siebentel  verringert  worden. 

Wenn  wir  uns  dies  alles  vergegenwärtigen  —  und  ich  habe 
hier  natürlich  nur  in  ganz  großen  Zügen  das  wenigste  von 
den  Zusammenhängen  aufzeigen  können,  welche  die  Woh- 
nungsfrage mit  dem  Volkswohl  im  ganzen  und  damit  mit 
dem  Staate  hat,  —  so  sehen  wir,  daß  die  Wohnungs- 
frage eigentlich  auf  fast  allen  sozialen  Gebieten 
zugrunde  liegt,  und  daß  eine  Lösung  dieser  unsere  Zeit 
bewegenden  Fragen  ohne  eine  Lösung  der  Wohnungs- 
frage immer  nur  ein  Herumdoktern  an  den  äußeren 
Erscheinungen  ist,  aber  nicht  die  Wurzel  des  Übels  be- 
seitigt. Wenn  dem  aber  so  ist,  so  sind  wir  wohl  zu  der 
Frage  berechtigt:  hat  der  deutsche  Staat  diese  funda- 
mentale Bedeutung  der  Wohnungsfrage  für  das 
ganze  Volkswohl  und  die  ganze  Volkskultur  wirk- 
lich in  ihrem  ganzen  Umfange  schon  erkannt  und 
gewürdigt,  hat  er  die  Pflichten,  die  sich  daraus  für  ihn  er- 
geben, in  hinreichendem  Maße  erfüllt? 

Ich  glaube,  wir  werden  diese  Frage  kaum  zu  bejahen  ver- 
mögen. Gewiß,  es  ist  in  den  einzelnen  Staaten  wie  auch 
im  Reiche  sehr  viel  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage  ge- 
tan worden  —  das  wollen  wir  ganz  gewiß  dankbar  aner- 
kennen: der  Staat  hat  ja  selbst  unmittelbar  Wohnungen 
produziert  für  seine  Beamten  und  Arbeiter,  er  hat  eine  An- 
zahl von  Millionen  direkt  an  gemeinnützige  Baugenossen- 
schaften zur  Verfügung  gestellt,  die  Staatsbeamte  und  -arbeiter 
unter  ihre  Mitglieder  zählen.  Aber  diese  paar  Millionen  —  ich 
spreche  nicht  von  den  vielen  Millionen  der  Versicherungs- 
anstalten, denn  die  sind  nicht  unmittelbar  Staatsleistung  — , 
diese  paar  Millionen,  die  der  Einzelstaat  und  das  Reich  im 
Jahre  gegeben  haben,  was  sind  sie  anders  als  Tropfen  auf 
einen  heißen  Stein? 
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Wir  haben  in  den  Verhandlungen  des  heutigen  Tages  von 
einem  interessanten  Versuche  auf  diesem  Gebiete  in  unserem 
Nachbarland  Österreich  gehört.  Österreich,  das  —  die 
Herren  haben  es  selbst  zugestanden,  man  darf  es  deshalb 
sagen,  ohne  ihnen  zu  nahe  zu  treten  —  auf  dem  Gebiete  der 
Wohnungsfrage  und  der  Wohnungspolitik  sehr  zurückgeblieben 
war,  hat  in  dieser  Frage  der  unmittelbaren  Subventionierung 
des  gemeinnützigen  Wohnungsbaues  durch  den  Staat  einen 
Schritt  getan,  der  vor  allen  Dingen  prinzipiell  sehr  erheblich 
über  das  hinausgeht,  was  das  Deutsche  Reich  und  die  deutschen 
Einzelstaaten  bisher  getan  haben,  und  der,  wenn  er  glückt, 
uns  Österreich  auf  diesem  Gebiete  vorausbringen  kann:  nicht 
nur  dadurch,  daß  auf  dem  Wege  der  indirekten  Subventionierung 
durch  Garantierung  ein  viel  größeres  Kapital  dem  gemein- 
nützigen Wohnungsbau  zugeführt  werden  kann,  als  der  Staat 
je  unmittelbar  zu  geben  in  der  Lage  ist,  sondern  vor  allen 
Dingen  dadurch,  daß  der  österreichische  Staat  diesen  Wohnungs- 
fürsorgefonds und  diese  Garantierung  von  Privatkapitalien, 
vor  allen  Dingen  der  Hypothekenbanken,  der  Sparkassen  usw., 
die  über  die  Mündelsicherheit  hinaus  von  50  bis  90%  dar- 
geliehen werden,  und  die  er  dadurch  ausdrücklich  als  ,, mündel- 
sicher" erklärt  hat,  zwar  zunächst  auf  die  gemeinnützige 
Bautätigkeit  beschränkt  hat,  aber  nicht  wie  die  Dotierungen 
der  deutschen  Staaten  und  des  Reiches  auf  die  Baugenossen- 
schaften, die  Staatsangestellte  oder  -arbeiter  enthalten,  son- 
dern auf  Baugenossenschaften  im  allgemeinen  ausgedehnt  hat. 
Er  hat  damit  also  das  Prinzip  anerkannt,  daß  der  Staat 
nicht  nur  seine  eigenen  Arbeiter  und  Angestellten  in  dieser 
Weise  unterstützen  muß,  sondern  alle.  .  Und  nicht  nur  die 
Arbeiter:  die  ganzen  Bevölkerungskategorien,  die  mit  ihnen 
gleichstehen,  sind  dort  in  bezug  auf  die  Kleinwohnungen 
als  Objekt  dieser  Betätigung  gedacht 10. 

Wir  haben  ferner  in  Deutschland,  wie  wir  alle  wissen,  in 
«inigen  deutschen  Einzelstaaten  und  in  einigen  Regierungs- 
bezirken Preußens  auch  eine  mehr  oder  weniger  befriedigende 
Lösung  der  Wohnungspolizei   und    der  Wohnungs- 
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lnspektion,  erhalten,  aber  wir  haben  noch  immer  in  dem 
größten  Staate  des  Deutschen  Reiches  kein  Wohnungs- 
gesetz; wir  warten  noch  immer  vergeblich  darauf,  was  aus 
dem  in  der  Versenkung  verschwundenen  Entwurf  des  preußi- 
schen Wohnungsgesetzes  werden  soll.  Dieser  Entwurf, 
so  mangelhaft  er  in  einigen  Punkten  gewesen  sein  mag,  hat 
doch  einen  großen  Fortschritt  bedeutet,  vor  allen  Dingen 
insofern,  als  er  sich  nicht  auf  die  Wohnungsgesetzgebung 
im  engeren  Sinne  des  Wortes  beschränkte,  wie  sie  von  den 
anderen  Staaten  verstanden  wird,  also  auf  Vorschriften  in 
bezug  auf  die  Qualität  der  Wohnungen,  die  Durchführung 
von  Wohnungsinspektionen  und  dergl.,  sondern  weil  er  auch 
an  die  Frage  des  Bebauungsplanes  herantrat  und  damit 
an  das,  was  auch  die  Verhandlungen  dieses  Kongresses  als 
die  eigentlichen  Grundursachen  der  üblen  Wohnungszustände 
in  Deutschland  gezeigt  haben:  daß  unsere  Städte  nicht  bauen 
lassen  und  vielfach  nicht  gebaut  haben  wollen,  wie  es  das 
Bedürfnis  der  Bevölkerung  mit  sich  bringt,  daß  Wohnungen 
nicht  nach  dem  Bedürfnis  der  großen  Masse  der  Bevölkerung, 
sondern  nach  viel  höheren  Bedürfnissen,  die  diese  zu  be- 
streiten nicht  imstande  sind,  gebaut  werden,  daß  wir  drei 
Viertel  der  Bevölkerung  haben,  die  Kleinwohnungen  haben 
müssen,  daß  aber  bei  den  Bebauungsplänen  von  vornherein 
darauf  fast  nirgends  genügend  Rücksicht  genommen  wird. 

Wir  müssen  diese  Forderung  nach  einem  preußischen 
Wohnungsgesetz  immer  und  immer  wiederholen,  bis  sie  er- 
füllt wird!  Und  noch  viel  weiter  sind  wir  natürlich  entfernt 
von  der  Erfüllung  der  viel  weiter  gehenden  und  selbst  vielen 
Wöhnungsreformern  als  utopisch  erscheinenden  Forderung 
eines  Reichswohnungsgesetzes,  und  doch  möchte  ich 
auch  an  dieser  Stelle,  bei  der  Tagung  dieses  Vereins,  der 
früher  „Verein  Reichswohnungsgesetz"  hieß,  so  utopisch  es 
scheinen  mag,  diese  Forderung  wieder  stellen.  Man  komme 
nicht  immer  mit  den  großen  Unterschieden,  die  in  den  ver- 
schiedenen Teilen  des  Deutschen  Reiches  und  in  den  ver- 
schiedenen Teilen  von  Preußen  bestehen,  und  die  es  un- 
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möglich  machten,  eine  generelle  Regelung  vorzunehmen. 
Unterschiede  bestehen  fast  in  jedem  deutschen  Einzelstaate, 
auch  in  Staaten,  die,  wenigstens  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungs- 
inspektionen, der  Wohnungspolizei,  eine  einheitliche  Gesetz- 
gebung geschaffen  haben.  Das  ist  kein  prinzipielles  Hindernis. 
Gewisse  generelle  Mindestanforderungen,  die  wir  als  das 
Existenzminimum  der  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses 
bezeichnen  müssen,  müßten  von  Rechts  wegen  für  das  ganze 
deutsche  Volk  festgelegt  werden.  Darüber  hinaus  ist  dann 
ein  weiter  Spielraum  für  die  Berücksichtigung  lokaler  Ver- 
schiedenheiten, und  zwar  müßte  dieses  Reichswohnungsgesetz, 
wie  es  das  preußische  Gesetz  wollte,  ein  Wohnungsgesetz 
im  weit  e  r  en  Sinne  d  es  Wortes  sein,  also  ein  Wohnungsgesetz, 
das  nicht  nur  die  Anforderungen,  die  in  bezug  auf  Belegung, 
Feuchtigkeit,  Trockenheit,  Höhe,  Beleuchtung  der  einzelnen 
Wohnräume  zu  stellen  sind,  regelt,  —  die  ja  doch  heute  nirgends 
durchgeführt  werden  können,  weil  es  an  Wohnungen  fehlt, 
weil  sie  den  Wohnungsmangel  nur  vermehren  würden  — , 
sondern  es  muß  weiter  gehen :  es  muß,  wie  es  der  preußische 
Wohnungsgesetzentwurf  auch  tun  wollte,  auch  die  Vorschrift 
der  Erlassung  von  nach  gewissen  großen  Gesichtspunkten  ge- 
stalteten Bebauungsplänen  in  sich  schließen.  — 

Meine  Damen  und  Herren!  Drüben  in  der  Nachbarstadt 
Dresden  ist  jene  großartige  Ausstellung  für  Hygiene  —  ein 
glänzendes  Denkmal  deutschen  Geistes,  ein  glänzendes  Denk- 
mal deutscher  Wissenschaft,  ein  glänzendes  Denkmal  aber 
auch  deutschen  Reichtums  und  der  Höhe  der  materiellen 
Kultur,  die  in  unserem  Volke  in  der  neueren  Zeit  erreicht 
worden  ist.  Aber  die  Kultur  eines  Volkes  können  wir  nicht 
messen,  und  wird  die  Geschichte  einst  nicht  messen  an  den 
Höhen  dieses  Volkes,  sondern  an  den  Niederungen,  daran, 
wie  die  Massen  der  Bevölkerung,  die  arbeitenden  Klassen 
der  Bevölkerung  leben  und  vor  allen  Dingen  auch  wohnen, 
und  in  jenen  Hallen  der  Dresdner  Ausstellung  können  Sie 
auch  in  erschreckender  Weise  sehen,  was  die  Kehrseiten  dieser 
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modernen  materiellen  Kultur  sind.  Nehmen  Sie  den  an  allen 
Verkauf  stellen  ausliegenden  Spezialkatalog  über  „  Entartung 
und  Rassenhygiene"  von  Professor  Gruber  in  München  zur 
Hand,  und  ersehen  Sie  daraus  die  erschreckenden  Begleit- 
erscheinungen, welche  die  moderne  großstädtische  Kultur  mit 
sich  bringt  —  dann  glaube  ich,  werden  Sie  sagen  müssen, 
daß  der  Staat,  der  diese  Ausstellung  unterstützt  und  gefördert 
hat,  vor  allen  Dingen  selbst  dort  lernen  möge,  was 
er  dort  lernen  kann,  und  daß  das  große  Auge  des  Plakates 
der  Ausstellung  auch  den  Staat  durchbohrend  und  faszinierend 
anblicken  möge  wie  jeden  Betrachter,  bis  er  seine  Pflicht  auf 
diesem  Wege  in  ganz  anderem  Umfange  als  bisher,  bis  er  sie 
voll  getan  hat.  Dann  muß  man  wünschen,  daß  er  denkt  an 
das  Wort  Tennysons: 

Geht  es,  daß,  dieweil  wir  rühmen  unsrer  Wissenschaft  Triumpf, 
Großstadtkinder  sich  besudeln  Leib  und  Seel'  im  Großstadtsumpf  ? 

und  an  ein  anderes  Wort  eines  anderen  englischen  Dichters, 
mit  dem  ich  schließen  möchte,  das  von  Goldsmith,  dem  Ver- 
fasser des  „Pfarrers  von  Wakefield": 

Schlecht  fährt  ein  Land,  der  Übel  leichtes  Spiel, 
Wo  Reichtum  wuchs,  doch  Menschenkraft  verfiel! 


VII. 

Preußisches  oder  Reichswohnungsgesetz? 

(1913) 


Die  besitzenden  Klassen  müssen  aus  ihrem  Schlummer  auf- 
gerüttelt werden,  sie  müssen  endlich  einsehen,  daß  selbst 
wenn  sie  große  Opfer  bringen,  dies  nur  eine  mäßige,  bescheidene 
Versicherungssumme  ist,  mit  der  sie  sich  schützen  gegen  die 
Epidemien  und  gegen  die  sozialen  Revolutionen,  die  kommen 
müssen,  wenn  wir  nicht  aufhören,  die  unteren  Klassen  in 
unseren  Großstädten  durch  ihre  Wohnungsverhältnisse  zu 
Barbaren,  zu  tierischem  Dasein  herabzudrücken.  Die  Zeit 
ist  vorbei,  in  der  wir  die  Hände  in  den  Schoß  legen  durften, 
mit  ehernen  Schlägen  pocht  eine  neue  Zeit  an  unsere  Tore," 
mit  diesen  Worten  schloß  Schmoller  im  Jahre  1887  seinen 
berühmten  ,, Mahnruf  in  der  Wohnungsfrage",  nachdem  schon 
ein  Jahr  vorher  Miquel  eine  umfassende  Wohnungsreform 
großen  Stiles  durch  ein  Reichswohnungsgesetz  als  unbedingt 
notwendig  bezeichnet  hatte.  Und  wo  stehen  wir  nun 
heute  —  nach  25  Jahren?  Ungezählte  Kongresse  und 
Publikationen  haben  in  der  Zwischenzeit  jene  Forderungen 
wiederholt  und  eingehende  Vorschläge  für  eine  Reform  ge- 
macht, aber  die  „Wohnungsreform  großen  Stiles"  haben  wir 
in  Deutschland  bis  heute  noch  nicht  bekommen. 

Wohl  haben  die  deutschen  Mittelstaaten  Hessen,  Sachsen, 
Baden,  Württemberg  in  besonderen  Wohnungsgesetzen  oder 
in  neuen  Landesbaugesetzen  und  Landesbauordnungen  einzelne 
Seiten  der  Wohnungsfrage  in  beachtenswerter  Weise  zu  lösen 
begonnen:  die  Wohnungsaufsicht  und  Wohnungspflege,  die 
Frageder  Bauordnungen  und  desBebauungsplanes,  die  Förderung 
der  gemeinnützigen  Bautätigkeit ;  und  die  letztere  hat  besonders 
im  Rheinland  und  in  Bayern  durch  eine  großzügige  Förde- 
rung seitens  der  öffentlichen  Gewalten  Erhebliches  geleistet. 
Aber  im  größten  Staate  des  Deutschen  Reiches,  in  Preußen, 
ist  nur  in  verhältnismäßig  kleinen  Teilen  Ähnliches  geschehen, 
in  der  Hauptsache  fehlt  es  hier  noch  ganz  an  den  notwendigen 
Reformen;  vor  allem  in  Berlin,  wo  die  Verhältnisse  am 
schlimmsten  sind,  ist  nichts,  so  gut  wie  nichts  geschehen. 
Wohl  ist  im  Jahre  1904  im  Reichsanzeiger  der  Entwurf 
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eines  preußischen  Wohnungsgesetzes  veröffentlicht 
worden,  das  bei  allen  seinen  Mängeln  doch  einen  großen 
Fortschritt  bedeutet  hätte,  da  es  ein  Wohnungsgesetz  im 
weiteren  Sinne  war,  das  sich  nicht  auf  die  Wohnungsaufsicht 
beschränkte,  sondern  auch  den  Kernpunkt  der  Frage,  den 
Bebauungsplan,  anzufassen  wagte  Aber  gerade  dies  und  die 
hier  —  notwendigerweise  —  den  Gemeinden  zugedachte  Auf- 
sicht und  eventuelle  Erzwingung  eines  hygienisch  und  sozial 
richtigen  Bebauungsplanes  rief  die  Vertreter  der  „gefährdeten 
Selbstverwaltung"  gegen  den  Entwurf  in  die  Schranken  und 
brachte  ihn  so  gründlich  zu  Fall,  daß  er  dem  Landtag  nicht 
einmal  vorgelegt  wurde,  sondern  lautlos  in  der  Versenkung 
verschwand. 

Dagegen  haben  inzwischen  die  Gegner  der  Wohnungs- 
reform, welche  aus  privatwirtschaftlichen  Interessen  oder 
aus  theoretischer  Verbohrtheit  das  Bestehen  einer  Wohnungs- 
frage überhaupt  leugnen  und  auch  hier  alles  Heil  vom  „freien 
Spiel  der  wirtschaftlichen  Kräfte"  erwarten,  in  bedauerlichem 
Maße  an  Boden  gewonnen,  sowohl  in  der  theoretischen  Literatur 
als  in  der  Praxis.  Und  seit  kurzem  haben  sie  eine  gewaltige 
Organisation  in  dem  „Verband  zum  Schutz  des  deutschen 
Grundbesitzes  und  Realkredits"  erhalten,  hinter  der  die 
großen,  an  der  bisherigen  Bauweise  und  Bodenspekulation 
interessierten  Banken  mit  ihren  Millionen  stehen,  und  welche 
durch  eine  von  ihr  herausgegebene  Beilage  zu  einer 
bekannten  „unparteiischen"  Tageszeitung  weite  Kreise  der 
Bevölkerung  mit  ihren  Anschauungen  zu  beeinflussen  bemüht 
ist2.  Sie  geberdet  sich  klugerweise  auch  als  Anhängerin 
einer  „Wohnungsreform",  aber  natürlich  einer  „gemäßigten"  3. 
Und  dieselbe  Regierung,  die  so  oft  theoretisch  ihr  Interesse 
für  die  Wohnungsfrage  kundgegeben  und  mit  der  einen  Hand 
einige  Millionen  jährlich  zur  Abhilfe  bereit  stellt,  hat  mit 
der  anderen  Hand  den  bedauerlichen  Handel  mit  dem  Temp  el- 
hofer  Feld  abgeschlossen,  der  eine  der  letzten  Lungen  von 
Groß-Berlin  vernichtete4.  Aber  vielleicht  hat  gerade  diese 
Maßregel  und  die  allgemeine  Empörung,  die  sie  entfesselt  hat, 
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das  Maß  voll  und  die  Notwendigkeit  einer  gründlichen  Reform 
weiten  Kreisen  offenbar  gemacht. 

Denn  die  Verhältnisse  haben  sich  inzwischen  unaufhaltsam 
weiter  verschlimmert  —  jedenfalls  der  Quantität  nach, 
wenn  vielleicht  nicht  der  Qualität  nach  5.  Durch  das  rapide 
Anwachsen  der  deutschen  Großstädte  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten sind  jährlich  Hunderttausende  neu  unter  die  Herr- 
schaft des  fehlerhaften  Bau-  und  Wohnsystems  gekommen, 
welches  nach  dem  Vorbild  Berlins  in  den  meisten  von  ihnen 
zur  Ausbildung  gelangt  ist.  In  Groß-B  erlin  allein  „werden 
jährlich  ungefähr  100000  Menschen  neu  in  die  riesigen  Miet- 
kasernen eingemauert,  über  deren  Verderblichkeit  niemand 
mehr  im  Zweifel  ist"  6.  Was  wollte  gegenüber  dieser  un- 
geheuren quantitativen  Ausdehnung  der  Wohnungsfrage  eine 
kleine  qualitative  Besserung  besagen,  selbst  wenn  sie 
wirklich  nachzuweisen  wäre? 

Aber  sie  ist  in  Wirklichkeit  äußerst  problematisch:  die  in 
den  deutschen  Großstädten  festgestellte  Abnahme  der  Ein- 
zimmerwohnungen und  Zunahme  der  Zwei-  und  Drei- 
zimmerwohnungen bedeutet  ja  bekanntlich  eine  solche  Besse- 
rung an  sich  keineswegs;  denn  sie  beweist  nur,  daß  die  Ab- 
neigung der  Bauunternehmer  gegen  den  Bau  kleiner  Wohnungen 
im  Wachsen  ist,  und  sich  daher  zwischen  Hausbesitzer  und 
eigentlichem  Mieter  immer  mehr  ein  Mittelsmann,  der  Zimmer- 
vermieter, einschiebt,  der  zur  Steigerung  der  Mietpreise  bei- 
trägt. Sie  ist  also  jedenfalls  keine  Verbesserung,  wenn  und 
soweit  als  mit  ihr,  wie  es  tatsächlich  in  so  großem  Umfang 
der  Fall  ist,  eine  Vermehrung  der  Aftermieter  und  Einlogierer 
sowie  der  sog.  ,, Teilwohnungen"  Hand  in  Hand  geht  —  im 
Gegenteil:  sie  bedeutet  insoweit  eine  Verschlechterung.  Am 
1.  Dezember  1900  wohnten  in  Aftermiete  in  München  11,64, 
in  Leipzig  9,21,  in  Dresden  9,0,  in  Frankfurt  a.  M.  8,5,  in 
Berlin  8,43%  der  Bewohner.  In  München  waren  1904/07 
25%  aller  Wohnungen  (und  zwar  59%  aller  einräumigen 
und  49%  aller  zweiräumigen)  ,, Teilwohnungen",  in  denen 
80000  Menschen  lebten.    Oft  markiert  nur  ein  Vorhang  oder 
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ein  Kreidestrich  die  Wohnungsgrenze.  Rechnet  man  dazu 
die  Wohnungen  mit  Schlafgängern  oder  Aftermietern,  so 
waren  nur  51,7  %  aller  Münchner  Wohnungen  reine  Familien- 
wohnungen. 

Und  auch  die  seit  den  70  er  und  80er  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts  im  ganzen  festgestellte  Verminderung  der 
Wohndichtigkeit  pro  Wohnung,  auf  die  Pohle  (Wohnungs- 
frage, Sammlung  Göschen)  so  großes  Gewicht  legt,  bedeutet, 
wie  der  Kenner  weiß,  keineswegs  ohne  weiteres  eine  Besserung 
der  Wohnungsverhältnisse:  zunächst  sind  dabei,  mit  Aus- 
nahme von  München,  überall  nur  die  heizbaren  Zimmer  be- 
rücksichtigt, und  es  kommt  doch  auch  auf  den  Kubikinhalt 
und  die  Größe  der  Wohnungen  an.  Außerdem  aber  ist  sie 
doch  nur  der  Ausdruck  der  statistisch  festgestellten,  gleich- 
zeitig eingetretenen  Verkleinerung  der  Familien  resp.  Haus- 
haltungen infolge  der  relativen  Abnahme  der  Dienstboten 
und  der  im  Elternhaus  lebenden  Kinder,  der  Abnahme  des 
Wohnens  der  Gesellen  und  Gewerbsgehilfen  beim  Arbeitgeber 
und  vor  allem  des  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  den  großen 
Städten  überall  erfolgten  Sinkens  der  Geburtenziffer.  Dieses 
aber,  das  in  den  Großstädten,  allen  voran  in  Berlin,  am 
stärksten  auftritt,  ist  zu  einem  nicht  geringen  Teil  gerade 
auf  die  Wohnungsverhältnisse,  insbesondere  die  Schwierig- 
keit der  Familien  mit  zahlreichen  Kindern,  überhaupt  eine 
Wohnung  zu  bekommen,  zurückzuführen.  ,,Die  Wohnung 
wird  etwas  besser,  wir  bekommen  Gas  und  Wasserleitung 
und  Tapeten,  aber  die  Wohnungen  werden  teurer  und  die 
Kinderbetten  werden  weniger.  Da  kommentiert  dann  die 
Statistik,  die  Wohnungsdichtigkeit  hat  abgenommen,  und 
behauptet,  das  sei  der  Fortschritt"  (Naumann  auf  dem 
Leipziger  Wohnungskongreß  1911)  7. 

„Ganz  einerlei,"  sagt  ebenso  Professor  Stein  8,  ,,wie  die 
Ergebnisse  der  Statistik  sind,  ganz  einerlei,  ob  sich  eine  ge- 
ringe im  Verhältnis  zu  100  oder  1000  sich  ergebende  Besserung 
nachweisen  läßt,  die  Not  ist  da  und  unbestreitbar,  solange 
Hunderttausende  in  überfüllten  Wohnungen  hausen  müssen, 
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solange  der  größte  Teil  unseres  Volkes  auf  unzulängliche 
Wohnungen  angewiesen  ist,  und  ich  sage  ruhig:  eine  Zwei- 
zimmerwohnung ist  für  eine  mehrköpfige  Familie  immer  eine 
ungenügende  Wohnung."  Im  Jahre  1910  aber  hatten  in 
Berlin  von  524000  Wohnungen  49%  weniger  als  2  Zimmer 
(mit  oder  ohne  Küche),  davon  36%  nur  1  heizbares  Zimmer 
mit  Küche,  6,5%  nur  1  heizbares  Zimmer  ohne  Küche  und 
79%  weniger  als  3  Zimmer.  In  Groß -Berlin  aber  gibt  es 
neben  400000  Wohnungen  mit  nicht  mehr  als  1  heizbaren 
Zimmer  etwa  300000  Wohnungen  mit  2  heizbaren  Zimmern 
und  nur  annähernd  250000  mit  mehr  heizbaren  Zimmern. 
Fast  die  Hälfte  aller  Wohnungen  (45%)  liegen  in  Hinter- 
häusern mit  engen,  dumpfen  Wohnungen.  iy2  Millionen 
Menschen  leben  in  Behausungen  mit  nur  einem 
heizbaren  Zimmer. 

Rechnet  man  mit  dem  ,, Propagandaausschuß  für  Groß- 
Berlin"  als  „überfüllt"  jede  Wohnung  mit  mehr  als  4  Personen 
auf  ein  heizbares  Zimmer  —  was  durchaus  berechtigt  ist  — , 
so  leben  heute  in  Groß-Berlin  600000  Menschen 
in  100000  solcher  überfüllter  Wohnungen9,  und  nach 
der  offiziellen  Statistik,  die  erst  bei  6  Personen  oder  mehr 
pro  Zimmer  Überfüllung  annimmt,  waren  in  einer  ganzen 
Anzahl  anderer  preußischer  Städte  1900  10  bis  24%  der 
Wohnungen  überfüllt.  In  München  lebten  nach  der  amt- 
lichen Wohnungserhebung  von  1904/06  30%  der  Bewohner 
in  Wohnungen  von  1  bis  2  Wohnräumen  (d.  h.  Zimmer, 
Kammer,  Küche),  im  eigentlichen  Arbeiterviertel  52%. 
Diese  wenigen  bekannten  Zahlen  genügen  hier  wohl  zum 
Beweis,  wie  bitter  not  uns  eine  gründliche  Reform  auf  diesem 
Gebiet  tut! 

Jenes  besorgniserregende  Sinken  der  Geburtenziffer, 
das  uns  französischen  Zuständen  entgegenzutreiben  droht, 
zusammen  mit  der  gleichzeitig  festgestellten  Abnahme  der 
Wehrfähigkeit,  welche  gleichfalls  in  den  großen  Städten 
und  besonders  wiederum  in  Berlin  am  stärksten  ist,  hat  nun 
aber  endlich  die  öffentliche  Meinung  in  ganz  Deutschland 

Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.    Neue  Folge  9 
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und  anscheinend  auch  die  preußische  Regierung  aus  dem 
Schlafe  gerüttelt.  Letztere  hat  einen  neuen  Wohnungs- 
gesetzentwurf ausgearbeitet  und  einer  Reihe  von  Sach- 
verständigen unterbreitet,  und  am  22.  Mai  hat  der  deutsche 
Reichstag  einen  höchst  bedeutsamen  Schritt  getan,  indem 
er  einstimmig  folgende  Resolutionen  angenommen  hat: 

I.  Der  Reichstag  wolle  beschließen,  die  verbündeten  Regie- 
rungen zu  ersuchen,  dem  Reichstag  in  der  nächsten  Tagung 
Gesetzentwürfe,  betreffend  Regelung  des  Wohnungs- 
wesens vorzulegen,  die  folgende  Grundzüge  enthalten: 

1.  Mindestvorschriften  über  Beschaffenheit  und  Benutzung 
der  Wohnungen  (Lage,  Luftraum,  Zufuhr  von  Licht  und 
Luft  in  die  Wohn-,  Schlaf-  und  Arbeitsräume,  Zahl  und 
Anlage  der  Aborte,  Schlafstellenwesen  usw.)  unter  An- 
passung an  die  besonderen  Verhältnisse  in  Stadt  und  Land. 

2.  Vorschriften  über  eine  amtliche  Wohnungsaufsicht  durch 
Orts-  bzw.  Bezirks-  und  Landeswohnungsämter  mit  einem 
Reichswohnungsamt  als  Zentralstelle  für  das  gesamte 
Wohnungswesen. 

3.  Errichtung  von  Pfandbriefanstalten  im  Anschluß  an  die 
Landesversicherungsanstalten  zu  dem  Zweck,  um  unter 
Reichsgarantie  nach  festen  Normativbestimmungen  mög- 
lichst hohe  Pfandbriefdarlehen  auf  Hausgrundstücke  mit 
Kleinwohnungen  sowohl  an  Baugenossenschaften,  als  auch 
an  Privatpersonen  zu  gewähren. 

4.  Regelung  des  Wohnungsnachweiswesens. 

5.  Ausbau  des  Erbbaurechts  zum  ausgiebigeren  Gebrauch 
desselben  im  Interesse  des  Kleinwohnungsbaues. 

II.  Der  Reichstag  wolle  beschließen,  die  verbündeten  Regie- 
rungen zu  ersuchen,  die  Ergebnisse  der  Wohnungsaufsicht,  des 
Standes  des  Wohnungs-  und  Bodenmarktes,  der  Wohnungs- 
mieten und  der  Bautätigkeit  jährlich  zu  veröffentlichen. 

III.  Der  Reichstag  wolle  beschließen,  den  Herrn  Reichs- 
kanzler zu  ersuchen,  in  geeigneter  Weise  darauf  hinzuwirken, 
daß  im  Wege  der  Landesgesetzgebung  der  Bau  von  Klein- 
wohnungen gefördert  werde 

1.  durch  Festsetzung  von  Normativbestimmungen  über  Boden- 
aufteilung, Bebauungspläne  und  Bauordnungen  behufs  Ver- 
billigung  und  Erleichterung  des  Kleinwohnungsbaues,  sowie 
zwecks  weiträumiger  Bebauung  und  Dezentralisation  der 
Besiedelung,  unter  Anpassung  an  die  besonderen  Ver- 
hältnisse in  Stadt  und  Land, 
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2.  durch  Gewährung  von  Steuer-  und  Abgabcnerleichterungen 
"  an  die  Besitzer  von  Häusern  mit  Kleinwohnungen  sowohl 

seitens  des  Staates  wie  der  Kommunen, 

3.  durch  Gewährung  des  Enteignungsrechts  an  die  Kommunen 
zur  Beseitigung  von  schweren  Mißständen  im  Bebauungs- 
und Wohnungswesen. 

Während  die  Reichsregierung  bisher  in  bezug  auf  die  Kom- 
petenz des  Reiches  in  der  Wohnungsfrage  immer  einen  ab- 
lehnenden Standpunkt  eingenommen  hatte,  hat  sie  sich  nun- 
mehr erfreulicherweise  ausdrücklich  bereit  erklärt,  an  einer 
Lösung  der  auf  dem  Gebiet  des  Wohnungswesens  liegenden 
Fragen  mitzuarbeiten,  und  die  Reichstagskommission  hat 
auch  schon  einen  Gesetzentwurf  zur  Regelung  der  Wohnungs- 
aufsicht ausgearbeitet10.  Nunmehr  aber  vollzieht  sich  an- 
scheinend ein  sehr  eigentümlicher  Stellenwechsel,  welchen  der 
Reichstag  jedenfalls  nicht  gewollt  hat,  da  er  ja  in  seiner 
Resolution  ausdrücklich  auch  an  die  Landesgesetzgebung 
appelliert  —  es  hat  den  Anschein,  als  wolle  Preußen  sich 
hinter  das  Reich  zurückziehen  u. 

Unter  diesen  Umständen  ist  eine  prinzipielle  Untersuchung 
der  Frage  notwendig,  ob  das  Reich  überhaupt  allein 
imstande  ist,  die  heute  in  Deutschland  notwendige 
Wohnungsreform  zustande  zu  bringen,  ob  preußi- 
sches oder  Reichswohnungsgesetz?  oder  beides? 

Es  gilt  daher  zunächst  noch  einmal  zusammenzufassen, 
was  die  wichtigsten  in  Deutschland  notwendigen  Reformen 
sind,  um  dann  zu  untersuchen,  wer  für  ihre  Einführung  in 
Frage  kommt:  die  Reichs-  oder  die  Landesgesetzgebung. 
Wir  legen  dabei  das  vortreffliche  Programm  zugrunde,  das 
der  Deutsche  Verein  für  Wohnungsreform  für  die 
am  9.  November  in  Frankfurt  a.  M.  abgehaltene  Zweite 
Deutsche  Wohnungskonferenz  ausgearbeitet  hat,  und 
welches  die  zahlreiche,  aus  lauter  sachverständigen,  die  größten 
interessierten  Verbände  vertretenden  Teilnehmern  zusammen- 
gesetzte Versammlung  —  von  geringen  Änderungen  ab- 
gesehen —  mit  erstaunlicher  Einmütigkeit,  meist  Einstimmig- 
keit, angenommen  hat12. 

9* 


Es  beginnt  mit  einem  ersten  von  dem  hessischen  Landes- 
wohnungsinspektor Gretschel  verfaßten  Abschnitt:  „Woh- 
nungsämter, Wohnungsaufsicht  und  Wohnungs- 
nachweis." Hier  wird  verlangt,  daß  durch  Reichsgesetz 
die  Wohnungsaufsicht  für  das  ganze  Reich  angeordnet  werden 
soll,  um  ein  einheitliches  Vorgehen  sowohl  hinsichtlich  der 
Organisation  als  auch  der  Räume,  welche  der  Wohnungs- 
aufsicht zu  unterstellen  sind,  zu  sichern.  Doch  sollen  die 
einheitlichen  Normativbestimmungen  über  die  Beschaffen- 
heit der  Wohnungen  nicht  im  Reichsgesetze  selbst,  sondern 
in  einer  mit  Zustimmung  des  Bundesrats  zu  erlassenden 
kaiserlichen  Verordnung  festgesetzt  werden,  und  die  Bundes- 
staaten berechtigt  sein,  für  ihr  ganzes  Gebiet  oder  einzelne 
Teile  desselben  Vorschriften  zu  erlassen,  die  über  diese 
Normativbestimmungen  hinausgehen.  Bestehende  Landes- 
gesetze,  die  dies  bereits  tun,  würden  also  davon  nicht  be- 
rührt werden. 

Die  Wohnungsaufsicht  soll  auf  alle  Kleinwohnungen 
ausgedehnt  werden,  ohne  Unterscheidung  zwischen  Eigentümer- 
und  Mietwohnungen.  Ihre  Durchführung  soll  Aufgabe  der 
Gemeinden  sein  und  durch  kommunale  Wohnungsämter 
erfolgen,  deren  Errichtung  das  Reichsgesetz  ebenfalls  an- 
ordnen soll,  während  ihre  Organisation  im  einzelnen  teils 
durch  die  Reichs-,  teils  durch  die  Landesgesetzgebung  zu 
erfolgen  hätte.  Vorgeschlagen  wird  für  jede  Stadt  von  mehr 
als  50000  Einwohnern  ein  selbständiges  Wohnungsamt,  für 
kleinere  Städte  und  Gemeinden  die  gemeinsame  Errichtung 
eines  solchen,  eventuell,  insbesondere  für  alle  Gemeinden 
unter  3000  Einwohnern,  je  für  einen  Kreis  oder  größeren 
Bezirk  ein  gemeinsames  Kreis-,  Bezirks-  oder  staatliches 
Wohnungsamt  des  betreffenden  Bundesstaats,  weil  in  solchen 
kleinen  Gemeinden  lokale  Interessen  zu  mächtig  sind.  In 
Gemeinden  von  mehr  als  20000  Seelen  sollen  Wohnungs- 
inspektoren berufsamtlich  angestellt  werden,  die  ständige 
Mitglieder  des  Wohnungsamtes  sind,  das  außerdem  und  außer 
dem  Vorsitzenden  eine  Anzahl  ehrenamtliche  Mitglieder  haben 
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soll.  Das  Wohnungsamt  soll  außer  der  Organisation  und 
Führung  der  Wohnungsaufsicht  auch  Einrichtung  und  Ver- 
waltung des  Wohnungsnachweises  übernehmen,  dessen 
Schaffung  ebenfalls  als  kommunale  Institution  nicht  vor- 
geschrieben, aber  empfohlen  werden  soll;  ferner  Erhebungen 
über  die  Wohnungsverhältnisse  und  fortlaufende  statistische 
Beobachtung;  Anregung  von  Maßnahmen  zur  Verbesserung 
der  Wohnungsverhältnisse,  wie  Gründung  gemeinnütziger  Bau- 
vereine,  Förderung  des  privaten  Wohnungsbaues  usw.;  Ver- 
waltung von  Stiftungen  zum  Wohnungsbau  sowie  Erbauung 
von  Wohnungen  in  eigener  Regie  der  Gemeinde;  Wohnungs- 
pflege  und  Organisation  der  Bauberatung. 

Die  einzelstaatliche  Mitwirkung  bei  Handhabung  der 
Wohnungsaufsicht  soll  in  Landes  Wohnungsämtern  zu- 
sammengefaßt werden,  unter  Leitung  besonderer  Beamten 
(Landeswohnungsinspektoren),  denen  die  staatliche  Ober- 
aufsicht über  die  Ausführung  der  Wohnungsaufsichtsgesetze 
zusteht.  Die  Mitwirkung  des  Reiches  soll  in  einem  Reichs- 
wohnungsamt,  unter  dem  Reichsamt  des  Innern  stehend, 
zentralisiert  werden,  das  darüber  zu  wachen  hat,  daß  die 
zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  erlassenen  Reichs- 
gesetze durchgeführt  und  die  vom  Reich  für  Zwecke  des 
Wohnungswesens  bereitgestellten  Mittel  richtig  verwendet 
werden.  Es  soll  auf  Grund  der  ihm  einzureichenden  Berichte 
der  bundesstaatlichen  Wohnungsämter  zusammenfassende  Be- 
richte über  den  Stand  des  Wohnungswesens  herausgeben 
und  Einzeluntersuchungen  auf  diesem  Gebiete  veranstalten. 

Der  zweite  Abschnitt  des  Programms,  ausgearbeitet 
von  Liebrecht,  Mewes,  Amtsrichter  Dr.  Prigge  und  dem 
Generalsekretär  des  Vereins  von  Mangoldt,  befaßt  sich  mit 
„Realkredit  und  Schätzungswesen".  Er  verzichtet 
darauf,  zu  den  heute  auf  diesem  Gebiet  bestehenden  Streit- 
fragen direkt  Stellung  zu  nehmen,  aber  er  findet  ,,die  gegen 
unser  formaljuristisch  glänzend  entwickeltes  Realkreditwesen 
hinsichtlich  seiner  wirtschaftlichen  und  sozialen  Wirkungen 
erhobenen  Bedenken  (Tendenz  zur  Steigerung  der  Boden- 
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preise  und  der  Bodenverschuldung,  mangelnde  Tilgung  der 
Bodenschulden,  Hemmung  der  Dezentralisation  der  Besiedelung 
usw.)"  doch  „so  beachtenswert",  daß  er  zunächst  ,,eine  grund- 
sätzliche Untersuchung  und  Prüfung  unseres  Realkreditwesens 
auf  seine  wirtschaftlichen  und  sozialen  Wirkungen  und  die 
Möglichkeiten  der  Abänderung  hin"  —  offenbar  seitens  des 
Reiches  —  verlangt.  Unbeschadet  der  Ergebnisse  dieser 
Prüfung  verlangt  er  aber  schon  jetzt  eine  Reihe  von  einzelnen 
sofort  zu  ergreifenden  Reformmaßregeln.  Diese  sind: 

1.  eine  Reform  des  Grundstückschätzungswesens  durch 
eine  baldige,  gesetzliche  Regelung,  die  dafür  sorgen  soll,  daß 
künftig  nur  fachmännisch  vorgebildete  und  erfahrene,  unter 
staatlicher  Aufsicht  stehende  Schätzer,  im  allgemeinen  im 
kollegialischen  Verfahren  —  also  sog.  ,, Taxämter"  — , 
Schätzungen  ausführen  dürfen. 

2.  Änderungen  im  Hypothekenbankgesetz  und  im 
Bürgerlichen  Gesetzbuch.  Als  solche  werden,  „um  die 
allmähliche  Gesundung  des  Realkreditwesens  zu  unterstützen 
und  die  Beschaffung  von  Baukapital  für  den  Kleinhausbau  zu 
erleichtern",  empfohlen:  Einführung  des  Tilgungszwangs  auch 
für  die  städtischen,  zur  Deckung  der  Hypothekenpfandbriefe 
dienenden  Hypotheken;  Erhöhung  der  den  Hypothekenbanken 
gezogenen  Höchstgrenze  für  die  Gewährung  von  Baugeld  im 
Fall  der  Beleihung  von  Kleinhausbauten,  um  dadurch  einen 
Anreiz  auf  die  Hypothekenbanken  auszuüben,  für  letztere 
mehr  als  bisher  ihr  Kapital  zur  Verfügung  zu  stellen.  Ferner 
nach  einem  Antrag  von  Dr.  Heilbrunn  auf  der  Konferenz: 
Abänderung  der  §§  1123,  1124  und  573  des  BGB.  in  dem 
Sinne,  daß  eine  Abtretung,  Verpfändung  der  Miete  oder 
Einräumung  eines  sonstigen  Rechtes  an  ihr  dem  Hypotheken- 
gläubiger gegenüber  unwirksam  sein  soll. 

3.  Staatliche  bzw.  Reichsbeihilfe  für  Beschaffung  von 
Hypotheken,  insbesondere  der  zweiten  Hypothek.  Es  soll 
ein  besonderer  Reichsfonds,  sei  es  in  Form  einer  rein  staat- 
lichen Verwaltung,  sei  es  in  Form  der  gemischten  wirtschaft- 
lichen Unternehmung  (?)  geschaffen  werden,  um  unter  be- 
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stimmten  Voraussetzungen  Bürgschaften  für  zweite  Hypo- 
theken, insbesondere  bei  Bauunternehmungen  der  gemein- 
nützigen Bautätigkeit  und  der  Gemeinden  und  Kommunal- 
verbände, aber  auch  für  Privatbauten  zu  übernehmen  —  also 
eine  Nachahmung  des  österreichischen  Wohnungsfürsorge- 
fonds 13.  Daneben  soll  die  bisherige  Bereitstellung  jährlicher 
Mittel  im  Reich  und  in  den  Einzelstaaten  zur  Unterstützung 
des  Kleinwohnungsbaues  durch  den  Etat  fortgesetzt  und 
ausgedehnt  und  insbesondere  auch  für  die  unmittelbare  Ge- 
währung zweiter  Hypotheken  nutzbar  gemacht  werden. 

Im  dritten  von  Mangoldt  allein  verfaßten  Abschnitt: 
,, Bodenfrage,  Auf  Schließung  und  Dezentralisation" 
heißt  es: 

Um  billige  Wohnungspreise  zu  erzielen,  das  Kleinhaus  und 
Eigenheim  zu  ermöglichen,  eine  weiträumige  Besiedlung  zu 
fördern  und  die  Dezentralisation  zu  unterstützen,  ist  vor  allem 
Billigkeit  des  Ansiedlungslandes  erforderlich.  Um  diese 
Billigkeit  zu  erreichen,  müssen  die  Erstehungskosten  der  Bau- 
stellen nach  Möglichkeit  heruntergedrückt  und  für  eine  mög- 
lichst starke  Konkurrenz  in  Bauland  und  Baustellen  gesorgt 
werden.  Zu  diesem  Ende  ist  die  Aufschließung  —  unbeschadet 
der  dringend  notwendigen  scharfen  Vorschriften  gegen  zu  starke 
bauliche  Ausnutzung  der  Grundstücke  —  von  allen  nicht  un- 
bedingt nötigen  Lasten,  Kosten  und  Vorschriften  zu  befreien 
und  darüber  hinaus  durch  positive  Maßregeln  zu  fördern  und 
zu  erleichtern. 

Auf  diesem  Wege  wird  es  auch  möglich  sein,  die  Beschaffung 
von  Baustellen  in  weitem  Umfang  wieder  zu  einem  so  einfachen 
Geschäfte  zu  machen,  daß  das  Dazwischentreten  der  Boden- 
spekulation überflüssig  wird,  sowie  weiter  die  Verteuerung  der 
Bodenpreise  durch  das  Auflaufen  großer  Zinsensummen  wesent- 
lich verringern. 

Zur  Erreichung  dieses  Zieles  der  Verbilligung  des  An- 
siedelungslandes wird  eine  Fortbildung  der  einzelstaatlichen 
bzw.  der  Reichsgesetzgebung  in  folgenden  Punkten  ver- 
langt: 

1.  Allgemeine  gesetzliche  Ermöglichung  der  Umlegung  für 
Bau-  und  Ansiedlungsgelände  —  also  in  Preußen  Ausdehnung 
der  „lex  Adickes"  auf  das  ganze  Land. 
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2.  Revision  des  preußischen  Ansiedlungsgesetzes  von 
1904  und  entsprechender  Bestimmungen  anderer  Einzelstaaten 
zur  Erleichterung  und  Verbilligung  der  Ansiedlungen  in  Stadt 
und  Land. 

3.  Revision  des  preußischen  Fluchtliniengesetzes  von 
1875  (und  ähnlicher  Bestimmungen  anderer  Einzelstaaten)* 
insbesondere  Einschränkung  des  Verbots  des  sog.  „wilden 
Bauens". 

4.  Revision  des  von  den  Gemeinden  öfter  ausgeübten  be- 
sonderen S  t  raß  en  gen  ehmigungs  recht  es. 

5.  Ausbildung  eines  stärkeren  Schutzes  der  Ansiedlungs-  und 
Baulustigen  gegen  unbegründete  Verhinderungen,  Verzögerungen 
und  Verteuerungen  ihres  Vorhabens  durch  die  öffentlichen  Ge- 
walten. 

6.  Ausbildung  des  „Notwegerechtes"  des  §  917  BGB.* 
um  dadurch  mangels  vorhandener  Straßen  rückwärtige  Grund- 
stücke zugänglich  zu  machen. 

Ferner:  Änderung  der  Bestimmungen  der  Residenzpflicht 
der  Staats-  und  Kommunalbeamten;  weitere  Ausbildung  des 
Rentengutverfahrens  zur  Ansiedlung  auch  der  nicht- 
landwirtschaftlichen Bevölkerung,  insbesondere  Aufhebung  seiner 
Beschränkung  auf  Renten güt er  durch  Art.  62  des  Einführungs- 
gesetzes zum  BGB.;  endlich  Bereitstellung  besonderer  Staats- 
fonds zur  Förderung  von  Musterunternehmungen  zur  Lösung 
der  Bodenfrage  (Gartenstädte,  große  baugenossenschaftliche 
Siedlungen  usw.). 

Auch  der  vierte  Abschnitt:  „Bauordnungen  und  Be- 
bauungspläne", ist  von  Mangoldt  allein  verfaßt.  Er 
bezeichnet  „angesichts  des  Zustandes,  in  dem  sich  noch  immer 
ein  großer  Teil  unserer  Bauordnungen  und  Baupläne  befindet, 
auch  auf  diesem  Gebiete  ein  baldiges  und  gründliches  gesetz- 
geberisches Eingreifen,  sei  es  durch  Reichs-,  sei  es  durch 
Landesgesetz"  als  dringend  erforderlich.  Das  Gesetz  sollte 
insbesondere  die  leitenden  Gesichtspunkte  für  die  Reform 
der  Bauordnungen  und  der  Bebauungspläne  in  inhaltlicher 
Beziehung  aufstellen  und  näher  ausarbeiten,  doch  dürfe  bei 
allen  Vorschriften  das  freie  Schaffen  des  Architekten  möglichst 
wenig  eingeengt  werden.  Als  solche  Gesichtspunkte  werden, 
ohne  sie  damit  erschöpfen  zu  wollen,  die  folgenden  auf- 
geführt: 
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1.  Weiträumigkeit  der  Bebauung,  jedoch  nicht  nur  durch 
die  offene  Bauweise,  sondern  insbesondere  auch  durch  das 
kleine  Reihenhaus. 

2.  Möglichste  Begünstigung  des  Kleinhauses  sowohl  durch 
die  Bauordnung  wie  die  Bebauungspläne. 

3.  Abstufungen  der  Anforderungen  an  die  Bauten,  in  kon- 
struktiver wie  in  anderer  Beziehung,  nach  Gebäudegattungen 
und  Hausgröße.  —  In  geeigneten  Bezirken  Ausgehen  grund- 
sätzlich vom  Kleinhaus  statt  vom  großen  Miethaus  und  Ver- 
schärfungen für  dieses  letztere. 

4.  Verbot  der  Kellerwohnungen,  energische  Bekämpfung 
der  Seitenflügel  und  Hintergebäude  außer  bei  eigentlichen 
und  einwandfrei  angelegten  Wohnhöfen.  Sicherung  der  Quer- 
lüftung der  einzelnen  Wohnungen,  Freihaltung  des  Blockinnern 
durch  rückwärtige  Baufluchtlinien. 

5.  Dem  inneren  Zusammenhang  der  Dinge  entsprechend: 
einheitliche  Behandlung  einerseits  von  Bauordnung  und  Be- 
bauungsplan, anderseits  größerer  innerlich  zusammengehöriger 
Gebiete  ohne  Hinderung  durch  Gemeinde-  und  ähnliche  Grenzen. 

6.  Trennung  von  Wohn-  und  Verkehrsstraßen  und  von 
W7ohn-,  Geschäfts-  und  Industrievierteln. 

7.  Möglichste  Billigkeit  der  Straße nherstellung,  Ver- 
meidung jedes  Straßenluxus.  Statt  dessen  zahlreiche  größere 
und  kleinere  freie  Plätze  zu  Erholungs-,  Spiel-  und  Tummel- 
zwecken, und  möglichste  Konzentrierung  der  bei  der  Auf- 
schließung freizulassenden  Geländequote  auf  solche  Plätze. 

8.  Anpassung  der  Bebauungspläne  an  das  Gelände. 

9.  Im  Interesse  der  Dezentralisation:  Belegung  möglichst 
großer  Flächen  schon  im  voraus  mit  Bebauungsplänen  und  Bau- 
ordnungen, jedoch  nur  in  den  Grundzügen;  Durchführung  und 
Ausarbeitung  im  einzelnen  nach  Bedarf. 

10.  Grundsätzlich  erst  Baubeschränkungen  und  dergl.  und 
danach  erst  Planung  und  Ausführung  von  Verkehrslinien. 

Zum  Behufe  der  allgemeinen  Durchführung  der  Reform 
sollen  insbesondere  auch  die  Landeswohnungsämter  (siehe 
I.  Abschnitt)  mit  der  Anregung  der  nötigen  Änderungen  be- 
auftragt werden. 

Der  fünfte  Abschnitt:  „Enteignungsrecht  und  Ent- 
eignung  sv  er  fahren",  verfaßt  von  Stadtsyndikus  Dr.  Land- 
mann, Mannheim,  verlangt  ein  Reichsgesetz  zur  Regelung 
des  Enteignung srechtes  und  des  Enteignungsverfahrens 
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in  ihren  Beziehungen  zum  Bau-  und  Wohnungswesen.  Dieses 
Gesetz  sollte  durch  eine  Reihe  von  Normativbestimmungen 
insbesondere  folgende  Änderungen  gegenüber  dem  bestehenden 
Rechtszustand  bringen: 

1.  Ausdrückliche  Erklärung  der  Zulässigkeit  der  Enteignung 
nicht  nur  für  Straßenland,  sondern  auch  für  zur  Bebauung 
oder  Wiederbebauung  bestimmtes  Gelände  unter  folgenden 
Bedingungen: 

a)  die  Enteignung  darf  nur  zugunsten  öffentlicher  Körper- 
schaften oder  gemeinnütziger  Wohnungsunternehmungen 
erfolgen ; 

b)  die  Enteignung  muß  zur  gänzlichen  oder  teilweisen  Ver- 
besserung der  Wohnungs-  oder  Verkehrsverhältnisse  eines 
alten  Stadtbezirks  oder  zur  Schaffung  einer  neuen 
Wohnungsanlage  erfolgen ; 

c)  es  muß  Sicherheit  dafür  geschaffen  werden,  daß  das 
Unternehmen,  zu  dessen  Gunsten  enteignet  werden  soll, 
seinen  Zielen  wie  der  Art  seiner  Durchführung  nach  im 
Dienste  der  Verbesserung  der  Wohnungs-  und  Ansiedlungs- 
verhältnisse  steht. 

2.  Vereinfachung  und  Verbesserung  des  Enteignungs- 
verfahrens durch: 

a)  Übertragung  der  Wertermittlung  der  zu  enteignenden 
Grundstücke  an  besondere  unabhängige  sachverständige 
Behörden; 

b)  gesetzliche  Ermöglichung  baldiger,  der  Wertfestsetzung 
vorausgehender  Einweisung  in  den  Besitz  der  zu  ent- 
eignenden Grundstücke. 

3.  Behufs  gerechterer  Bemessung  der  Entschädigung  für  die 
zu  enteignenden  Grundstücke: 

a)  gesetzliche  Ermöglichung  der  sog.  Verkaufssperre  bei 
oder  unmittelbar  vor  der  Einleitung  des  Enteignungs- 
verfahrens zwecks  Vermeidung  ungesunder  Preistreibereien;. 

b)  Bestimmung  eines  frühzeitigen  Zeitpunktes  als  maßgebend 
für  den  zu  entschädigenden  Wert  der  Grundstücke,  und 
zwar  desjenigen  des  Eintritts  der  Verkaufssperre  oder, 
wenn  keine  solche  eintritt,  eines  entsprechenden. 

Der  sechste,  von  dem  bekannten  Vorkämpfer  des  Erb- 
baurechtes Professor  Dr.  Erman  in  Münster  i.  W.  und  dem 
Vorsitzenden  des  Westfälischen  Vereins  für  Kleinwohnungs- 
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wesen,  Landesrat  Dr.  Althoff,  verfaßte  Abschnitt:  „Erb- 
baurecht"  verlangt,  daß  die  von  der  Reichstagsresolution 
gewünschte  Wohnungsgesetzgebung  mit  einem  Reichsgesetz 
über  das  Erb  baurecht  beginnen  soll;  denn  ein  sicher 
funktionierendes  Erbbaurecht  sei  die  Voraussetzung  einer 
gesunden  Baubodenpolitik  von  Staat  und  Gemeinde,  es 
fördere  das  Einfamilienhaus  und  biete  ein  Gegengewicht  gegen 
das  von  den  Berliner  Mietkasernen  her  übliche  System  der 
unseren  Bauboden  verteuernden  Kaufpreishypotheken  und 
der  zum  Bankerott  führenden  Nichtamortisation  der  Hypo- 
theken auf  sich  entwertende  Häuser.  Es  wird  auf  das  neue 
österreichische  Baurechtsgesetz  vom  24.  April  1912,  welches 
die  Möglichkeit  einer  solchen  Reform  beweist 14,  und  den 
jüngsten  Beschluß  des  Deutschen  Juristentages  in  Wien 
vom  4.  Sept.  d.  Js.  hingewiesen,  der  mit  allen  gegen  drei 
Stimmen  die  Schaffung  eines  Reichserbbaugesetzes  empfohlen 
hat.  Es  werden  in  einer  Reihe  von  (18)  Gesichtspunkten  Vor- 
schläge für  ein  solches  Erbbaugesetz  gemacht,  welche  sich 
teils  an  das  österreichische  Gesetz  anlehnen,  teils  von  ihm 
abweichen. 

Unter  diesen  Abweichungen  ist  am  wichtigsten,  daß  das 
Erbbaurecht  nicht  wie  dort  auf  öffentliche  Grundstücke 
vom  Reich,  Staat,  Gemeinden  usw.  beschränkt,  sondern 
—  wie  dies  auch  der  Direktor  der  Bayrischen  Handelsbank, 
Frhr.  v.  Pechmann,  für  richtig  hält,  der  neuerdings  auf  der 
III.  Hauptversammlung  des  Bayrischen  Landesvereins  zur 
Förderung  des  Wohnungswesens  in  Nürnberg  und  in  seinem 
Referat  für  den  Juristentag  in  so  erfreulicher  Weise  für  eine 
Beleihung  von  Erbbaurechten  durch  die  Hypothekenbanken 
eingetreten  ist  —  auch  an  Privatboden  zulässig  sein  soll, 
um  auch  die  privaten  Latifundien  bei  uns  auf  diesem  Wege 
möglichst  zu  bekämpfen;  ferner  daß  seine  Dauer  nicht  gesetz- 
lich begrenzt  werden  soll,  weil  für  Fabriken,  Heilstätten  und 
dergl.  längere  Fristen  nötig  werden  könnten  als  für  den 
Wohnhausbau.  Hervorgehoben  sei  ferner  noch  die  Be- 
stimmung, daß  eine  vom  Eigentümer  versprochene  Schluß- 
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entschädigung  den  Erbbauhypothekaren  haften  soll,  falls 
diese  Haftung  grundbuchlich  nicht  ausgeschlossen  ist,  zum 
Zweck  der  Sicherung  vor  allem  der  zweiten  Hypothek. 

In  der  Begründung  seiner  Vorschläge  auf  der  Konferenz 
wies  Erman  vor  allem  auf  die  vom  preußischen  Landwirt- 
schaftsminister genehmigten  Erbbaubeleihungsgrundsätze  der 
öffentlichen  an  Mündelsicherheit  gebundenen  Deutschen 
Pfandbriefanstalt  in  Posen  hin.  Dank  ihren  Amortisations- 
hypotheken breite  sich  hier  das  Einfamilienhaus  aus. 

Ein  siebenter  Abschnitt  endlich:  „Steuer-  und  Ab- 
gabenerleichterungen", verfaßt  von  Stadtrat  Dr.  Luppe, 
Frankfurt  a.  M..  verlangt  für  alle  Bauten  von  Kleinwohnungen, 
bei  denen  durch  den  gemeinnützigen  Charakter  der  Baugesell- 
schaft, durch  Festsetzung  von  Höchstmieten  oder  sonst 
sichergestellt  ist,  daß  sie  wirklich  den  Mietern  zugute  kommen, 
besondere  Steuer-  und  Abgabenerleichterungen.  Ferner  unter 
derselben  Voraussetzung  völligen  oder  teilweisen  Erlaß  der 
Kosten  für  Straß enfreilegung,  Straßenherstellung  und  Kana- 
lisation und  Erlaß  oder  Ermäßigung  der  Haussteuer  sowie 
des  Mietstempels.  Neben  dieser  Gewährung  von  besonderen 
Steuern  und  Abgabenerleichterungen  fordert  er  zum  Schluß 
ganz  allgemein,  daß  ,,die  Steuern  vom  Haus-  und  Grundstück- 
umsatz nicht  zu  hoch  geschraubt  werden"  — ,  eine  Forderung, 
der  in  der  Konferenz  nicht  nur  von  bodenreformerischer  Seite, 
sondern  auch  von  mir  widersprochen  wurde,  da  ich  die  boden- 
ref ormerische  Auffassung  von  der  Unüberwälzbarkeit  der  Haus- 
und Grundsteuer  zwar  nicht  teile,  aber  in  hohen  Umsatz- 
gebühren —  allerdings  nur  in  solchen  —  mit  Brandts  aller- 
dings eine  Erschwerung  des  rein  spekulativen  Haus-  und 
Grundstückshandels  erblicke. 

Mit  bemerkenswerter  Schärfe  wandte  sich  Dr.  Luppe  in 
der  Diskussion  auch  gegen  den  neuerdings,  namentlich  unter 
Hinweis  auf  die  Vereinigten  Staaten,  gemachten  Vorschlag, 
die  Stundung  der  Anliegerbeiträge  bis  zur  Ausführung  des 
Hausbaues  aufzuheben  und  sofortige  oder  doch  baldige,  etwa 
ratenweise  Bezahlung  nach  Herstellung  der  Straße  vorzu- 


141 


schreiben:  eine  solche  Bestimmung  werde  nur  die  Spekulation 
aufs  äußerste  fördern  —  eine  m.  E.  ganz  irrige  Anschauung, 
da  sie  ja  gerade  das  spekulative  Liegenlassen  von  Grund- 
stücken erschwert.  Nachteilige  Folgen  könnten  insbesondere 
dadurch  ausgeschlossen  werden,  daß  eine  Straßenherstellung 
den  Anliegern  nicht  aufgezwungen  wird,  sondern  ihnen  die 
Wahl  durch  Abstimmung  zwischen  sofortiger  Erstellung  und 
Bezahlung  oder  späterer  gelassen  wird,  wie  dies  nach  Mit- 
teilung Baumeisters  auf  der  Konferenz  neuerdings  in  Baden 
gemacht  wird.  Auch  in  Württemberg  können  nach  der  neuen 
Bauordnung  die  Besitzer  unbebauter  Grundstücke  bereits  zu 
den  Straßenkosten  herangezogen  werden  15. 

Wenn  wir  diesen  bunten  Strauß  von  Reformvorschlägen 
betrachten,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  daß  nicht  daran  zu 
denken  ist,  sie  in  einem  „Wohnungsgesetz"  —  sei  es  Reichs - 
gesetz,  sei  es  Landesgesetz  —  zu  vereinigen.  Das  ist  aber 
auch  nicht  die  Meinung  dieses  Programms:  es  will  vielmehr 
nur  anläßlich  der  starken  Bewegung  für  endliche  Verwirk- 
lichung der  Wohnungsreform,  welche  den  Reichstag  erfaßt 
hat  und  auch  die  preußische  Regierung  neuerdings  wieder 
erfaßt  zu  haben  schien,  noch  einmal  alle  Forderungen  prä- 
zisieren, welche  die  communis  opinio  der  Wohnungsreformer 
in  Deutschland  —  wie  sie  durch  die  Frankfurter  Konferenz 
in  der  Tat  repräsentiert  ward  —  heute  an  die  Gesetzgebung 
des  Reiches  und  der  Einzelstaaten  stellt,  und  es  nimmt  ja 
selbst  auch  sowohl  die  Reichs-  wie  die  Landesgesetzgebung 
dafür  in  Anspruch.  Fragen  wir  nun  aber,  wie  sich  dieses 
große,  weitausschauende  Programm  praktisch  verwirklichen 
läßt,  und  welcher  Anteil  dabei  dem  Reich,  welcher  den 
Einzelstaaten,  insbesondere  Preußen,  zufallen  muß,  so 
kristallisieren  sich  die  angeführten  Vorschläge,  was  zunächst 
die  Mitwirkung  des  Reiches  anlangt,  abgesehen  von  der 
verlangten  Abänderung  des  Hypothekenbankgesetzes 
und  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  in  der  Forderung 
von  vier  bzw.  fünf  einzelnen  gesetzgeberischen  Maßnahmen, 
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von  denen  allerdings  mehrere  vielleicht  in  einem  Gesetz  ver- 
einigt werden  könnten.  Es  sind: 

1.  ein  Reichswohnungsgesetz  im  engeren  Sinne  (Reichs- 
wohnungsinspektionsgesetz), 

2.  ein  Reichsenteignungsgesetz, 

3.  ein  Reichserbbaugesetz, 

4.  ein  Reichswohnungsf ürsorgef  ondsgesetz  und  even- 
tuell 

5.  ein  Reichsbaugesetz,  eine  Reichsbauordnung. 

Am  längsten  angestrebt  wird  von  diesen  seitens  des  Reichs- 
tages schon  das  an  erster  Stelle  genannte:  die  Einführung  der 
Wohnungsinspektion  durch  das  Reich  für  ganz  Deutsch- 
land. Ein  solches  Reichswohnungsgesetz  im  engeren  Sinne 
hat  ja  auch  die  Reichstagskommission,  wie  gesagt,  bereits 
ausgearbeitet,  und  das  gleiche  soll  nach  Mitteilung  von 
Ministerialdirektor  Dr.  Freund  in  der  Städtebauwoche  im 
Jahre  1910  auch  seitens  der  verbündeten  Regierungen  ge- 
schehen sein.  Die  allgemeine  Kompetenz  des  Reiches  auf 
Grund  des  Art.  4  der  Reichsverfassung,  welcher  ihm  die 
Gesundheitspflege  zuweist,  zum  mindesten  zu  einem  sog. 
Mantel-  oder  Rahmengesetz,  welches  nur  die  Einführung  der 
Wohnungsinspektion  in  großen  Zügen  für  das  ganze  Reich 
vorschreibt,  die  Ausführung  aber  den  Einzelstaaten  überläßt, 
wird  heute  nicht  mehr  bestritten:  staatsrechtliche  Schwierig- 
keiten bestehen  also  hier  nicht;  auch  ist  die  Materie  längst 
technisch  vollständig  geklärt:  man  ist  einig  darüber,  daß 
kommunale  Wohnungsämter  die  Grundlage  bilden  müssen. 

Fraglich  ist  nur  noch,  ob  das  Reich  über  ein  solches  Mantel- 
gesetz hinaus,  wie  es  von  der  Wohnungskonferenz  vor- 
geschlagen wird,  etwa  in  Form  einer  Kaiserlichen  Verordnung, 
Normativbestimmungen  über  den  materiellen  Inhalt  der 
Wohnungsaufsicht,  insbesondere  die  an  die  Wohnungen  zu 
stellenden  Mindestanforderungen,  erlassen  soll.  Uns  erscheint 
auch  dieses  wünschenswert  und  möglich,  und  die  von  einem 
so  erfahrenen  Praktiker,  wie  es  der  hessische  Landesinspektor 
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ist,  in  der  Anlage  zum  Programm  formulierten  Vorschläge 
in  der  Hauptsache  sehr  geeignet 16.  Wenn  sie  als  Mindest- 
maß verlangen,  daß  jede  Familienwohnung,  in  der  außer 
den  Eltern  mehr  als  zwei  Kinder  untergebracht  sind,  aus 
mindestens  zwei  Räumen  und  einer  Küche  bestehen  soll^ 
von  welchen  neben  der  letzteren  noch  einer  heizbar  sein  soll, 
so  geht  das  allerdings  über  das  hinaus,  was  heute  da,  wo  die 
Wohnungsverhältnisse  am  schlimmsten  sind,  den  tatsächlichen 
Wohnstandard  bildet.  Aber  es  muß  dies  doch  als  durchaus 
berechtigt  anerkannt  werden:  will  man  mit  der  Wohnungs- 
aufsicht nicht  den  Gesamtstandard  heben,  so  ist  sie  in  der 
Tat  überflüssig  —  sie  soll  doch  eine  Besserung  gerade  für 
die  schlechtesten  Verhältnisse  bringen.  Und,  wird  es  dadurch 
den  heute  in  die  Städte  hineindringenden  Massen  erschwert, 
hier  eine  Wohnung  im  Rahmen  ihrer  Mittel  zu  finden,  so 
wäre  das  nur  eine  erfreuliche  Begleiterscheinung  —  eine  die 
Grundlage  der  rechtlichen  Freizügigkeit  unbeeinträchtigt 
lassende  Erschwerung  des  Einströmens  in  die  Städte.  Daß 
die  Konferenz  mit  erheblicher  Majorität  beschlossen  hat,  die 
Wohnungsinspektion  auf  die  kleineren  Wohnungen,  diejenigen 
mit  Schlafgängern  und  Aftermietern  und  die  für  Arbeiter, 
Gesellen  und  Dienstboten  dienenden  Räume  der  größeren 
zu  beschränken,  erscheint  als  eine  realpolitisch  weise  Be- 
schränkung. Eine  Zusammenfassung  der  kommunalen  und 
einzelstaatlichen  Organisation,  also  auch  der  Landeswohnungs- 
ämter, in  einem  Reichswohnungsamt  als  Spitze  halte 
ich  mit  v.  d.  Goltz 17  im  Gegensatz  zu  Sander 18  für 
wünschenswert;  an  diesen  Kosten  wird  die  Sache  nicht 
scheitern ! 

Nun  ist  es  aber  auch  längst  communis  opinio  der  Wohnungs- 
reformer, daß  eine  Regelung  der  Wohnungsaufsicht  allein 
nicht  genügt,  sondern  notwendig  mehr  oder  weniger  un- 
wirksam bleibt  oder,  wenn  streng  durchgeführt,  die  Not 
verschlimmert,  wenn  mit  der  Bekämpfung  und  Unterdrückung 
schlechter  Wohnungen  und  insbesondere  der  Überfüllung 
nicht  positive  Maßregeln,  andere  positive  Reformen  zur  Ver- 
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mehrung  guter  und  billiger  kleiner  Wohnungen,  Hand  in 
Hand  gehen  oder  besser:  vorausgegangen  sind.  Unter  diesem 
Gesichtspunkt  ist  daher  zunächst  das  geforderte  Reichs- 
enteignungsgesetz eine  notwendige  Ergänzung  eines 
Wohnungsgesetzes  im  engeren  Sinne,  indem  es  nicht  nur  die 
Möglichkeit  zur  radikalsten  Beseitigung  schlechter  oder  über- 
füllter  Wohnungen  durch  Enteignung  und  Sanierung  bringen 
soll,  sondern  auch  die  Möglichkeit  der  Enteignung  un- 
bebauten Landes  zum  Zweck  der  Befriedigung  des  Bedarfs 
an  Kleinwohnungen  durch  Gemeinde  oder  gemeinnützige 
Bautätigkeit,  Letzteres  ist  allerdings  eine  so  weitgehende 
Maßregel,  daß  ihre  sofortige  Verwirklichung  kaum  zu  erwarten 
ist  —  abgesehen  von  den  staatsrechtlichen  Schwierigkeiten, 
welche  sich  hier  ergeben  und  doch  wohl  nicht  so  leicht  durch 
das  Argument  überwunden  werden  können,  die  Kompetenz 
des  Reiches  in  dieser  Materie  gehe  gerade  daraus  hervor, 
daß  es  sie  den  Einzelstaaten  überwiesen  habe.  Allerdings  ist 
gerade  diese  Maßregel  andererseits  auch  zweifellos  von  so 
fundamentaler  Bedeutung  für  eine  Verbesserung  der  Klein- 
wohnungsverhältnisse, daß  in  der  Tat  nötigenfalls  auch  vor 
einer  Änderung  der  Reichsverfassung  nicht  zurückgeschreckt 
zu  werden  brauchte. 

Viel  weniger  Schwierigkeiten  bereitet  aber  jedenfalls  die 
Schaffung  eines  Reichserbbaugesetzes.  Denn  hier  ist  die 
Materie  von  berufener  Seite,  d.  h.  von  Seite  der  Juristen, 
ebenfalls  materiell  vollständig  geklärt,  und  es  sind  auch  hier 
keinerlei  Kompetenzschwierigkeiten  zu  überwinden.  Auf 
seinen  Erlaß  kann  daher  wohl  in  Bälde  gehofft 
werden,  und  er  würde  schon  eine  sehr  wesentliche  Besserung 
der  Wohnungsverhältnisse  bringen  und  einen  erheblichen 
Schritt  vorwärts  bedeuten  durch  die  große  Erleichterung, 
die  er  der  Schaffung  von  Kleinwohnungen  namentlich  mittelst 
der  gemeinnützigen  Bautätigkeit  verschaffen  würde.  Auch 
die  Schaffung  eines  Reichswohnungsf ürsorgef onds  nach 
dem  österreichischen  Muster  zur  Unterstützung  der  Kredit- 
beschaffung für  den  Kleinwohnungsbau,  insbesondere  für  die 
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Frage  der  zweiten  Hypotheken19,  dürfte  keinen  großen 
Schwierigkeiten  —  auch  nicht  finanziellen  —  begegnen. 
Denn  durch  die  sinnreiche  Einrichtung  der  Bürgschaft, 
welche  einen  Kredit  in  dem  etwa  achtfachen  Betrag  des  Fonds 
damit  zu  beschaffen  ermöglicht,  ist  eine  erhebliche  Wirkung 
mit  einer  verhältnismäßig  kleinen  Summe  —  jedenfalls 
viel  mehr  als  durch  direkte  Kreditgewährung  zu  erreichen. 
Unbedingt  müßte  aber  bei  uns,  anders  als  in  Österreich,  dieser 
Fonds,  wie  es  auch  das  Programm  verlangt,  nicht  nur  der 
gemeinnützigen,  sondern  unter  bestimmten  Kautelen  auch 
der  privaten  Beschaffung  von  Kleinwohnungen  zugute 
kommen. 

Von  viel  größerer  Bedeutung  für  die  Verbesserung  der 
Wohnungsverhältnisse  in  Deutschland  und  damit  auch  für  die 
Ermöglichung  einer  wirklichen  Durchführung  der  Wohnungs- 
aufsicht sind  aber  —  zu  dieser  Überzeugung  hat  sich  ja  auch 
die  Konferenz  bekannt  —  Reformen  auf  dem  Gebiet  des 
Realkredits  und  der  Bodenfrage.  Allerdings  die  von 
Eberstadt 20  vor  allem  vertretene  Forderung  einer  grund- 
buchlichen Differenzierung  der  Meliorationsverschuldung 
und  der  Spekulationsverschuldung  oder  die  von  den 
Bodenreform  ern  verlangte  Scheidung  von  Boden  und  Bau- 
werk erschienen  der  Konferenz  noch  nicht  als  hinreichend 
geklärt;  auf  sie  zielt  vor  allem  die  zuerst  gestellte  Forderung 
einer  gründlichen  Untersuchung  der  Fragen  des  Realkredits 
durch  das  Reich  ab.  Aber  auch  von  den  im  Programm  ver- 
langten Änderungen  des  Hypothekenbankgesetzes  er- 
scheint die  erste,  die  auf  der  Konferenz  auch  von  Erman 
vertretene  Forderung  des  Amortisationszwanges  für  alle 
städtischen  Hypotheken  der  Hypothekenbanken  als  außer- 
ordentlich weittragend  und  doch  wohl  noch  nicht  so  geklärt, 
daß  ihre  baldige  Erfüllung  erwartet  werden  könnte.  Sie 
blieb  auch  auf  der  Konferenz  nicht  ohne  Widerspruch,  indem 
auf  die  darin  zunächst  liegende  Verteuerung  des  Bodenkredits 
hingewiesen  und  namentlich  betont  wurde,  daß  die  gemein- 
nützigen Baugenossenschaften  gerade  infolge  des  für  sie  in 

Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.   Neue  Folge  10 
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der  Regel  bestehenden  Amortisationszwanges  auch  ihrer  ersten 
Hypotheken  die  Mieten  höher  ansetzen  müßten,  als  ihnen 
sonst  möglich  wäre.  Daher  wurde  von  dieser  Seite  Be- 
schränkung des  Amortisationszwanges  auf  die  zweite  Hypothek 
verlangt.  Jedenfalls  würde  sich  dieser  Amortisationszwang 
aber,  wie  Stein  sehr  richtig  auf  der  letzten  Generalversammlung 
des  Rheinischen  Vereins  in  Düsseldorf  geltend  gemacht  hat, 
sehr  viel  leichter  bei  kleinen  Eigentümerhäusern  verwirklichen 
lassen  als  bei  den  großen  Massenmiethäusern.  Unbedenklicher 
erscheint  der  zweite  Vorschlag,  die  Beleihung  von  Klein- 
hausbauten durch  die  Hypothekenbanken  durch  eine  höhere 
Beleihungsgrenze  zu  begünstigen. 

Was  ferner  die  vorgeschlagenen  Abänderungen  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  bezüglich  der  Verpfändung  der  Mieten 
und  der  Ausbildung  des  Notwegerechtes  anlangt,  so  ist 
letztere  von  geringerer  Bedeutung.  Der  Nutzen  der  ersteren 
Bestimmungen  aber  wird  von  Eickemeyer  21 ,  wie  mir  scheint, 
mit  Recht  bezweifelt,  da  durch  eine  Ausdehnung  der  Haftung 
der  Mietzinsforderungen  für  die  Hypothekengläubiger  unter 
sonst  gleichen  Verhältnissen  deren  Risiko  nicht  wesentlich 
verringert  würde,  und  darin  andererseits  ein  Schritt  weiter 
in  der  ,, Materialisierung  des  Hypothekenkredits"  erblickt, 
welcher  die  „vorherrschende  wirtschaftliche  Stellung  des  groß- 
städtischen Miethausbesitzers  als  Verwalter  fremder  Ver^ 
mögen  mit  allen  ihren  volkswirtschaftlichen  Nachteilen  ge- 
wissermaßen gesetzlich  sanktionieren  würde".  Übrigens  ist 
eine  solche  Änderung  der  Bestimmungen  des  BGB.,  wie  auch 
auf  dem  IV.  Deutschen  Maklertag  zugegeben  wurde,  kaum 
zu  erwarten. 

Als  communis  opinio  der  Wohnungsreformer  kann  da- 
gegen wiederum  die  Reform  des  Schätzungswesens 
durch  Errichtung  von  kollegialischen  Taxämtern  bezeichnet 
werden.  Diese  Reform  wurde  auch  auf  der  genannten  General- 
versammlung des  Rheinischen  Vereins  als  an  und  für  sich, 
d.  h.  auch  abgesehen  von  ihrer  Bedeutung  für  die  Wohnungs- 
frage, so  dringend  bezeichnet,  daß  ihre  Aufnahme  in  das 
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Wohnungsgesetz  widerraten  wurde,  um  ihre  möglichst  rasche 
Erledigung  nicht  aufzuhalten.  Indessen  dürfte  dies  wohl  eine 
Materie  sein,  welche  die  Landesgesetzgebung  zu  regeln 
hat,  wenn  sie  nicht  auch  durch  das  Hypothekenbankgesetz 
selbst  —  wie  es  den  Verfassern  des  Programms  offenbar  vor- 
schwebt —  geregelt  werden  kann.  Das  heißt,  es  müßten  wohl 
Reich  und  Einzelstaaten  zusammenwirken,  indem  letztere 
die  Ämter  schüfen,  soweit  solche  nicht  wie  in  einigen  süd- 
deutschen Staaten  schon  bestehen,  ersteres  im  Hypotheken- 
bankgesetz ihre  Benutzung  durch  die  Hypothekenbanken 
{Sparkassen  usw.)  vorschriebe;  denn  freiwillig  würden  sie 
nicht  davon  Gebrauch  machen,  da  sie  sich  heute  gerade  durch 
die  Höhe  der  Beleihung  Konkurrenz  machen  22. 

Auch  die  allgemeine  Einführung  der  Umlegung  für  Bau- 
und  Ansiedelungsgelände  —  jedoch  mit  den  Beschränkungen, 
wie  sie  heute  hauptsächlich  von  künstlerischer  Seite  und  im 
Interesse  des  Heimatschutzes  gefordert  werden  23  —  ist,  da 
sie  in  Baugesetzen  und  Bauordnungen  der  Mittelstaaten 
(besonders  gut  neuerdings  in  Württemberg)  schon  geregelt 
worden  ist,  wohl  Aufgabe  der  Landesgesetzgebung,  also 
vor  allem  eines  zu  schaffenden  preußischen  Wohnungs- 
und Baugesetzes;  desgleichen  die  Revision  des  preußischen 
Fluchtliniengesetzes  von  1875  und  des  preußischen  An- 
siedelungsgesetzes von  1904  sowie  die  verlangte  weitere  Aus- 
bildung des  Rentengutsverfahrens.  Auch  die  Abänderung 
der  Bestimmungen  über  die  Residenzpflicht  der  Beamten  ist 
übrigens  Sache  der  Einzel  Staaten. 

Das  gleiche  gilt  von  den  vorgeschlagenen  Steuer-  und 
Abgabenerleichterungen,  von  denen  jedoch  überhaupt 
nicht  zu  viel  erwartet  werden  darf.  Auch  hier  kann  jetzt 
auf  ein  ganz  neues  österreichisches  Vorbild  verwiesen 
werden:  die  Gebäudesteuernovelle  vom  28.  Dezember  1911  24. 

Bei  dem  wichtigsten  Gebiete  aber,  dem  der  Bauordnungen 
und  der  Bebauungspläne  läßt  es  das  der  Konferenz  vor- 
gelegte Programm  selbst  offen,  ob  durch  Reichsgesetz  oder 
Landesgesetz  eingegriffen  werden  soll,  und  auch  die  Kon- 
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ferenz  hat  hier  nicht  genauer  Stellung  genommen,  da  ein 
von  dem  Altmeister  der  modernen  Städtebaukunst,  Geheim- 
rat Baumeister,  aufgestellter  Entwurf  für  eine  , »Reichs- 
bau Ordnung"  erst  auf  der  Konferenz  verteilt  wurde  und 
daher  nicht  mehr  Gegenstand  der  Beratung  und  Beschluß- 
fassung sein  konnte.  Nach  allem,  was  wir  seit  Eberstadts 
grundlegenden  Schriften  über  die  Bedeutung  des  Bebauungs- 
planes und  der  durch  ihn,  zusammen  mit  den  Bauordnungen, 
bestimmten  Wohnform  für  unsere  besonderen  deutschen 
Wohnungsverhältnisse  wissen,  haben  wir  es  aber  hier  mit 
dem  wichtigsten  Punkte  der  ganzen  Reform  zu  tun,  und  die 
Frage:  Reich  oder  Einzelstaat?  ist  daher  hier  gerade  von 
allergrößter  Bedeutung. 

Nun  ist  zwar  schon  von  den  verschiedensten  Stellen  seit 
Miquel  die  Möglichkeit  der  reichsrechtlichen  Regelung 
auch  für  dieses  Gebiet  behauptet  und  eine  solche  verlangt 
worden,  und  erst  neuerdings  hat  sich  der  Deutsche  Architekten- 
und  Ingenieurverein  für  die  Schaffung  eines  Reichsbaugesetzes 
ausgesprochen,  zu  welchem  Baumeister  in  seinem  Auftrag 
den  genannten  Entwurf  ausgearbeitet  hat.  Die  technische 
Möglichkeit  eines  Reichsbaugesetzes  scheint  mir  damit  auch 
hinreichend  erwiesen,  und  es  leuchtet  ein,  wrie  vorteilhaft  es 
für  das  Baugewerbe,  namentlich  in  mehreren  Staaten 
tätige  Architekten,  wäre,  wenn  es  ein  solches  einheitliches  Bau- 
recht im  ganzen  Deutschen  Reich  gäbe.  Dagegen  erscheinen 
mir  die  entgegenstehenden  staatsrechtlichen  Schwierig- 
keiten hier  zu  groß,  als  daß  ihre  Überwindung  aussichtsvoll 
erschiene:  haben  doch,  wie  bereits  erwähnt,  die  meisten 
deutschen  Mittelstaaten  erst  neuerdings  die  Materie  landes- 
gesetzlich in  fortschrittlichem  Sinne,  im  ganzen  recht  gut, 
wenn  auch  noch  nicht  überall  ausreichend,  geregelt,  und  sie 
vor  allem  —  aber  auch  die  anderen  —  dürften  kaum  gewillt 
sein,  sich  dieses  Teils  ihrer  Hoheitsrechte,  speziell  ihrer  Polizei- 
gewalt, zugunsten  des  Reiches  zu  begeben,  zumal  die  Aus- 
gestaltung des  Bebauungsplanes  in  der  Regel  den  Gemeinden 
mit  weitgehender  Selbständigkeit  überwiesen  ist,  welchen  das 
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Reich  nicht  gut  als  solchen  unter  Umgehung  ihrer  Landes- 
staaten Vorschriften  auf  diesen  Gebieten  machen  kann.  So 
wird  hier  vielleicht  wieder,  wie  seinerzeit  in  der  Frage  der 
Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  seitens  des  Reiches  (Projekt 
Bismarcks  von  1876)  der  fortgeschrittenere  Zustand  in  einigen 
kleineren  Einzelstaaten  zum  Hemmnis  für  den  Fortschritt 
des  ganzen  Reiches. 

Es  wird  daher  u.  E.  doch  nichts  anderes  übrig  bleiben,  als 
daß  nur  diejenigen  Punkte,  welche  von  rein  hygienischer 
Bedeutung  sind  und  die  Grundlage  der  Wohnung  sauf  sieht 
bilden,  herausgenommen  und  zugleich  mit  dieser  reichs- 
gesetzlich  geregelt  werden,  sofern  das  Reich  sich  hier  nicht 
auf  ein  Mantelgesetz  beschränkt,  sondern  eine  materielle 
Normativverordnung  im  oben  besprochenen  Sinne  schaffen 
will.  Alles  übrige  dagegen  würde  Aufgabe  der  Landes- 
gesetzgebung bleiben.  Es  wird  hier  also  doch  bei  der  dritten 
Resolution,  wie  der  Reichstag  sie  beschlossen  hat,  d.  h.  bei 
einer  „geeigneten  Einwirkung  des  Reiches  auf  die  Landes- 
gesetzgebung" sein  Bewenden  haben  müssen.  Damit  ist 
aber  für  die  letztere,  insbesondere  also  für  Preußen,  ein 
außerordentlich  wichtiges  und  bedeutsames  Betätigungsgebiet 
übrig  geblieben:  sie  hat  hiermit  also  eigentlich  doch 
das  Hauptstück  der  Wohnungsreform  zu  lösen. 

Für  die  richtige  Gestaltung  dieser  Lösung  gibt  das  Programm 
der  Wohnungskonferenz  und  der  Baumeistersche  Entwurf 
einer  Reichsbauordnung  sehr  gute  Handhaben  25 ;  der  letztere, 
der  einheitliche  Bestimmungen  für  das  ganze  Reich  als  tech- 
nisch möglich  erweist,  widerlegt  die  alte  Behauptung,  daß 
für  Preußen  wegen  der  großen  Verschiedenheiten  seiner 
einzelnen  Gebiete  keine  einheitliche  Landesbauordnung  mög- 
lich sei.  Vor  allem  aber  muß  dabei  mit  besonderem  Nachdruck 
auf  den  einen  Punkt  hingewiesen  werden,  welchen  auch  die 
neuesten  einzelstaatlichen  Bauordnungen  zum  Teil  noch  nicht 
oder  doch  nicht  hinreichend  berücksichtigt  haben,  daß  nämlich 
die  Weiträumigkeit  der  Bebauung  für  die  große  Masse 
der  Kleinwohnungen  besser  als  durch  die  bisherige  sog.  „offene 
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Bauweise44,  vor  allem  durch  das  kleine,  niedere  Reihen- 
haus an  schmalen  Wohnstraßen  erreicht  wird,  und  daher 
die  meisten  Straßen  als  solche,  im  Gegensatz  zu  einigen  wenigen 
breiten  Verkehrsstraßen,  zu  gestalten  sind26;  daß  dagegen 
die  Freilassung  von  einem  gewissen  Prozentsatz  „Freifläche" 
allein  —  ohne  eine  solche  richtige  Gestaltung  der  Hausform 
durch  schmale  Wohnstraßen  und  dementsprechend  niedrige 
Häuser  —  an  sich,  wie  Eberstadt  wiederholt  betont  hat27, 
gar  keinen  Vorteil  bedeutet.  Daher  wäre  vor  allem  auch, 
was  die  Gestaltung  des  Bebauungsplanes  anlangt,  an  der 
im  früheren  preußischen  Entwurf  vorgesehenen  Aufsicht  über 
die  Gemeinden  nicht  nur,  sondern  auch  der  eventuellen  Er-; 
zwingung  eines  sozial  und  hygienisch  richtigen  Bebauungs- 
planes trotz  allem  damaligen  Geschrei  über  „Eingriffe  in  die 
Selbstverwaltung44  festzuhalten.  Denn  solange  das  heutige 
Hausbesitzerprivileg  im  kommunalen  Wahlrecht  besteht 28, 
führt  diese  Freiheit  der  Selbstverwaltung  gerade  auf  diesem 
Gebiet,  wie  Eberstadt  am  Beispiel  Spandaus  überzeugend 
nachgewiesen  hat 29,  zu  einem  ganz  antisozialen  Mißbrauch 
derselben  —  einer  „Geschäftsführung  nach  dem  Willen  und 
den  Interessen  des  spekulativen  Grundbesitzes44  — •,  dem 
gegenüber  Schonung  wahrlich  nicht  am  Platze  wäre.  „Wir 
wollen44,  sagt  Eberstadt,  „keine  Schmälerung  der  Selbst- 
verwaltung, sondern  im  Gegenteil  ihre  Stärkung,  ihre  wahre 
Freiheit,  ihre  Befreiung  von  dem  Druck  antisozialer  Interessen". 

Nur  wenn  die  Pessimisten  recht  behalten  sollten,  die  meinen, 
daß  die  preußische  Regierung  nichts  gegen  das  Großkapital 
und  gegen  die  großen  Kommunen  wagen  werde,  müßte  aller- 
dings das  Reich  auch  diese  Materie  zu  regeln  unternehmen. 
Denn  länger  warten  können  wir  nicht  —  unsere  Volks- 
gesundheit, die  Wehrfähigkeit  unseres  Volkes  und  damit  die 
ganze  Zukunft  unseres  Volkes  stehen  auf  dem  Spiel!  Wir 
haben  es  satt  —  wie  Mangoldt  mit  Recht  auf  dem  evangelisch- 
sozialen Kongreß  in  Essen  gesagt  hat  — ,  die  Wohnungsfrage 
in  der  Weise  behandeln  zu  lassen,  daß  sie  immer  ein  zuständiger 
Faktor  auf  den  anderen  schiebt.   Die  Antwort  auf  unsere 
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Fragelautet  also  nicht:  preußischesoder  Reichswohnungs- 
gesetz, sondern  preußisches  und  Reichswohnungs- 
gesetz! 

Und  die  Hauptforderungen,  die  sich  so  an  die  Gesetz- 
gebung des  Reiches  und  an  die  Preußens  heute  ergeben, 
sind  also  für  das  Reich: 

1.  ein  Reichswohnungsgesetz  im  weiteren  Sinne  zur 
Regelung  der  Wohnungsaufsicht  (Reichswohnungsgesetz  im 
engeren  Sinne)  und  der  Enteignung  mit  Bezug  auf  das 
Wohnungswesen  (wenn  nicht  durch  ein  besonderes  Gesetz 
zu  regeln)  und  Schaffung  eines  Reichswohnungsfürsorgefonds; 

2.  Änderung  des  Hypothekenbankgesetzes; 

3.  ein  Reichserbbaugesetz.  Mit  letzterem  hätte  nach 
Ermans  Vorschlag  die  ganze  Reform  seitens  des  Reiches 
zu  beginnen. 

Für  Preußen  aber:  ein  Wohnungsgesetz  im  weiteren 
Sinne  zur  Regelung  der  Bauordnung  und  des  Bebauungsplanes, 
der  Umlegung  (eventuell  Enteignung),  der  Ansiedelung  und 
des  Schätzungswesens  (und  eventuell  ein  Steuergesetz  zur 
Entlastung  der  Kleinwohnungen). 

Aber  der  Worte  sind  nun  wahrlich  genug  gewechselt: 
„Laßt  uns  auch  endlich  Taten  sehnl" 


VIII. 


Die  Aufgaben  der  Wöhnungspolitik 
in  und  nach  dem  Kriege 

(1916) 


Der  Weltkrieg  hat  uns  auch  auf  dem  Gebiet  der  Wohnungs- 
reform mitten  in  fruchtbarer  Friedensarbeit  unter- 
brochen: die  Notwendigkeit  einer  solchen  war  einerseits  durch 
die  schlechte  Lage  des  Grundstücksmarktes  in  den  meisten 
deutschen  Großstädten  und  andererseits  durch  die  unbefriedigen- 
den Wohnungsverhältnisse  der  großen  Massen  der  städtischen 
Bevölkerung,  die  fortwährenden  Mietsteigerungen  und  die 
wachsende  Schwierigkeit  für  Familien  mit  Kindern  überhaupt 
Wohnungen  zu  bekommen,  mit  ihrer  Wirkung  auf  die  Geburten- 
ziffer, allmählich  den  weitesten  Kreisen  klar  geworden.  Ein 
großzügiges  Reformprogramm  war  entworfen1  und  seine  Aus- 
führung durch  Preußen  und  das  Reich  schon  in  einzelnen 
Punkten  in  Angriff  genommen  worden.  In  Preußen  war 
das  neue  Wohnungsgesetz  beinahe  unter  Dach  gekommen, 
das  bei  allen  seinen  Mängeln  doch  immerhin  einen  großen 
Fortschritt  bedeutet  haben  würde  2,  eine  Reform  des  Schätzung- 
wesens durch  Einführung  öffentlicher  Taxämter  sowie  die 
Schaffung  von  „Stadtschaften"  —  Pfandbriefanstalten  nach 
dem  Muster  der  Landschaften  —  waren  in  die  Wege  geleitet. 
Im  Reich  war  ein  Wohnungsfürsorge-  und  -bürgschaftsfonds 
zur  unmittelbaren  und  mittelbaren  Unterstützung  der  ge- 
meinnützigen Bautätigkeit  geschaffen,  die  vom  Reichstag 
geforderte  Kommission  zur  Prüfung  der  Realkreditfrage  ein- 
gesetzt und  in  ihre  Arbeit  eingetreten,  endlich  —  wie  in  der 
letzten  Sitzung  dieser  Kommission  vom  Staatssekretär  mit- 
geteilt worden  ist  —  ein  Erbbaugesetz  im  Entwurf  fertig- 
gestellt. 

Da  kam  der  Krieg  und  unterbrach  für  einige  Zeit  auch 
diese  eifrige  Reformarbeit.  Zugleich  aber  führte  er  auch  klar 
vor  Augen,  wie  verhängnisvoll  das  bisherige  Zögern  und 
allzulange  Hinausschieben  der  schon  so  lange  von  den 
AVohnungsreformern  geforderten  Maßregeln  war,  das  den 
deutschen  Hausbesitz  in  so  schwacher  Position  in  diese  große 
Krise  unserer  ganzen  Volkswirtschaft  eintreten  ließ,  und 
schuf  außerdem  selbst  neue  Probleme,  die  freilich  nur  eine 
Folge  der  alten,  schon  vor  dem  Kriege  bestehenden  sind. 
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Schon  vor  dem  Kriege  hatte  ja  seit  etwa  10  Jahren  eine 
Reihe  von  schweren  Erschütterungen  den  Grundstücksmarkt 
in  den  wichtigsten  deutschen  Großstädten  —  namentlich  im 
Herrschaftsgebiet  des  Massenmiethauses  —  heimgesucht,  so 
besonders  in  Groß-Berlin  seit  1907  und  namentlich  seit  1911, 
und  die  Folge  davon  wrar  eine  allgemeine  Stagnation  gewesen, 
die  nur  deswegen  vor  dem  Kriege  nicht  zu  einer  ganz  schlimmen 
Katastrophe  geführt  hatte,  weil  —  wiederum  besonders  in 
Groß-Berlin  —  die  in  neuerer  Zeit  so  stark  direkt  und  indirekt 
am  Terraingeschäft  interessierten  Großbanken  durch  Millionen- 
opfer eine  solche  bisher  zu  verhindern  gewußt  hatten  3.  Aber 
hier  lag  —  das  war  allen  Kundigen  schon  längst  klar  — 
der  schwache  Punkt  in  unserer  Volkswirtschaft,  der  „locus 
minimae  resistentiae",  wie  der  Mediziner  sagt,  wo  die  Folgen 
des  Krieges  sich  am  empfindlichsten  fühlbar  machen  mußten. 
„Wie  die  Dinge  heute  liegen*'  —  schrieb  Höniger  schon 
1910  — ,  „muß  die  Frage,  ob  der  heutige  Haus-  und  Grund- 
besitzerstand in  der  Lage  ist,  Kriegsleistungen  auf  sich  zu 
nehmen,  leider  glattweg  verneint  werden  V 

Und  doch  mußten  ihm  solche  alsbald  nach  Kriegsausbruch 
in  erheblichem  Umfang  zugemutet  werden.  Denn  das  Wichtigste 
war  zunächst  natürlich  auf  dem  Gebiet  der  Wohnungsfrage, 
daß  die  Familien  der  eingezogenen  Krieger,  d.  h.  ein  sehr 
großer  Teil  der  Mieter,  vor  Exekution  im  Fall  der  Unfähigkeit 
zur  Zahlung  der  Miete  geschützt  wurden,  wie  dies  denn  auch 
sofort  nach  Kriegsbeginn  durch  die  bekannten  kriegsnotrecht- 
lichen  Bestimmungen  geschehen  ist.  Dieses  Nichteingehen 
der  Mieten  hätte,  obwohl  später  so  gemildert,  daß  Böswillig- 
keit ausgeschlossen  war,  alsbald  den  Zusammenbruch  des 
hochverschuldeten  Hausbesitzes  zur  Folge  haben  müssen, 
wenn  nicht  die  Gemeinden  mit  Gewährung  von  erheblichen 
Mietzuschüssen  eingesprungen  wären,  welche  direkt  an  den 
Hausbesitzer,  jedoch  meist  unter  der  Bedingung  eines  ge- 
wissen Mietnachlasses,  gezahlt  wurden  und  noch  werden. 

So  erhielt  dieser  zwar  den  größten  Teil  seiner  Mieten,  der 
sonst       auch  ohne  jene  kriegsnotrechtlichen  Bestimmungen 


157 


zugunsten  der  Mieter  —  uneinbringlich  gewesen  wäre,  aber 
er  mußte  dafür  andererseits  auf  einen  nicht  unerheblichen 
Teil  ausdrücklich  verzichten.  Dazu  kamen  weiter  als  Wir- 
kungen des  Krieges  zahlreiche  Kündigungen  von  Wohnungen 
infolge  des  Zusammenziehens  von  Familien  und  Abwanderungen 
aus  den  größeren,  teueren  Wohnungen  in  kleinere,  so  daß 
doch  im  ganzen  ein  großer  Mietausfall  entstanden  ist,  der  mit 
längerer  Dauer  des  Krieges  weiter  wachsen  wird,  wenn  auch 
die  darüber  von  den  Hausbesitzerorganisationen  aufgemachten 
Statistiken  ihn  größer  erscheinen  lassen,  wie  er  als  Folge 
des  Krieges  ist,  da  es  immer  Mietausfälle  gegeben  hat  5. 

Verringerten  sich  so  auf  der  einen  Seite  die  Einnahmen 
des  Hausbesitzers  durch  den  Krieg  —  was  er  zwar  nur  mit 
vielen  anderen  Erwerbszweigen  gemein  hatte,  wobei  aber 
immerhin  die  Besonderheit  bestand,  daß  Rechtsmaßregeln 
dabei  mitwirkten  — ,  so  wuchsen  andererseits,  und  das  war 
vielleicht  noch  schlimmer,  gleichzeitig  seine  Ausgaben,  weil 
bei  während  des  Krieges  eintretender  Fälligkeit  oder  Kün- 
digung seiner  Hypotheken  regelmäßig  nur  zu  bedeutend  er- 
höhtem Zinsfuß  eine  Verlängerung  oder  Geld  zur  Rück- 
zahlung für  ihn  zu  erhalten  waren.  Dagegen  wurde  ihm  dann 
zwar  billigerweise,  aber  erst  nach  einigen  Monaten,  auch  ein 
gewisser  gesetzlicher  Schutz  gewährt  —  die  Möglichkeit  eines 
wiederholten  gerichtlichen  Zahlungsaufschubs  auf  6  Monate  für 
das  Kapital,  aber  nur  eines  einmaligen,  und  nur  auf  3  Monate 
für  die  Hypothekenzinsen,  ferner  Zwangsverwaltung  und  Hypo- 
thekeneinigungsämter —  aber  die  Klage  der  Hausbesitzer- 
organisationen, daß  dieser  ungenügend  war,  muß  als  durchaus 
berechtigt  anerkannt  werden  6.  Denn  abgesehen  von  den  Um- 
ständen, die  es  dem  Hausbesitzer  —  insbesondere  der  Frau 
eines  eingezogenen  Hausbesitzers!  —  schwer  machen,  ihn 
in  Anspruch  zu  nehmen,  war  er  von  der  Rechtsprechung  an 
den  Nachweis  geknüpft  worden,  daß  der  betreffende  Hypo- 
thekenschuldner nach  6  Monaten  imstande  sein  werde,  zu 
bezahlen,  und  besonders  die  Bestimmung  über  Stundung  der 
Zinsen  war  zu  ungünstig  7.   Und  wenn  auch  anscheinend  im 


158 


allgemeinen  die  Kreditinstitute  —  in  ihrem  eigenen  Interesse  — i 
mit  Milde  vorgehen,  so  sind  doch  auch  Fälle  sehr  schroffen 
Verfahrens  bekannt  geworden  8. 

Unter  diesen  Umständen  brachte  im  Juli  1915  der  Schutz- 
verband für  deutschen  Grundbesitz"  im  Einverständnis  mit 
dem  Zentralverband  der  Haus-  und  Grundbesitzervereine 
Deutschlands  eine  Erklärung  der  ihm  angehörigen  Ver- 
sicherungsanstalten und  Hypothekenbanken  zustande,  wo- 
nach diese  sich  verpflichteten,  bei  ihren  ersten  Hypotheken 
die  Fälligkeit  während  des  Krieges  dem  Hausbesitzer  gegen- 
über nicht  geltend  zu  machen,  vielmehr  die  Fälligkeit  bis  auf 
3  Monate  nach  Beendigung  des  Kriegszustandes  zu  einem 
Zinsfuß  von  4%%  ohne  Berechnung  von  Provisionen  oder 
anderen  Vergütungen  und  ohne  das  Verlangen  von  Teil- 
zahlungen zu  verlängern  9.  Aber  diese  Abmachung,  auf  die 
sich  der  Schutzverband  sehr  viel  zugute  tut,  ist  für  den  Haus- 
besitz in  Wirklichkeit  —  wie  diese  ganze,  von  den  Boden- 
spekulanten geschaffene  Organisation  10  —  wieder  eine  societas 
leonina:  für  die  vielen  zu  4  und  4*4%  aufgenommenen  Hypo- 
theken bedeutet  sie  mindestens  eine  Möglichkeit  erheblicher 
Steigerung,  und  auch  hier  können,  wie  auf  allen  anderen 
Gebieten,  die  „Höchstpreise"  nur  zu  leicht  zu  Mindest-  oder 
doch  Normalpreisen  werden  n.  Außerdem  ist  sie  ein  eigentlich 
unerhörter  Versuch  unter  staatlicher  Aufsicht  stehender 
Institute,  die  kraft  ihres  Pfandbrief-,  Versicherungs-  oder 
Sparkassenprivilegs  zur  Bücksichtnahme  auf  öffentliche  Inter- 
essen verpflichtet  sind,  ,,den  gesetzlichen  Bestimmungen 
durch  ein  geschlossenes  Auf  treten  ein  Gegengewicht  zu  bieten" 12. 
Vor  allem  aber  ist  damit  die  Regelung  nur  bis  zu  3  Monaten 
nach  dem  Kriege  aufgeschoben.  Dann  aber  wird  infolge  des 
Zinsfußes  der  Kriegsanleihen  eine  bedeutende  weitere  Steige- 
rung des  Hypothekenzinsfußes  zu  erwarten  sein 13,  der  der 
Hausbesitzer  nur  durch  eine  große  Steigerung  der  Mieten 
begegnen  kann. 

Eine  solche  allgemeine  Mietsteigerung  wegen  Steigens 
der  Hypothekenzinsen  würde  aber  die  Wohnungsnot,  die 
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infolge  der  Abnahme  der  Kleinwohnungsproduktion  vor  und 
im  Kriege  gegenüber  einem  im  ganzen  eher  gestiegenen  als 
verminderten  Bedarf  ohnehin  droht,  zu  einer  beispiellosen 
Notlage  steigern.  Wohl  werden  durch  den  Krieg  zahlreiche 
Haushaltungsvorstände  hinweggerafft,  aber  ihre  Familien 
bleiben  doch  übrig  und  werden,  wenn  sie  auch  vielfach  mit 
Eltern  usw.  zusammenziehen  mögen,  im  ganzen  doch  höchstens 
in  eine  tiefere  Wohnklasse  hinabgedrängt,  was  also  wieder 
eine  Vermehrung  gerade  der  Nachfrage  nach  kleinen  und 
kleinsten  Wohnungen  bedeutet.  Auf  der  anderen  Seite  stehen 
aber  die  vielen  Kriegstrauungen,  bei  denen  die  Frauen  meist 
in  ihrer  Familie  geblieben  sind,  und  sich  ein  Bedürfnis  nach 
neuen  Wohnungen  erst  nach  dem  Kriege  einstellen  wird, 
sowie  die  erfahrungsgemäß  nach  dem  Kriege  zu  erwartende 
starke  Zunahme  der  Eheschließungen.  Die  Produktion  von 
Kleinwohnungen  aber,  die  schon  immer  infolge  des  Systems 
unserer  ganzen  großstädtischen  Wohnungsproduktion  gegen- 
über der  übermäßigen  Erzeugung  großer  Wohnungen  eine 
unzureichende  war14  und  besonders  in  Groß-Berlin  in  den 
letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  infolge  der  Stagnation  und  Krise 
des  Grundstücksmarktes  erheblich  abgenommen  hatte,  ist  im 
Kriege  fast  zum  Stillstand  gekommen  15.  Schon  im  Sommer 
vor  dem  Kriege  lagen  aus  einer  Reihe  von  Städten,  namentlich 
des  rheinisch-westfälischen  Industriebezirks,  Berichte  über 
einen  Mangel  an  Kleinwohnungen  vor,  der  einen  geradezu 
krisenhaften  Charakter  angenommen  hatte 16,  und  an  einzelnen 
Orten,  z.  B.  Spandau,  Kiel,  Wilhelmshaven,  zu  denen  infolge 
des  Krieges  ein  besonders  starker  Zufluß  von  Arbeitern  statt- 
gefunden hat,  hat  man  sich  schon  jetzt  während  des  Krieges 
zu  Notstandsaktionen  entschließen  müssen17;  an  vielen  Orten 
aber  hat  trotz  der  zahlreichen  Einberufungen  die  Zahl  der 
leerstehenden  Wohnungen  abgenommen. 

So  sind  die  Befürchtungen,  daß  nach  dem  Kriege  eine  Woh- 
nungsnot entstehen  wird,  weit  verbreitet  und  nur  zu  berechtigt. 
„Wenn  man  sich  das  Kriegsende  in  absehbarer  Zeit  vorstellt4 ' 
—  sagt  ein  Fachmann,  der  Direktor  der  Breslauer  Bau- 
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bank  — ,  „so  wird  nicht  nur  ein  Wohnungsmangel,  son- 
dern, ohne  jetzt  zu  treffende  Vorsorge,  eine  unüberbrück- 
bare Verlegenheit  eintreten,  und  diese  muß  und  wird 
notwendigerweise  eine  starke  Mietsteigerung  zur  Folge 
haben18". 

Wohin  dies  aber  führen  würde,  dafür  haben  wir  an  den 
Vorgängen  nach  dem  Kriege  von  1870/71  ein  abschreckendes 
Beispiel:  „Am  10.  Mai  1871  war  Friedensschluß.  Am  25.  August 
schon  wußte  man  in  Berlin,  daß  zum  1.  Oktober  mit  10600 
obdachlosen  Familien  in  der  neuen  Reichshauptstadt  zu 
rechnen  sein  würde,  darunter  genug  recht  ordentliche  Leute, 
pünktliche  Mietzahler,  Familien  von  Kriegsteilnehmern.  Und 
der  Juli  des  Jahres  1872  sah  als  bittersten  Ausdruck  dieser 
Wohnungsnot  in  Berlin  Barrikadenkämpfe,  Schutzmanns- 
und Militäraufgebot,  mehrere  Hundert  Verwundete19." 

Solche  Vorgänge  dürfen  sich  nach  diesem  Kriege 
mit  seinen  ungeheuren  Opfern  an  Gut  und  Blut  nicht  wieder- 
holen —  darüber  ist  wohl  im  ganzen  deutschen  Volke  nur 
eine  Stimme! 

Um  dies  aber  zu  verhindern,  ist  ein  Doppeltes  not- 
wendig: einmal  muß  —  und  zwar  schon  während  des 
Krieges  —  die  Produktion  neuer  Kleinwohnungen  mit 
allen  dafür  in  Betracht  kommenden  Mitteln  gefördert,  und 
ihr  Bau  sofort  in  Angriff  genommen  werden,  wo  die  Zahl  der 
leerstehenden  Kleinwohnungen  (unter  Anrechnung  der  etwa 
durch  Teilung  zu  verwendenden  größeren,  wozu  von  den 
Gemeinden  Beihilfen  gegeben  werden  könnten)  unter  ein  ge- 
wisses Maß  gesunken  ist  —  also  dem  wohnungsuchenden 
Mieter  geholfen  werden.  Zum  Zweiten  aber  muß,  sowohl  zu 
diesem  Zweck,  d.  h.  um  den  Neubau  von  Kleinwohnungen  zu 
beleben,  wie  um  jene  sonst  unausbleibliche  unerschwing- 
liche Mietsteigerung  bei  den  alten  Wohnungen  zu  verhindern, 
auch  dem  Hausbesitz,  soweit  er  noch  gesund  ist,  schon 
jetzt  im  Kriege  Hilfe  gebracht  werden.  Denn  sein  Zusammen- 
bruch während  des  Krieges  oder  nach  dem  Friedensschluß 
würde  eine  vollständige  Lahmlegung  der  privaten  Wohnungs- 
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Produktion  und  damit  eine  beispiellose  Wohnungsnot  nach 
dem  Kriege  zur  Folge  haben.  „Mit  dem  Zusammenbruch 
des  Hausbesitzes  in  den  großen  Städten*'  —  sagt  Haberland, 
der  noch  1912  gegen  eine  gesetzliche  Hilfsmaßnahme  gewesen 
war,  im  Jahre  1914  —  „entfällt  die  Möglichkeit  der  Wohnungs- 
fürsorge in  der  bisherigen  Form  auch  für  die  Zeit  nach  dem 
Kriege  .  .  .  Die  Wohnungsfürsorge  wird  dem  Staat  und  der 
Gemeinde  obliegen  und  sie  wird  große  Opfer  von  ihnen  for- 
dern20." Das  ist  allerdings  —  wie  Carthaus  richtig  sagt  — 
eine  Bankerotterklärung  der  heutigen  Organisation  des 
städtischen  Immobilienmarktes  21. 

Eine  Einschränkung  des  Wohnungsbaues  infolge  einer  Krisis 
des  städtischen  Grundbesitzes  würde  aber  nicht  nur  Wohnungs- 
not und  starkes  Steigen  aller  Mietpreise,  sondern,  wie  Arendt22 
richtig  betont,  auch  eine  bedenkliche  Verminderung  der  Tätig- 
keit des  Baugewerbes  bedeuten  und  so  Industrie,  Handwerk 
und  Arbeiterschaft  in  Mitleidenschaft  ziehen.  Dazu  kommt, 
daß  in  der  Klein-  und  Mittelstadt  der  Handwerker  und  Gewerb- 
treibende,  der  Beamte  und  kleine  Rentner,  also  der  ohnehin 
schwer  um  seine  Existenz  ringende  Mittelstand,  den  Haus- 
besitz bilden. 

Aber  auch  wenn  es  nicht  zum  völligen  Zusammenbruch 
kommt,  der  Hausbesitzer  jedoch  nicht  einen  größeren  Schutz 
als  bisher  gegen  seine  Gläubiger  erhält,  so  muß,  wie  oben  dar- 
gelegt^ ei  den  alten  Wohnungen  eine  große  Mietsteigerung  ein- 
treten, die  für  eine  Wohnungsnot  nach  dem  Kriege  das  gleiche 
bedeutet,  wie  ungenügende  Produktion  von  neuen.  So  er- 
scheint also  —  abgesehen  von  der  Bedeutung  des  Haus- 
besitzers als  Teil  des  Mittelstandes  und  der  Schmälerung  seiner 
Einnahmen  durch  die  kriegsnotrechtlichen  Bestimmungen  zu- 
gunsten des  Mieters,  die  dem  Staat  hier  besondere  Pflichten 
aufzuerlegen  scheinen 23  —  auch  im  allgemeinen  volks- 
wirtschaftlichen Interesse  und  besonders  in  dem  des 
Mieters  selbst,  eine  Hilfsaktion  für  den  Hausbesitz  als  not- 
wendig und  berechtigt.  ,,Es  ist  ganz  unumgänglich  nötig, 
daß  Reich  und  Staat,  Provinz  und  Gemeinde  schleunigst 

Fuchs,  Zur  Wohnun gs  [rage .   Neue  Folge  1 1 
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zusammen  wirken,  um  der  drohenden  Katastrophe  des  städti- 
schen Grundbesitzes  entgegenzuwirken.  Ein  Abwarten  bis 
nach  dem  Kriege  ist  nicht  angängig,  die  Hilfe  käme  dann  zu 
spät2*." 

Nun  ist  aber  —  während  die  allgemeine  Förderung  der 
Kleinwohnungsproduktion  durch  die  öffentlichen  Gewalten 
ziemlich  einfach  liegt — diese  andere  Aufgabe,  die  Hilfsaktion 
zugunsten  des  Hausbesitzes,  sehr  viel  schwieriger, 
weil  seine  Notlage  in  unserem  ganzen  verfehlten  System  der 
großstädtischen  Wohnungsproduktion  wurzelt,  wie  es  sich 
seit  Jahrzehnten  in  den  meisten  deutschen  Großstädten  durch 
eine  falsche  Parzellierungs-  und  Baupolitik  in  Verbindung 
mit  unserem  formal  hoch  entwickelten  Realkreditwesen  ent- 
wickelt hat.  Aus  ihm  stammt  diese  Schwäche  des  groß- 
städtischen Hausbesitzes,  die  ihn  jetzt  im  Kriege  so  hilfs- 
bedürftig macht,  und  eine  wirklich  durchgreifende  Besserung 
ist  daher  nur  mit  Opfern  aller  Beteiligten,  also  auch  des  Haus- 
besitzes selbst,  möglich,  wozu  dieser  aber  während  des  Krieges 
nur  in  sehr  beschränktem  Maße  fähig  ist.  Und  doch  darf 
ihm  andererseits  nur  unter  dem  Gesichtspunkt  des  oben  dar- 
gelegten öffentlichen  Interesses  an  seiner  Erhaltung  unter 
Aufwendung  öffentlicher  Mittel  geholfen  werden,  und  darum 
auch  nur  unter  der  Bedingung,  daß  damit  eine  gründliche 
Sanierung  nicht  nur  der  derzeit  im  Besitz  befindlichen  Personen, 
sondern  des  ganzen  Systems,  der  ganzen  ungesunden  Zu- 
stände unseres  Grundstücksmarktes  für  die  Zukunft  herbei- 
geführt, und  nicht  etwa  das  alte,  fehlerhafte  System  neu 
gestärkt  wird. 

Die  Notwendigkeit  einer  durchgreifenden  Reform  auf 
dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage  ist  daher  heute  größer  und 
wichtiger  als  je.  Gleichwohl  ist  zwischen  dauernden  und 
vorübergehenden  Maßregeln  zu  unterscheiden  25 :  den  schon 
vor  dem  Kriege  als  notwendig  erkannten  und  geforderten 
Reformen,  die  das  ganze  System  umgestalten  sollen,  und 
denjenigen,  die  nur  über  den  Krieg  und  seine  unmittelbaren 
Folgen  hinüberhelfen  sollen.    Aber  auch  diese  dürfen  der 
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durchgreifenden  Reform  nicht  entgegenarbeiten,  sie  müssen 
sie  vielmehr,  soweit  sie  während  und  wegen  des  Krieges  jetzt 
undurchführbar  ist,  wenigstens  nach  Möglichkeit  vorbereiten. 
Auf  der  anderen  Seite  kann  sogar  geltend  gemacht  werden, 
daß,  so  schwierig  die  Durchführung  grundsätzlicher  Reformen 
in  einer  Zeit  der  Krisis,  wie  der  jetzigen,  sein  mag,  doch  auch 
eine  solche  Zeit,  die  ohnehin  das  Gesunde  vom  Kranken 
trennt  und  in  alle  Verhältnisse  tief  eingreift,  in  gewisser  Be- 
ziehung für  einschneidende  Maßregeln  geeigneter  ist  als  eine 
normale 26.  Allerdings  darf  man  m.  E.  aus  den  oben  an- 
geführten Gründen  nicht  mit  Erman  27  den  ganzen  hoch- 
verschuldeten und  kapitalschwachen  Hausbesitz  als  krank 
und  lebensunfähig  preisgeben,  aber  andererseits  auch  vor 
Maßregeln  nicht  zurückschrecken,  weil  ihnen  eine  Anzahl  von 
unsoliden,  in  besonders  hohem  Maße  ungesunden  Elementen 
erliegen  müßte. 

Wir  wollen  daher,  ehe  wir  auf  die  im  Augenblick  wichtigeren 
vorübergehenden,  außerordentlichen  Hilfsmaßregeln  eingehen, 
mit  den  grundsätzlichen,  dauernden  Reformen  beginnen  und 
prüfen,  wie  weit  sie  schon  während  des  Krieges  oder  alsbald 
nach  ihm  durchgeführt  werden  können.  Zu  dem  Zweck  müssen 
zunächst  noch  einmal  die  Hauptursachen  der  vorhandenen, 
durch  den  Krieg  in  ein  so  grelles  Licht  gerückten  Mißstände 
kurz  dargelegt  werden 2Ö.  Sie  beruhen,  wie  schon  betont, 
in  dem  ganzen  in  den  letzten  Jahrzehnten  vor  dem  Kriege 
in  den  meisten  deutschen  Groß-  und  vielen  Mittelstädten 
zur  Ausbildung  und  Ausbreitung  gekommenen  System  der 
Wohnungsproduktion  in  der  Form  des  großen  Massen- 
miethauses  mit  hoher  Hypothekenverschuldung. 

Ermöglicht  und  infolgedessen  wirtschaftlich  erzwungen 
durch  schematische  Bebauungspläne,  mit  wenigen,  außer- 
ordentlich breiten  Straßen  und  daher  großen  und  tiefen  Bau- 
blöcken, und  durch  Bauordnungen  mit  dem  Grundsatz: 
Haushöhe  =  Straßenbreite  und  baulichen  Anforderungen, 
die,  auf  das  große  Haus  zugeschnitten,  das  Kleinhaus  wirt- 
schaftlich unmöglich  machten,  hat  sich  zuerst  (schon  vor 
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1870)  in  Berlin,  dann  in  fast  ganz  Groß-Berlin  *9,  und  nach 
diesem  Muster  in  anderen  Groß-  und  zum  Teil  auch  Mittel- 
städten das  große  Baugrundstück  für  ein  4-  oder  -5geschossiges 
Massenmiethaus  mit  20  bis  40  Wohnungen  zur  Regel  aus- 
gebildet30, dessen  durch  dieTerrainspekulation  mit  Hilfe  unserer 
Realkreditorganisation  und  unter  Mitwirkung  der  großen 
Kreditbanken  hochgetriebener  Preis  von  30 — 40000  Mk. 
vom  Durchschnittsbauunternehmer  nicht  bar  bezahlt  werden 
kann  und  daher,  ebenso  wie  die  Baugelder  in  der  Höhe  von 
1-  bis  200000  Mk.,  durch  Hypotheken  gedeckt  werden  muß. 
Und  auch  der  neue  Hausbesitzer,  der  dann  vom  Bauunter- 
nehmer das  Zinshaus  kauft,  verfügt  nicht  über  mehr  eigenes 
Kapital,  als  durchschnittlich  10%  vom  Wert  des  Objekts 
entspricht,  auf  das  jeder  beim  Verkauf  erzielte  Gewinn  als 
neue  Hypothek  gelegt  wird.  Für  diese  großen,  teuren  Objekte 
kann  sich  überhaupt  nur  unter  der  Voraussetzung  einer  solchen 
hohen  Verschuldung  eine  genügend  große  Käuferschicht 
finden  31. 

Diese  hohe  Verschuldung,  die  also  nicht  nur  „Meliorations"- 
(Baugeld-),  sondern  auch  Besitz  Verschuldung  ist,  und  in  der 
die  Schwäche  des  Hausbesitzers,  seine  Widerstandsunfähigkeit 
bei  jeder  Zinsfußerhöhung,  beruht,  wurde  aber  ermöglicht 
durch  unsere  deutsche  Realkreditorganisation  mit  ihren 
beiden  Grundpfeilern:  der,  erst  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte 
an  Stelle  der  Tilgungshypothek  getretenen,  nicht  amorti- 
sablen,  aber  kündbarenDauerhypothek,  bei  der  also  keine 
der  Abnutzung  des  Hauses  entsprechende  Tilgung  erfolgt,  weil 
angenommen  wird,  daß  diese  Abnutzung  durch  Steigen  des 
Bodenwertes  ausgeglichen  wird  32,  und  dem  Prinzip  der  ab- 
soluten „Priorität"  der  Hypothekenschulden,  d.  h.  ihrer 
Rangordnung  nach  der  Eintragung,  also  ohne  Vorrang  der 
Baukosten  für  die  Hausherstellung  —  superficies  solo  cedit  — , 
wodurch  seit  seiner  Einführung  in  Preußen  im  Jahre  1748, 
wie  Weyhermann33  gezeigt  hat,  die  Bodenpreise  in  die  Höhe 
getrieben  worden  sind,  weil  diese  Sicherung  der  Kaufpreis- 
hypothek durch  „superficies  solo  cedit"  und  die  unentzieh- 
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bare  Erststeliigkeit  ermöglicht,  daß  die  Baustelle  „unbar"7  mit 
geringer,  ja  selbst  gar  keiner  Anzahlung  gekauft  werden  kann, 
wodurch  dem  Bodenhandel  massenhaftes  Kreditkapital  und 
zahlreiche,  wenig  zahlungsfähige  Kauflustige  zugeführt  werden, 
die  die  Bodenpreise  hochtreiben  34.  Zu  dieser  „preissteigernden 
Wirkung  unseres  Hypothekenwesens"  kommen  als  weiterer, 
aus  dem  Nichtvorrang  der  Baukosten  sich  ergebender  Übel- 
stand die  Verluste  der  durch  Inanspruchnahme  der  ersten 
Hypothek  für  den  Bauplatzpreis  zum  Teil  oder  ganz  in  die 
späteren  Hypotheken  gedrängten  Bauhandwerker,  ins- 
besondere der  Ausbauhandwerker,  mit  ihren  Forderungen  bei 
Zwangsversteigerungen  oder  gütlicher  Einigung  (den  stillen 
Akkorden"  für  15 — 20  %)35,  über  deren  Umfang  auch  kurz 
vor  dem  Kriege  durch  eine  amtliche  Untersuchung  Aufklärung 
geschaffen  worden  ist36,  und  die  schon  vorher  zum  Bau- 
handwerk er  Schutzgesetz  von  1909  geführt  hatten,  ohne 
daß  aber  dessen  entscheidender  zweiter  Teil,  der  einen 
Vorrang  der  Bauhandwerkerforderungen  gewähren  sollte,  bis- 
her eingeführt  worden  wäre. 

Mit  diesen  Verlusten  der  Bauhandwerker  und  anderer 
Nachhypothekare  hängt  eng  zusammen  die  Not  der  zweiten 
Hypothek,  die  schon  vor  dem  Kriege  so  groß  geworden 
war,  daß  es  immer  schwerer  hielt,  auch  bei  hohen  Zinssätzen, 
überhaupt  zweite  Hypotheken  zu  erhalten 37,  während  dies 
jetzt  im  Kriege  so  gut  wie  unmöglich  geworden  ist.  Der 
Hauptgrund  liegt  in  der  in  den  vorhergehenden  Jahren  all- 
gemein erfolgten  Überspannung  des  erststelligen  Kredits.  In- 
folge der  großen  Konkurrenz  der  Beleihungsinstitute  in  der 
Zeit  des  sinkenden  Zinsfußes,  also  vor  1907,  namentlich  der 
Konkurrenz,  die  seit  1902  die  Versicherungsgesellschaften  den 
Hypothekenbanken  machten38,  hat  sich  —  neben  der  oben 
erwähnten  Verdrängung  der  Tilgungshypothek  durch  die 
kündbare,  nicht  amortisable  Hypothek  —  eine  weitgehende 
Praxis  der  Überschätzung  der  Objekte  durch  die  privaten 
Taxatoren  für  die  Zwecke  der  ersten  Hypothek  ausgebildet, 
wodurch  die  gesetzlichen  Vorschriften,  die  jene  Beleihung 
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auf  bis  zu  50%  (bei  Mündelsicherheit  ihrer  Pfandbriefe), 
resp.  60%  vom  Werte  beschränken,  umgangen  wurden:  die 
Taxen,  die  in  Preußen  —  im  Gegensatz  zu  süddeutschen 
Staaten  mit  öffentlichen  Taxämtern  —  in  das  subjektive  Er- 
messen der  Darlehensgeber  gelegt  sind,  wurden  so  aufgestellt, 
daß  die  erste  Hypothek,  ,,in  der  die  zweite  gleich  drinliegt", 
nominell  innerhalb  der  Grenze  von  50  resp.  60%  blieb, 
faktisch  aber  in  der  Regel  bis  zu  75%  vom  Wert  ging39. 
Es  ist  eine  ,,aus  der  Not  geborene  Tendenz",  weil  bei  Inne- 
haltung der  60-Prozent- Grenze  die  großen  Miethäuser  infolge 
der  Höhe,  die  die  Bodenpreise  erreicht  haben,  von  den  eine 
deutsche  Eigentümlichkeit  bildenden  kapitalschwachen  Bau- 
unternehmern überhaupt  nicht  gebaut  werden  könnten.  Die 
Folge  dieser  Überspannung  der  ersten  Hypothek  ist  aber 
natürlich  eine  entsprechende  Wertminderung  für  die  Nach- 
hypotheken, und  ihr  häufiges  Ausfallen  bei  Zwangsver- 
steigerungen, das  das  Privatkapital  abgeschreckt  hat. 

Diese  Überb eleihung  und  Übertaxierung  bewirken 
ferner,  wie  Eberstadt40  richtig  hervorhebt,  eine  allgemeine 
und  dauernde  Verteuerung  der  Wohnungsherstellung,  da  der 
Bauunternehmer  gezwungen  ist,  eine  ebenso  kostspielige  wie 
zweckwidrige  äußere  Ausstattung  aufzuwenden,  um  dadurch 
die  Schätzung  der  Grundstücke  hinaufzuschrauben  und  so 
eine  hohe  hypothekarische  Beleihung  zu  erzielen  —  Luxus- 
aufwendungen, die,  wie  Weiß  41  an  rechnerischen  Beispielen 
nachweist,  dann  sofort  eine  höhere  als  die  durch  ihre  Kosten 
gerechtfertigte  Mietsteigerung  herbeiführen  und  letzten  Endes 
den  Bodenwert  (auch  den  des  unbebauten  Bodens)  weiter 
steigern.  Die  Folge  ist,  daß  heute  in  Deutschland  der 
Preis  für  Wohnungsland  im  Stadterweiterungsbezirk  das  8- 
bis  lOfache  beträgt  von  dem  in  England  und  Belgien, 
die  ein  weniger  „vollkommenes"  Realkreditwesen  haben,  be- 
zahlten: 30— 100  Mk.  pro  Quadratmeter  gegen  4— 10  42,  während 
andere  Länder  mit  ähnlichem  Realkreditwesen  wie  Deutschland, 
wie  die  schweizerischen  Kantone  Zürich,  Waadt  und  an- 
scheinend auch  Schweden,  ebenfalls  sehr  hohe  Preise  haben43. 
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So  „wurde  erst  mit  dem  System  des  Massenmiethauses, 
d.  h.  mit  der  bedeutenden  Preiserhöhung  der  einzelnen  Bau- 
parzelle, die  Verschuldung  von  ausschlaggebender  Bedeutung 
für  den  städtischen  Grundbesitz,  und  mit  der  wechselseitigen 
Ausbildung  des  spezifischen  großstädtischen  Parzellierungs- 
und  Bausystems  und  der  besonderen  Organisation  des  städti- 
schen Realkredits  vollzog  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten 
die  Übertragung  des  Systems  der  kündbaren  Dauerverschuldung 
mit  Bodenpreissteigerung,  starkem  Besitzwechsel 44  und  Er- 
tragskapitalisation  nach  dem  Hypothekenzinsfuß  auf  den 
großstädtischen  Grundbesitz"  (Carthaus). 

Das  Ergebnis  ist:  einerseits  die  schlechte,  gedrängte 
Unterbringung  der  Massen  unserer  großstädtischen  Be- 
völkerung in  den  oberen  Stockwerken  und  an  den  Höfen 
der  Massenmiethäuser  mit  der  1-  bis  3-Zimmerwohnung 
als  Obergrenze  der  Bedarfsbefriedigung  für  drei  Viertel 
derselben;  andererseits  eine  wilde  Terrainspekulation  mit 
großer  müheloser  Bereicherung  eines  kleinen  Kreises  von 
Großkapitalisten 45,  dagegen  Millionenverlusten  der  kleinen 
Aktionäre  der  Terraingesellschaften  und  der  beteiligten  Banken 
sowie  der  Handwerker,  und  die  prekäre  Lage  der  kapital- 
schwachen, zum  Teil  schwindelhaften  Bauunternehmer  sowie 
der  sonstigen  „Eigentümer",  d.  h.  in  Wahrheit  nur  Hypo- 
thekenverwalter dieser  Massenmiethäuser 46. 

Aus  dieser  Darlegung  der  letzten  Ursachen  der  Mißstände 
unseres  großstädtischen  Bau-  und  Wohnungswesens  ergeben 
sich  für  seine  dauernde  und  grundsätzliche  Reform  zwei 
Angriffspunkte  und  Wege:  Der  erste  besteht  in  einer 
Änderung  des  großstädtischen  Stadterweiterungs- 
und  Parzellierungssystems  zum  Zweck  der  Beseitigung 
der  Mietkaserne  für  die  Zukunft  durch  allgemeine  Ein- 
führung abgestufter  Bebauungspläne,  mit  grundsätzlicher 
Unterscheidung  weniger  breiter  „Verkehrsstraßen"  und  der 
die  Regel  bildenden  schmalen  „Wohnstraßen",  sowie  ent- 
sprechend abgestufter  Bauordnungen,  die  auf  den  An- 
forderungen für  das  Kleinhaus  (und  allenfalls  Bürgerhaus) 
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als  Regel  beruhen,  mit  Verschärfungen  für  das  Großhaus 

—  statt  wie  jetzt  überall  umgekehrt  47. 

Dadurch  würde  die  Herstellung  kleinerer  Bauformen 

—  des  Kleinhauses  und  des  „Bürgerhauses"  48  —  wieder 
rentabel  werden  und,  abgesehen  von  der  mit  dieser  Auf- 
lockerung der  Siedelung  verbundenen  Verbesserung  der 
Wohnungsverhältnisse,  auch  zugleich  eine  Beseitigung  der 
schlimmsten  Mißstände  auf  dem  Gebiete  des  Realkredit- 
wesens bewirkt  werden,  weil  hier  der  auf  die  einzelne  Bau- 
stelle entfallende  Bodenpreis  so  niedrig  ist,  daß  er  bar  bezahlt 
werden  kann,  so  daß  der  Kredit  nur  noch  für  die  Baugelder 
in  Anspruch  genommen  zu  werden  braucht 49.  Es  würde  daher 
„auch  bei  Beibehaltung  der  rechtlichen  Grundlagen  für  die 
Beleihung  —  d.  h.  ohne  gleichzeitige  Reformen  auf  dem  Ge- 
biete des  Realkreditwesens  —  kein  Raum  mehr  sein  für  die 
spezifischen  preistreibenden  Manipulationen  der  Spekulation, 
so  daß  eine  daraus  entspringende  Überschuldung  nicht  mehr 
zu  befürchten  wäre"  (Carthaus). 

Es  handelt  sich  also  bei  dieser  Änderung  des  Parzellierungs- 
und Bausystems  um  eine  Verallgemeinerung  und  Weiter- 
bildung der  in  einer  Reihe  von  preußischen  Mittelstädten  609 
namentlich  rheinischen  und  westfälischen  sowie  in  einigen  süd- 
deutschen Staaten  —  hier  durch  „Landesbauordnungen"  mit 
abgestufter  Beschränkung  der  Stockwerkszahl 51  —  mit  Erfolg 
ergriffenen  Maßregeln  zur  Verhütung  des  Eindringens  oder 
der  Ausbreitung  des  Massenmiethauses.  Da  eine  diese  Grund- 
sätze für  das  ganze  Reich  festlegende  „Reichsbauordnung" 
trotz  ihrer  Möglichkeit  und  Richtigkeit,  an  der  nach  wie  vor 
festgehalten  werden  muß  52,  zurzeit  wohl  keine  Aussicht  auf 
Verwirklichung  hat,  gilt  es  also  vor  allem  die  allgemeine 
Durchsetzung  derselben  in  Preußen  auf  dem  Wege  der 
Landesgesetzgebung;  entweder  durch  Wiedereinbringung  und 
Annahme  des  preußischen  Wohnungsgesetzes,  das,  wie 
besonders  die  Motive  zeigen,  durchaus  auf  diesem  Boden 
stand,  oder  besser  durch  Ausbildung  der  einschlägigen  Teile 
desselben   zu   einer   preußischen  Landesbauordnung,. 
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während  das  Wohnungsgesetz  dann  auf  die  bisherigen  Artikel 
3  und  4  (Wohnungsordnung  und  -inspektion)  zu  beschränken 
wäre53,  deren  landesgesetzliche  Regelung  für  Preußen,  da 
wiederum  eine  reichsrechtliche,  wenigstens  nach  der  vom 
Bundesrat  vor  dem  Kriege  eingenommenen  Stellung,  kaum  in 
Frage  kommt,  nach  wie  vor  —  ja  jetzt  sogar  erst  recht  — 
dringend  notwendig  ist,  damit  nicht  unter  den  nach  dem 
Kriege  zu  erwartenden  Verhältnissen  die  Wohnungsmängel 
—  wie  immer  bei  Wohnungsmangel  —  eine  Vermehrung  er- 
fahren. Diese  beiden  gesetzgeberischen  Maßnahmen  können 
unbedenklich  schon  während  des  Krieges  beschlossen  werden, 
und  dies  ist  wünschenswert,  damit  sie  bei  den  teils  während 
des  Krieges,  teils  nachher  notwendigen  Neuansiedelungen  und 
Neubauten  bereits  zur  Anwendung  kommen  können. 

Notwendig  ist  allerdings  außerdem  auch  noch,  um  das  Klein- 
haus wirklich  wieder  einzubürgern,  eine  bessere  Anpassung 
der  Kreditorganisation  an  den  Kleinhausbau.  ,,Erst 
wenn  dem  Klein-  und  Mittelhausbau,  der  sich  bis  heute  vor- 
wiegend mit  öffentlichen  Geldern  begnügen  muß,  durch  Ver- 
mittlung der  verwaltungstechnisch  umzugestaltenden  privat- 
kapitalistischen Beleihungsinstitute  auch  das  Privatkapital 
wieder  zugeleitet  wird  (wie  etwa  in  Belgien),  kann  sich  der 
Gedanke  des  Kleinhausbaus  in  größerem  Umfang  in  die 
Praxis  umsetzen"  (Carthaus).  Es  handelt  sich  um  die  Be- 
seitigung der  namentlich  bei  den  norddeutschen  Hypotheken- 
banken bestehenden  Bevorzugung 54  der  „großen  Objekte"  und 
der  großen  Städte  55,  aber  auch  um  Fürsorge  für  die  zweite 
Hypothek  bei  dem  Kleinhausbau.  Beides  ist  auch  Aufgabe 
der  Landesgesetzgebung  bzw.  -Verwaltung,  indem  vor 
allem  die  bereits  bestehenden  großen  unter  staatliche  Auf- 
sicht gestellten  Institute  des  Realkredits  angewiesen  werden 
müssen,  sich  der  Pflege  des  kleinen  Objekts  und  der  kleinen 
Orte  sehr  erheblich  mehr  zu  widmen  als  bisher.  Es  könnte 
aber  dieser  notwendigen  Entwicklung  auch  nach  einer  An- 
regung des  Bankdirektors  Steyrer  durch  eine  reichsgesetz- 
liche Maßregel  nachgeholfen  werden,  nämlich  durch  eine 


170 


Änderung  des  §  7  des  Reichshypothekenbankgesetzes, 
indem  den  Hypothekenbanken  für  diesen  Fall  eine  höhere 
Pfandbriefausgabe  im  Verhältnis  zum  Grundkapital  und  damit 
eine  größere  Verdienstmöglichkeit  eingeräumt  würde  56,  ebenso 
wie  auch  für  die  Beleihung  von  Kleinhäusern  unbedenklich 
eine  Hinaufsetzung  der  Beleihungsgrenze  erfolgen  kann  5T. 

Dies  führt  uns  hinüber  zu  dem  zweiten  Weg  und  zu  der 
zweiten  Gruppe  von  dauernden  grundsätzlichen  Reformen: 
denen  auf  dem  Gebiet  unseres  Realkreditwesens.  Seine 
charakteristischen  Grundzüge  sind,  wie  oben  angeführt,  die 
keiner  Tilgung  unterworfene,  kündbare  Dauerhypothek  und 
die  strenge  Altersrangfolge  der  Hypotheken,  das  ,, Prioritäts- 
prinzip", das  in  Verbindung  mit  der  Produktionsform  des 
Massenmiethauses  mit  seinem  hohen  Grundstückspreis  der 
„Spekulations-"  (richtiger  Besitz-)  Verschuldung  einen  un- 
bedingten Vorrang  vor  der  Meliorations-  (Baugeld-)  Ver- 
schuldung sichert  und  dadurch  hohe  Spekulationsgewinne 
realisierbar  macht  und  ebenso  wie  die  fehlende  Tilgung  not- 
wendig zur  Überschuldung  führt.  Aber  während  Reformen 
in  dem  ersteren  Punkt,  d.  h.  den  Beleihungsgrundsätzen 
(Einführung  der  Tilgungshypothek  mit  Verbesserung  des 
Schätzungswesens)  nur  den  schädlichen  Folgen  der  vor- 
handenen Überspannung  des  Realkredits,  auf  der  die  schon 
vor  dem  Krieg  aufgetretene  Krisis  des  Grundstückmarktes 
in  Groß-Berlin  wie  in  anderen  deutschen  Großstädten  beruht, 
vorbeugen  können,  würde  durch  eine  grundsätzliche  Änderung 
unserer  Hypothekenordnung,  wie  sie  die  Aufhebung  des 
Prioritätsprinzips  wäre,  ebenso  wie  durch  die  oben  behandelte 
Änderung  des  Bau  Systems,  die  Kreditüberspannung  selbst  ein- 
geschränkt oder  ganz  unmöglich  gemacht  werden  (Carthaus). 

Daher  richten  sich  die  weitestgehenden  Reform  vorschlage, 
wie  sie  hauptsächlich  von  Erman  und  Eberstadt  ver- 
treten werden,  tatsächlich  gegen  diesen  Punkt  als  die  Wurzel 
des  Systems38  und  verlangen  Aufhebung  der  rechtlichen 
Einheit,  die  nach  dem  bestehenden  Grundbuchrecht  (super- 
ficies solo  cedit)  Boden-  und  Bauwerk  bilden,  und  die 


171 


9,m  Verbindung  mit  dem  Prioritätsprinzip  und  der  Miet- 
kasernenparzellierung die  Handhabe  für  die  Auftreibung  der 
Bodenpreise  durch  hohe  Verschuldung  bildet."  Sie  weisen 
mit  Recht  darauf  hin,  daß  dieses  Prioritätsprinzip  in  der 
Praxis  des  täglichen  Lebens  tatsächlich  schon  durch  das  sog. 
„Prioritätsgeschäft"  durchbrochen  ist:  bei  diesem  räumt  der 
Grundstücksverkäufer  freiwillig  für  einen  Teil  —  aber  eben 
nur  für  einen  Teil,  wenn  auch  tatsächlich  bis  zu  zwei  Dritteln  — 
des  ihm  geschuldeten  Grundstückspreises  dem  Baukapital 
die  Priorität  ein,  damit  der  Käufer  überhaupt  solches  erhält, 
und  zieht  sich  auf  die  zweite  Hypothek  zurück.  Dieses 
Prioritätsgeschäft  gälte  es  also  nur  auszubauen  und  obli- 
gatorisch zu  machen,  statt  der  Zweidrittelpriorität  kraft 
freien  Vertrags  —  wie  Erman  fordert  —  volle  und  glatte 
Priorität  der  Baukosten  kraft  rechtsnotwendiger  Vorrangs- 
einräumung für  die  Baugläubigerhypothek  vor  rang- 
älteren Rechten  in  Höhe  des  noch  vorhandenen  Bauwertes 
einzuführen  —  also  praktisch  nichts  anderes  als  das  gemein- 
rechtliche Bauhypothekenprivileg  wegen  ,,versio  in  rem"  59. 
Zur  Feststellung  dieses  ,, Bauwerts"  wäre  allerdings  ein  öffent- 
liches Taxamt  (s.  u.)  notwendig. 

Eine  „sehr  in  den  Anfängen  stecken  gebliebene  und  ver- 
klausulierte" Anwendung  dieses  Gedankens  der  Priorität  der 
Meliorationsschulden  enthält  bereits  der  II.  Teil  des  Gesetzes 
zur  Sicherung  der  Bauforderungen  von  1909,  den  man  bisher 
nicht  anzuwenden  gewagt  hat,  —  aber  eben  nur  im  Interesse 
der  Bauhandwerker  und  daher  unter  Vernachlässigung  des 
eigentlichen  Grunds  der  Mißstände,  der  ,, Fehlleitung  des 
Kapitals"  zur  Bodenspekulation  statt  zum  Bauen,  und  zwar 
mittelst  der  staatlichen  Einrichtungen  des  Grundbuchs,  der 
konzessionierten  Hypothekenbanken  und  der  Ausgabe  von 
kleingestückelten  Pfandbriefen.  ,,  Seine  Übertragung  vom 
Papier  ins  Leben  wäre  daher  —  wie  Erman  meint  —  kaum 
leichter  als  die  Schaffung  eines  neuen  Gesetzes60." 

Der  neueste  Vorschlag  von  Eberstadt61  geht  nun  dahin, 
daß  bei  Neubauten  —  also  nur  bei  solchen!  —  die  Priorität 
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in  dem  Umfang  gewährt  werden  muß,  daß  aus  der  erststelligen 
Hypothek,  insofern  sie  60  %  des  Gebäudewerts  und  geschätzten 
Bodenwerts  umfaßt,  70%  des  Bodenwertes  gedeckt  werden 
können.  Gegen  diese  Forderung  wird  aus  den  Kreisen  der 
Terrainspekulation  hauptsächlich  eingewendet,  daß  dann 
niemand  mehr  würde  bauen  wollen,  also  ein  Bauzwang" 
würde  geschaffen  werden  müssen 62.  Auch  Erman  gibt 
zu,  daß  der  Bodenbesitzer  dann  versuchen  würde,  entweder 
teurer  zu  verkaufen,  nämlich  unter  Hinzufügung  einer  Risiko- 
prämie für  den  möglichen  Verlust  seines  Grundstückswertes» 
wogegen  dann  aber  die  jetzt  übliche  Risikoprämie  der  Bau- 
handwerker in  Wegfall  käme,  oder  nur  gegen  bar,  was  zu 
einem  Sinken  der  Bodenpreise  infolge  Verminderung  der 
Kauflustigen  führen  müßte  und  das  Massenmiethaus  un- 
möglich, weil  unfinanzierbar,  machen  würde.  Die  Folge 
könnte  aber  auch  sein,  daß  er,  wenigstens  zum  Teil,  so 
insbesondere  die  Terraingesellschaften,  zum  Selbstbauen  — 
was  allerdings  ein  noch  größeres  Risiko  bedeutet  —  übergeht, 
und  dies  wäre  keineswegs  das  Schlimmste,  sondern  sogar 
in  gewisser  Beziehung  zu  begrüßen:  denn  die  Bauhandwerker 
würden  von  ihm  —  ebenso  wie  von  Baugenossenschaften, 
Kommunen  usw.  —  doch  beschäftigt  werden  müssen,  er 
würde  eben  nun  der  Bauherr  sein  an  Stelle  eines  von  diesen 
Handwerkern  oder  eines  gar  nicht  fachkundigen,  höchst  be- 
denklichen reinen  „Bauunternehmers" 63  oder  Strohmanns. 
Wegfallen  würden  also  dieser  und  der  Baustellenhändler  resp. 
Agent  mit  ihrer  zum  Teil  sehr  dunklen  und  jedenfalls  ver- 
teuernd wirkenden  Tätigkeit.  Und  wenn  dadurch  der  Groß- 
betrieb (oder  richtiger  die  Großunternehmung)  im  Häuserbau 
den  hier  merkwürdigerweise  immer  noch  herrschenden  und 
auch  hier  unterlegenen,  d.  h.  zu  teuer  bauenden  Kleinbetrieb 
(resp.  die  Kleinunternehmung)  mehr  und  mehr  verdrängen  würde, 
so  wäre  dies  im  großen  und  ganzen  nur  ein  Fortschritt 64. 

Erheblicher  ist  der  Einwand  65,  daß  mit  dem  Eberstadtschen 
Vorschlag  für  die  Reform  des  jetzt  bestehenden  Hausbesitzes 
gar  nichts  getan  ist,  es  nur  eine  Reform  des  neuentstehenden 
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Hausbesitzes  wäre,  und  daß  auch  bei  diesem  auf  die  Dauer 
eine  wachsende  Verschuldung  dadurch  nicht  ausgeschlossen 
sei,  weil  dadurch  nicht  verhindert  werde  und  auch  nicht  ver- 
hindert werden  könne,  daß  bei  Verkauf  und  Vererbung  später 
neues  Hypothekengeld  aufgenommen  wird,  und  also  eine  neue 
Verschuldung  des  Hausbesitzes  eintritt,  und  zwar  Besitz- 
verschuldung, abgesehen  von  durch  Umbau,  Einbauten  usw. 
notwendig  werdender  weiterer  Meliorationsverschuldung. 

Dagegen  würde  allerdings  nur  die  Einführung  einer  ,,Ver- 
schuldungsgrenze"  helfen66,  die  auch  Eberstadt  vor- 
zuschweben scheint,  wenn  er  zu  erwägen  gibt,  ob  bei  erst- 
malig bebauten  und  für  Wohnzwecke  bestimmten  Grund- 
stücken ein  nicht  überschreitbares  Verhältnis  zwischen  Boden- 
und  Bauwert  etwa  gleich  25 : 75  angenommen  werden  sollte  67. 
Bei  Aufrechterhaltung  des  heutigen  Bausystems  würde  jedoch, 
wie  Carthaus  richtig  betont,  die  Einführung  einer  Ver- 
schuldungsgrenze wahrscheinlich  eine  Lahmlegung  der  privaten 
Wohnungsproduktion  oder  eine  Syndizierung  des  Terrain- 
gewerbes zur  Folge  haben,  weil  Aufwendungen  an  barem 
Geld  gemacht  werden  müßten,  denen  der  durchschnittliche 
Bauunternehmer  und  Hausbesitzer  nicht  gewachsen  wäre. 
An  die  Stelle  einer  Verschuldungsgrenze  könnte  aber  ,,mit 
einer  in  gewissem  Sinne  ähnlichen  günstigen  Wirkung"  die 
unkündbare  Amortisationsverschuldung  treten,  durch 
welche  „die  bei  einer  Verschuldungsgrenze  vorhandene  Be- 
grenzung des  Risikos  sozusagen  allmählich  erreicht  wird". 
Ehe  wir  damit  zu  der  anderen  Gruppe  von  Reformen  übergehen, 
die  sich»  auf  die  Beleihungsgrundsätze  beziehen,  sei  noch 
darauf  hingewiesen,  daß  der  Vorschlag  von  Eberstadt,  weil 
nur  auf  Neubauten  sich  beziehend,  —  abgesehen  von  der 
Erschwerung  dieser  neuen  Bautätigkeit,  die  er  immerhin 
bedeuten  könnte  —  sehr  wohl  während  des  Krieges  durch- 
geführt werden  könnte,  ohne  die  oft  behauptete  „Erschütterung 
unseres  ganzen  Realkredits"  zu  bewirken,  aber  eben  des- 
wegen auch  für  die  Not  des  bestehenden  hoch  verschuldeten 
Hausbesitzes  keine  Abhilfe  bringen  würde. 
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Von  unmittelbarerer  Bedeutung  sind  daher  die  angestrebten 
Reformen  auf  dem  Gebiete  der  Beleihungspolitik:  die 
Einführung  der  Amortisation  bei  den  ersten  (und  eventuell 
auch  zweiten)  Hypotheken  und  die  Reform  des  Taxwesens. 
Wie  oben  gezeigt,  hat  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten,  und 
zwar  in  der  Zeit  des  sinkenden  Zinsfußes  unter  dem  Einfluß 
der  Konkurrenz  der  Beleihungsinstitute,  die  kündbare,  nicht 
tilgungspflichtige  Hypothek  die  Tilgungshypothek  verdrängt; 
nur  wenige  Hypothekenbanken  —  so  insbesondere  die 
Preußische  Zentralbodenkredit- Aktiengesellschaft  und  die  bay- 
rischen Hypothekenbanken  sowie  die  Landesbanken  —  be- 
vorzugen noch  die  Amortisationshypothek,  und  selbst  bei 
den  erstgenannten  ist  sie  in  jener  Zeit  zurückgegangen  und 
hat  erst  neuerdings  wieder  zugenommen  68.  Daran  sind  ebenso 
die  Hypothekenbanken,  die  zum  Teil  überhaupt  keine  Tilgungs- 
hypotheken geben,  wie  die  Kreditnehmer  schuld,  die  in  der 
Zeit  sinkenden  Zinsfußes  solche  nicht  haben  wollten,  jetzt 
aber,  im  Krieg,  die  Vorteile  unkündbarer  Hypotheken  klar 
erkannt  haben. 

Schon  vor  dem  Krieg  hatte  die  Regierung  in  Preußen  ihre 
Ausbreitung  indirekt  gefördert,  indem  kommunale  Hypothek en- 
und  Pfandbriefanstalten,  insbesondere  zur  Gewährung  zweiter 
Hypotheken,  nur  unter  der  Bedingung  des  Tilgungszwanges 
für  ihre  Hypotheken  die  ministerielle  Genehmigung  erhielten, 
und  während  des  Krieges  hat  dann  ein  Erlaß  des  Landwirt- 
schaftsministers (dem  in  Preußen  die  Hypothekenbanken 
unterstehen)  vom  Mai  1915  die  Instanzen  angewiesen,  auch 
die  Hypothekenbanken  dazu  anzuregen,  daß  sie  „ihre  Ver- 
breitung nach  Kräften  fördern".  Weiter  ging  man  schon 
vor  dem  Krieg  auf  der  Zweiten  Deutschen  Wohnungskonferenz 
indem  man  allgemein  für  die  ersten  oder  zweiten  Hypotheken 
den  Amortisationszwang  empfahl 69,  und  auch  in  den  Ver- 
handlungen der  I.-K.  ist  von  verschiedenen  Seiten 70  mit 
großem  Nachdruck  eine  allgemeine  Einführung  des  Amorti- 
sationszwanges für  die  ersten  Hypotheken  gefordert  worden, 
d.  h.  eine  Änderung  der  Grundbuchgesetzgebung  dahin,  daß 
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in- Zukunft  erste  Hypotheken  überhaupt  nur  noch  als  Tilgungs-r 
Hypotheken  eingetragen  werden  dürfen  71.  Nun  würde  dies 
allein  aber  noch  keine  Entschuldung  bedeuten,  wenn  die 
getilgten  Beträge  nicht  auch  gelöscht  werden,  sondern  sich 
in  eine  „Eigentümerhypothek"  verwandeln;  daher  verlangt 
Bernhard  ebenso  wie  Erman  deren  Einschränkung  und  also 
automatisches  Nachrücken  der  zweiten  Hypothek  — 
mit  der  Amortisationshypothek  zur  ersten  Stelle  nach  Bern- 
hard der  „einzige  Weg  zur  Gesundung  der  städtischen  Boden- 
verhältnisse". 

Diese  Reform  —  zusammen  mit  der  unten  zu  besprechenden 
Reform  des  Taxwesens,  die  der  Überbeleihung  bei  der  ersten 
Hypothek  ein  Ende  machen  soll,  —  wäre  zugleich  die  ein- 
fachste und  radikalste  Lösung  der  Frage  der  zweiten  Hypo- 
thek, die,  wie  Eberstadt 72  richtig  sagt,  in  Wahrheit  die 
Frage  der  ersten  Hypothek  ist.  Denn  die  erststellige  Beleihung 
ist  während  der  letzten  Jahrzehnte  ,,zu  einer  solchen  Höhe 
aufgetrieben  worden,  daß  die  früher  allgemein  beliebte  Kapital- 
anlage zur  zweiten  Stelle  von  soliden  und  anständigen  Kapital- 
gebern immer  mehr  gemieden  wird".  Wenn  aber  die  erste 
Hypothek  einerseits  fortschreitend  getilgt  wird  und  anderer- 
seits .„den  seither  auf  Kosten  der  Nachhypotheken  ein- 
genommenen Raum  freigibt,  wird  sich  die  Gunst  des  Kapital- 
besitzes wiederum,  wie  in  den  Zeiten  vor  der  Hypotheken- 
regulierung und  Aufblähung  der  ersten  Hypotheken,  der 
früher  allgemein  beliebten  zweitstelligen  Beleihung  zuwenden". 

Die  Konsolidierung  der  erststelligen  Beleihung  würde  also 
den  Markt  für  die  zweiten  Hypotheken  wiederherstellen.  Da- 
gegen ist  es  nach  Eberstadt  (ebenso  Erman  und  Carthaus) 
„ein  vollständiger  Irrtum,  wenn  man  glaubt,  durch  [bloßej 
Vermehrung  des  zweiteiligen  Kredits  die  Mißstände  be- 
heben zu  können";  sie  würde  ohne  die  anderen  Reformen 
diese  nur  verschärfen  73.  Daher  erscheint  die  Erleichterung 
der  Beschaffung  von  zweiten  Hypotheken  durch  besondere 
kommunale  oder  Hausbesitzer  -  Anstalten  und  durch 
öffentliche  Bürgschaftsleistung  (s.  u.)  nur  als  sekundäre 
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und  nur  vorübergehend  notwendige  Maßregel,  solange  jene 
beiden  Reformen  noch  nicht  durchgeführt  sind.  Sie  ist 
schon  vor  dem  Kriege  an  verschiedenen  Stellen  angewendet 
worden,  und  in  und  nach  dem  Kriege  wird  es  noch  mehr  der 
Fall  sein;  sie  muß  aber  immer  zur  Verbesserung  der  Wohnform 
(durch  Verbot  der  Mietkaserne)  benutzt,  und  auch  auf  die 
Mieten  Einfluß  ausgeübt  werden  74.  Und  auch  die  noch  in 
Betracht  kommenden  „kleinen  Mittel"  —  wie  das  während 
des  Krieges  durch  Gesetz  vom  29.  Mai  1915  auf  Drängen 
der  Hausbesitzer  eingeführte  Verbot  der  Mietzession75, 
ferner  die  mit  Recht  verlangte  Beseitigung  der  Besitz- 
wechselabgabe bei  Subhastationen  (und  sonstige  Besser- 
stellung des  Nachhypothekars  bei  diesen)  sowie  der  Gene- 
ralisierung der  Fälligkeitsklausel,  d.  h.  der  Bestim- 
mung, daß  bei  Zwangsversteigerung  die  erste  Hypothek 
ohne  weiteres  fällig  wird,  wodurch  die  Lage  der  zweiten  Hypo- 
thek auch  verschlechtert  wird  76  —  sind  zwar  gewiß  nicht 
ohne  Bedeutung,  aber  sie  treten  auch  hinter  jenen  beiden 
Reformen,  der  Einführung  der  unkündbaren  Tilgungshypothek 
und  der  Reform  des  Schätzungswesens,  zurück. 

Nun  erhebt  sich  aber  die  Frage:  können  diese  grundsätz- 
lichen und  dauernden  Reformen  auf  dem  Gebiet  der  Be- 
leihungspolitik  —  die  auch  dann  notwendig  sind,  wenn  die 
beiden  anderen  (Reform  des  Parzellierungs-  und  Bausystems 
und  des  Realkreditrechtes)  abgelehnt  werden,  ja  dann  erst 
recht!  — schon  während  des  Krieges  oder  sofort  nach 
ihm  durchgeführt  werden?  Und  dies  wird  zunächst  für 
die  erste  von  ihnen,  die  Einführung  des  Tilgungszwangs,  leider 
verneint  werden  müssen.  Denn  sie  bedeutet  durch  die  Tilgungs- 
quote entweder  für  den  Hausbesitzer  oder,  wenn  diesem  eine 
Überwälzung  durch  Erhöhung  der  Miete  gelingt,  für  den 
Mieter  zunächst  als  unmittelbare  Folge  eine  erhöhte  Belastung. 
Daß  eine  solche  Mieterhöhung  gerade  jetzt  bedenklich  wäre, 
ist  schon  angeführt 77,  der  Hausbesitzer  aber  kann  bei  der 
prekären  Lage,  in  der  er  sich  bei  dem  herrschenden  System 
durchschnittlich  schon  vor  dem  Kriege  befand  und  nun  in 
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gesteigertem  Maße  befindet,  gerade  jetzt  ohne  Kompensation 
das  Mehr  der  Tilgungsquote  jedenfalls  nicht  allgemein  auf- 
bringen, und  auch  die  von  dieser  Reform  zu  erwartende 
Herabdrückung  der  Grundstückspreise,  weil  die  Häuser  mit 
Tilgungshypotheken  weniger  leicht  verkäuflich  sein  werden,  ist 
zwar  gewiß  „das,  was  wir  letzten  Endes  anstreben  müssen** 78, 
wäre  aber  jetzt  ein  weiterer  Anlaß  zur  Katastrophe. 

Unter  diesen  Umständen  gewinnt  die  indirekte  und  frei- 
willige Einbürgerung  der  unkündbaren  Tilgungshypothek 
durch  die  zur  Beschaffung  zweitstelligen  Kredits  errichteten 
kommunalen  Anstalten  sowie  durch  besondere  öffentlich- 
rechtliche, auf  ihre  Hergabe  beschränkte  Pfandbriefanstalten 
nach  dem  Vorbild  der  Landschaften,  die  sog.  „Stadt- 
schaften'*, wie  sie  seit  einiger  Zeit  von  den  Hausbesitzern 
angestrebt  werden  und  vereinzelt  auch  vor  dem  Krieg  schon 
entstanden  sind  (so  namentlich  das  1912  gegründete  „Branden- 
burgische Pfandbriefamt*'),  erhöhte  Bedeutung79.  Zu  ihrer 
allgemeinen  Einführung  in  allen  preußischen  Provinzen  ist 
nun  dem  preußischen  Landtag  der  Entwurf  eines  „Ge- 
setzes zur  Förderung  der  Stadtschaften'*  vorgelegt 
worden,  der  Staatsmittel  in  der  Höhe  von  10  Mill.  Mk. 
bereitstellt,  um  den  neuen  Instituten  die  Betriebsmittel  als 
Darlehen  zu  gewähren. 

Der  Gesetzentwurf  wäre  —  ebenso  wie  der  eng  damit  zu- 
sammenhängende über  „Schätzungsämter"  (siehe  unten)  — , 
wie  der  Landwirtschaftsminister  im  Landtag  erklärte,  auch 
in  Friedenszeiten  vorgelegt  worden.  Es  ist  aber  jetzt  im  Krieg 
geschehen  wegen  der  durch  ihn  bewirkten  Verschlimmerung 
der  Lage  des  Grundbesitzes,  um  „rechtzeitig  Maßnahmen 
zu  treffen,  die,  wenigstens  beim  Eintritt  des  Friedenszustandes, 
eine  möglichst  baldige  Gesundung  und  Besserung  dieser  Ver- 
hältnisse versprechen"80.  Unter  Stadtschaften  werden 
dabei  „Vereinigungen  von  städtischen  Hauseigentümern 
verstanden,  die  nach  dem  Vorbild  der  bekannten  Landschafts- 
institute Hypothekarkredit  mittels  Pfandbriefausgabe  für 
städtische  Hausgrundstücke   beschaffen" 81.    Sie  sollen  in 

Fuchs,   Zur  Wohnungsfrage.    Neue  Folge  12 
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enger  Anlehnung  an  die  Provinzialverwaltungen  begründet 
werden,  durch  staatliche  Verleihung  öffentlich-rechtlichen 
Charakter  erhalten  und  Mündelsicherheit  für  ihre  Pfand- 
briefe genießen.  Ihre  eigentliche  Aufgabe  soll  die  Pflege  der 
erststelligen  unkündbaren  Tilgungshypothek  und  daneben 
auch  —  unter  Bürgschaft  der  Gemeinde  oder  des  Kreises  — - 
die  Gewährung  zweiter  Hypotheken  sein. 

Bei  ihrer  Beurteilung  ist  zwischen  ihrer  grundsätzlichen 
Bedeutung  und  derjenigen  für  die  augenblickliche,  durch  den 
Krieg  geschaffene  Notlage  des  städtischen  Hausbesitzes  zu 
unterscheiden:  ihre  grundsätzliche  Bedeutung,  die  theo- 
retisch nicht  gering  ist,  besteht  darin,  daß  sie  immerhin  durch 
Einbürgerung  der  Tilgungshypothek  an  Stelle  der  bisherigen 
kündbaren  Dauerhypothek  allmählich  auch  eine  gewisse  Ent- 
schuldung des  Hausbesitzes  bewirken  können  und  ihn  vor 
allem  durch  die  Unkündbarkeit  ihrer  Hypotheken  aus  der 
prekären  Lage  befreien,  daß  er  bei  jeder  Krisis  durch  Kündigung 
in  Not  kommen  kann.  Sie  schaffen  ferner  für  den  Hausbesitzer 
eine  Stelle,  wo  er  auf  jeden  Fall  Geld  bekommen  kann,  bilden 
also  eine  Durchbrechung  des  praktischen  Monopols  der  Hypo- 
thekenbanken (Luther).  Ebenso  vermögen  sie  auch  gewiß, 
teils  indirekt  durch  die  Tilgung  der  ersten,  teils  direkt,  zur 
Lösung  des  Problems  der  zweiten  Hypothek  beizutragen. 

Aber  schon  ihre  grundsätzliche  Bedeutung  darf  nicht  über- 
schätzt werden.  Zunächst  erhebt  sich  natürlich  auch  hier 
sofort  wieder  die  Frage:  wie  soll  der  Schuldner  die  Tilgungs- 
quote aufbringen,  bedeutet  das  für  ihn  nicht  eine  Verteuerung 
des  Kredits,  eine  Verschlechterung  seiner  Lage  ?  Hier  ist  nun 
allerdings  —  auch  abgesehen  von  der  Ersparung  der  Provision 
des  „Damno"  usw.,  die  bei  ihrer  heutigen  Höhe  auf  10  Jahre 
(die  übliche  Dauer  der  Hypotheken)  verteilt,  schon  pro  Jahr 
ziemlich  viel  ausmacht  —  der  Gedanke  der,  daß  diese  Stadt- 
schaften, weil  sie  gemeinnützige  Anstalten  sind  und  nicht 
hohe  Dividenden  erzielen  wollen  wie  die  Hypothekenbanken  82, 
billigeren  Kredit  geben  können  als  diese,  so  daß  der  Haus- 
besitzer, ohne  mehr  zahlen  zu  müssen,  bei  ihnen  die  Tilgungs- 
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quote  mit  entrichten  könnte83.  Dies  bedeutete  nun  in  der 
Tat,  wenn  richtig,  eine  sehr  große  —  und  sogar  auch  augen- 
blickliche —  Hilfe  für  den  Hausbesitzer.  Aber  zu  einer 
solchen  Ersetzung  der  kündbaren  und  untilgbaren  Hypothek 
der  privaten  Kreditinstitute  durch  ihre  Tilgungshypotheken 
in  großem  Umfang  fehlen  den  Stadtschaften  bei  der  vor- 
gesehenen Dotierung  die  Betriebsmittel  —  auf  eine  Stadt- 
schaft würden  nur  etwa  800000  Mk.  entfallen,  Gewährung 
der  Darlehen  in  Pfandbriefen  aber  ist  mißlich  für  den  Schuld- 
ner — ,  und  außerdem  würde  dabei  für  den  Hausbesitz  eine 
Kreditbeschneidung  und  daher  doch  auch  -Verteuerung  da- 
durch entstehen,  daß  diesen  Stadtschaften  Überbeleihungen, 
wie  bisher  den  Hypothekenbanken,  nicht  möglich  sein  würden 
—  Vorbedingung  ihrer  Einführung  soll  und  muß  ja  Reform 
des  Schätzungswesens  sein  84.  Andererseits  aber  geht  es,  wie 
Bernhard  richtig  betont,  auch  nicht  an,  daß  sie  nur  die 
„faulen  Risiken"  übernehmen;  um  wirklich  den  Landschaften 
zu  gleichen,  müßten  sie  vielmehr  die  Gesamtheit  der  Haus- 
besitzer umfassen.  Das  würde  also  schließlich  zu  einer  Zwangs- 
organisation  der  Hausbesitzer  führen,  was  Bernhard 
auch  für  nötig  hält  85. 

Indessen  ist  diese  ganze  Analogie  mit  der  Landschaft 
meines  Erachtens  schief:  es  fehlt  bei  den  Hausbesitzern  die 
Identität  der  Interessen,  die  die  Eigentümlichkeit  der  Land- 
wirtschaft bildet,  sie  sind  nicht  nur  in  den  verschiedenen 
Städten  einer  Provinz,  sondern  auch  in  derselben  Stadt  Kon- 
kurrenten, was  die  Landwirte  nicht  sind,  und  befriedigen 
nicht  einen  so  absoluten  Bedarf  wie  diese,  sondern  einen 
relativen,  schwankenden,  auch  der  Mode  unterliegenden. 
Daher  fehlen  in  Wirklichkeit  die  Bedingungen,  auf  denen 
die  Landschaften  beruhen,  bei  ihnen  zum  großen  Teil 86. 
Endlich  erhebt  sich  auch  noch  die  Frage,  ob  zur  Einbürgerung 
der  unkündbaren  Tilgungshypothek  und  zur  Stützung  der 
zweiten  Hypothek  überall,  also  auch  da,  wo  die  Verhältnisse 
gesund  sind,  ein  solches  neues  Institut  erforderlich  ist.  Es 
wird  darauf  hingewiesen 87,  daß  wir  in  einem  großen  Teil 
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Preußens  bereits  die  gut  eingeführten,  ebenfalls  öffentlich- 
rechtlichen Landesbanken  haben,  die  zum  guten  Teil 
auch  den  städtischen  Kredit  pflegen,  und  die  Frage  auf- 
geworfen, ob  es  nicht  richtiger  wäre,  diese  für  jene  Zwecke 
auszubilden,  statt  eine  neue  Anstalt  zu  schaffen. 

Noch  wesentlich  geringer  aber  ist  die  Bedeutung  der  ge- 
planten Organisation  für  die  augenblickliche  Notlage: 
gerade  für  sie  werden  die  Stadtschaften,  wie  Mangoldt  mit 
Recht  ausführt,  nicht  allzuviel  Hilfe  leisten,  da  bis  zu  ihrer 
Organisation  in  allen  Provinzen  so  viel  Zeit  vergehen  muß, 
daß  sie  schon  vielfach  zu  spät  kommen  würden.  Vor  allem 
aber  wird  die  Masse  der  Hypotheken,  die  —  wenn  nichts 
anderes  dagegen  geschieht  —  nach  dem  Krieg  fällig  werden 
und  entweder  eine  höhere  Verzinsung  erfordern  oder  ganz  zu 
ersetzen  sein  werden,  so  groß  sein,  daß  die  Stadtschaften  mit 
ihren  kleinen  Mitteln  dafür  nicht  ausreichen  werden,  zumal 
auch  sie  selbst  vom  allgemeinen  Geldmarkt  abhängen 88. 
Hierfür  sind  also  andere  außerordentliche  Maßregeln  not- 
wendig. 

Nun  ist  aber  aus  den  oben  dargelegten  Gründen  —  darüber 
war  man,  mit  Ausnahme  der  Kreise  der  Hypothekenbanken, 
vor  dem  Krieg  auch  schon  lange  einig  —  in  Preußen  die 
erste  notwendige  Voraussetzung  einer  jeden  Reform  des 
Realkreditwesens  überhaupt:  die  Reform  des  Schätzungs- 
wesens, und  so  hat  die  Regierung  denn  auch  richtigerweise 
gleichzeitig  mit  dem  Stadtschaftsgesetz  den  Entwurf  eines 
Gesetzes  zur  Einführung  „öffentlicher  Schätzungsämter" 
vorgelegt,  wie  solche,  allerdings  in  zum  Teil  anderer  Organi- 
sation, schon  längere  Zeit  in  Hessen  (Ortsgerichte),  Baden 
(stadträtliche  Taxen),  und  Württemberg  (pfandgerichtliche 
Taxen)  bestehen  und  sich  im  ganzen  gut  bewährt  haben  89. 

Der  Entwurf,  der  unzweckmäßigerweise  ländliche  und 
städtische  Grundstücke  zusammennimmt,  die  besser  ge- 
trennt behandelt  würden,  schafft  nur  in  großen  Zügen  das 
Organ  einer  kollegialen  Schätzungsbehörde  (im  Gegensatz 
zu  Baden  richtigerweise  nicht  ehrenamtlich)  und  bestimmt, 
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wer  ihr  angehören  und  nicht  angehören  darf,  überläßt  dagegen 
alles  nähere  der  Gemeinde,  die  sie  bilden  soll.  Offen  bleibt 
daher  zunächst  die  Aufstellung  von  Grundsätzen  der 
Schätzung,  für  die  sich  in  der  Tat  bei  den  großen  Ver- 
schiedenheiten der  bisher  üblichen  Methoden  in  den  ver- 
schiedenen Teilen  Preußens  keine  allgemeine  Formel  auf- 
stellen läßt,  so  daß  die  Regierung  ganz  richtig  offenbar  nur 
Grenznormen  aufstellen,  im  übrigen  aber  die  Sache  der  lokalen 
Entwickelung  und  Regelung  überlassen  wollte90;  ferner  der 
Zeitpunkt  der  Einführung  des  Gesetzes  und  die  Frage  des 
Schätzungszwanges,  d.  h.  des  Zwanges  zur  Benutzung 
der  Schätzungsämter  durch  die  Kreditinstitute,  beides  durch 
Verordnung  nachträglich  zu  bestimmen.  Darin  kommt  schon 
zum  Ausdruck,  daß  die  Regierung,  wie  der  Minister  auch 
bei  der  Einbringung  bestimmt  erklärte,  es  selbst  für  un- 
möglich hält,  die  Schätzungsämter  jetzt  sofort  während 
des  Krieges,  „wo  die  Frage,  welchen  Wert  die  Grundstücke 
in  Stadt  -und  Land  haben,  durchaus  offen  ist",  mit  ihrer 
Tätigkeit  beginnen  zu  lassen;  es  soll  aber  Vorsorge  getroffen 
werden,  daß  sie,  sobald  „wieder  geordnete  wirtschaftliche 
Zustände  eintreten,  sofort  ihre  Arbeit  aufnehmen  können". 

Nun  zeigt  sich  aber  die  merkwürdige  Erscheinung,  daß 
die  Hausbesitzer,  die  seit  Jahren  eine  solche  Reform  des 
Schätzungswesens  gefordert  haben,  mit  einem  Male  —  aus 
Angst  vor  den  Folgen  in  dieser  Zeit  —  ihre  Gegner  geworden 
sind;  sie  werden  lebhaft  unterstützt  von  den  Terraininter- 
essenten (Haberland  will  das  Gesetz  nicht  eher  als  5  Jahre 
nach  Beendigung  des  Krieges  eingeführt  haben),  die  die  heftig- 
sten Gegner  der  Reform  sind  91.  Und  aus  leicht  begreiflichen 
Gründen:  denn  wenn  eine  öffentliche  Schätzung  an  Stelle 
der  privaten  tritt,  kann  künftig  die  erste  Hypothek  nicht  mehr 
bis  zu  tatsächlich  70  oder  75%  vom  Wert  gegeben  werden; 
dann  aber  finden  sich  nicht  mehr  genug  Käufer,  um  das  teure 
Grundstück  für  ein  Massenmiethaus  zu  erwerben,  dann  können 
die  Grundstücke  mit  der  Stockwerkshäufung  nicht  mehr 
verkauft  werden,  und  dann  ist  es  mit  der  ganzen  bisherigen 
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Art  der  Bodenspekulation  zu  Ende  —  das  ist  ja  die  große 
grundsätzliche  Bedeutung  dieser  Reform,  das,  was  die 
Wohnungsreformer  von  ihr  erhoffen,  auch  wenn  sie  die  Be- 
deutung dieser  Maßregel  allein  nicht  überschätzen  wollen  92. 
Aber  auch  die  Besorgnis  der  Hausbesitzer  ist  begreiflich, 
denn  die  unvermittelte  Einführung  der  neuen,  aller  Voraus- 
sicht nach  also  erheblich  niedrigeren  Schätzung  mit  Schätzungs- 
zwang  —  der  andererseits  nicht  entbehrt  werden  kann,  soll 
die  neue  Organisation  mehr  sein  als  ein  Lichtenbergisches 
Messer  —  würde  in  der  Tat  eine  Katastrophe  für  einen  großen 
Teil  des  großstädtischen  Haus-  und  Grundbesitzes  bedeuten, 
die  aus  den  früher  angegebenen  Gründen  nicht  herbeigeführt 
werden  darf.  Da  es  nun  aber  auch  nicht  geht,  daß  die  neue 
öffentliche  Schätzung  sich  —  wie  die  Regierung  es  sich  offen- 
bar denkt  —  allmählich  ohne  Zwang  von  selbst  einbürgert, 
sind  Übergangsmaßregeln  erforderlich. 

Damit  kommen  wir  aber  in  das  Gebiet  der  außerordent- 
lichen, vorübergehenden  Reformen.  Hier  liegt  nun  ein 
sehr  beachtenswerter  Vorschlag  des  Deutschen  bzw.  Preußi- 
schen Städtetags  zur  Reform  des  Realkreditwesens  vor93. 
Er  geht  davon  aus,  daß  der  Hauptfehler  der  bestehenden 
Verhältnisse  in  den  Überbeleihungen  steckt;  diese  müssen 
abgebaut,  also  eine  zwar  nicht  völlige,  aber  doch  teilweise 
Entschuldung  herbeigeführt  werden,  wenn  das  ganze  Real- 
kreditwesen gesunden  soll  —  eine  riesenhafte  Aufgabe,  die 
nur  in  Verbindung  mit  dem  Krieg  gelöst  werden 
kann,  weil  dazu  ein  „Moratorium",  eine  Verlängerung  der 
Hypotheken,  notwendig  ist,  wie  es  nur  im  Krieg  geschaffen 
werden  kann  (Luther). 

Eine  solche  allgemeine  Verlängerung  der  Hypotheken 
ist  nach  Ansicht  des  Städtetags  „zur  Vermeidung  schwerster 
Verluste  der  Hausbesitzer  und  der  Nachhypothekare  sowohl 
während  des  Krieges  wie  für  die  Übergangszeit  nach  Friedens- 
schluß nicht  zu  vermeiden".  Sie  soll  während  der  Kriegszeit 
nur  auf  bestimmte  Zeiträume  ausgesprochen,  sobald  die  Un- 


183 


gewißheit  behoben  ist,  aber  auf  längere  Frist  eingeräumt  werden. 
Dabei  soll  aber  den  Gläubigern  im  allgemeinen  eine  Zins- 
erhöhung gewährt  werden,  die  unbillige  Schädigungen  des 
Gläubigers  ebenso  wie  übermäßige  Belastung  des  Schuldners 
ausschließt,  und  eine  etwaige  Tilgung  durch  letzteren  be- 
rücksichtigt (eine  solche  also  nicht  allgemein  zur  Bedingung 
gemacht)  werden.  Nur  im  Fall  einer  durch  die  Schätzung  der 
öffentlichen  Schätzungsämter  festgestellten  Überbeleihung 
soll  ein  allmählicher  Abbau  durch  eine  scharfe  Tilgung  er- 
folgen müssen,  indem  die  Hypothek  gesetzlich  auf  einen  so 
langen  Zeitraum  verlängert  wird,  bis  vermittelst  der  außer- 
ordentlichen Tilgung  die  Überbeleihung  ausgeglichen  ist,  und 
zwar,  wenn  die  Hypothek  von  öffentlichen  oder  privaten 
Instituten  gegeben  ist,  die  zur  Einhaltung  einer  Beleihungs- 
grenze  verpflichtet  sind,  ohne  Zinserhöhung,  zu  den 
alten  Zinssätzen,  sonst  wie  oben.  In  diesem  Fall  zahlt  also 
zwar  der  Schuldner  die  Tilgungsquote  und  kann  es,  weil 
der  Zins  nicht  erhöht  wird,  es  trägt  sie  aber  dadurch  faktisch 
der  Gläubiger  —  gewissermaßen  als  Strafe  für  die  Über- 
schreitung der  Beleihungsgrenze. 

An  diesen  Vorschlägen  ist  m.  E.  auszusetzen,  daß  sie  nur 
im  Fall  der  Überbeleihung  die  Tilgung  erzwingen,  die  doch 
auch  sonst  erwünscht  wäre,  und  daß  sie  durch  Einräumung 
höherer  Zinsen  bei  der  sonstigen  Verlängerung  zu  einer  all- 
gemeinen Mietsteigerung  Anlaß  geben  würden,  überhaupt 
einseitig  nur  die  Interessen  der  Hausbesitzer,  nicht  auch  die 
der  Mieter  berücksichtigen.  Daher  scheint  mir  die  etwas 
anders  geartete  außerordentliche  Maßregel,  die  Eberstadt94 
vorgeschlagen  hat,  den  Vorzug  zu  verdienen.  Danach  soll  — 
gleichviel  ob  Überbeleihung  vorliegt  oder  nicht,  aber  immer 
nur  auf  Antrag  des  Schuldners,  also  fakultativ  —  eine  all- 
gemeine Verlängerung  der  Fälligkeit  der  Hypotheken  (ohne 
Zinserhöhung  1)  auf  einen  größeren  Zeitraum,  etwa  5  Jahre, 
eintreten,  falls  seitens  des  Schuldners  eine  gewisse  Tilgung 
übernommen  wird.  Und  zwar  soll  nur  ein  Teil  der  Hypothek, 
etwa  25%,  der  ,, Tilgungsabschnitt",  zurückgezahlt  werden95. 
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Dazu  wäre  aber  m.  E.  im  Interesse  der  Mieter  die  weitere 
Bedingung  zu  fügen,  daß  im  Fall  einer  solchen  Verlängerung 
und  während  ihrer  Dauer,  der  Schuldner  auch  keine  Miet- 
erhöhung vornehmen  darf  96.  Wo  die  Verhältnisse  des  Haus- 
besitzes vor  dem  Kriege  noch  nicht  ganz  unhaltbar  waren, 
wird  er  auch  ohne  solche  die  Tilgungsquote  aufbringen,  wenn 
ihm  die  Zinserhöhung  von  %  bis  %  %,  die  der  Schutzverband 
und  die  Hausbesitzerorganisationen  schon  bis  zu  3  Monaten 
nach  Friedensschluß  akzeptiert  haben,  und  die  weitere,  die 
dann  kommen  wird,  erspart  werden.  Diejenigen,  die  das 
trotzdem  nicht  können,  sind  Elemente,  die  durch  besonderen 
Schutz  —  oder  gar  durch  öffentliche  Mittel  mittels  Stadt- 
schaften —  und  auf  Kosten  der  Mieter  zu  erhalten,  kein 
Anlaß  vorliegt,  sie  muß  man  zugrunde  gehen  lassen  97.  Denn 
das  muß  immer  festgehalten  werden:  „es  wäre  höchst  ein- 
seitig, die  gegenwärtige  Realkredithöhe  immer  nur  unter 
dem  Gesichtspunkt  zu  betrachten,  wie  dem  notleidenden 
Hausbesitzerstand  geholfen  werden  kann.  Wichtiger  ist 
natürlich  noch  die  Frage,  wo  wir  für  die  Zeit  nach  dem 
Kriege  den  nötigen  Realkredit  für  die  dringend  notwendige 
flotte  und  umfassende  Neubautätigkeit  herbekommen98." 

Zu  diesen  außerordentlichen  Maßnahmen,  die  aus  dem 
eingangs  dargelegten  Grunde  ergriffen  werden  müssen,  um 
den  Hausbesitzer,  soweit  möglich,  vor  einer  Katastrophe  und 
damit  den  Mieter  vor  einer  verhängnisvollen  Mieterhöhung 
zu  bewahren,  kommt  also  noch  weiter  die  zwar  leichtere, 
aber  darum  nicht  minder  wichtige  Aufgabe  der  Förderung 
der  Neuproduktion  von  Kleinwohnungen.  Hierzu  aber 
ist  neben  zahlreichen  anderen  Mitteln,  die  hier  nicht  alle 
behandelt  werden  können 99,  in  erster  Linie  notwendig :  die 
sofortige  Eröffnung  eines  großen  Reichskredits,  d.  h.  die 
Bereitstellung  eines  —  durch  Kriegs-  oder  Restitutionsanleihe 
(später  eventuell  die  Kriegsentschädigung)  aufzubringenden  — 
Fonds  von  etwa  500  Mill.  Mk.  in  einer  „Reichssiedelungskasse" 
oder  durch  Ausbau  des  schon  vorhandenen  Reichswohnungs- 
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fürsorg  efonds,  zum  Zweck  der  direkten  oder  (durch 
Bürgschaftsleistung)  indirekten  Unterstützung  der  gemein- 
nützigen, öffentlichen,  aber  auch  der  privaten  Kleinwohnungs- 
produktion, der  letzteren  allerdings  nur  unter  bestimmten 
Bedingungen  hinsichtlich  der  Bauform  (Ausschluß  des  Massen- 
miethauses)  und  Bestimmung  der  Mieten.  Zu  seiner  Ver- 
waltung, wie  überhaupt  als  Zentralstelle  für  die  Wohnungs- 
reform im  Reich  ist,  ebenfalls  mit  größter  Beschleunigung, 
das  schon  in  dem  Programm  der  Deutschen  Wohnungs- 
konferenz und  den  Beschlüssen  des  Reichstags  vor  dem  Kriege 
geforderte  Reichswohnungsamt  oder  vielleicht  besser: 
„Reichswohnungsfürsorgeamt"  (oder  „ Reichszentralstelle  für 
Wohnungswesen  oder  -fürsorge)"  zu  schaffen.  Außerdem 
könnten  eine  Anzahl  von  Instituten  10°,  die  über  jährliche 
regelmäßige,  große  Kapitaleingänge  verfügen,  gesetzlich  ver- 
pflichtet werden,  wenigstens  einen  Bruchteil  davon  jener 
„Reichssiedelungskasse"  (oder  dem  Reichswohnungsfürsorge- 
f onds)  für  den  Kleinwohnungsbau  zur  Verfügung  zu  stellen 101v 
die  diese  dann  ebenso  wie  die  eigenen  Mittel  durch  „Landes- 
siedelungsbanken"  (etwa  die  schon  vorhandenen  provinziellen 
Landesbanken  oder  staatlichen  Landeskulturrentenbanken) 
zu  verteilen  hätte. 

Daneben  muß  weiter  aber  auch  zur  Erleichterung  dieser 
Neuschaffung  von  Kleinwohnungen  den  Gemeinden  für  diesen 
Zweck  zur  eigenen  Benützung  oder  zugunsten  der  gemein- 
nützigen Bautätigkeit  und  (unter  Kautelen)  auch  der  privaten 
ein  entsprechendes  Enteignungsrecht 102  durch  die  Landes- 
gesetzgebung oder  ein  „Reichsenteignungsgesetz",  wie  es 
auch  schon  vor  dem  Kriege  verlangt  wurde 103,  gegeben  werden 
—  vor  dieser  in  Holland104  längst  eingeführten  Maßregel 
wird  man  wohl  auch  bei  uns  jetzt  im  Kriege  nicht  mehr  zurück- 
schrecken — ,  und  das,  wie  erwähnt,  bereits  fertiggestellte 
Erbbaugesetz  105  schleunigst  erlassen  werden;  durch  diese 
Rechtsform  werden,  wie  oben  ausgeführt,  ja  auch  die  Probleme 
des  Realkreditwesens  gleichzeitig  in  der  einfachsten  Weise 
gelöst.    Diese  beiden  Maßregeln  müssen  notwendig  hinzu- 
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kommen,  um  bei  der  künftigen  Neuproduktion  von  Klein- 
wohnungen zu  verwirklichen,  was  ihr  oberster  Grundsatz 
sein  muß:  eine  möglichst  weitgehende  Dezentralisation 
der  Siedelung,  wie  sie  jetzt  wegen  ihrer  Bedeutung  für 
Volksgesundheit,  Volkskraft  und  Volksvermehrung  mehr  als 
je  notwendig  ist 106. 

Einen  Ausschnitt  aus  dieser  Aufgabe  —  aber  zunächst 
auch  nicht  mehr!  —  bildet  die  Kriegerheimstättenfrage107, 
die  von  einer  großen  und  starken  Volksbewegung  getragen 
wird,  weil  sich,  abgesehen  von  dem  Dankgefühl  gegenüber 
unsern  Kriegern,  in  diesem  weitestgehenden  Programm  das 
ganze  dumpfe  Drängen  und  Sehnen  unseres  Volkes  nach  Er- 
lösung von  dem  Wohnungselend  der  Großstädte  Luft  macht. 
Trotzdem  darf  ihre  praktische  Bedeutung  nicht  überschätzt 
werden.  Es  wird  auch  bei  möglichst  weiter  Ausdehnung 
dieser  Ansiedelung  doch  immer  nur  eine  mehr  oder  weniger 
kleine  Minderheit  der  Zurückkehrenden  sein  —  insbesondere 
die  Kriegsinvaliden  und  Hinterbliebenen  Gefallener  — , 
die  von  ihr,  auch  in  der  mehr  städtischen  Form  der  ,, Wohn- 
heimstätten", werden  Gebrauch  machen  können  und  vor 
allem  auch  wollen.  Ihre  Ausdehnung  auf  alle  Kriegs- 
teilnehmer und,  wie  dann  nur  billig  wäre,  auch  auf  alle  ent- 
sprechenden Nichtkriegerfamilien  ist  —  so  schön  sie  wäre  — 
eine  Utopie108.  Wir  können  die  großen  Städte  mit  ihren 
Riesenwerten,  auch  wenn  wir  es  gerne  möchten,  nicht  einfach 
vom  Erdboden  vertilgen,  also  auch  nicht  plötzlich  leerstehen 
lassen!  Was  wir  vernünftigerweise  anstreben  können,  ist 
nur  —  und  das  ist  schon  schwierig  genug  — ,  daß  sie  nicht  in 
der  bisherigen  fehlerhaften  Weise  sich  weiter  ausdehnen,  daß 
die  künftige  Siedelung  und  Bebauung  auf  dem  bisher  un- 
bebauten Land  besser  wird  109. 

Das  Wichtigere  ist  also  unzweifelhaft,  für  die  großen 
Massen  derer  zu  sorgen,  die  in  die  Massenmiethäuser  der 
Groß-  und  Mittelstädte  zurückkehren  müssen  oder  wollen 
und  zunächst  auch  künftig  nicht  in  Kleinhäusern,  Heim- 
stätten, auf  dem  Land  oder  in  den  Außenbezirken  der  Städte, 
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in  Gartenvorstädten  untergebracht  werden  können,  weil  sie 
nicht  so  viel  Miete  aufbringen  oder  nicht  so  weit  von  ihrer 
Arbeitsstätte  entfernt  wohnen  können  109.  Sie  gilt  es  vor 
allem  vor  einer  verhängnisvoll  großen  allgemeinen  Miets- 
steigerung zu  bewahren  —  ganz  wird  sich  eine  solche  beim 
Steigen  aller  Preise  allerdings  kaum  verhindern  lassen  — 
ihnen,  als  freilich  dürftigen  vorläufigen  Ersatz,  wenigstens 
reichlich  Kleingärten  und  Laubenkolonien  zu  verschaffen  und 
durch  eine  verbesserte  und  verschärfte  Wohnungsaufsicht  ihr 
Herabsinken  auf  einen  tieferen  Wohnstandard  zu  verhindern; 
hauptsächlich  aber  dafür  zu  sorgen,  daß  in  Zukunft  Familien 
mit  Kindern,  auch  mit  zahlreichen,  nicht  mehr  die  Schwierig- 
keiten haben,  überhaupt  eine  Wohnung  zu  erhalten  oder  zu 
behalten,  wie  vor  dem  Kriege  und  skandalöserweise  auch 
noch  jetzt  in  ihm  110.  Das  darf  jedenfalls  nach  diesem  Kriege 
nicht  mehr  geduldet  werden,  daß  dadurch  wie  bisher  die 
Geburtenfrequenz  herabgedrückt  wird,  die  jetzt  eine  so 
große  Bedeutung  zum  Ersatz  der  gebrachten  Menschen- 
opfer hat. 

Hierzu  werden  verschiedene  Mittel  ergriffen  werden  müssen: 
vor  allem  Bevorzugung  dieser  Familien  bei  allen  mit  öffent- 
licher Unterstützung  gebauten  Kleinwohnungen,  nötigenfalls 
Mietbeihilfen  für  kinderreiche  Familien  durch  Schaffung  eines 
staatlichen  Zinsenausgleichsfonds  111 ;  Prämien  oder  steuerliche 
Erleichterungen  für  Hausbesitzer,  die  an  solche  Familien 
vermieten;  vielleicht  auch  nicht  nur  Nichtigerklärung  von 
Mietverträgen,  die  Familienzuwachs  verbieten,  sondern  Be- 
strafung der  betreffenden  Vermieter;  Sparpflicht  für  Un- 
verheiratete bezw.  Wohnversicherung  112  u.  a.;  das  beste  Mittel 
bleibt  freilich  auch  hier  die  Dezentralisation,  der  Übergang 
zum  Ein-  bis  Vierfamilienhaus  mit  Garten. 

Ob  und  in  welchem  Umfange  es  auch  vielleicht  möglich 
sein  wird,  nicht  nur  die  Hausbesitzer,  sondern  auch  die  Häuser 
selbst  zu  sanieren  durch  Niederreißen  der  Hinterhäuser 
und  Quergebäude  und  Bebauung  des  Innern  der  großen 
Blöcke    mit    Kleinhäusern    (nach    dem    System  Leweß- 
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Kuczynsky 113)  wird  von  der  Frage  der  Kriegsentschädigung 
abhängen,  von  der  ein  Teil  hierfür  und  für  große  Bauland- 
enteignungen zu  dem  vor  dem  Kriege  bestehenden  Preis 
als  Höchstpreis  114  verwendet  werden  sollte. 

Fassen  wir  zusammen,  so  ergeben  sich  als  die  dringendsten 
Aufgaben  der  Stunde:  in  Preußen  neben  der  in  Angriff  ge- 
nommenen Reform  des  Schätzungswesens  die  Erledigung 
des  Wohnungsgesetzes  bzw.  Schaffung  einer  Landes- 
bauordnung und  im  Reich  auf  der  einen  Seite  Einräumung 
einer  allgemeinen  Fristverlängerung  für  die  Hypotheken- 
schuldner unter  den  angegebenen  Bedingungen  und  Be- 
schränkung der  Eigentümerhypothek  im  BGB.,  auf  der  anderen 
Seite  aber  —  abgesehen  von  der  Kriegerheimstättenfrage, 
d.  h.  zunächst  vor  allem  der  Ansiedelung  der  Kriegs- 
invaliden —  Bereitstellung  eines  großen  allgemeinen  Reichs- 
wohnungsfürsorgef onds  und  Schaffung  einer  Reichs- 
wohnungsfürsorgestelle,  sowie  Erlaß  des  Erbbaugesetzes 
und  eines  Reichsenteignungsgesetzes. 

Sollte  sich  aber,  wie  es  fast  den  Anschein  hat,  die  Reform- 
tätigkeit in  Preußen  auf  die  beiden  jetzt  vorgelegten  Gesetz- 
entwürfe beschränken  wollen,  dann  würde  allerdings  die 
frühere  Erklärung  des  Staatssekretärs  Dr.  Delbrück  115  prak- 
tische Bedeutung  erlangen,  daß  das  Reich  eingreifen  werde, 
wenn  in  Preußen  und  in  anderen  Einzelstaaten  eine  Wohnungs- 
gesetzgebung nicht  zustande  käme:  es  müßte  also  auch  ein 
Reichswohnungsgesetz  geschaffen  werden  zur  Regelung 
der  Wohnungsaufsicht  (und  eventuell  zugleich  der  Ent- 
eignung), und,  wenn  möglich,  auch  eine  Reichsbauordnung. 
Warten  können  wir  jedenfalls  nicht  länger  —  nach 
diesem  Kriege  noch  weniger  wie  vorher!  Denn  wir 
dürfen  unsere  Krieger  nicht  für  immer  in  das  Wohnungselend 
zurückkehren  lassen,  aus  dem  sie  ausgezogen  sind  zur  Ver- 
teidigung des  Landes  —  geschweige  denn  in  ein  größeres! 

Erinnern  wir  uns  noch  einmal  an  die  400  000  Wohnungen 
mit  nicht  mehr  als  1  heizbarem  Zimmer  in  Großbeiün,  neben 
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etwa  300  000  mit  2  und  nur  annähernd  250  000  mit  mehr 
als  2  heizbaren  Zimmern;  an  die  iy2  Millionen  Menschen, 
die  hier  in  Wohnungen  mit  nur  1  heizbarem  Zimmer  lebten, 
und  an  die  600  000  oder  nach  einer  niedrigeren  Berechnung 
424  000  Menschen  (=14,2%  der  Gesamtbevölkerung  von 
Großberlin),  die  in  „überfüllten"  Wohnungen,  meist  Ein- 
zimmerwohnungen, lebten;  oder  an  die  1904 — 07  in  München 
ermittelten  24  000  Menschen  in  Wohnungen  mit  einem  einzigen 
Wohnraum,  die  154  000  (=  30  %  der  Bevölkerung)  in  Woh- 
nungen mit  nur  1 — 2  Räumen,  die  40  000,  die  weniger  als 
10  cbm  Schlafraum  hatten,  während  für  einen  Gefangenen 
wenigstens  16  vorgeschrieben  sind,  und  die  80  000  Menschen 
in  den  „Teilwohnungen"  —  und  dann  fragen  wir  uns:  soll  das 
immer  so  bleiben  oder  gar  noch  schlimmer  werden? 

Nein:  nicht  eine  neue  Wohnungsnot  darf  das  Ergebnis 
dieses  Krieges  sein,  sondern  nur  eine  schrittweise  erfolgende 
gründliche  Reform  unseres  ganzen  Wohnungs-  und 
Siedelungswesens,  für  welche  die  Worte  Ermans116  als 
Richtschnur  gelten  müssen: 

„Umkehr  zu  neudeutsch-sozialem  Siedelungswesen  in  Stadt 
und  Land!  muß  jetzt  die  Losung  heißen,  ohne  ängstliche 
Rücksicht  auf  die  ihm  in  den  Weg  tretenden  bloßen  Privat- 
und  Spekulationsinteressen  am  deutschen  Boden.  Denn  dieser 
durch  das  Blut  unserer  Tüchtigsten  und  Edelsten  errettete 
Vaterlandsboten,  den  die  heilige  Linie  unserer  Kriegergräber 
breit  umgibt,  —  er  gehört  nicht  mehr  in  erster  Linie  und  zu 
freier  Willkür  und  Ausbeutung  den  einzelnen,  die  ihn  ererbt, 
erkauft  oder  sonstwie  erworben  haben.  Auf  allem  deutschen 
Boden  lastet  zugunsten  des  deutschen  Volkes  eine  Blut- 
hypothek mit  dem  zwingenden  Vorrang  der  versio  in  rem, 
des  Pfandvorrechtes  für  sacherhaltenden  Aufwand,  der: 
salvum  fecit  totius  pignoris  causam,  der  das  ganze  Pfand 
errettet  hat.  Und  so  dürfen  dem  von  den  Zukunftsnotwendig- 
keiten unseres  Volkes  geforderten  neudeutschen  Siedelungs- 
wesen bloße  Ausschließungs-,  Ausbeutungs-  und  Herren- 
gelüste Privater  nicht  hindernd  entgegentreten!" 
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Nachtrag 

In  der  Sitzung  vom  24.  Mai  1916  hat  der  Reichstag  auf 
die  Anträge  seiner  Wohnungskommission  hin  —  und  zwar 
wiederum  einstimmig  —  eine  Reihe  von  wichtigen  Beschlüssen 
gefaßt,  die  in  der  Richtung  der  vorstehenden  Ausführungen 
liegen  und  eine  positive  Wohnungspolitik  des  Reiches 
bezwecken  111 .  Er  betonte  mit  allem  Nachdruck  wiederum, 
wie  schon  1912,  daß  eine  solche  verfassungsmäßig  zulässig 
und  dringend  notwendig  sei,  und  beschloß,  den  Bundesrat 
zu  ersuchen:  1.  um  Erhöhung  des  „Reichswohnungs- 
f ürsorgef onds"  für  Arbeiter  und  Angestellte  des  Reiches 
von  5  auf  10  Millionen  Mark  und  Ausdehnung  auf  Kriegs- 
beschädigte und  Witwen  der  Gefallenen;  2.  Reichsunter- 
stützung  für  die  Gemeinden  und  Kommunalverbände, 
welche  den  Kriegsteilnehmern  bezw.  Hausbesitzern  Miet- 
beiträge gewährt  haben,  und  Reichshilfe  für  die  Ab- 
bürdung  der  während  des  Krieges  gestundeten  Mieten  bezw. 
Hypothekenzinsen  der  heimkehrenden  bedürftigen  oder 
schwach  bemittelten  Krieger  unter  Mitwirkung  der  Gemeinde; 
3.  Erhöhung  des  „Reichsbürgschaftsfonds"  auf  250  Mill. 
Mark  und  Ausdehnung  von  den  Arbeitern  und  gering  be- 
soldeten Beamten  des  Reiches,  auf  die  auch  dieser  entgegen 
dem  Willen  des  Reichstags  beschränkt  worden  war,  auf  die 
Förderung  der  Herstellung  geeigneter  Kleinwohnungen  für 
Kriegsteilnehmer  und  deren  Hinterbliebene;  4.  Erlaß  eines 
Kriegerheimstättengesetzes;  5.  Erlaß  eines  Erbbau- 
gesetzes; 6.  Reform  der  Zwangsversteigerung;  7.  Siche- 
rung der  Hausbesitzer  und  Mieter  gegen  die  Folgen  des 
Krieges  durch  Änderung  der  Zahlungsfristen  bei  Hypotheken- 
schulden über  die  Kriegszeit  hinaus,  aber  nicht  generell, 
sondern  im  einzelnen  Fall  und  ebenso  im  einzelnen  Fall 
Schutz  der  Mieter  gegen  „willkürliche,  der  Billigkeit  wider- 
sprechende Kündigung  und  Steigerung  des  Mietzinses".  (Im 
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Wohnungsausschuß  war  hier  von  Konservativen,  Sozial- 
demokraten, Zentrum  und  Fortschrittlicher  Volkspartei  ge- 
meinsam beantragt  worden:  a)  ein  Verbot  der  Kündigung 
der  Hypotheken  auf  zwei  Jahre  nach  dem  Friedensschluß 
und  b)  ein  Verbot  der  Steigerung  der  Mieten  für  Wohnungen 
unter  1200  Mark  und  Geschäftsräume  unter  2000  Mark  über 
die  Preise  vor  dem  Kriege  hinaus,  auf  zwei  Jahre  nach  dem 
Friedensschluß),  8.  Förderung  der  unkündbaren  Tilgungs- 
hypothek  an  erster  und  zweiter  Stelle  mit  selbsttätigem 
Vorrücken  der  zweiten  Hypothek  insbesondere  durch  Be- 
schränkung der  Eigentümerhypothek;  endlich  9.  Einwirkung 
des  Reichskanzlers  auf  die  Regierungen  der  Bundesstaaten 
behufs  schleunigster  Einführung  von  „öffentlichen  Schät- 
zungsämtern und  Pfandbrief anstalten  (Stadtschaften) 
für  zweite  Hypotheken  mit  Gesamtbürgschaft  aller  Haus- 
besitzer. 

Bewegen  sich  diese  Beschlüsse  nach  den  obigen  Ausführungen 
auch  in  der  richtigen  Richtung,  so  können  sie  doch  nicht 
als  genügend  angesehen  werden  und  haben  gleichwohl  nach 
der  bisherigen  Stellungnahme  der  Reichsregierung  wenig  Aus- 
sicht auf  Erfüllung. 

Eine  Zusammenfassung  der  im  Augenblick  dringlichsten 
Forderungen  aber  enthält  ein  neuer  im  Wohnungsausschuß 
am  6.  Juni  eingebrachter  Antrag  Hitze- Jäger,   Er  verlangt: 

1.  daß  der  Bundesrat  in  eine  Erwägung  darüber  eintrete, 
auf  welchem  Wege  eine  gemeinsame  Betätigung  aller  bei 
der  Wohnungsfrage  beteiligten  gesetzgebenden,  verwaltungs- 
rechtlichen und  finanziellen  Faktoren  (Reich,  Einzelstaaten, 
Gemeinden,  Versicherungsanstalten  usw.)  möglich  ist,  um 
alle  Kräfte  zu  einem  geordneten  organischen  Zusammen- 
wirken zu  vereinigen; 

2.  daß  derBundesrat  die  Auffassung  verlasse,  daß  das 
Reich  an  der  Wohnungsfrage  nur  als  Arbeitgeber  be- 
teiligt sei,  soweit  nicht  einzelne  besondere  Gesetze  ihm 
hier  eine  andere,  aber  stets  eng  begrenzte  Aufgabe  zu- 
weisen. Der  Reichstag  gibt  nach  wie  vor  der  Überzeugung 
Ausdruck,  daß  das  Reich  nach  Artikel  4  Ziffer  15  der 
Reichsverfassung  zu  einer  gesetzlichen  Regelung  des  Woh- 
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nungswesens  im  Interesse  der  Gesundheit  unserer  Bevölke- 
rung, besonders  in  der  Form  eines  Rahmengesetzes 
zwecks  Sicherung  entsprechender  landesgesetzlicher  Vor- 
schriften und  landespolizeilicher  Wohnungsaufsicht  zu- 
ständig ist  —  entsprechend  dem  Beschluß  des  Reichstags 
vom  22.  Mai  1912; 

3.  daß  im  Reichsamt  des  Innern  eine  Zentralstelle 
für  die  gesamten  Aufgaben  der  Wohnungsfürsorge  er- 
richtet werde. 

Um  für  diese  Forderungen  und  überhaupt  für  ein  ent- 
schiedenes Vorgehen  des  Reiches  auf  dem  Gebiet  der  Woh- 
nungsreform den  notwendigen  Widerhall  in  der  öffentlichen 
Meinung  zu  erwecken  und  so  den  Widerstand  der  Reichs- 
regierung  allmählich  zu  überwinden,  haben  sich  auf  Ver- 
anlassung des  „Deutschen  Vereins  für  Wohnungsreform"  am 
19.  November  1916  alle  sozialen  Organisationen,  welche 
unmittelbar  oder  mittelbar  für  eine  Wohnungsreform  ein- 
treten, zu  einem  „Deutschen  Wohnungsausschuß"  mit 
dem  Sitz  in  Berlin  zusammengeschlossen  118. 

Nunmehr  aber  hat  Preußen  wiederum  die  Initiative  in 
der  Wohnungsreform  ergriffen,  indem  es  ganz  unerwartet 
dem  Haus  der  Abgeordneten  von  neuem  den  Entwurf  eines 
Wohnungsgesetzes,  gefolgt  vom  Entwurf  eines  Bürg- 
schaf tssicherungsgesetzes,  hat  zugehen  lassen,  der  in 
der  Sitzung  vom  9.  Dezember  1916  in  erster  Lesung  be- 
raten und  einem  Ausschuß  überwiesen  worden  ist119.  Es 
ist  geschehen,  weil,  wie  der  Handelsminister  in  seiner  Ein- 
führungsrede betonte,  die  schon  vor  dem  Kriege  bestehende 
Knappheit  an  mittleren  und  kleinen  Wohnungen  und  das 
Stocken  der  Bautätigkeit  während  des  Krieges  das  Wrohnungs- 
gesetz  unaufschiebbar  gemacht  haben. 

Der  neue  Entwurf  deckt  sich  im  großen  und  ganzen  mit 
dem  Entwurf  von  1913  120,  dessen  Verabschiedung  der  Krieg 
verhindert  hat,  unterscheidet  sich  aber  von  ihm  insofern, 
als  die  Regierung  den  Kommissionsbeschlüssen  des  Ab- 
geordnetenhauses vom  Juli  1914  zum  großen  Teil  Rechnung 
getragen,   e:nig2  strittige  Punkte  ausgeschieden,  vor  allem 
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aber  einen  prinzipiell  höchst  wichtigen  neuen  Artikel  zur 
allgemeinen  Förderung  der  Kleinwohnungsproduktion  aus 
Staatsmitteln  sowie  zu  demselben  Zweck  weiter  das  Bürg- 
schaftssicherungsgesetz  hinzugefügt  hat.  Es  ist  also  auch 
ein  Wohnungsgesetz  im  weiteren  Sinn,  das  auch  die  Fragen 
des  Bebauungsplans  und  der  Bauordnung  umfaßt.  , Wesent- 
liche Änderungen  — -  so  heißt  es  in  der  Begründung  sehr 
richtig  —  der  großstädtischen  Stadterweiterungs-,  Boden- 
aufteilungs-  und  Bauweise,  die  auch  in  manchen  schnell- 
wachsenden mittleren  und  selbst  kleineren  Gemeinden  und 
in  den  Industriegemeinden  vielfach  Eingang  gefunden  hat, 
müssen  Platz  greifen  und  sichergestellt  sein,  wenn  die  Wohn- 
weise allgemein  und  dauernd  gebessert  werden  soll." 

Der  Artikel  6  will  nun  einen  Betrag  von  20  Millionen  Mark 
zur  Verfügung  stellen,  um  den  Staat  —  in  ähnlicher  Weise, 
wie  er  sich  an  den  ländlichen  Siedlungsgesellschaften  beteiligt 
hat  —  mit  Stammeinlagen  an  neu  zu  gründenden  gemein- 
nützigen Baugesellschaften  zu  beteiligen.  Von  größter 
Bedeutung  für  die  Zukunft  erscheint  aber  die  in  der  „Be- 
gründung" enthaltene  Erklärung,  daß  der  Staat  es  infolge 
des  Krieges  jetzt  als  seine  Aufgabe  anerkennt,  die  Her- 
stellung von  Kleinwohnungen  allgemein  und  ohne 
die  bisherige  Begrenzung  auf  den  Kreis  der  Staats- 
arbeiter und  Beamten  zu  fördern. 

Neben  dem  eigentlichen  Wohnungsgesetz  ist  daher  dem  Ab- 
geordnetenhause ein  weiterer  Gesetzentwurf  vorgelegt,  der  die 
Verbürgung  zweiter  Hypotheken  durch  den  Staat 
zum  Gegenstand  hat.  Es  handelt  sich  hier  um  ein  völlig  neues 
Vorgehen.  Uber  das  ähnliche  Reichsgesetz  hinausgehend, 
sollen  zweite  Hypotheken  für  gemeinnützige  Bauvereinigungen 
allgemein  verbürgt  werden,  also  nicht  nur,  soweit  sie  etwa 
für  staatliche  Arbeiter  usw.  Wohnungen  erstellen.  Der 
Gesamtbetrag  der  Bürgschaften  wird  auf  100  Millionen  be- 
grenzt (im  Wohnungsausschuß  des  Abgeordnetenhauses  auf 
250  erhöht). 

Dieser  grundsätzliche  Umschwung  in  der  Stellung,  welche 

Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.    Neue  Folge  13 
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die  preußische  Regierung  ebenso  wie  die  Reichsregierung,  bisher 
gegenüber  der  Wohnungsfrage  eingenommen  hat,  ist  von  großer 
Wichtigkeit  und  auf  das  lebhafteste  zu  begrüßen!  Allerdings 
ist  es  bei  der  Schwierigkeit  der  Kapitalbeschaffung  fraglich, 
ob  eine  solche  Bürgschaftsleistung  genügt  und  nicht  von  Preußen 
wie  vom  Reich  größere  Summen  zur  direkten  Darbietung  an 
die  gemeinnützige  Bautätigkeit  zur  Verfügung  gestellt  werden 
müssen.  Auch  das  eigentliche  Wohnungsgesetz  sollte  noch  in 
vielen  Punkten  verbessert  werden.  Indessen,  auch  wenn  die 
Verbesserungen  nicht  durchzusetzen  sein  sollten,  so  muß  doch 
jedenfalls  alles  aufgeboten  werden,  daß  das  Gesetz  diesmal 
zustande  kommt  und,  damit  in  Preußen  endlich  nachgeholt  wird, 
was  in  den  deutschen  Mittelstaaten  schon  lange  erreicht  ist. 

Dann  aber  ist  die  Reihe  der  Reformen  wiederum 
am  Reich.  Und  es  genügt  gegenüber  der  Größe  der  Auf- 
gabe nicht,  wenn  es  jetzt  nur  —  der  ersten  Forderung  des 
Reichstags  entsprechend  —  den  Wohnungsfürsorgefonds 
auf  10  Millionen  erhöhen  und  auf  Kriegsbeschädigte  und 
-Hinterbliebene  ausdehnen  will.  Wenn  aber  seitens  des  Reichs- 
schatzamts weitere  Aufwendungen  als  unter  den  jetzigen  Ver- 
hältnissen unmöglich  bezeichnet  werden,  so  muß  demgegen- 
über mit  größtem  Nachdruck  gesagt  werden,  daß  es  heute 
wahrlich  —  außer  den  Erfordernissen  der  Kriegsführung  — 
keine  wichtigeren  gibt  für  die  Zukunft  unseres 
Volkes! 

Mög'  da  draußen  euch  der  Sieg  gelingen, 
Daß  das  Recht  auf  Sonne  und  auf  Erde 
Euren  Enkeln  einstens  Wahrheit  werde  — 
Aller  echter  Kampf  ist  Zukunftsringen! 


Anmerkungen 
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I. 


Die  Wohnungsnot 

(Erschienen  in  den  Süddeutschen  Monatsheften  II.  Jahrg.  1904.) 

Vgl.  dazu:  Südekum,  Großstädtisches  Wohnungselend 
(Großstadt-Dokumente  Bd.  45,  2.  Aufl.  o.  J.).  —  A.  Lieber, 
Gang  durch  Jammer  und  Not.  —  Fuchs,  Art.  „Wohnungs- 
frage" im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  3.  Aufl. 

1  Zeitschrift  des  Königl.  preussischen  statistischen  Bureaus, 
Jahrg.  1902. 

2  Über  die  Brauchbarkeit  dieser  Normalziffer  vgl.  jetzt 
Feig,  „Nachfrage  und  Angebot  von  Kleinwohnungen"  in 
dem  demnächst  erscheinenden  Sammelwerk  des  Deutschen 
Bundes  Heimatschutz:  „Die  Wohnungs-  und  Siedlungs- 
frage nach  dem  Kriege"  Bd.  I,  Grundlegung,  hrsg.  von  G.  J. 
Fuchs. 

3  So  auch  1912  wieder  in  Elbing.  Siehe  Jahrbuch  der  Woh- 
nungsreform 1912  S.  4.  Hier  überhaupt  neuere  Statistik  über 
die  Zustände  im  Wohnungswesen  vor  dem  Krieg,  insbesondere 
die  leerstehenden  Wohnungen. 

*  K.  Singer,  Die  Wohnungen  der  Minderbemittelten  in 
München.  1899. 

5  Renauld,  Beiträge  zur  Entwicklung  der  Grundrente 
und  Wohnungsfrage  in  München.  1904.   S.  194. 

•  Jäger,  Die  Wohnungsfrage  I.  S.  16. 

7  Neuere  Statistik  im  Jahrbuch  der  Wohnungsreform  1912 
S.  15  f.  (seit  dem  Jahr  1905  bedeutende  Steigerung  der  Miet- 
preise der  kleinen  Wohnungen  in  München  bei  Rückgang  in 
den  Mietpreisen  der  großen)  und  in  den  Schriften  des  Vereins 
für  Sozialpolitik  Bd.  145,  1914  f.  Danach  ergibt  sich  für  die 
deutschen  Großstädte  in  dem  Zeitraum  1890—1910  allgemein 
eine  Mietsteigerung  von  30—35  %  in  München  1895—1912 
von  50  %,  davon  allein  1905—1912  von  30  %.  Anders  im 
Ausland,  abgesehen  von  Frankreich. 

8  Jäger,  Wohnungsfrage  I,  S.  20. 

8  Brentano,  Wohnungszustände  und  Wohnungsreform  in 
München.  1904. 

10  Deutsche  Volksstimme  XIV,  Nr.  3, 1903.  Vgl.  für  die  neueste 
Zeit:  Jahrbuch  der  Wohnungsreform  1912  S.  9. 
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11  Brentano  S.  10.  Vgl.  dazu  auch  Südekum  a.  a.  O. 
und  die  jährlichen  Wohnungsenqueten  der  Berliner  Ortskranken- 
kasse für  den  Gewerbebetrieb  der  Kaufleute,  Handelsleute 
und  Apotheker,  bearbeitet  von  Albert  Kohn. 

12  Vgl.  Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage  (1904)  S.  115  ff.  und 
Horsfall  in  der  Zeitschrift  für  Wohnungswesen  Jahrg.  IV, 
Nr.  18. 

13  Nach  einer  ministeriellen  Denkschrift  von  1902  verschlingt 
in  Bayern  die  Wohnungsmiete  bei  den  pragmatischen  Be- 
amten 19,1,  bei  den  nicht  pragmatischen  19,6%  des  Anfangs- 
gehaltes und  steigt  in  einzelnen  Fällen  bei  beiden  Kategorien 
auf  über  40%  desselben.    (Brentano  S.  7.) 

14  Insbesondere:  „Städtische  Bodenfragen"  1894  und  „Die 
Spekulation  im  neuzeitlichen  Städtebau"  1907.  Vgl.  dazu 
jetzt  auch  Hegemann,  Der  Städtebau  nach  den  Ergebnissen 
der  allgemeinen  Städtebau- Ausstellung  in  Berlin.  I.  Teil  1911. 
Einleitung. 

15  Vgl.  dazu  Hegemann  a.  a.  O.  S.  14  ff.  und  131  ff.,  über 
die  eigentümliche  Entstehungsgeschichte  dieses  Bebauungs^ 
plans,  welcher  der  Spekulation  dadurch  einen  so  ausgezeich^ 
neten  Nährboden  schuf,  daß  er  die  bauliche  Entwicklung  für 
die  nächsten  100  Jahre  und  für  4  Millionen  Menschen  (I)  nicht 
nur  in  den  Hauptverkehrsadern,  sondern  ganz  detailliert  auf 
allen  Straßen  festlegte  und  veröffentlicht  wurde  (!).  Er  nennt 
ihn  ein  „Beispiel  unentwegten,  ja  verwegenen  Bureaukratis- 
mus"  ohnegleichen,  eine  „geistlose  Nachahmung"  dessen,  was 
unter  Napoleon  III.  aus  Paris  gemacht  wurde,  hier  „durch  den 
Festungscharakter  erzwungen,  in  Berlin  sinnlos",  und  kommt 
zu  dem  merkwürdigen  Ergebnis,  daß  er  wahrscheinlich  in  letzter 
Linie  auf  fiskalische  Momente  zurückgeht,  daß  man  nämlich 
im  wesentlichen  damit  bezweckte,  die  nach  der  damaligen 
Rechtslage  strittige  Frage,  wer  für  das  Straßenland  der  in 
großen  Mengen  neu  erforderlich  werdenden  Straßen  zahlen 
müsse,  in  möglichst  günstiger  Weise  für  den  Fiskus  zu  lösen, 
indem  die  durch  ihn  den  Grundbesitzern  ermöglichten  Gewinne 
sie  bestimmen  sollten,  es  unentgeltlich  abzutreten. 

18  Neuere  Ziffern  s.  bei  Eberstadt,  Die  Kreditnot  des 
städtischen  Grundbesitzes  1916  S.  5  (jetzt  in  Deutschland 
mindestens  75  Milliarden  Mark). 

17  Zur  Wohnungsfrage  (I)  S.  66. 
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II. 

Die  Lösung  der  Kleinwohnungsfrage 

Referat    zu     dem    Thema    „Wohnungsfürsorge  für 
Minderbemittelte"  auf  dem  Internationalen  Hygiene- 
kongreß zu  Berlin  1907. 

(Erschienen  im  Bericht  über  den  XIV.  Internationalen  Kongreß 
für  Hygiene  und  Demographie,  III.  Band,  Berlin  1908.) 

Vgl.  dazu:  Eberstadt,  Handbuch  des  Wohnungswesens 
2.  Aufl.  1910.  —  Fuchs,  Art.  „Wohnungsfrage"  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften,  3.  Aufl.  —  Jäger,  Grund- 
riß der  Wohnungsfrage  und  Wohnungspolitik.  M.- Gladbach 
1911.  —  Gretschel  und  Rings,  Die  Praxis  der  Wohnungs- 
reform. Darmstadt  1912.  —  Feig-Mewes,  Unsere  Wohnungs- 
produktion und  ihre  Regelung.  Göttingen  1911  (Die  Wohnungs- 
frage und  das  Reich,  H.  IX).  —  Die  Wohnungsfrage  in 
Deutschland.  Vorträge  auf  der  Internationalen  Baufach- 
Ausstellung  in  Leipzig.  Dresden  1914.  —  Praktische  Woh- 
nungsfürsorge. Münster  1914.  —  Gasteiger,  Die  Arbeiter- 
Wohnungsfrage  in  Deutschland  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  Baugenossenschaften.  München  1916. 

I  Eberstadt,  Wohnungswesen  S.  345. 
3  Ebenda  S.  350. 

3  Eberstadt,  Die  Spekulation  im  neuzeitlichen  Städte- 
bau, S.  37  und  Bericht  über  den  VI.  Internationalen  Wohnungs^ 
kongreß  1903,  S.  86. 

4  Zeitschrift  für  Wohnungswesen  I,  1903  Nr.  11. 

5  Jahresbericht  des  Landes  Wohnungsinspektors  für  1904  S.  20. 

6  Zeitschrift  für  Wohnungswesen  a.  a.  O. 

7  Beck,  Die  Mannheimer  Wohnungsfrage  1907,  S.  45. 

8  S.  oben  Anm.  2  zu  I. 

9  Beck  S.  43. 

10  Zeitschrift  für  Wohnungswesen  V,  Nr.  1,  Okt.  1906. 

II  Die  Spekulation  im  neuzeitlichen  Städtebau,  S.  176. 

12  Die  neuere  Entwicklung  der  Wohnungsverhältnisse  in 
Deutschland,  1905. 

13  Böhmert,  Nachklänge  zum  Frankfurter  WohnungSr 
kongreß  (Europa,  Wochenschrift  für  Kultur  und  Politik,  1905, 
S.  1023).  Vgl.  dazu  Hegemann  a.  a.  O.,  der  betont,  daß  die 
älteren  1-Zimmerwohnungen  im  Gegensatz  zu  den  2-Zimmerr 
Wohnungen,  die  mehr  und  mehr  an  ihre  Stelle  treten,  meist 
noch  Nebenräume  hatten.  - 
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14  Darmstadt  1905. 

15  Siehe  oben  S.  8. 
16Böhmert  a.  a.  O.  S.  1026/27. 

17  S.  meine  Aufsätze  in  der  Zeitschrift  für  Wohnungswesen 
Jahrg.  IV  Nr.  15  (1906)  und  VII  Nr.  5  und  6  (1908). 

18  Zeitschrift  für  Wohnungswesen  IL,  Nr.  21.  Dagegen 
Z  w  e  i  g  e  r  t ,  ebenda  Nr.  5,  13—15  und  22.  1904. 

19  Eberstadt,  „Der  Entwurf  eines  preußischen  Wohnungs- 
gesetzes'4 im  Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik, 
XIX.  Bd.,  1.  Heft. 

20  Ebenda  S.  196. 

21  Zeitschrift  für  Wohnungswesen  III,  Nr.  3.  1904. 

22  Vgl.  die  Zusammenstellung  von  Fürth,  Wohnungsämter 
und  Wohnungsinspektion,  Wien  1905,  und  Gretschel,  „Woh- 
nungsaufsicht und  Wohnungsordnungen"  in  „Wohnungs-  und 
Siedlungsfrage  nach  dem  Kriege".  Erwähnt  sei  hier  ferner 
noch  ein  sehr  beachtenswerter  Versuch  des  Spar-  und  Bau- 
vereins Düsseldorf,  welcher  seit  dem  1.  Dezember  1905 
versuchsweise  eine  gebildete  Dame,  Witwe  eines  Oberlehrers, 
als  private  Wohnungsinspektorin  angestellt  hat,  um  be- 
sonders mit  dem  weiblichen  Teil  der  Arbeiterschaft  ins  Ein- 
vernehmen zu  kommen,  wie  angegeben  wird,  mit  sehr  gutem 
Erfolg  —  eine  deutsche  Modifikation  der  Oktavia-Hill-Tätigkeit. 
(Jahresbericht  des  Rheinischen  Vereins  zur  Förderung  des 
Arbeiterwohnungswesens  für  1905/6,  S.  40). 

23  Siehe  die  offizielle  Zusammenstellung  aller  dieser  Maß- 
regeln in  der  Denkschrift  des  Reichsamtes  des  Innern,  „Die 
Wohnungsfürsorge  im  Reiche  und  in  den  Bundesstaaten", 
1904  und  Kruschwitz,  Die  sächsischen  Gemeinden  und  der 
Kleinwohnungsbau  1916, 

24  Jahresbericht  des  Rheinischen  Vereins  für  1905/6,  S.  51. 
Neuere  Statistik  jetzt  bei  Rusch,  „Die  Förderung  der  gemein- 
nützigen Bautätigkeit  durch  Reich,  Staat  und  Gemeinde"  in 
„Wohnungs-  und  Siedlungsfrage  nach  dem  Kriege". 

25  Vgl.  Alb  recht,  Was  kann  das  Genossenschaftswesen 
zur  Lösung  der  Wohnungsfrage  beitragen?  —  Koehne,  Die 
Baugenossenschaften  (Städtebauliche  Vorträge,  Bd.  5)  1912.  — 
Vossberg,  Die  deutsche  Baugenossenschaftsbewegung,  Berlin 
1906.  —  Gasteiger  a.  a.  O.  Teil  II.  —  Über  ihre  neuerliche 
Zunahme  vgl.  Jahrbuch  der  Wohnungsreform  im  Jahre  1904. 
Göttingen  1905,  S.  7  und  Alb  recht,  „Die  gemeinnützige  Bau- 
tätigkeit" in  „Wohnungs-  und  Siedlungsfrage  nach  dem  Kriege". 
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26  Vgl.  Jahrbuch  des  Rheinischen  Vereins  zur  Förderung  usw. 
für  1905/06,  S.  29,  und  Albrecht  a.  a.  O. 

27  Vgl.  die  Statistik  im  Jahresber.  des  hessischen  Landes- 
wohnungsinspektors für  1903  (Zeitschrift  für  Wohnungswesen 
III.  Bd.,  Nr.  3,  S.  37.  1904). 

28  Vgl.  Jahresber.  des  Rhein.  Vereins  zur  Förderung  der 
Arbeit erwohnungen  für  1905/06,  S.  43. 

29  Vgl.  jetzt  insbes.  Eberstadt,  Die  Spekulation  im  neuzeit- 
lichen Städtebau.    Jena  1907. 

30  Vgl.  Feig  in  „Wohnungs-  und  Siedlungsfrage  nach  dem 
Kriege". 

31  Vgl.  oben  S.  8  und  10. 

3a  Vgl.  die  Breslauer  Statistik,  25.  Bd.,  1.  Heft:  Zur  Statistik 
des  Breslauer  Grundbesitzes,  1906,  S.  126. 

33  Vgl.  Walli,  Die  Dezentralisation  der  Industrie  und  der 
Arbeiterschaft  im  Großherzogtum  Baden  und  die  Verbreitung 
des  Mehrfamilienhauses  auf  dem  Lande  (Volksw.  Abh.  der 
Badischen  Hochschulen  VIII.  Bd.,  4.  Erg.-Heft). 

34  So  namentlich  von  A.  Voigt  und  Geldner,  Kleinhaus 
und  Mietkaserne. 

35  Vgl.  die  Angabe  des  hessischen  Landeswohnungsinspektors 
in  seinem  Jahresbericht  für  1904,  S.  15,  daß  selbst  die  in 
Neubauten  in  Offenbach  errichteten  Wohnungen  von  zwei 
Zimmern  und  Küche  „nicht  als  Arbeiterwohnungen  betrachtet 
werden  können,  da  kein  dortiger  Arbeiter  in  der  Lage  ist,  bei 
dem  geringen  Verdienst  die  heutigen  Mietpreise  der  neu- 
errichteten Wohnungen  zu  bezahlen". 

36  Vgl.  unten  IV.  S.  69  ff. 

37  In  dem  Werk  „Die  Spekulation  im  neuzeitlichen  Städtebau". 

38  Eberstadt  a.  a.  O.  S.  208. 

III. 

Die  Gartenstadt 

Referat  auf  der  XXXII.  Versammlung  des  Deutschen 
Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  zu  Bremen 

1907. 

(Erschienen  in  der  Deutschen  Vierteljahrsschrift  für  öffentliche 
Gesundheitspflege,  Bd.  XL.  In  erweiterter  Form  vorgetragen 
im  Ersten  Städtebaulichen  Vortragszyklus  im 
Seminar  für  Städtebau  der  Technischen  Hochschule 
zu  Berlin  1908.  Hier  in  dieser  noch  nicht  veröffentlichten 
Form  wiedergegeben.) 
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Vgl.  jetzt  dazu:  Ballod,  „Wohnungsfrage  und  Gartenstadt- 
problem" (Schmollers  Jahrbuch  XXXII,  Jahrg.  1908).  — 
H.  Kampffmeyer,  Die  Gartenstadtbewegung,  2.  Aufl.  1913. 
(Aus  Natur  und  Geisteswelt,  Bd.  259.)  —  Gustav  Simon, 
Die  deutsche  Gartenstadt.  Deren  Wesen  und  ihre  heutigen 
Typen.  1912.  —  Die  deutsche  Gartenstadtbewegung. 
Herausg.  von  der  Deutschen  Gartenstadtgesellschaft.  1911.  — 
Aus  englischen  Gartenstädten.  Beobachtungen  und  Er- 
gebnisse einer  sozialen  Studienreise. — v.  Berlepsch-Valendas, 
Die  Gartenstadtbewegung  in  England,  ihre  Entwicklung  und  ihr 
jetziger  Stand.  1911.  —  Biel,  Wirtschaftliche  und  technische 
Gesichtspunkte  zur  Gartenstadtbewegung.  Leipzig  o.  J.  — 
Die  Gartenvorstadt  Leipzig  -  M  ar  ienbrunn.  Leipzig  1913.  — 
Die  Bedeutung  der  Gartenstadtbewegung.  Vier  Vor- 
träge. 1914.  —  Kampffmeyer,  „Die  Gartenstadtbewegung" 
in  „Wohnungs-  und  Siedlungsfrage  nach  dem  Kriege".  — 
Hammer,  Sozialismus  oder  Stadtgründung.  1915  und  „Moderne 
Stadtgründung"  (Der  Städtebau,  Jahrg.  VII,  Heft  1,  1915). 

1  Jetzt  so  packend  geschildert  in  dem  Roman  von  Clara 
Viebig,  „Eine  Handvoll  Erde". 

2  Deutsche  Ausgabe  „Gartenstädte  in  Sicht",  mit  Vorwort 
von  Oppenheimer. 

3  Theodor  Fritsch,  Die  Stadt  der  Zukunft. 

4  S.  Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage  (I)  S.  115  ff. 

5  S.  die  Abbildungen  in  „Aus  englischen  Gartenstädten" 
und  Berlepsch-Valendas. 

6  1913  waren  es  8500  Einwohner  und  32  gewerbliche  Betriebe. 

7  Vgl.  Kampffmeyer  a.  a.  O.  S.  97  ff. 

8  Vgl.  Fuchs,  Die  Grundprobleme  der  deutschen  Agrar- 
politik. 2.  Aufl.  1913,  S.  56. 

9  Vgl.  Kampffmeyer,  Die  Entwicklung  eines  modernen 
Industrieortes  und  die  Lehren,  die  sich  daraus  für  die  industrielle 
Ansiedlungspolitik  ergeben.    Karlsruhe  1910. 

10  Siehe  Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage  (I),  S.  115  ff. 

11  Siehe  unten  IV. 

12  Uber  den  heutigen  Stand  der  deutschen  „Gartenstädte"' 
siehe:  Kampffmeyer  a.  a.  O.  S.  41  und  in  „Wohnungs-  und 
Siedlungsfrage". 

13  Andererseits  hat  sich  neuerdings  bei  Festhalten  an  Gemein- 
eigentum resp.  Gemeinbesitz  seitens  der  Gesellschaft  auch 
Erbmiete  der  Bewohner  entwickelt.  Siehe  Kampffmeyer, 
Gartenstadtbewegung,  S.  71. 
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14  Vgl.  die  Schrift  von  Abendroth,  Die  Großstadt  als  Städte- 
gründerin. —  Die  erste  Stadt,  welche  dies  in  Deutschland  getan 
hat,  ist  wohl  Düren;  neuerdings,  allerdings  nur  indirekt  durch 
Unterstützung  einer  Genossenschaft,  namentlich  Str  aß  bürg  i.E. 
(Gartenstadt  Stockfeld).  Eine  große  Einfamilienhaussiedlung 
auf  einem  Gelände  von  rund  15  ha  mit  einem  Boden-  und  Bau- 
wert von  5%  Millionen  Mark  plant  jetzt  die  Stadt  Berlin- 
Lichtenberg.  (S.  2.  Jahresber.  des  Groß-Berliner  Vereins  für 
Kleinwohnungswesen  1915  S.  6.) 

15  Siehe  meinen  Aufsatz  „Wohnungsfrage  und  Großberlin' ' 
in  der  Frankfurter  Zeitung  Nr.  75  vom  15.  März  1908  und 
jetzt  Beuster,  „Wie  fördern  wir  praktisch  das  Siedlungswesen 
Groß-B erlins  ?"  (1.  Jahresber.  des  Groß-Berliner  Vereins  für 
Kleinwohnungswesen  1914.) 

IV. 

Kleinhaus  und  Massenmiethaus 

Generalreferat  über   das   Thema   „Kleinhaus  oder 
Miethaus"  auf  dem  IX.  Internationalen  Wohnungs- 
kongreß in  Wien  1910. 

(Erschienen  im  Bericht  über  den  IX.  Internationalen  Wohnungs- 
kongreß, Bd.  I,  Wien  1911  und  in  der  Zeitschrift  für  Woh- 
nungswesen 1910.) 

Vgl.  dazu  insbes.  Horsf  all  und  Fuchs,  „Noch  einmal  ,Klein- 
haus  und  Mietkaserne"'.  (Zeitschrift  für  Wohnungswesen, 
Jahrg.  IV,  1906,  Nr.  18  und  19.)  —  Keller  und  Nitze,  Groß- 
Berlins  bauliche  Zukunft.  1910.  —  Weiß,  Können  die  in  den 
heutigen  großstädtischen  Wohnverhältnissen  liegenden  Mängel 
und  Schäden  behoben  werden?  Berlin  1912.  —  Serini,  Die 
bauliche  Bodenausnutzung  bei  verschiedener  Geschoßzahl,  Weit- 
räumigkeit und  Hausform.  München  1914.  —  Drach,  Ver- 
gleich der  Wirtschaftlichkeit  extensiver  und  intensiver  Bau- 
weise. München  1914.  —  Zur  Wohnungsfrage.  Drei  Preis- 
schriften. Herausgegeben  vom  Schutzverband  für  deutschen 
Grundbesitz.  Berlin  1916.  —  F.  K.  Schmidt,  „Kleinhaus 
öder  Massenmiethaus"  in  „Wohnungs-  und  Siedlungsfrage  nach 
dem  Kriege". 

1  Stübben  bezeichnet  als  am  meisten  üblich  die  Unter- 
scheidung: „Kleinhaus"  für  ein  Haus  mit  einer  oder  zwei 
Wohnungen  bescheidenen  Umfanges;  „Bürgerhaus"  ein  Haus 
mit  bis  zu  drei  Wohnungen  mittleren  Umfanges;  „Zins- 
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haus"  ein  Gebäude  mit  vier  bis  acht  oder  zehn  Kleinwohnungen, 
Mittel-  oder  Herrschaftswohnungen;  „Mietkaserne"  eine  un- 
begrenzte Anzahl  von  Wohnungen  aller  Art  umschließend,  in 
der  großen  Mehrzahl  dem  Bedarf  entsprechend,  Kleinwohnungen 
für  die  Arbeiterklasse.  „Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daß 
das  Kleinhaus  nicht  mehr  als  zwei,  das  Bürgerhaus  nicht  mehr 
als  drei,  das  Zinshaus  nicht  mehr  als  vier  Wohngeschosse  in 
der  Regel  erhält,  während  die  Mietkaserne  vier  und  fünf  Ge- 
schosse, in  Wien  sechs,  in  Frankreich  und  Italien  noch  mehr, 
8 — 10  Geschosse  aufweist".  (Bericht  über  die  XII.  General- 
versammlung des  Rheinischen  Vereins  für  Kleinwohnungs- 
wesen, 1909,  S.  22;  ebenso  in  „Die  Wohnungsfrage",  Vorträge, 
gehalten  im  Österr.  Ingenieur-  und  Architekten-Verein".  Wien 
1910).  Vgl.  dazu  insbes.  Eberstadt,  Handbuch  des  Wohnungs- 
wesens, 2.  Aufl.  S.  226  (und  113)  und  Grub  er,  Wohnungsnot 
und  Wohnungsreform  in  München,  S.  13. 

2  Siehe  die  zweigeschossigen  Vierwohnungshäuser  in  der 
Gartenvorstadt  Marienbrunn  bei  Leipzig.   (A.  a.  O.  S.  72/73.) 

3  Siehe  die  Statistik  oben  S.  9. 

4  Von  100  Wohnungen  waren  Eigen  Wohnungen  in  Lübeck 
33,  Köln  14,  Königsberg  5,5,  Charlottenburg  3,  Berlin  2%* 
(Stübben,  „Wohnungsfrage  und  Bauordnung"  in  Baupolizei- 
liche Mitteilungen.  1905). 

5  „Besonders  hervorgehoben  muß  noch  werden,  daß  der 
Ordnungssinn  und  die  Achtung  vor  fremdem  Eigentum  in 
der  Mietskaserne  sehr  stark  leiden."  (Weiß  a.  a.  O.  S.  87.) 

6  Siehe  unten  VI,  Anm.  7. 

7  Vgl.  Gruber  a.  a.  O.  S.  11. 

8  Siehe  Bericht  über  den  IX.  Internationalen  Wohnungs- 
kongreß, S.  634  ff. 

9  Man  vergleiche  damit  die  Wohn  dicht  igk  ei  t  von  London 
und  Berlin:  dort  18  000,  hier  32  000  Menschen  auf  dem  Quadrat- 
kilometer (Ballod  a.  a.  O.  S.  681). 

10  Bericht  S.  569. 

&  Bei  allen  diesen  Vergleichen  wird  übrigens  immer  nur  das 
Einfamilienhaus  mit  dem  Massenmiethaus  verglichen,  ohne 
Berücksichtigung  des  Gartens,  der  insbesondere  in  den  Garten- 
städten bei  ihm  und  auch  den  kleinen  Mehrfamilien-  (richtiger: 
Mehrwohnungs-)  häusern  einen  wesentlichen,  auch  wirtschaft- 
lich, nicht  nur  gesundheitlich,  wichtigen  Bestandteil  der  ganzen 
Wohnung  bildet.  Siehe:  „Der  Wert  des  Gartens"  von  E.  B. 
(Die  Gartenstadt,  Jahrg.  VI,  1912). 

12  Bericht  S.  584  und  Hör s fall  a.  a.  O. 
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13  S.  168ff.  — Vgl.  jetzt  aber  Flügge,  Großstadtwohnungen 
und  Kleinhaussiedlungen  in  ihrer  Einwirkung  auf  die  Volks- 
gesundheit. Jena  1916.  —  In  Ulm-Stadt  ist  die  Sterblich- 
keit 18,5 %0,  in  den  dortigen  städtischen  Kleinhäusern  12,25  %o« 

14  Siehe  unten  VI,  Anm.  1. 

15  Siehe  unten  S.  101. 

16  Danach  betragen  die  Baukosten  per  Raum  in  dem  Cottage 
zwischen  37  und  95  £>  der  Durchschnitt  ist  40 — 60  £  gegen 
102  £  bzw.  neuerdings  92  £  im  Block  (Bericht  S.  576  ff.).  — 
Vgl.  auch  Horsfall  a.  a.  O. 

17  Danach  sind  die  Baukosten  per  Zimmer  in  Etagenhäusern 
in  Frankreich  durchschnittlich  1400  Fr.,  d.  h.  28%  mehr  als 
im  Einfamilienhaus. 

18  Bericht  S.  596  ff. 

19  Siehe  Keller  und  Nitze  a.  a.  O.  S.  62. 

20  Zeitschrift  für  Wohnungswesen.  Jahrg.  VIII,  Nr.  10.  Auf 
dem  II.  Deutschen  Wohnungskongreß  zieht  er  daraus  den  weiteren 
Schluß:  „Wir  dürfen,  so  lange  der  Bodenpreis  30  M. 
nicht  übersteigt,  höhere  Häuser  als  dreigeschossige 
überhaupt  verbieten." 

21  Vgl.  hierzu  Horsfall  a.  a.  O.  und  Ballod  a.  a.  O.  S.  239  ff., 
Keller  und  Nitze  a.  a.  O.  S.  59  ff .  und  jetzt  vor  allem  die 
eingehenden  und  genauen  Berechnungen  von  Serini,  Drach 
und  besonders  Weiß  (a.  a.  O.  S.  17  ff.);  letzterer  kommt  zu 
dem  Ergebnis,  daß,  bei  annähernd  gleicher  Nutzfläche  wie  in 
den  Mietkasernen,  beim  Einzelhaus  (d.  h.  Einfamilienhaus) 
trotz  der  erheblich  höheren  anteiligen  Kosten  für  die  Neben- 
anlagen und  Straßen  die  Kosten  der  Nutzeinheit  nicht  wesentlich 
höher  sind  als  bei  der  Mietkaserne,  diese  geringe  Differenz  aber 
durch  Einsparungen  an  den  (nach  den  bestehenden  Vorschriften) 
unnötig  starken  Konstruktionsteilen  leicht  beseitigt  werden 
kann.  Ferner  das  Referat  von  Oberbaurat  F.  K.  Schmidt, 
der  praktisch  die  wirtschaftliche  Überlegenheit  des  Kleinhauses, 
insbesondere  des  niedrigen  Mehrfamilienwohnhauses,  bei  seinen 
Kleinhausbauten  bewiesen  hat,  auf  dem  Intern.  Kongreß  für 
Wohnungshygiene  in  Dresden,  1911  und  in  „Wohnungs-  und 
Siedlungsfrage  nach  dem  Kriege".  —  Fischer,  „Die  Förderung 
des  Kleinsiedlungswesens  in  Preußen",  Archiv  für  Innere 
Kolonisation,  IX,  Heft  1/2,  S.  49.  —  Werner,  Mietwohnung 
oder  Eigenhaus?  2.  Aufl.,  Eßlingen  a.  N.  o.  J.  S.  10  ff. 
—  „Zu  den  Baukosten  des  Kleinhauses"  von  E.  B.  (Garten- 
stadt, Jahrg.VI,  Nr.  2, 1912)  und  Architekt  H.Wagner-Bremen 
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in  „Bauordnung  und  Bebauungsplan  in  ihrer  Bedeutung  für 
die  Gartenstadtbewegung"  1912. 

22  Siehe  Bericht  S.  735. 

23  „Der  Einfluß  von  Baubeschränkungen  auf  Mieten  und 
Bodenwerte".  Vgl.  auch  dessen  Schrift  „Mietzinse  und  Boden- 
werte in  Prag  in  den  Jahren  1869—1902".  (Wiener  Staats- 
wissenschaftliche Studien  IX,  1)  mit  Einleitung  von  Wies  er. 

24  „Miete  und  Grundrente"  in  der  Zeitschrift  für  Volks w., 
Soz.-Pol.  und  Verw.  XVIII. 

25  Vgl.  meinen  Aufsatz:  „Über  Bodenrente  und  Boden- 
spekulation" (Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik 
Bd.  XXIII,  1906).  —  Luther,  Referat  für  die  Immobiliar- 
kreditkommission 1914,  S.  7  und  8  und  M.  Wagner,  „Der 
Groß-Berliner  Baulandhandel"  (Technisches  Gemeindeblatt, 
Jahrg.  XIX  Nr.  4,  1916).  Hier  wird  den  Terraingesellschaften 
nachgewiesen:  „eine  Überschätzung  des  Baulandbedarfs 
für  absehbare  Zeitabschnitte  und  die  hierdurch  veranlaßte  Fest- 
legung von  Kapitalien,  deren  Verzinsung  nicht  sichergestellt 
ist,  und  die  daher  durch  Überschreibung  von  Zins  und  Zinses- 
zins fortlaufend  an  der  Preissteigerung  des  Baulandes  arbeiten". 

26  Siehe  die  Beispiele  bei  Weiß  a.  a.  O.  S.  95. 

27  „Zweifamilienhäuser  für  Großstädte"  (Der  Städtebau,  Juni 
1910)  und  „Kleine  Häuser  für  große  Städte"  (Jahrb.  der  Boden- 
reform VIII,  S.  81  ff.).  Vgl.  dazu  W«iß  a.  a.  O.  S.  137  ff.  Es 
ist  verwirklicht  worden  in  der  Siedlung  „Ideal"  in  Britz. 
(Siehe  „Ein  wichtiger  Sieg  des  Einfamilienreihenhauses  über  die 
Wohnkaserne"  von  E.  B.  in  der  „Gartenstadt"  Jahrg.  VI, 
Heft  5,  1912).  Vgl.  auch  die  Ersetzung  einer  geplanten  Rand- 
bebauung mit  Massenmiethäusern  durch  Schaffung  derselben 
Zahl  von  Wohnungen  auf  demselben  Gelände  in  niederen  Reihen- 
häusern seitens  des  Sächsischen  Heimatschutzes:  Weiß,  S.  139. 

28  Ein  ähnliches,  aber  weniger  radikales  Reformprojekt 
zur  Beseitigung  dieser  Mängel  ist  das  von  Bauinspektor  Redlich 
in  Rixdorf  mit  lauter  der  Längsrichtung  eines  Blockes  parallel 
laufenden  dreigeschossigen  Wohnstraßen  (und  Spielplätzen)  im 
Innern.  Siehe  seinen  Aufsatz  „Miethäuser  ohne  Seitenflügel" 
im  Technischen  Gemeindeblatt  1910,  Nr.  22—24.  Vgl.  Weiß 
a.  a.  O.  S.  140. 

29  Weiß  hält  diese  auch  von  A.  Voigt  erhobenen  Bedenken 
für  unbegründet  (a.  a.  O.  S.  138). 

30  Siehe  unten  VII  und  VIII. 

31  Schon  lange  vor  Eberstadt  haben  allerdings  Fauch  er, 
Bruch  und  Orth  auf  diesen  Zusammenhang  aufmerksam  ge- 
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macht,  aber  ohne  gleichen  Widerhall  zu  finden;  vgl.  meine 
Abhandlung  „Die  Wohnungsfrage"  in  der  Festgabe  für  Schmoller 
1908  und  Hegemann  a.  a.  O. 

32  Vgl.  Schiele,  Über  innere  Kolonisation  und  städtische 
Wohnungsfrage,  S.  183 ff.;  v.  Mangoldt  in  „Rechtsordnung  und 
Wohnungsverhältnisse".  1912,  S.  13.  —  Bauermeister, 
Schullasten  und  Dezentralisation.  1916. 

33  Auch  das  Verbot  oder  die  Erschwerung  des  billigen  und 
im  Interesse  des  Heimatschutzes  oft  erwünschten  Fachwerk- 
baus  gehört  hierher. 

34  Zeitschrift  für  Wohnungswesen.   Jahrgang  VIII,  Nr.  4. 

35  So  insbesondere  die  Berliner  Bauordnungen.  Vgl.  Keller 
und  Nitze  a.  a.  O.  S.  90. 

36  Uber  die  notwendigen  Reformen  der  Berliner  Bebauungs- 
bestimmungen ebenda  S.  88  ff. ;  speziell  über  die  wünschens- 
werten und  möglichen  Erleichterungen  für  den  Kleinhausbau: 
Weiß  a.  a.  O.  S.  122  ff. 

37  Vgl.  „Berlins  dritte  Dimension".  Verlag  der  Berliner 
Morgenpost,  o.  J. 

38  Vgl.  zu  der  hier  aufgestellten  Forderung  einer  richtigen 
Mischung  von  Hoch-  und  Flachbau  auch  Beuster  a.  a.  O. 
S.  31.  Verwirklicht  ist  eine  solche  Mischung  heute  schon  in 
dem  dichtbevölkerten  rheinisch-westfälischen  Industrie- 
bezirk mit  seinen  eng  aneinandergereihten  Großstädten:  nur 
10%  hohe  Etagenhäuser,  40%  mittelgroße  Miethäuser  und  50% 
Kleinhäuser.  (Ebenda  S.  32.)  —  Vgl.  Gruber  a.  a.  O.  S.  13: 
„An  die  Stelle  der  verwerflichen  Mietkaserne  muß  als  städti- 
sches Normalmiethaus  für  die  breiten  Volksschichten  das 
Kleinhaus  [=  dem  sonst  sog.  „Bürgerhaus"]  treten,  ein  Haus 
mit  höchstens  drei  Wohngeschossen,  mit  zwei,  aller- 
höchstens  drei,  zwei-  bis  vierräumigen  WTohnungen 
in  jedem  Geschosse  an  einer  Treppe,  mit  höchstens 
zur  Hälfte  überbautem  Grundstück  ohne  Rück- 
gebäude  und  nennenswerte  Flügelbauten,  an  den 
beiden  Hauptfronten  frei  zugänglich  für  Luft  und 
Licht  und  mit  dem  Blick  ins  Grüne."  Ferner:  Schön- 
felder, „Für  das  Kleinhaus"  (Rheinische  Blätter  für  Woh- 
nungswesen XII,  Heft  1,  1916).  Hier  wird  das  schmale,  in 
Holland  übliche  Dreistockhaus  als  das  „mietbare  Eigenhaus 
des  kleinen  Mannes"  empfohlen.  —  Von  besonderer  Bedeutung 
sind  die  folgenden  von  dem  „Verein  für  Verbesserung  der 
Wohnungsverhältnisse  in  München"  aus  praktischer  Er- 
fahrung gewonnenen   Gesichtspunkte  für  die  Förderung  des 
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Kleinhauses,  denen  eine  ziemlich  allgemeine  Gültigkeit  zu- 
kommen dürfte: 
„1.  Als  ideale  Wohnform  darf  zunächst  das  Einfamilienhaus, 
wie  es  nicht  nur  in  England,  sondern  auch  in  Belgien  in 
größtem  Maßstabe  vorherrscht,  trotz  der  Vorwürfe,  welche 
in  nur  sehr  bedingt  berechtigter  Weise  gegen  dessen  Ein- 
förmigkeit gemacht  werden,  erachtet  werden. 

2.  Die  Unterschiede  des  Klimas,  der  strengere  Winter  ins- 
besondere, erfordern  für  Bayern  gegenüber  England  eine 
wesentlich  massivere  Bauweise.  Die  Höhe  der  dadurch 
und  durch  die  Grundstückspreise  bestimmten  Mietpreise 
beschränkt  das  Einfamilienhaus  mit  Garten  bei  uns  zu- 
nächst auf  jene  gelernten  Arbeiter,  Werkmeister  und  Unter- 
beamte usw.,  welche  über  ein  Einkommen  von  mindestens 
140  Mk.  verfügen.  In  diesen  Kreisen  herrscht  auch  in 
München  das  größte  Interesse  für  ein  gesundes  Wohnen. 

3.  Die  Bestrebungen,  durch  möglichst  zweckmäßige  Bauweise, 
einfache  Straßenherstellung  usw.  das  Ein-  oder  Zwei- 
familienhaus zu  verbilligen  und  dadurch  immer  weiteren 
Kreisen  zugänglich  zu  machen,  verdienen  die  größte  För- 
derung. Für  jene  Kreise  der  Arbeiterschaft  und  ihnen 
wirtschaftlich  gleichgestellten  Klassen,  welche  für  ihre 
Wohnungen  nicht  mehr  als  wie  durchschnittlich  18  bis 
20  Mk.  für  die  zweiräumige  und  27  bis  30  Mk.  für  die 
dreiräumige  Wohnung  auszugeben  in  der  Lage  sind,  ist 
das  Einfamilienhaus  zunächst  nicht  zugänglich,  vielmehr 
ist  für  sie  das  Kleinhaus  zu  erstreben.  Gegenüber  der 
bisher  üblichen  Bauweise  kommt  daher  als  Wichtigstes 
die  Beschränkung  der  Zahl  der  Geschosse  der  Häuser, 
die  Vermeidung  von  Seiten-  und  Rückgebäuden  und  an 
deren  Stelle  die  Anlage  von  kleinen  Gärten,  innerhalb 
der  Häuser  aber  als  Wichtigstes  die  Abgeschlossenheit 
jeder  einzelnen  Wohnung  in  Betracht. 

4.  Für  diese  letzteren  Kategorien  kommt  also  vorerst  der 
Typ  des  Hauses  mit  einem  Erdgeschoß,  einem  Obergeschoß 
und  Mansarde,  wie  ihn  die  ersten  Bauten  [des  Vereinsjan  der 
Rosenheimerstraße  aufweisen,  oder  mit  Erd-  und  zwei  Ober- 
geschossen in  Betracht/' 

(VIII.  Jahresbericht  1906/07.)  „Das  Einfamilienhaus"  —  heißt 
es  am  Schlüsse  des  Berichts  —  „ist  die  maßgebende  Wohn- 
form für  den  englischen  Arbeiter,  und  alle  deutschen  Fachleute 
sind  sich  darüber  einig,  daß  es  das  Bestreben  der  deutschen 
Wohnungsreform  sein  muß,  natürlich  nach  Maßgabe  der  ver- 
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schiedenen  klimatischen  Verhältnisse,  das  in  England  Erreichte 
sinngemäß  auf  deutsche  Verhältnisse  zu  übertragen  unter 
Wahrung  der  Eigenart  deutscher  Wohnweise  und  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähig- 
keit des  Arbeiters." 

39  Siehe  Eberstadt,  Handbuch  des  Wohnungswesens  S.  42 ff. 

40  Uber  den  sich  anbahnenden  Wandel  in  den  Anschauungen 
der  Arbeiter  selbst  siehe:  Joos,  Redakteur  der  Westdeutschen 
Arbeiterzeitung,  „Die  Stellung  der  Industriearbeiter  zur  Frage 
der  Ansiedlung  außerhalb  der  Stadt"  (Rheinische  Blätter  für 
Wohnungswesen,  XII.  Jahrg.  1916,  Heft  7).  „Der  Siedlungs- 
gedanke" —  heißt  es  hier  —  „hat  heute  die  einsichtigen 
Arbeiter,  hat  auch  die  Arbeiterorganisationen  für  sich.  Die 
Kleinsiedlung  außerhalb  der  Stadt  hat  die  Arbeitervereine, 
die  Erziehungszwecke  auf  ihre  Fahne  geschrieben  haben,  zum 
besonderen  Freund." 

V. 

Heimatschutz  und  Wohnungsfrage 

Referat   auf   der    Generalversammlung    des  Bundes 
Heimatschutz  in  München  1906  und  (erweitert)  auf 
der  Gemeinsamen    Tagung   für   Denkmalpflege  und 
Heimatschutz  in  Salzburg  1911. 

(Erschienen  in  der  Zeitschrift  für  Wohnungswesen  in  Bayern 
1906  und  im  Bericht  über  die  Gemeinsame  Tagung  für  Denkmal- 
pflege und  Heimatschutz  Salzburg  1911.) 

Vgl.  Fuchs,  Heimatschutz  und  Volkswirtschaft.  Halle  a.  S. 
1905  und  „Denkmalpflege  und  Heimatschutz"  im  Handbuch 
der  Politik,  2.  Aufl.  Abschn.  84.  —  Wuttke,  Wohnungsfürsorge 
und  Heimatschutz.  (Sonderheft  der  Mitteilungen  des  Landes- 
vereins Sächsischer  Heimatschutz,  Bd.  II,  Heft  8.)  —  Paul 
Weber,  Heimatschutz  und  Bodenreform.  1906.  —  Munscheid, 
„Baulinie  und  Heimatschutz".  (Der  Städtebau,  Jahrg.  XII, 
Heft  1,  1915.) 

1  Siehe  „Zur  Wohnungsfrage"  (I)  S.  113  ff. 

a  Vgl.  Fuchs,  „Die  Hamburger  Sanierung"  in  der  Zeitschrift 
für  Wohnungswesen. 

3  Siehe  Weber  a.  a.  O. 

4  Siehe  Mewes,  Bodenwerte,  Bau-  und  Bodenpolitik  in  Frei- 
burg i.  Br.  während  der  letzten  40  Jahre  (1863 — 1902).  (Volks- 
wirtsch.  Abh.  der  Badischen  Hochschulen,  VII.  Bd.,  3.  Heft.) 

Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.    Neue  Folge  14 
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5  Siehe  oben  Nr.  IV. 
e  Siehe  oben  Nr.  III. 


VI. 

Die  Wohnungsfrage  und  der  Staat 

Rede  auf  dem  Zweiten  Deutschen  Wohnungskongreß 
zu  Leipzig  1911. 

(Erschienen  im  Bericht  über  den  zweiten  deutschen  Wohnungs- 
kongreß S.  284  ff.) 

1  Die  gleiche  Reihenfolge  zeigt  auch  die  Siedlungsdichtigkeit: 
es  leben  in  London  16  000,  in  Berlin  32  000,  in  Paris  35  000 
Menschen  auf  dem  Quadratkilometer  (Ballod  a.  a.  O.  S.  681). 

„Die  Tuberkulose  geht  mit  der  Wohnungsdichtigkeit 
parallel"  (Rubner).  Vgl.  Wernicke,  „Die  Wohnung  in  ihrem 
Einfluß  auf  die  Sterblichkeit,  Krankheit  und  soziale  Lage", 
herausgegeben  von  Rone  und  Tugendreich.  1912,  S.  45  ff., 
insbesondere  S.  69  ff.  —  Flügge,  Großstadtwohnungen. 
1916. 

2  Auch  die  Sommersterblichkeit  der  Säuglinge  ist  eine 
Wohnungskrankheit,  Wernicke  a.  a.  O.  S.  96  f.  In  der  Garten- 
stadt Hell  er  au,  die  nur  Einfamilienhäuser  hat,  sind  1912 
15 — 19  mal  weniger  Säuglinge  gestorben  als  in  Dresden,  Leipzig 
und  Chemnitz,  und  auch  die  Sterblichkeit  unter  den  Kindern 
bis  zum  14.  Jahr  war  zirka  10  mal  besser  als  in  diesen  drei 
Städten.    (Siehe:  Das  Eigenhaus  in  Hellerau,  S.  8.) 

3  Treffend  dargestellt  in  Clara  Viebigs  Roman,  „Eine 
Handvoll  Erde". 

*  Vgl.  Südekum  a.  a.  O.  S.  45  ff. 

5  Die  Zahl  der  Geburten  betrug  im  Deutschen  Reich  im  Durch- 
schnitt der  Jahre  1871—80  40,7,  1901—10  33,9,  1913  aber 
28,3%0.  Die  städtische  Fruchtbarkeit  ist  in  Preußen  seit  1880 
um  etwa  ein  Drittel  gesunken,  die  ländliche  um  etwa  ein 
Zehntel.  Die  Fruchtbarkeit  der  großstädtischen  Bevölkerung 
reicht  nicht  mehr  zur  Selbsterhaltung  aus;  die  Eigen- 
vermehrung der  Groß-Berliner  Bevölkerung  war  bereits  1910 
um  ein  Neuntel,  diejenige  Berlins  sogar  um  ein  Sechstel 
hinter  dieser  Grenze  zurückgeblieben.  Der  Geburtenüberschuß 
betrug  in  Preußen: 
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1911       1913  1914 

in  den  Städten   —        10,04  9,80 

auf  dem  Lande    ......     —        15,76  16,19 

in  Berlin   5,2  —  — 

in  Hamburg   7,4         —  — 

in  Bremen  (Kleinhausbau)  .10,8  —  — 
In  den  Jahren  1906/10  entfielen  in  Preußen  auf  1000  Frauen 
zwischen  15  und  45  Jahren  jährliche  Lebendgeborene  in  Berlin 
84,1,  in  sämtlichen  preußischen  Städten  117,6,  in  den  Land- 
gemeinden und  Gutsbezirken  168,8,  mithin  auf  dem  Land  um 
51,2  mehr  als  in  den  Städten.  Seit  1876/80  ist  die  Ziffer  zurück- 
gegangen in  Berlin  um  65,1,  in  sämtlichen  preußischen  Städten 
um  43,0,  in  den  Landgemeinden  und  Gutsbezirken  aber  nur 
um  14,1. 

6  Siehe  oben  S.  64. 

7  1903  zogen  in  den  sechs  Städten  Berlin,  Breslau,  Köln, 
Nürnberg,  Magdeburg,  Charlottenburg  1345210  Personen  =38% 
der  Bevölkerung  um,  mit  den  Fortgezogenen  aber  1,8  Millionen 

=  51%,  d.  h.  1906  zogen  in  Berlin  allein  —  ohne  die  Umzüge 
von  und  nach  den  Vorortsgemeinden  —  1481752  Menschen  um. 

In  Leipzig  hatten  1910  nur  12%  aller  Wohnungen  denselben 
Mieter  länger  als  10  Jahre. 

8  Siehe  Brentano,  Versuch  einer  Theorie  der  Bedürfnisse. 
München  1908,  S.  26. 

9  Nach  der  Erhebung  vom  1.  Dezember  1906  betrug  die  tat- 
sächliche „Ist"-Ziffer  der  sämtlichen  Militärpersonen  (Unter- 
offiziere und  Soldaten)  nach  ihrer  Herkunft  gegenüber  der 
=  100  gesetzten  „Soll"-Ziffer  bei  den  Gemeinden 

mit  weniger  als  2000  Einwohnern  ...  114 
„     2  000  bis  unter    5  000  Einwohnern  91 
5  000   „      „      20  000         „  86 
„    20  000   „      „    100  000         „  83 
„  100  000  und  mehr  Einwohnern  ...  65 

10  Siehe  meinen  Aufsatz  „Das  österreichische  Wohnungs- 
gesetz" in  den  Annalen  für  soziale  Gesetzgebung,  Bd.  I,  1911. 

VII. 

Preußisches  oder  Reichswohnungsgesetz? 

(Erschienen  in  den  Annalen  für  soziale  Politik  und  Gesetz- 
gebung, Bd.  II,  1912.) 
1  Er  gliederte  sich  in  sieben  Artikel,  die  sich  insbesondere 
bezogen  auf  die  Geländeerschließung,  die  Straßenbaukosten, 
die  Wohnungsbenutzung  und  die  Wohnungsaufsicht. 

14* 
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8  Dazu  ist  neuerdings  eine  „wissenschaftliche  ( I )  Zeitschrift 
für  den  gesamten  Grundbesitz  und  Realkredit"  („Um  Grund 
und  Boden")  getreten.  —  Vgl.  Jäger,  Bodenreform, 
Wohnungsfrage  und  Schutzverband.  1914. 

3  Siehe  das  Auftreten  von  Haberland,  Baumert  und 
Waith  er  auf  dem  X.  Internat.  Wohnungskongreß  im  Haag 
(1913)  und  ihre  Zurückweisung  durch  Mahaim,  Aldridge 
und  mich.  (Xme  Congres  International  des  Habitations  ä  bon 
marche,  Compte  Rendue.   Rotterdam.  S.  264,  296  und  299.) 

4  Siehe:  „Tempelhofer  Feld  und  Volkswohl"  (Flug- 
schrift des  Ansiedlungsvereins  Großberlin)  1911. 

5  Vgl.  Hegemann  a.  a.  O.  S.  79  und  oben  S.  27. 

6  Frankfurter  Zeitung  Nr.  255,  14.  Sept.  1912. 

7  Bericht  über  den  II.  deutschen  Wohnungskongreß,  S.  304. 

8  Siehe  Bericht  über  die  XV.  Generalversammlung  des 
Rheinischen  Vereins  für  Kleinwohnungswesen  am  27.  Juli  1912 
zu  Düsseldorf,  S.  13. 

9  Nach  der  Berechnung  von  Seibt  (Zeitschrift  für  Wohnungs- 
wesen, Jahrg.  X,  Nr.  18)  wären  es  „nur"  424000,  d.  h.  14,2% 
der  Gesamtbevölkerung  von  Groß-Berlin.  In  Berlin  selbst  aber 
wäre  der  Anteil  15%,  in  Neukölln  18%  und  in  Britz  25  %t 
Dabei  entfiele  die  Überfüllung  fast  ausschliesslich  auf  die  Ein- 
zimmerwohnungen und  allenfalls  noch  auf  die  Zweizimmer- 
wohnungen.  Hier  ist  also  der  Prozentsatz  noch  viel  höher. 

10  Zeitschrift  fürWohnungswesen,  Jahrg.  X,  Nr.  16  vom  28.  Mai 
1912.  Eine  Kritik  dieses  Entwurfes  gibt  Baumeister  in  seinem 
Aufsatz:  „Die  Frage  der  Reichs wohnungsreform"  in  Nr.  1, 
Jahrg.  XI  vom  15.  Oktober  1912  derselben  Zeitschrift. 

11  Vgl.  den  Leitartikel  im  Morgenblatt  der  Frankfurter  Zeitung 
Nr.  255  vom  14.  September:  „Wie  man  bei  uns  verschleppt!" 
und  meinen  Artikel  „Preußen  und  das  Reich  in  der  Wohnungs- 
frage" in  der  Kölnischen  Zeitung  1913,  Nr.  109  und  112.  Das 
gleiche  drohte  auch  jetzt  wieder  einzutreten,  nachdem  der 
Entwurf  des  preußischen  Wohnungsgesetzes  infolge  des  Krieges 
nicht  zur  Erledigung  gekommen  war.    S.  aber  S.  192  ff. 

12  „Vorschläge  für  die  Reform- Gesetzgebung  in  der  Wohnungs- 
frage". Entwurf.  Mit  Begründung  als  Manuskript  gedruckt; 
nach  den  Ergebnissen  der  Konferenz  redigiert  im  Buchhandel 
erschienen  unter  dem  Titel  „Forderungen  der  Deutschen  Woh- 
nungsreformbewegung an  die  Gesetzgebung".  Göttingen  1912, 
Vgl.  dazu  v.  Mangoldt,  Rechtsordnung  und  Wohnungsverhält- 
nisse.   Gutachten  für  den  Deutschen  Juristentag  1912. 


213 


13  Vgl.  Annalen  für  soziale  Politik,  Jahrg.  I,  S.  94. 

14  Siehe  Annalen  für  soziale  Politik,  Bd.  I,  S.  641  f. 

16  Vgl.  Keller  in  der  Zeitschrift  für  Wohnungswesen,  Jahrg.  XI, 
Nr.  3. 

16  Vgl.  dazu  aber  auch  die  Artikel  von  Redlich,  „Mindest- 
forderungen an  Wohnräume  in  einem  zu  schaffenden  Wohnungs- 
gesetz" in  der  Zeitschrift  für  Wohnungswesen,  Jahrg.  XI, 
Nr.  2  ff.  Hier  wird  insbesondere  auch  gezeigt,  daß  manche 
Forderungen  schon  in  verschiedenen  Bauordnungen  vorgeschrieben 
sind  und  nur  einer  allgemeinen  Aufnahme  in  sämtliche  Bau- 
ordnungen bedürften,  um  ohne  Wohnungsgesetz  in  Geltung 
treten  zu  können. 

17  Die  Wohnungsinspektion  und  ihre  Ausgestaltung  durch 
das  Reich.  Herausg.  vom  Verein  Reichswohnungsgesetz. 
Göttingen  1900. 

18  Die  Wohnungsinspektion  und  die  Wohnungsämter  in 
Deutschland,  ihre  Notwendigkeit,  Verbreitung,  Organisation 
und  Weiterbildung.  (Tübinger  Dissertation.)  Braunschweig  1911. 

19  Vgl.  die  eingehende  Behandlung  dieser  Frage  in  der  Schrift 
von  Eickemeyer,  Zur  Frage  der  zweiten  Hypothek  (Tübinger 
Staatswissenschaftliche  Abhandlungen,  Neue  Folge,  Heft  2). 
Ferner  Lind  ecke,  Die  Beschaffung  der  zweiten  Hypotheken 
mit  Hilfe  der  Gemeinden.   Düsseldorf  1913. 

20  Unser  Wohnungswesen  und  die  Notwendigkeit  der 
Schaffung  eines  preußischen  Wohnungsgesetzes  (Jena  1910), 
sowie  jetzt  insbesondere:  Neue  Studien  über  Städtebau  und 
Wohnungswesen,  Jena  1912.  II.  Teil:  „Zur  Behandlung  des 
Realkredits  in  deutschen  Städten". 

21  A.  a.  O.  S.  99  ff. 

22  Vgl.  zu  dieser  ganzen  Materie:  Ehrlich,  Das  Reichs- 
hypothekenbankgesetz in  seiner  wirtschaftlichen  Bedeutung. 
Berlin  1909;  Eickemeyer  a.  a.  O.  S.  108  ff.  und  Rothkegel, 
„Das  Taxwesen  für  städtische  Grundstücke  in  Preußen  und  seine 
Reform"  (Zeitschr.  für  Wohnungswesen.  Jahrg.  X,  Nr.  23/24). 
Ferner  Feig-Mewes  a.  a.  O.  S.  93  und  Jahrbuch  der  Wohnungs- 
reform.   Jahrg.  1912,  S.  98  und  unten  VIII. 

23  Siehe  Keller,  „Vorschläge  für  ein  preußisches  Baugesetz", 
Zeitschrift  für  Wohnungswesen.   Jahrg.  XI,  Nr.  3. 

24  Siehe  Mitteilungen  der  Zentralstelle  für  Wohnungsreform 
in  Österreich,  Nr.  22.  Vgl.  zu  der  ganzen  Frage:  Sembritzki, 
„Steuerfragen"  in  „Wohnungs-  und  Siedlungsfrage  nach  dem 
Kriege". 
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25  Vgl.  dazu  auch  die  Artikel  von  Keller,  „Vorschläge  für 
ein  preußisches  Baugesetz''  in  der  Zeitschrift  für  Wohnungs- 
wesen, Jahrg.  XI,  Nr,  2  ff.,  und  Eberstadt,  Unser  Wohnungs- 
wesen usw.,  S.  21  ff. 

26  Was  auf  diesem  Wege  erreicht  werden  kann,  zeigt  in 
auffallenderWeise  die  neuere  Bau-  und  Bodenpolitik  in  Essen, 
deren  Schilderung  durch  den  Beigeordneten  Robert  Schmidt 
auf  dem  Evangelisch-sozialen  Kongreß  in  Essen  so  großes 
Aufsehen  erregt  hat.  Hier  ist  es  durch  Niedrighaltung  der 
Grundstückspreise  mittelst  der  städtischen  Bodenpolitik  und 
durch  Schaffung  billiger  Wohnstraßen  gelungen,  den  früheren 
örtlichen  Wohntyp,  das  Einfamilienhaus,  wieder  stark  in  Auf- 
schwung zu  bringen,  so  daß  die  große  Wohnetage  über  2000  M. 
Miete  nicht  aufkommen  kann.  Im  wesentlichen  Teil  des  Stadt- 
gebietes wurde  die  Geschoßzahl  auf  2  und  3  Vollgeschosse 
beschränkt,  und  auf  die  ganzen  Landkreise  von  der  Regierung 
eine  2  geschossige  Gruppenbauweise  gelegt.  Damit  hängt 
zweifellos  der  Rückgang  der  Sterblichkeit  während  eines  Jahr- 
zehnts um  mehr  als  die  Hälfte  (1900:  25,84,  1910:  12,35%) 
zusammen.  So  entsteht  in  Essen  ein  neuer  Städtetyp: 
die  „Industrie-  und  Wohnstadt"  —  eine  „bodenständige 
Siedelung  voll  Gesundheit  und  Schönheit,  ohne  Mietkaserne: 
der  einwandfreie  Organismus  der  modernen  Großstadtsiedelung" 
(siehe  Bericht  über  den  Evang.-soz.  Kongreß  zu  Essen).  Vgl. 
dazu  auch  Enke,  Private,  genossenschaftliche  und  städtische 
Wohnungspolitik  in  Essen  a.  R.  (Tübinger  staatswissenschaft- 
Mche  Abhandlungen  Heft  25)  1912. 

27  So  zuletzt  in  seinem  Referat  auf  demselben  Evangelisch- 
sozialen Kongreß  in  Essen:  „Mit  Freuden",  sagt  er  hier,  „gibt 
der  Bodenspekulant  noch  5%  mehr  Freifläche,  wenn  man  ihm 
die  Mietkaserne  gestattet".  Beim  Tempelhofer  Feld  wurden 
zuerst  30%  Freifläche  geboten,  dann  steigerten  sich  die  Be- 
werber, bis  der  jetzige  Käufer  45%  bot;  „er  bekam  das  Land 
und  —  baut  fünfgeschossige  teure  Mietkasernen".  (Verhand- 
lungen S,  121.) 

29  Und  seine  vollständige  Aufhebung  zu  verlangen,  wird 
man  gerade  dann  zögern,  wenn  man  von  einer  tiefgreifenden 
Reform  die  Neuschaffung  eines  zahlreichen  kleinen  Haus- 
besitzerstandes erhofft,  da  sein  gegenwärtiges  Odium  haupt- 
sächlich darauf  beruht,  daß  es  nur  so  wenigen  zugute  kommt, 
die  überdies  mehr  Hausverwalter  der  Hypothekengläubiger, 
als  wirkliche  Eigentümer  sind.  Für  seine  Milderung  hat 
Mangoldt  in  Düsseldorf  einen  beachtenswerten  Vorschlag  ge- 
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macht:  nämlich  die  Beseitigung  der  Anrechnung  der  Grund- 
und  Gebäudesteuern  auf  die  für  die  Kommunalwahlen  maß- 
gebenden Steuersummen.  Dadurch  würde,  wie  er  meint,  den 
Ubelständen  schon  vielfach  die  Spitze  abgebrochen. 

29  „Wohnungsverhältnisse  und  Städtebau  in  Spandau' ■  in 
den  Preuß.  Jahrb.  Bd.  144,  1911.  Dazu  Entgegnung  von 
Baumert  und  Replik  Eberstadts  ebenda  Bd.  145,  1911. 

VIII. 

Die  Aufgaben  der  Wohnungspolitik 
in  und  nach  dem  Kriege 

(Erschienen  in  den  Annalen  für  soziale  Gesetzgebung  und 
Statistik  Bd.  V.) 

Vgl.  dazu  insbes. :  Keller,  „Das  Wohnungswesen  und  der 
Krieg".  (Mitteilungen  des  Deutschen  Vereins  für  Wohnungs- 
reform, IV.  Jahrg.,  Nr.  3,  1915.)  —  Gas  teiger  a.  a.  O.  — 
Beuster,  Städtische  Siedlungspolitik  nach  dem  Kriege.  Berlin 

1915.  —  Althof  f,  „Das  Kleinwohnungswesen  nach  dem  Kriege". 
(Deutsche  Arbeit,  Heft  1,  1916.)  —  Lindemann,  „Die  Woh- 
nungsfrage nach  dem  Kriege".  (Sozialistische  Monatshefte,  1916, 
7.  Heft.)  —  Pribram,  „Der  Krieg  und  das  Wohnungswesen". 
(Mitteilungen  der  Zentralstelle  für  Wohnungsreform  in  Öster- 
reich, Dezember  1914.)  —  Krieg  und  Wohnungsfrage. 
Sonderheft  des  Bauspiegels,  Blätter  für  Baukultur  und  Woh- 
nungswesen. Düsseldorf  1915.  —  Luther,  Die  Wohnungs-  und 
Siedlungspolitik  nach  dem  Kriege.  (Schriften  des  Westfälischen 
Vereins  zur  Förderung  des  Kleinwohnungswesens,  Heft  8,  1916.) 
—  Sondermann,  Die  Wohnungsfrage  im  neuen  Reiche.  Mün- 
chen, o.  J.  und  Die  Bodenfrage  im  neuen  Reiche.  München 

1916.  —  Deutscher  Bund  Heimatschutz:  „Die  Wohnungs- 
und Siedlungsfrage  nach  dem  Kriege".  Bd.  I,  Grund- 
legung, herausg.  von  C.  J.  Fuchs. 

1  Siehe  den  vorhergehenden  Aufsatz. 

a  Siehe  meinen  Aufsatz:  „Das  preußische  Wohnungsgesetz 
und  das  Reich"  (Annalen  Bd.  II,  1913  S.  625  ff).  — Altenrath, 
„Der  preußische  Wohnungsgesetzentwurf"  (Zeitschr.  für  Woh- 
nungswesen XI,  Nr.  9,  1913).  —  Keller,  „Rundschau  über 
Wohnungsfrage  und  Wohnungsreform"  (Mitteilungen  des  Deut- 
schen Vereins  für  Wohnungsreform  1914,  Nr.  3).  —  Kuczynski 
in  den  Annalen  III  S.  205  ff. 
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3  Vgl.  V.  Ca rt haus,  „Zur  Geschichte  und  Theorie  der  Grund- 
stückskrisen in  deutschen  Großstädten,  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung von  Groß-Berlin"  im  Verlag  von  G.  Fischer,  Jena 
1916  und  Martin  Wagner,  „Der  Groß-Berliner  Bau- 
landhandel"  (Technisches  Gemeindeblatt,  Jahrg.  XIX,  Nr.  4, 
1916).  Hier  werden  durch  eine  überaus  instruktive  graphische 
Darstellung  die  Personal-  und  Bankverbindungen  von  28  Groß- 
Berliner  Terraingesellschaften  untereinander  und  mit  6  Groß- 
banken veranschaulicht  und  der  Gegensatz  hervorgehoben,  in 
welchem  diese  „straffe  großkapitalistische  Organisation  des  Groß- 
Berliner  Baulandhandels"  und  die  „hervorragende  persönliche 
Leitung  der  Terrainaktiengesellsehaften"  zu  dem  „verschwende- 
rischen Betriebsaufwand  der  einzelnen  Gesellschaften  zur  Ver- 
wirklichung ihrer  erhofften  Gewinne"  und  besonders  zu  ihrer 
„Überschätzung  des  Baulandbedarfs"  stehen  —  ein 
Gegensatz,  der  sich  daraus  erklärt,  daß,  wie  Wagner  selbst 
sagt,  „die  Gewinne  im  Baulandhandel  zu  nicht  unerheblichen 
Teilen  im  Gründungsgeschäft  vorweggenommen  werden  oder 
aus  reinen  Bank-  und  Geldgeschäften  fließen".  Es  wird  nämlich 
berechnet,  daß  in  Groß-Berlin  einige  70  Terrainaktiengesell- 
schaften einen  Geländebesitz  von  rund  3250  ha  Bauland  haben, 
auf  dem  sich  (nach  den  bestehenden  Bauordnungen)  1,6  Millionen 
Personen  ansiedeln  lassen,  während  schätzungsweise  nur  rund 
35  000  Personen  jährlich  auf  verkauftem  Boden  der  Terrain- 
aktiengesellschaften zur  Ansiedlung  kommen,  so  daß  das  ganze 
Bauland  der  Gesellschaften  erst  in  45 — 50  Jahren  ausverkauft 
sein  kann.  Daraus  folgt,  daß  zwar  für  das  fertig  hergestellte 
verkaufbare  Bauland  nach  den  Preisen  der  letzten  Jahre  800  bis 
850  Millionen  Mark  erzielt  werden  könnten,  aber  der  Jetzt  wert 
des  Baulandes  nach  Abzug  von  Zins,  Zinseszins,  Steuern,  Auf- 
schließungskosten und  Reingewinn  von  10%  des  Verkaufswertes 
nur  etwa  150  Millionen  Mark  beträgt,  während  die  gesamten 
Terrains  der  Gesellschaften  heute  zu  dem  2 — 2%  fachen  Werte 
zu  Buche  stehen.  „Die  Überschätzung  des  Bedarfs  und  des 
Absatzes  an  Bauland  muß  daher  in  kürzerer  oder  längerer  Zeit 
zu  erheblichen  Abschreibungen  und  Verlusten  führen.  Die  An- 
zeichen für  den  Beginn  einer  Krise  waren  schon  vor  dem  Kriege 
deutlich  erkennbar  und  dürften  sich  nach  Friedensschluß  noch 
mehr  verdichten." 

4  Höniger,  Der  Einfluß  des  Krieges  auf  den  Grundbesitz. 
Berlin  1910,  S.  69. 

5  Eine  private  Statistik  des  Bundes  der  Berliner  Hausbesitzer- 
vereine über  die  Mietausfälle  in  der  Zeit  vom  August  1914  bis 
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Januar  1915  bei  10800  Häusern  in  der  Gemeinde  Berlin  er- 
gab für  diese  einen  Durchschnittsausfall  von  1632  M.,  d.  h. 
etwa  3300  M.  auf  das  Jahr  und  im  ganzen  16,3  Mill.  M.  Davon 
entfielen  aber  bemerkenswerterweise  nur  4,5  auf  Heeres- 
angehörige, 5,4  auf  nicht  eingezogene  Mieter,  die  infolge  des 
Krieges  mittellos  geworden  sind,  und  6,4  auf  Leerstehen  von 
Räumen.  (Siehe  Berliner  Tageblatt  vom  10.  Juli  1915  M.-B. 
und  Nußbaum,  „Über  den  Schutz  der  Hypothek enschuldner" 
in  den  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  III  F.,  50.  Bd.,  September  1915.) 

Nach  einer  vom  Vorstand  des  Statistischen  Amtes  der  Stadt 
Mannheim,  Prof.  Schott,  angestellten  Untersuchung  über 
„  Mietausfall,  Zinsrückstand  und  Fälligwerden  von  Pfand- 
lasten in  Mannheim  während  der  ersten  acht  Kriegsmonate" 
aber,  die  2481  reine  Mietwohnungen  =  Vis  der  Gesamtheit 
umfaßt,  stellte  sich  im  Durchschnitt  aller  Wohnungen  der 
Verlust  durch  Leerstehen  auf  rund  2%,  durch  Nichtzahlung 
auf  rund  5%,  zusammen  also  auf  rund  8%  der  ordentlichen 
Einnahmen  für  acht  Monate.  Dagegen  sind  5,45%  der  Hypo- 
thekenzinsen dieser  Häuser  rückständig  geblieben,  also  2/s 
des  Mietausfalls  vorläufig  auf  die  Hypothekengläubiger  ab- 
gewälzt worden.  Bei  den  441  untersuchten  Grundstücken 
sind  ferner  während  derselben  Zeit  71  Hypotheken  mit  etwas 
über  2%  Mill.  M.  fällig  geworden  =  Vn  aUer  au^  diesen  Grund- 
stücken liegenden  Hypotheken  und  etwas  mehr  als  Vn  des 
Kapitals.  Dazu  bemerkt  der  Bearbeiter:  ,,Ob  aber  die  Kriegs- 
mietverluste in  der  vollen  Höhe  als  Material  der  Pflicht  von 
den  zur  Hilfe  vielleicht  berufenen  Instanzen  anerkannt  werden 
dürften,  ist  eine  strittige  Frage,  denn  das  Sonderverlangen 
des  Hausbesitzers  nach  Unterstützung  kann  im  Grunde  nur 
aus  dem  Sondercharakter  der  ihm  entstandenen  Ausfälle  als 
von  höherer  Gewalt  ihm  aufgezwungener  Verluste  abgeleitet 
werden.  Nur  insoweit  der  endgültig  den  Hausbesitz  belastende 
Ausfall  diesen  Zwangscharakter  trägt,  unterscheidet  er  sich 
qualitativ  von  den  übrigen  Einbußen  an  Habe  und  Verdienst, 
die  der  Krieg  für  unzählige  Wirtschaftsobjekte  im  Gefolge 
hat.  Daß,  abgesehen  hiervon,  aus  anderen  Verhältnissen  ab- 
geleitete Erwägungen  ...  für  eine  weitgehende  Rücksichtnahme 
auf  den  Hausbesitz  sprechen  können,  soll  mit  dieser  Feststellung 
nicht  geleugnet  werden."  (Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt 
Mannheim,  4.  Sondernummer,  1915.) 

6  Durch  die  Verordnung  vom  8.  Juni  1916  wurde  die  Länge 
der  vom  Gericht  zu  bewilligenden  Zahlungsfrist  auf  bis  zu 
einem  Jahr  für  das  Kapital  und  bis  zu  6  Monaten  für  die  Zinsen 
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ausgedehnt,  auch  bei  vollstreckbaren  Hypotheken  eine  materielle 
Zahlungsfrist  gewährt  und  die  Möglichkeit  der  Bewilligung  von 
Zahlungsfristen  auch  ausgedehnt  auf  nach  Kriegsausbruch  ent- 
standene Hypotheken.  Ferner  kann  für  das  Kapital  die  Be- 
willigung einer  Zahlungsfrist  mehrmals  erfolgen,  für  die  Zinsen 
aber  nur  einmal. 

7  Siehe  Nußbaum  a.  a.  O.  S.  393  f. 

8  Nach  anfänglichem  Schwanken  bildete  sich  eine  Praxis 
der  Hypothekeninstitute  heraus,  dem  Schuldner  die  Wahl  zu 
lassen  zwischen  einer  kurzfristigen  Verlängerung  von  6  zu 
6  Monaten  oder  für  die  Kriegszeit,  die  allgemein  und  regel- 
mäßig ohne  Provision  und  Abschlagszahlung,  aber  nur  zu  dem 
erhöhten  Zinssatz  von  4% — 5%  (ja  in  einzelnen  Fällen  sogar 
7%!)  zu  erlangen  war,  oder  einer  langfristigen  auf  10  Jahre, 
die  meist  nur  gegen  Zahlung  einer  Abschlußprovision  bis  zu 
2y2%  und  Erhöhung  der  Zinsen  auf  4y2— 4%%,  auch  z.  T. 
Rückzahlungen  auf  das  Kapital  zu  erhalten  ist.  Siehe  Nuß- 
baum a.  a.  O.  S.  389  und  in  der  II.  Sitzung  der  Immobiliar- 
kredit-Kommission (Sten.  Ber.  S.  90  ff.),  wo  er  auch  schildert, 
wie  Hypothekenbanken  während  des  Krieges  die  Zwangs- 
versteigerung betreiben,  damit  der  zweite  Hypothekengläubiger, 
um  seine  Hypothek  nicht  zu  verlieren,  ihnen  die  fälligen  Zinsen 
der  I.  Hypothek  nachzahlt  (!).  Dazu  auch  die  Ausführungen 
von  Hu  mar,  ebenda  S.  93.  Ferner:  Hesse,  Der  Grundbesitz 
in  Ostpreußen  (Grundlagen  des  Wirtschaftslebens  von  Ost- 
preußen, Denkschrift  zum  Wiederaufbau  der  Provinz,  I.  Teil) 
S.  175:  „Alle  diese  Umstände  (welche  manchen  Gläubiger 
von  einem  Vorgehen  während  des  Krieges  abhalten)  fallen 
aber  nach  Friedensschluß  fort.  Dann  wird  die  Lage 
für  den  Hausbesitzer  kritisch  werden/* 

9  Siehe  „Grundbesitz  und  Realkredit"  (Beilage  zum  „Tag") 
Nr.  29  vom  22.  Juli  1915.  Bis  zum  21.  Juli  hatten  78  Real- 
kreditinstitute —  darunter  67  Versicherungsanstalten  und 
11  (von  38)  Hypothekenbanken  —  die  Erklärung  unterzeichnet, 
weitere  11  folgten. 

10  Siehe  Erman,  Jahrb.  für  Bodenreform,  Bd.  XI,  S.  292. 

11  Vgl.  Otto  Arendt  in  dem  Aufsatz  „Hilfe  für  den  städtischen 
Grundbesitz"  in  der  „Woche",  Nr.  6  vom  5.  Febr.  1916:  „Die 
Abmachungen  des  Schutzverbandes  für  das  Grundeigentum 
haben  das  Übel  nicht  vermindert,  sondern  vermehrt.  Es  war 
ein  schwerer  Fehler,  eine  Steigerung  des  Zinsfußes  bis  4%% 
als  berechtigt  zu  bezeichnen  bei  einer  Verlängerung  der  Hypothek 
bis  3  Monate  nach  dem  Frieden.   Kein  Hausbesitzer  wird  bis 
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dahin  imstande  sein,  Kapitale  zu  beschaffen.  Diese  Ab- 
machung lag  im  Interesse  der  Banken,  aber  nicht 
im  Interesse  des  Grundbesitzes/'    [Hier  gesperrt.] 

12  Nußbaum  a.  a.  O.  S.  390.  Hier  wird  auch  betont,  daß 
die  heute  fällig  werdenden  Hypotheken  im  allgemeinen  zu 
4%%  gegeben  waren,  so  daß  die  Forderung  von  4%%  durch- 
schnittlich eine  Erhöhung  von  y2  %  bedeutet,  bei  einem  mittleren 
Berliner  Miethaus  mit  einer  ersten  Hypothek  von  200000  M. 
also  jährlich  1000  M.  Mehrbelastung,  die  heute  für  die  Mehr- 
zahl der  Hausbesitzer  unerträglich  sei.  Dazu  käme  das  schlechte 
Beispiel  für  die  Gläubiger  der  nachstehenden  Hypotheken. 
Nußbaum  bedauert  daher,  daß  das  Abkommen  eine  Art  Sanktion 
durch  einen  Erlaß  des  Ministers  des  Innern  gefunden 
hat,  wonach  die  Institute,  die  es  unterschrieben  haben  —  ge- 
wissermaßen zur  Belohnung  für  ihr  Entgegenkommen  —  von 
den  Hypotheken-Einigungsämtern  vom  Erscheinungszwang  ent- 
bunden werden  sollen,  und  ist  der  Ansicht,  daß  den  allgemein 
in  sehr  günstiger  Lage  befindlichen  Hypothekeninstituten  der 
Verzicht  auf  eine  solche  Erhöhung  zugemutet  werden  könne, 
da  die  Notwendigkeit,  Mittel  zur  Einlösung  ihrer  Pfandbriefe, 
deren  Kurs  infolge  des  Standes  des  allgemeinen  Geldmarktes 
sinkt,  zu  bekommen,  nicht  so  groß  sei;  wobei  ganz  übersehen 
wird,  daß  sie  dabei  sogar  außerordentliche  Gewinne  zu  machen 
in  der  Lage  sind,  wie  in  der  Immobiliarkredit-Kommission 
<I.-K.)  festgestellt  worden  ist  (Sten.  Ber.  der  II.  Sitzung,  S.  108 
und  109).  Übrigens  haben  die  bedeutendsten  Hypotheken- 
banken das  Abkommen  nicht  unterschrieben,  da  sie  zum  Teil 
den  Schuldnern  günstigere  Bedingungen  gewährten.  (Nuß- 
baum, S.  391.)  —  Neuerdings  ist  dann  im  Jahr  1916  auf  Ver- 
anlassung des  Zentralverbandes  des  deutschen  Bank-  und 
Bankiergewerbes  unter  den  Hypothekenaktienbanken  eine  noch 
weitergehende  und  für  den  Schuldner  etwas  günstigere  Ver- 
einbarung abgeschlossen  worden,  wonach  die  Verlängerung  bis 
mindestens  ein  halbes  Jahr  nach  dem  Kriege  und  zu  4y2% 
erfolgt.  Für  während  des  Krieges  aufgenommene  Hypotheken 
gilt  auch  diese  Vereinbarung  nicht.  (Siehe  van  der  Borght, 
Der  städtische  Realkredit  nach  dem  Kriege,  S.  32  f.) 

13  Vgl.  Dernburg  in  Heft  II  der  Schriften  des  Groß-Berliner 
Vereins  für  Kleinwohnungswesen,  S.  106;  Hesse  a.  a.  O. 
S.  176. 

14  Im  Jahre  1914  wurden  in  55  deutschen  Großstädten  38583 
neue  Wohnungen  geschaffen,  darunter  nur  15765  =  40% 
Kleinwohnungen  von  höchstens  drei  Räumen,  während  nach 
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den  Einkommensverhältnissen  für  %  der  deutschen  Familien 
nur  die  Kleinwohnung  mit  höchstens  vier  Räumen  in  Betracht 
kommt.  (Kraft,  Die  Wohnungsfürsorge  nach  dem  Kriege. 
Dresden  1915,  S.  5.) 

15  Siehe  den  Bericht  des  Kaiserl.  Stat.  Amtes  über  die  Bau- 
tätigkeit und  den  Wohnungsmarkt  in  deutschen  Städten  im 
Jahre  1914  im  Reichsarbeitsblatt  Nr.  7,  Sonderbeilage.  Während 
1913  in  48  deutschen  Städten  noch  44073  neue  Wohnungen  ge- 
zählt wurden,  waren  es  1914  in  denselben  nur  34515,  also 
21,7%  weniger.  Nach  seiner  neuesten  Untersuchung  aber  sind 
in  47  deutschen  Städten  1915  nur  14  000  Wohnungen  gebaut 
worden  gegen  50  000  1913  und  68  000  1912  (einem  Jahr  mit 
bereits  abgeflauter  Bautätigkeit),  also  nur  wenig  mehr  als  V* 
der  letzteren  Zahl  (Reichsarbeitsblatt  Nr.  6,  Juni  1916,  Sonder- 
beilage). In  Groß-Berlin  betrugen  die  Baugenehmigungsgesuche 
während  der  Hauptbaumonate  (1.  April  bis  1.  Juli)  1914:  382, 
1915:  46  (Carthaus  a.  a.  O.  S.  135),  in  Stuttgart  im  Jahre 
1915  monatlich  94  gegenüber  300  in  Friedensjahren.  Nach  einer 
Denkschrift  der  Zentralstelle  für  Wohnungsfürsorge  im  König- 
reich Sachsen  (s.  u.  S.  233)  sind  hier  in  den  ersten  1  y2  Kriegs- 
jahren statt  den  normalerweise  neu  zu  erstellenden  rund  14000 
Kleinwohnungen  höchstens  2000  gebaut  worden.  Vgl.  auch 
Muthesius,  „Deutsches  Kunstgewerbe  und  Bauschaffen  nach 
dem  Kriege"  (Wasmuths  Monatshefte  für  Baukunst,  1916). 
Hier  wird  für  ganz  Deutschland  ein  Mangel  von  250000  Woh- 
nungen (!)  berechnet,  die  nach  dem  Krieg  auf  einmal  neu  zu 
bauen  sein  werden.  —  Allein  die  Kriegsgetrauten  waren 
von  August  bis  Oktober  einschließlich  in  Berlin  5300  Paare, 
in  München  2000  Paare,  in  Leipzig  1200  Paare,  in  Nürnberg 
1100  Paare  („Wider  die  Kinderscheu".  Düsseldorf  1916,  S.  47). 
In  München  standen  im  September  1916  den  im  Spätherbst 
1915  gezählten  3753  leeren  Kleinwohnungen  7668  Kriegs- 
trauungen gegenüber,  wovon  */s  -  6132  künftige  Kleinwoh- 
nungssuchende ergeben  dürften.  (Siehe  die  Bekanntmachung 
des  bayrischen  Ministeriums  des  Innern,  betr.  Wohnungswesen 
mit  den  Ergebnissen  einer  Wohnungserhebung  vom  Spätherbst 
1915  in  der  Bayrischen  Staatszeitung  Nr.  215  vom  16.  Sept.  1916.) 

16  „Steigender  Wohnungsmanger '  (Zeitschrift  für  Wohnungs- 
wesen, XII,  Nr.  14  vom  25.  April  1914:  „In  Dortmund  hat 
sich  dieser  Tage  ein  37jähriger  Arbeiter  vor  die  Räder  eines 
Schnellzuges  geworfen,  weil  er  mit  seinen  acht  Kindern  keine 
Wohnung  fand");  siehe  Altenrath,  „Die  Wohnungsnot"  (ebenda 
XII,  Nr.  18  vom  25.  Juni  1914);  Lindecke,  „Die  Wohnungs- 
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not  —  besonders  der  kinderreicheren  Familien  —  und  die  Auf- 
gaben der  gemeinnützigen  Bautätigkeit"  (ebenda  XII,  Nr.  21 
vom  10.  August  1914.  Dieser  vor  dem  Krieg  geschriebene 
Aufsatz  beginnt:  „Geradezu  erschütternde  Berichte  kommen 
aus  allen  Teilen  des  Reiches,  besonders  den  schnell  wachsenden 
Industrieorten,  über  Wohnungsmangel  und  Wohnungs- 
not".) 

17  Siehe  Albrecht,  „Städtisches  Wohnungs-  und  Siedelungs- 
wesen"  in  „Die  Erhaltung  und  Mehrung  der  Volkskraft". 
VIII.  Konferenz  der  Zentralstelle  für  Volkswohlfahrt. 

18  Bei  Kraft  a.  a.  O.  S.  6. 

19  Kraft  a.  a.  O.  S.  3.  Das  nähere  siehe:  Jahrbuch  der 
Bodenreform.   1915,  XI.  Bd.,  S.  124  ff. 

20  „Das  Mietverhältnis  im  Kriege".   Berlin  1914,  S.  9. 

21  A.  a.  O.  S.  2.  Ebenso  Mangoldt  in  der  I.-K.,  Sten. 
Ber.  S.  117. 

22  A.  a.  O. 

23  Von  Mangoldt  allerdings  bestritten  mit  dem  Hinweis 
darauf,  daß  die  Hausbesitzer  ohne  diese  Bestimmungen  noch 
weniger  erhalten  hätten,  was  aber  m.  E.  die  formale  Ver- 
pflichtung nicht  aufhebt.  „Man  hat"  —  sagt  Dernburg, 
„Krieg,  Wohnungsfrage  und  Realkredit"  (Heft  III  der  Schriften 
des  Groß-Berliner  Vereins  für  Kleinwohnungswesen,  S.  5) 
mit  Recht  —  „von  ihnen  als  einer  Klasse  Opfer  verlangt,  die 
man  von  dem  Rest  der  Staatsbürger  nicht  verlangt  hat." 

24  Arendt  a.  a.  O. 

25  Vgl.  Eberstadt,  Die  Kreditnot  des  städtischen  Grund- 
besitzes und  die  Reform  des  Realkredits.  Jena  1916,  und 
v.  Mangoldt,  „Wie  beschaffen  wir  den  nötigen  Realkredit  nach 
demKriege?"  (Mitteilungen  des  DeutschenVereins  fürWohnungs- 
reform.  4.  Jahrg.,  Nr.  4,  Dezember  1915.) 

26  „In  Groß-Berlin  ist",  wie  Eschwege  sagt,  „der  Boden 
für  eine  gewaltsame  Korrektur  des  Preisniveaus  wie  nirgends 
sonst  vorbereitet";  siehe  Erman  a.  a.  O.  S.  294. 

27  Sten.  Ber.  der  I.-K.,  S.  96:  „Lasset  die  Toten  ihre  Toten 
begraben". 

28  Vgl.  hierzu  außer  Eberstadts  bekannten  Schriften, 
namentlich  der  neuesten:  Die  Kreditnot  usw.,  und  Mangoldt, 
Die  städtische  Bodenfrage.  1907,  besonders  auch  die  oben 
erwähnte  Untersuchung  von  Garthaus,  sowie  Erman, 
„Ist  eine  Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  durch  eine 
Hypothekarreform  zu  erwarten?"  Gutachten  für  den  Juristen- 
tag (Drucksachen  des  XXXII.  Juristentages,  Bd.  I,  S.  585  bis 
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653:  gekürzt  abgedruckt  im  Jahrb.  der  Bodenreform,  XI.  Bd.). 
Ferner:  Eickemeyer,  Zur  Frage  der  zweiten  Hypothek 
beim  privaten  großstädtischen  Wohnhausbau  und  -besitz  in 
Deutschland  (Tübinger  Staatswissenschaftliche  Abhandlungen, 
N.  F.,  Heft  2,  1913),  Abschnitt  I.  —  Eschwege,  Boden-  und 
Hypothekenprobleme.  1913.  —  Nitze,  Die  Entwicklung  des 
Wohnungswesens  von  Groß-Berlin.  1913.  —  Freese,  Die  Bau- 
verhältnisse in  Groß-Berlin  vor  und  nach  dem  Kriege.  1915.  — 
Terhalle,  Die  Kreditnot  am  städtischen  Grundstückmarkt. 
Jena  1916.  —  Meinardus,  Die  Terraintechnik.  Berlin  1914.  — 
Martin  Wagner,  „Der  Groß-Berliner  Baulandhandel"  a.  a.  (X 

29  Die  verhängnisvollen  Maßregeln  waren  hier  die  Ausdehnung 
des  geschlossenen  Hochbaues  auf  die  Berliner  Vororte  durch 
die  Bauordnung  von  1887  und  die  weitere  Ausdehnung  im] 
Jahre  1903,  die  sofort  ein  Steigen  der  Aktien  der  in  Betracht 
kommenden  Terraingesellschaften  und  damit  im  ganzen  einen 
Kursgewinn  von  rund  9  Mill.  M.  innerhalb  eines  Vierteljahres  bei 
rund  30  Mill.  M.  Kapitalwert  zur  Folge  hatte  (Carthaus  a.  a.  O. 
S.  61/62,).  Vgl.  Hegemann  a.  a.  O. 

30  In  München  machten  die  großen  Hauptgebäude  mit  4  und 
5  Stockwerken  1875  %,  1900  aber  2/3  aller  Hauptgebäude  aus. 
Daß  die  Verhältnisse  überhaupt  in  München  prinzipiell  die 
gleichen  sind  mit  höchstens  gradueller  Abschwächung,  dafür 
vgl.  Eickemeyer  a.  a.  O. 

31  Carthaus  a.  a.  O.  S.  174  und  180.  —  Erman  a.  a.  CL 
S.  265. 

32  Über  die  Unrichtigkeit  dieser  Annahme  siehe  Erman 
a.  a.  O.  S.  267  ff.  Ebenso  Weiß,  Können  die  in  den  heutigen 
großstädtischen  Wohnverhältnissen  liegenden  Mängel  und  Schäden 
behoben  werden?   Berlin  1912,  S.  149. 

33  Zur  Geschichte  des  Immobiliarkreditwesens  in  Preußen. 
Karlsruhe  1910. 

34  Erman  a.  a.  O.  S.  265.  —  Eschwege  a.  a.  O.  S.  32. 

35  Siehe  Eschwege  a.  a.  O.  S.  92.  Nach  einer  privaten 
Umfrage  desselben  werden  in  Groß-Berlin  schon  in  normalen 
Zeiten  35 — 40  %  aller  Neubauten  entweder  subhastiert,  oder  es 
wird  ein  stilles  Arrangement  getroffen  (S.  35). 

36  Nach  der  „Denkschrift  über  die  Verluste  der  Bauhandwerker 
und  Baulieferanten  bei  Neubauten  in  Groß-Berlin"  sind  in 
den  Jahren  1909—1911  in  Groß-Berlin  an  2818  Häusern  Ver- 
luste von  20,5  Mill.  M.  =  42%  der  gefährdeten  Forderungen 
angemeldet  worden.  Von  diesen  Häusern  sind  1378  zur  Zwangs- 
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Versteigerung  gekommen  und  an  diesen  von  Handwerkern  usw. 
12,25  Mill.  =  43,3%  der  gefährdeten  Forderungen  verloren 
worden.  Diese  Verluste  der  Bauhandwerker  haben  auch  zu 
einer  erheblichen  Verteuerung  des  Bauens  geführt,  da  diese 
jetzt  infolge  davon  eine  Risikoprämie  von  20 — 30%  berechnen. 
(Dernburg  a.  a.  O.  Heft  II;  vgl.  Eschwege  a.  a.  O.,  S.  34  f.) 
Die  Denkschrift  zeigt  auch  in  sehr  lehrreicher  Weise,  wie  bei 
dem  geltenden  Recht  der  Terrainbesitzer  in  der  Zwangs- 
versteigerung auf  Kosten  der  Bauhandwerker  das  von  diesen 
bebaute  Grundstück  billig  an  sich  bringen  kann  (siehe  Erman 
a.  a.  O.  S.  279.  Dazu  über  die  „Hypothekenherkulesse",  die 
Strohmänner  der  Großbanken  und  ihrer  Tochtergesellschaften: 
Eschwege,  S.  92).  Eine  „Rechtsordnung",  die  solches  Unrecht 
zuläßt,  ist  in  der  Tat,  mag  sie  „formaljuristisch"  noch  so  voll- 
kommen sein,  materiell  eine  höchst  mangelhafte  Institution, 
durch  die  die  Begriffe  von  Recht  und  Unrecht  und  die  Geschäfts- 
moral eines  ganzen  Berufes  wie  desjenigen  der  Bauunternehmer 
und  Bauhandwerker  erschüttert  werden  müssen,  wie  es  tat- 
sächlich schon  der  Fall  ist  (vgl.  Eschwege  a.  a.  O.  S.  35; 
Krug,  Das  Baugewerbe  in  Mannheim,  S.  71  ff.  und  94  ff.). 

37  Bei  Verlängerungen  zweiter  Hypotheken  mußte  in  den  letzten 
Jahren  vor  dem  Kriege  ein  „Damno"  von  10%  (!)  bei  einer 
Verlängerungsfrist  von  5  Jahren  gegeben  werden  (Nußbaum 
a.  a.  O.  S.  388). 

38  Vgl.  Potthoff,  „Versicherung  und  Bodenleihe"  im  Jahrb. 
der  Bodenreform  IX,  S.  262  ff. 

38  Siehe  Carthaus  a.  a.  O.  S.  34,  142  und  179.  —  Dern- 
burg, Heft  II,  S.  89.  —  Eberstadt,  Neue  Studien,  S.  126; 
Taxwesen,  S.  8. —  Luther,  Referat  für  die  Immobiliarkredit- 
Kommission,  S.  16  ff.  Die  Beleihungstaxe  wird  auf  125%  des 
angenommenen  Grundstückswertes  gestellt,  so  daß  60%  davon  die 
gewünschten  75%  des  wirklichen  Wertes  ergeben.  Wenn  süd- 
deutsche Hypothekenbanken  und  eine  besonders  solide  nord- 
deutsche sich  von  diesem  Mißbrauch  ferngehalten  haben,  be- 
rechtigt dies  doch  nicht  dazu,  sein  Vorhandensein,  wie  dies  vor 
der  I.-K.  geschehen  ist  (siehe  die  Ausführungen  von  Schwartz 
und  Steyrer),  überhaupt  zu  bestreiten.  Es  kann  dies  auch 
nicht  mittels  der  Angaben  der  Hypothekenbanken  über  die 
erzielten  Kaufpreise  im  Verhältnis  zu  der  Beleihung  geschehen, 
die  immerhin  bei  nahezu  V6  der  Fälle  eine  Überschreitung  der 
Belastungsgrenze  von  60%  ergeben  (siehe  I.-K.,  Sten.  Ber. 
S.  60),  bei  denen  es  sich  aber  nur  um  freihändige  Verkäufe, 
d.  h.  gute  Objekte,  und  nur  um  Durchschnittszahlen  handelt.. 
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Brauchbarer  sind  die  Angaben  der  Versicherungsgesellschaften. 
Hier  erreichten  von  1904 — 1913  die  Verkaufspreise  durch- 
schnittlich nur  90,8%  der  Taxen,  in  Groß-Berlin  aber  nur  etwa 
85 — 87%,  und  in  den  folgenden  Jahren  noch  weniger  (G art- 
hau s  a.  a.  O.  S.  35.)  In  Sachsen  sind  1910  bei  1531  Zwangs- 
vollstreckungen mit  74,5  Millionen  Mark  Belastung  in  1457  Fällen 
30,7  Mill.  Mark  =41%  durch  den  Kaufpreis  nicht  gedeckt 
worden,  in  einem  Vorort  bei  Dresden  1891 — 1908  bei  60  von 
229  Zwangsvollstreckungen  nicht  einmal  der  für  die  Landes- 
immobiliarkasse  geschätzte  Wert.  (Siehe  Berg  er,  Die  Lage  des 
Haus-  und  Grundbesitzes  in  einem  sächsischen  Großstadtvororte. 
München  und  Leipzig  1913,  S.  77.) 

40  Kreditnot  S.  18. 

41  A.  a.  O.  S.  33. 

42  Eberstadt,  Taxwesen  S.  9. 

43  Erman  a.  a.  O.  S.  266. 

44  Von  1895 — 1904  wurden  in  Berlin  und  Vororten  (ohne  3) 
71  Mill.  Quadratkilometer  umgesetzt,  d.  h.  ein  Areal  fast  so 
groß  wie  Berlin  und  Schöneberg  zusammen. 

45  Wie  dieser  sich  zusammensetzt,  siehe  bei  Erman  a.  a.  O. 
S.  255.  — Vgl.  die  erwähnte  graphische  Darstellung  bei  Wagner 
a.  a.  O. 

46  Wenn  demgegenüber  von  Schwartz  vor  der  I.K.  (Sten. 
Ber.  S.  63)  betont  worden  ist,  daß  wir  in  Deutschland  „nicht 
bloß  Berlin  haben",  sondern  „doch  eine  ganze  Fülle  anderer 
kleiner  und  mittlerer  Städte,  in  denen  ein  ganz  gesundes  Grund- 
kreditverhältnis besteht",  so  ist  das  natürlich  richtig.  Aber 
ebenso  richtig  ist,  daß  in  verschiedenen  anderen  Großstädten 
die  Verhältnisse  grundsätzlich  ebenso  sind  wie  in  Berlin  — 
so  z.  B.  in  Mannheim  (siehe  Krug,  Das  Baugewerbe  in  Mann- 
heim, Tübinger  Staatswiss.  Abhandl.,  N.  F.  Heft  7),  Leipzig 
(siehe  Vockert,  Das  Baugewerbe  in  Leipzig,  Tübinger  Staats- 
wissenschaftl.  Abhandl.,  N.  F.  Heft  6),  insbesondere  Dresden 
und  München  (siehe  Berger,  Carthaus  und  Eickemeyer  a. 
a.  O.)  —  und,  wie  Bernhard  (ebenda  S.  69)  ihm  mit  Recht  er- 
widerte, die  Verhältnisse  dieser  Großstädte  eine  um  so  größereBe- 
deutung  haben,  als  in  ihnen  nicht  nur  so  viel  Kapital  zusammen- 
strömt (s.  unten  Anm.  54!),  sondern  auch  „in  diesen  Groß- 
städten in  erster  Linie  die  Arbeitermassen  sich  zusammen- 
drängen, und  somit  diese  ungesunden  Verhältnisse  des  Hypo- 
thekenkapitals sich  in  den  Mietverhältnissen  und  in  der  sozialen 
Lage  weiter  Klassen  widerspiegeln". 
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47  Dazu  muß  entsprechende  Verbilligung  und  Abstufung  der 
jetzt  so  außerordentlich  hohen  und  das  Kleinhaus  auch  un- 
möglich machenden  Straßenbaukosten  (siehe  oben  S.  76) 
treten,  wogegen  dann  sehr  wohl  ein  größerer  Prozentsatz  der 
Bodenfläche  bebaut  werden  kann  als  beim  Massenmiethaus. 
Ferner  ist  Regelung  der  Umlegung  nach  dem  Muster  der 
lex  Adickes  erforderlich.  —  Die  neuesten  Erleichterungen  für 
den  Kleinwohnungsbau  in  der  Form  von  Ein-  und  Zweifamilien- 
häusern hat  eine  Verordnung  des  sächsischen  Ministeriums 
des  Innern  vom  10.  Nov.  1913  geschaffen  —  aber  eben  auch 
nur  Erleichterungen!  Vgl.  Percival  Booth,  Der  Erlaß  vom 
10.  XL  1913  in  seiner  Bedeutung  für  die  Wohnungsfürsorge 
nach  dem  Kriege.    Leipzig  1916. 

*48  Siehe  oben  S.  61. 

49  Vgl.  über  die  Finanzierung  des  Klein-  und  Eigenhauses: 
Erman  a.  a.  O.  S.  272. 

60  So  namentlich  mit  glänzendem  Erfolg  neuerdings  in  Essen: 
siehe  oben  S.  180. 

51  Am  besten  bis  jetzt  in  der  badischen  Landesbauordnung 
<siehe  Annalen  Bd.  II,  S.  636). 

«  Vgl.  oben  S.  148. 

53  Vgl.  Annalen  Bd.  II,  S.  636  ff. 

54  Vergeblich  allgemein  bestritten  von  Schwartz  vor  der 
I.-K.  (Sten.  Ber.  S.  59).  Wenn,  wie  er  selbst  angibt,  von 
10,6  Milliarden  städtischer  Hypotheken  fast  Vio  iXA  Milliarden) 
auf  Objekte  von  über  500000  M.  und  nur  3,9  auf  Objekte  unter 
100000  M.  entfallen,  ist  damit  der  Beweis  schon  erbracht. 
Von  den  4,3  Milliarden  Deckungshypotheken  der  Ver- 
sicherungsunternehmungen aber  entfielen  Ende  1912 
71,2%  auf  Objekte  über  100000  M.  und  über  die  Hälfte  (59%) 
nämlich  2,6  Milliarden,  allein  auf  Berlin  und  seine  Vororte, 
weitere  1,3  Milliarden  auf  die  übrigen  Städte  mit  über  200000  Ein- 
wohnern und  nur  der  Rest  von  noch  nicht  einer  halben  Milliarde 
auf  die  Orte  mit  weniger  als  200000  Einwohnern  (siehe 
Luther,  Referat  für  die  Immobiliarkredit-Kommission,  S.  20). 
Ebenso  entfiel  von  den  im  ganzen  Reich  gesammelten  11  Milli- 
arden Darlehen  der  Hypothekenbanken  die  bei  weitem  größere 
Hälfte  allein  auf  Groß-Berlin  (E Schwege  a.  a.  O.  S.  94). 

55  Nicht  so  anscheinend  in  Bayern:  siehe  Steyrer,  „Reform- 
bestrebungen auf  dem  Gebiet  des  Bodenkredits"  (Zeitschrift  für 
das  Notariat,  für  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  das  Grund- 
buchwesen in  Bayern)  und  in  der  II.  Sitzung  der  Immobiliar- 
kredit-Kommission (Sten.  Ber.  S.  125). 

Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage.    Neue  Folge  15 
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56  Siehe  Sten.  Ber.  der  I.-K.  S.  118. 

57  Vgl.  dazu  im  ganzen  die  Ausführungen  von  Bürgermeister 
Seydel  in  der  I.-K.:  „Ganz  abgesehen  von  den  heute  nicht 
zur  Erörterung  stehenden,  aber  im  Hinblick  auf  die  Folgen 
des  Krieges  jetzt  besonders  beachtlichen  Schädigungen  der 
Volkskraft  durch  das  Mietkasernensystem,  halte  ich  es  für 
erwiesen,  daß  die  Beibehaltung  jener  Siedelungsweise  eine 
wirkliche  Zuwendung  des  dafür  aufgewendeten  Realkredits  aus- 
schließt. Ich  brauche  diese  These  nicht  zu  begründen,  da  die 
überwiegende  Mehrzahl  der  Herren  Referenten,  obwohl  sie  von 
den  verschiedenartigsten  Anschauungen  und  Grundgedanken  aus- 
geht, doch  mehr  oder  weniger  zu  der  gleichen  Forderung  kommt. 
Es  genügt  daher  hervorzuheben,  daß  das  sog.  , große  Objekt' 
im  Grundstückshandel  das  erste  Glied  einer  Kette  von  schäd- 
lichen und  ungesunden  Erscheinungen  ist,  als  deren  letztes 
Glied  die  Diskreditierung  und  die  Not  des  letztstelligen  Real- 
kredits sich  eingestellt  hat  .  .  .  Erst  durch  die  Beseitigung 
des  , großen  Objekts'  aus  dem  Grundstücks-  und  Baumarkt 
und,  im  Zusammenhang  damit,  durch  eine  vernünftige  Form 
der  Bebauungs-  und  Straßenplanung  werden  wir  zu  einer  ge- 
sunden, wirtschaftlich  arbeitenden  Form  der  Geländeerschließung 
und  -bebauung  gelangen  und  zu  gesundem,  weil  relativ  un- 
gefährdetem, Kredit. 

Das  Ziel  muß  also  sein:  Ersetzung  des  Großmiet- 
hauses durch  das  , Bürgerhaus' ,  soweit  als  möglich 
sogar  durch  das  Kleinhaus.    [Hier  gesperrt.] 

Daß  dabei  gewisse  Härten  gegenüber  den  Besitzern  des 
Landes  in  den  Stadterweiterungsgebieten  nicht  zu  vermeiden 
sind,  ist  wohl  richtig.  Sie  werden  aber  meist,  besonders  durch 
eine  geeignete  Bebauungsplanung,  auf  ein  geringes  Maß  be- 
schränkt werden  können,  soweit  das  aber  nicht  möglich  ist, 
in  gewissem  Umfang  im  Interesse  der  wirtschaftlichen  Gesundung 
und  im  Hinblick  auf  vitale  Interessen  der  Volksgesamtheit 
in  Kauf  genommen  werden  müssen.  Zur  Erreichung  dieses 
Zieles  ist  aber  eine  unzweideutige  und  klare  zentrale  Regelung 
nötig,  am  besten  vielleicht  durch  die  Bundesstaaten."  (Sten. 
Ber.  S.  144.)  — 

Das  ist  wohl  das  wichtigste  bisherige  Ergebnis  der  I.-K., 
diese  fast  einstimmige  Anerkennung  (auch  Haberland  wagte 
die  Bauform  nur  noch  als  „gleichgültig"  für  den  Realkredit 
zu  bezeichnen),  daß  das  bisher  meist  aus  hygienischen,  mora- 
lischen oder  wirtschaftlichen  Gründen  bekämpfte  Massen- 
Biicthaus  auch  die  Hauptschuld  an  den  Mißständen 
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des  Realkredits  trägt  —  ein  glänzender  Sieg  der  zuerst 
von  Eberstadt  vertretenen  Anschauungen! 

58  Eberstadt,  Kreditnot:  „Hier  liegt  der  Ursprung  der 
Fehlleitung  des  Kapitals,  der  Überspannung  des  Kredits  und 
des  ständigen  Mangels  an  Produktivkapital/' 

59  Erman  a.  a.  O.  S.  281. 

60  A.  a.  O.  S.  270.  Die  vollkommenste  Verwirklichung  der 
diesen  Bestrebungen  als  Ideal  vorschwebenden  „Trennung  von 
Boden  und  Bauwerk"  ist  übrigens  im  Erbbaurecht  (siehe 
unten)  gegeben,  das  also  auch  unter  diesem  Gesichtspunkt 
große  grundsätzliche  Bedeutung  hat. 

61  Kreditnot  S.  33. 

62  Haberland  in  der  II.  Sitzung  der  I.-K.,  Sten.  Ber.  S.  128. 

63  Unter  den  Bauherren  von  139  vom  1.  Januar  bis  15.  August 
1912  in  Steglitz  zur  Zwangsversteigerung  gekommenen  Neu- 
bauten (=  75%  aller  Grundstücke,  für  welche  Bauerlaubnis 
erteilt  worden  war!)  befanden  sich  24  Fleischergesellen,  7  Friseure, 
2  Leinewebergesellen,  9  Poliere  und  17  Steinhändler  (Eschwege 
a.  a.  O.  S.  100). 

64  Vgl.  die  Ausführungen  von  Bernhard  vor  der  I.-K., 
Sten.  Ber.  S.  134.  Ebenso  schon  früher  wiederholt  Naumann; 
z.  B.  auf  dem  II.  Deutschen  Wohnungskongreß  in  Leipzig  (Be- 
richt S.  305).  —  Vgl.  auch  M.  Wagner  a.  a.  O. 

«5  Erhoben  von  Hypothekenbankdirektor  Budde  vor  der 
I.-K.,  Sten.  Ber.  S.  106. 

66  Diese  wird  als  das  einzige  wirklich  sichere  Abhilfsmittel 
namentlich  von  Weiß  verlangt  (a.  a.  O.  S.  150),  und  wäre 
m.  E.  bei  städtischen  Grundstücken  im  allgemeinen  leichter 
durchführbar  als  bei  ländlichen,  allerdings  bei  unbebauten 
nicht  so  weitgehend  wie  Weiß  will.  Vgl.  meine  Besprechung 
des  Weißschen  Buches  in  der  „Gartenstadt",  Jahrg.  17, 
Nr.  10 — 12  (mit  Erwiderung  von  Weiß). 

07  Kreditnot  S.  34. 

*s  Nach  den  Angaben  von  Schwartz  in  der  I.-K.  (Sten. 
Ber.  S.  58  u.  71)  waren  1913  von  den  10,6  Milliarden  städtischer 
Hypotheken  der  Hypothekenbanken  nur  2,4  Amortisations- 
hypotheken, die  zum  größten  Teil  auf  eine  kleine  Anzahl  von 
Banken  entfielen.  Außerdem  ist  diese  Statistik,  wie  Bern- 
hard (S.  71)  ausführte,  trügerisch. 

69  Siehe  oben  S.  134  und  145. 

70  So  namentlich  von  Bernhard  (Sten.  Ber.  S.  71). 

71  I.-K.,  Sten.  Ber.  S.  133.  Nicht  so  weit  geht  Erman, 
wenn  er  eine  Beschränkung  der  Mündelsicherheit  (durch 
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Landesgesetz  bei  den  Hypothekenbanken  und  Reichsgesetz  bei 
den  Versicherungsanstalten)  oder  der  Pf andbrief Sicherheit 
(durch  das  Reichshypothekenbankgesetz)  auf  Tilgungshypo- 
theken vorschlägt  (a.  a.  O.  S.  299).  Auch  dieses  Problem  ist 
—  wie  er  betont  —  am  einfachsten  gelöst  beim  Erb  bau  recht, 
wo  die  Erbbauhypothek  bis  zum  Ablauf  der  Erbbaufrist  ge- 
tilgt sein  muß;  ebenso  würde  aber  auch  bei  dem  geforderten 
Vorrang  der  Bau-(und  Baugel d-)Hypothek,  wenn  dieser,  wie 
Erman  will,  nur  in  der  Höhe  des  noch  vorhandenen  Bauwertes 
eingeräumt  wird,  wenigstens  diese  Hypothek  automatisch  zur 
Tilgung  gelangen,  und  für  den  normalen  städtischen  Wohn- 
haus-Baukredit die  ganze  Tilgungsfrage  damit  praktisch  er- 
ledigt sein.  —  Auch  Eberstadt  (Kreditnot  S.  37)  ist  an- 
scheinend für  allgemeinen  Amortisationszwang,  will  dafür  aber 
etwa  eine  Hinaufsetzung  der  Beleihungsgrenze  gewähren  (siehe 
unten).  In  der  Tat  wird  bei  der  weitgehenden  Abneigung  der 
Beleihungsinstitute,  die  das  Verdienst  der  Erneuerungsprovision 
nicht  einbüßen  wollen,  und  der  privaten  Geldgeber,  für  die 
die  Teilrückzahlung  in  kleinen  Beträgen  unbequem  ist  und 
die  Gefahr  der  Kapitalkonsumtion  in  sich  birgt,  ohne  Zwang 
das  Ziel  nicht  zu  erreichen  sein.  Letzteren  wäre  durch  Ein- 
richtung von  öffentlichen  „Vermittlungsämtern  zur 
Hypothekentilgung"  (etwa  in  Anlehnung  an  die  Provinzial- 
Landesbanken),  die  die  Rückzahlungen  zu  einem  Tilgungs- 
fonds ansammeln,  zu  helfen:  siehe  Erman  a.  a.  O.  S.  295  und 
Dernburg  a.  a.  O.  Heft  III  S.  11.  — Vgl.  auch  Eschwege, 
„Die  deutschen  Hypothekenbanken  am  Scheidewege".  (Die 
Bank,  Monatshefte  für  Finanz-  und  Bankwesen,  1915,  H.  2.) 

72  „Taxwesen  und  Realkredit"  in:  Wirtschaft  und  Recht 
der  Versicherung.  Beiheft  zur  Zeitschrift  für  Versicherungs- 
wesen und  Feuerschutz.   Nr.  1,  1913. 

73  „Notwendig  ist  nicht  schlechthin  Vermehrung  des  Kredit- 
kapitals, sondern  zweckmäßige  Verteilung  und  Leitung  der 
überreichlich  vorhandenen  Kapitalsumme"  (Eberstadt,  Kredit- 
not S.  5). 

74  Vgl.  Eickemeyer  a.  a.  O.  S.  153  und  Leiske,  Die 
gemeindliche  Kriegshilfe  im  großstädtischen  Bodenkredit, 
Berlin  1915. 

75  Über  seine  Bedeutung  siehe  Eickemeyer  a.  a.  O.  S.  103. 

76  Siehe  Sten.  Ber.  der  I.-K.  S.  133. 

77  Erman  meint  allerdings  (a.  a.  O.  S.  294),  sie  sei  „eine 
Sparmaßregel  zur  Vermeidung  noch  höherer  künftiger  Mieten. 
Es  würde  dadurch  der  gegenwärtig  bestehende,  fast  unwider- 
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stehliche  Zwang  zur  Hochtreibung  der  Mieten  und  Boden- 
preise  in  Wegfall  kommen* 

78  Bernhard  in  der  L-K.,  Sten.  Ber.  S.  71/72. 

79  Vgl.  Baumert,  Die  Schaffung  von  Pfandbriefinstituten 
noch  während  des  Krieges.   Spandau  1915. 

so  Siehe  Frankf.  Zeit.  Nr.  39,  2.  M.-B. 

81  Siehe  v.  Mangoldt,  „Realkreditfragen' '  (Frankfurter 
Zeitung  Nr.  50,  4.  M.-B.). 

82  Über  deren  Gewinne  siehe  die  lehrreichen  Auseinander 
Setzungen  in  der  I.-K.  zwischen  Schwartz  und  Cohn,  Sten. 
Ber.  S.  64  ff. 

83  Siehe  die  Ausführungen  des  Vorstandsmitgliedes  des 
Brandenburgischen  Pfandbriefamtes,  Dr.  Pabst,  in  der  I.-K., 
Sten.  Ber.  S.  20.  Otto  Arendt  befürwortet  (a.  a.  O.)  eine 
niedrige  Tilgungsquote  und  Tilgung  überhaupt  nur  bis  zu 
50%  der  Schuldsumme,  für  den  übrigen  Betrag  aber  Ermög- 
lichung einer  „Abzahlung",  die  den  Schuldner  sofort  entlastet, 
während  bei  der  Tilgung  bis  zu  ihrer  Durchführung  der  gleiche 
Betrag  weitergezahlt  werden  müsse,  der  Schuldner  also  oft 
die  Entlastung  selbst  nicht  mehr  erlebe. 

84  Siehe  dazu  die  Vorschläge  Arendts  zur  künstlichen  Hinauf- 
setzung der  Beleihung  der  Stadtschaften  durch  öffentliche 
Garantien,  a.  a.  O.  S.  185. 

85  Sten.  Ber.  der  I.-K.  S.  136. 

86  Vgl.  auch  die  sehr  beachtenswerten  Ausführungen  von 
Fritz  Schulte,  „Zur  städtischen  Hypothek ennot"  (Frankf. 
Zeit.  v.  5.  Juni  1914),  wo  gesagt  wird,  daß  „das  landschaftliche 
System  nicht  für  den  städtischen  Hausbesitz  paßt,  weil  dieser 
beliebig  vermehrbar  ist",  und  daher  einer  ungesunden 
Steigerung  des  Pfandbrief  Umlaufs  nicht  wie  beim  landwirt- 
schaftlichen, natürliche  Schranken  gezogen  sind. 

87  Mangoldt  a.  a.  O.  Ebenso  v.  Sachs  in  der  I.-K.,  Sten. 
Ber.  S.  27  ff. 

88  Auch  Eberstadt  (Kreditnot  S.  32)  betont,  daß  die  Vor- 
schläge der  Gründung  von  Stadtschaften  während  des  Krieges 
„die  Frage  nicht  oder  nicht  genügend  berücksichtigen,  in  welcher 
Weise  zunächst  dem  Massenangebot  der  fälligen  und  gekündigten 
Hypotheken  nach  dem  Krieg  wirkungsvoll  und  ohne  Schädigung 
des  Kapital-  und  Grundstückmarktes  begegnet  werden  soll". 

89  Vgl.  Ehrlich,  Das  Reichshypothekenbankgesetz. 

90  Nicht  so  die  Kommission  des  Abgeordnetenhauses.  Sie 
hat  sehr  bedenkliche  materielle  Beschlüsse  über  solche  Grund- 
sätze gefaßt,  welche  eine  Aufrechterhaltung  der  jetzigen  Über- 
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Schätzung  des  unbebauten  Bodens  bei  der  Beleihung  bedeuten 
würden.  („Baugelände  sind  nach  demVerkaufspreis  zu  schätzen.") 

91  Diese  Gegnerschaft  ist  daher  zugleich  der  beste  Beweis 
für  die  Richtigkeit  der  behaupteten  Überbeleihung,  die  gerade 
von  diesen  Kreisen  immer  bestritten  wird,  ohne  die  aber  ihr 
Widerstand  nicht  verständlich  wäre. 

92  Vgl.  Eberstadt,  Kreditnot  S.  34.  —  Derselbe,  Tax- 
wesen, a.  a.  O.  —  Ebenso  Garthaus  a.  a.  O.  S.  210  u.  213. 

—  Dazu  die  skeptischen  Bemerkungen  über  öffentliche  Taxen 
von  van  derBorght,  Haberland  u.  a.  in  der  I.-K.  Ferner: 
Rheinische  Blätter  für  Wohnungswesen  XII.  Jahrg.,  Heft  2, 
1916.    (Verschiedene  Aufsätze.) 

93  „Richtlinien  des  Vorstandes  des  Deutschen  Städtetages 
zur  Realkreditfrage"  vom  15.  Januar  1916  und  „Richtlinien 
des  Vorstandes  des  Preußischen  Städtetages  zur  Frage  der 
gesetzlichen  Verlängerung  von  Hypotheken  vom  12.  Februar 
1916/'  Vgl.  dazu  Luther,  „Eine  Schicksalsstunde  für  Haus- 
besitz und  Realkredit"  (Hansa-Bund,  VII.  Jahrg.,  Nr.  4,  1916). 

—  van  der  Borght,  Der  städtische  Realkredit  nach  dem 
Kriege  (Finanzwirtschaftliche  Zeitfragen,  Heft  23,  1916).  — 
Wiener  und  Abrahamsohn,  Realkredit  und  Privatkapital. 
Berlin  1916.  —  Plenge,  „Wie  ist  die  Zahlung  der  Hypotheken- 
zinsen trotz  der  Mietausfälle  zu  sichern?  (Das  größere  Deutsch- 
land 1914,  Nr.  35:  Vorschlag  von  „Vorhypotheken").  — Pribram 
a.  a.  O.:  „Ein  Vorschlag  zur  Sanierung  der  Hypothekennot" 
(Erwerbung  gefährdeter  Grundstücke  durch  die  Gemeinde  unter 
Bestellung  eines  Erbbaurechts  an  dem  Grundstück  für  den  bis- 
herigen Eigentümer). 

94  Kreditnot,  S.  30  ff. 

95  Das  Nähere  siehe  a.  a.  O.  Für  Fälligkeitsverlängerung 
unter  der  Bedingung  der  Tilgung  haben  sich  in  der  I.-K.  auch 
andere  Sachverständige  ausgesprochen,  so  Oberbürgermeister 
Dr.  Stück  mann  (Sten.  Ber.  S.  25).  Über  den  neuesten  Plan 
einer  Selbsthilfe  des  Baugewerbes  durch  Gründung  von 
„Hypothekenschutzbanken"  siehe  die  Ausführungen  von 
Popp  vor  der  I.-K.,  Sten.  Ber.  S.  139  ff. 

s«  Der  Eingriff  in  den  freien  Verkehr,  den  dies  Verbot  be- 
deuten würde,  ist  nicht  größer  als  die  Verhinderung  einer  Zins- 
erhöhung durch  Fälligkeitsverlängerung  und  als  die  vielen 
anderen  Zwangsbestimmungen,  die  in  der  Übergangszeit  zur 
Wiederanpassung  unserer  Volkswirtschaft  an  den  Frieden  not- 
wendig sein  werden. 
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s»7  Vgl.  die  allerdings  reichlich  pessimistischen  Ausführungen 
-von  Nußbaum  in  der  I.-K.:  „Ein  großer  Teil  des  städtischen 
Grundbesitzes  ist,  glaube  ich,  dem  Untergang  verfallen,  und 
daran  wird  durch  keine  Maßnahme  der  Welt  etwas  zu  ändern 
sein.  Da  stellt  sich  also  das  gesetzgeberische  Problem  dahin: 
wie  ist  es  möglich,  auf  die  schmerzloseste  Weise  das  Grund- 
stück in  die  stärkere  Hand  zu  bringen,  d.  h.  also  der  Regel 
nach  in  die  Hand  des  letztstehenden  Gläubigers.  In  dieser  Be- 
ziehung meine  ich  allerdings,  daß  vorsorgende  Maßnahmen 
getroffen  werden  müssen,  und  zwar  zunächst  nach  folgender 
Richtung:  Wenn  der  Schuldner  selbst  einsieht,  er  kann  das 
Grundstück  nicht  halten,  so  sehen  wir  auch  beim  Einigungs- 
amt bisher  immer  die  Schwierigkeit  darin,  daß,  wenn  wir  nun 
das  Grundstück  zur  Subhastation  kommen  lassen,  der  letzt- 
stehende Gläubiger  seine  Hypothek  ausbietet.  Dann  bleibt 
die  letzte  Hypothek  als  persönliche  Forderung  in  voller  Höhe 
bestehen,  und  wir  haben  das  Unglück,  daß  der  Eigentümer, 
der  vielleicht  unverschuldet  durch  den  Krieg  in  Not  geraten 
ist,  nicht  nur  sein  Grundstück  verliert,  sondern  auch  aus  der 
Zwangsversteigerung  hervorgeht  mit  einer  fortdauernden  per- 
sönlichen Belastung,  mit  der  sog.  Ausfallhaftung.  Das  ist  ein 
ganz  unerträglicher  Zustand,  der  unbedingt,  jedenfalls  für  die 
durch  den  Krieg  in  Not  geratenen  Grundstücke,  durch  ein  Not- 
gesetz wird  beseitigt  werden  müssen  .  .  . 

Wenn  wir  nun  also  von  denjenigen  Haus-  und  Grundbesitzern 
absehen,  denen  überhaupt  nicht  zu  helfen  ist,  dann  wird  aller- 
dings die  Einführung  einer  Amortisation  in  Erwägung  gezogen 
werden  müssen/'   (Sten.  Ber.  S.  92,  93.) 

58  Mangoldt  a.  a.  O. 

59  Siehe  ihre  Aufzählung  bei  Mangoldt,  „Wie  beschaffen 
wir  den  nötigen  Realkredit  nach  dem  Kriege,  insbesondere 
für  den  Bau  von  Kleinwohnungen?"  in  den  Mitteilungen  des 
Deutschen  Vereins  für  Wohnungsreform.  4.  Jahrg.,  Nr.  4  vom 
Dezember  1915  und  in  seinem  angeführten  Artikel  ,, Realkredit- 
fragen' •  in  der  Frankf.  Zeitung.  Wie  hier  richtig  betont,  handelt 
es  sich  vor  allem  auch  um  Verminderung  des  Realkredit- 
bedarfes wiederum  durch  Anwendung  des  Erbbaurechtes, 
das  keinen  Bodenkredit  braucht,  durch  eine  den  Bodenpreis 
verbilligende  Bodenpolitik,  allgemeine  Einführung  des  Um- 
legungsverfahrens, Herabsetzung  der  Straßenkosten, 
überhaupt  Vereinfachung,  Beschleunigung  und  Verbilligung  der 
ganzen  Landauf  Schließung  für  städtische  Siedlungszwecke 
(insbesondere   Regelung   der   Schullasten!)   und  Ermäßigung 
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der  Baukosten  durch  energische  Förderung  des  Kl  ein  Wohn- 
haus es,  bei  dem  auch  erfahrungsgemäß  der  Besitzer  prozentual 
mehr  eigene  Mittel  hineinsteckt  als  beim  Massenmiethaus. 
<Vgl.  Erman  a.  a.  O.  S.  273  ff.)  Weiter  kommen  auch  Steuer- 
erleichterungen in  Betracht:  siehe  oben  S.  140;  dazu  aber 
auch  Sembritzky,  „ Steuerfragen' '  in  „Wohnungs-  und  Sied- 
lungsfrage nach  dem  Kriege". 

100  Die  Landesversicherungsanstalten,  Reichsversicherungs- 
anstalt für  Angestellte,  Berufsgenossenschaften,  Krankenkassen, 
Arbeiter-  und  Angestelltenverbände  usw.  Vgl.  hierzu  aber 
Kru schwitz,  „Städtische  Siedlungspolitik  nach  dem  Kriege' 
Mitteilungen  des  Landesvereins  Sächsischer  Heimatschutz  IV, 
Heft  10,  S.  421. 

101  Siehe  Beuster,  Städtische  Siedlungspolitik  nach  dem 
Kriege.  Berlin  1915.  —  Mangoldt  a.  a.  O.  —  Althoff  a.  a.  (X. 
• —  Lindemann  a.  a.  O. 

102  Vgl.  Erman  a.  a.  O.  S.  303. 

103  Siehe  oben  S.  137/138  und  144. 

104  Siehe  Eberstadt,  Neue  Studien  II. 

105  Vgl.  oben  S.  139  und  144. 

106  Vgl.  Kraft  a.  a.  O.  S.  19.  —  Bonne,  Heimstätten  für 
unsere  Helden!  München  1915.  —  Von  nicht  geringer  Bedeutung 
dafür  ist  auch  die  Anwendung  des  Rentengutsverfahrens. 
Es  bedeutet  daher  einen  erfreulichen  Anfang,  daß  durch  ein 
neues  Gesetz  zur  Förderung  der  Ansiedlung  in  Preußen  vom 
Staat  100  Millionen  zur  Unterstützung  der  Errichtung  von 
Rentengütern  —  insbesondere  auch  für  Kriegsbeschädigte  — 
zur  Verfügung  gestellt  worden  sind;  außerdem  ist  auch  die 
Abparzellierung  durch  Erweiterung  des  Unschädlichkeits- 
attestes erleichtert  worden,  und  zwar  nicht  nur  bei  Renten- 
gütern, sondern  auch  sonst,  wenn  überhaupt  ländliche  Stellen 
mittleren  und  kleineren  Umfanges  begründet  werden  sollen. 
Ebenso  ist  beachtenswert,  daß  die  neueren,  zunächst  für  die 
innere  Kolonisation  geschaffenen  gemeinnützigen  Siedlungs- 
gesellschaften  in  den  westlichen  Provinzen  damit  umgehen,, 
auch  die  industrielle  Siedlung  zu  betreiben  (siehe  Alt  ho  ff 
a.  a.  O.  S.  34).  —  Eine  ganz  besondere  Bedeutung  aber  bean- 
sprucht, insbes.  für  Groß-Berlin,  ein  neuer,  mit  sehr  geringen 
staatlichen  und  kommunalen  Aufwendungen  durchführbarer 
Plan  von  Beuster  zur  „Gründung  von  Kleinhauskolonien  auf 
Staats-  und  Gemeindeländereien' %  durch  „Gemeinnützige 
Aktienbanken  für  das  Groß-Berliner  Siedlungswesen"  in  der 
Schrift:  Die  Finanzierung  neuer  Vororte.  Berlin  1916.  —  Auch. 


233 


der  Vorschlag  „gemeinnütziger  Bodengesellschaften" 
durch  Mangoldt  zur  Ausnutzung  der  jetzigen  gedrückten  Boden- 
preise ist  hier  zu  erwähnen  (siehe  Gartenstadt  Jahrg. VIII,  Nr.  11). 

107  Vgl.  Kindermann,  Kriegerheimstätten,  Tübingen  1914. 
—  Bonne,  Heimstätten  für  unsere  Helden  1  München  1915.  — 
H.  S.  Weber,  Ansiedlung  von  Kriegsinvaliden  (Der  deutsche 
Krieg,  Heft  11).  —  Albrecht,  „Ansiedlung  von  Kriegsinva- 
liden" (Concordia  Nr.  14  und  15, 1915).  —  „Die  innere  Kolo- 
nisation und  der  Krieg"  (Reichsarbeitsblatt  Nr.  11,  1915). 
•—  v.  Mangoldt,  „Die  Bewegung  für  Kriegerheimstätten" 
(Zeitschrift  für  Wohnungswesen,  Heft  2,  1915).  —  Invaliden- 
siedlung (Sondernummer  des  Archivs  für  innere  Kolonisation, 
Heft  5/6, 1916).  —  Die  Ansiedlung  von  Kriegsbeschädig- 
ten (Schriften  zur  Förderung  der  inneren  Kolonisation,  Heft  18 
und  21,  1915/16).  —  Unsern  Kriegsinvaliden  Heim  und 
Werkstatt  in  Gartensiedlungen,  Denkschrift  der  Deut- 
schen Gartenstadtgesellschaft,  1915.  —  Städtischer  Klein- 
wohnungsbau und  ländliche  Ansiedlung  nach  dem 
Kriege,  Denkschrift  der  Zentralstelle  für  Wohnungsfürsorge 
im  Königreich  Sachsen  (Heimatdank,  I.  Jahrg.,  12.  Heft).  — 
Kru schwitz,  Ländliche  Siedlungspolitik  in  Sachsen.  1916.  • — 
Rauchberg,  Kriegerheimstätten.  Wien  1916.  —  Busching, 
„Kriegerheimstätten"  (Zeitschrift  für  Wohnungswesen  in  Bayern 
XIV.  Jahrg.,  Nr.  1/3).  —  Lindemann  a.  a.  O.  —  Erman, 
Die  Grundzüge  für  ein  Kriegerheimstättengesetz  (Soziale  Zeit- 
fragen, Heft  64),  1916.  —  Grub  er,  „Uber  Siedlungsreform" 
(Zeitschrift  für  Wohnungswesen  in  Bayern,  XIII.  Jahrg., 
Nr.  10/11). 

108  Vgl.  Kraft  a.  a.  O.  S.  16.  —  Weber  a.  a.  O.  S.  35.  — 
Althoff  a.  a.  O.  S.  39.  —  Ein  sehr  wichtiger,  weitgehender 
und  doch  realpolitischer  Schritt  ist  bereits  in  Sachsen  getan 
worden  durch  die  Einbringung  eines  Gesetzes  über  die  An- 
siedlung von  Kriegsteilnehmern. 

In  der  dem  Gesetzentwurf  beigegebenen  Begründung  be- 
zeichnet die  Regierung  die  Ansiedlung  von  Teilnehmern  an 
dem  gegenwärtigen  Kriege,  insbesondere  von  Kriegsbeschädigten, 
auch  für  Sachsen  als  eine  bedeutsame  Aufgabe.  Dem,  der  sein 
Leben  eingesetzt  hat  für  den  Schutz  der  Heimat,  sollte  die 
Gelegenheit  gegeben  werden,  ein  Stück  dieses  Heimatbodens 
sein  eigen  zu  nennen  und  als  Nahrungsquelle  für  sich  und  seine 
Familie  zu  nützen.  Dabei  wird  es  allgemein  als  nicht  erstrebens- 
wert angesehen,  Kriegsbeschädigte  in  größerer  Zahl  dicht  bei- 
einander anzusiedeln  und  so  Invaliden-Kolonien  zu  schaffen. 
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Auch  kommt  es  bei  der  verhältnismäßig  günstigen  Zusammen- 
setzung des  ländlichen  Grundbesitzes  nach  der  Größe  des 
einzelnen  Besitztums  für  Sachsen  weniger  in  Betracht,  neue 
Bauerngüter  auf  dem  Wege  der  Zergliederung  zu  bilden,  wenn 
schon  auch  dies  nicht  ausgeschlossen  sein  soll.  Vielmehr  gilt 
es,  über  Städte  und  Dörfer  zerstreut,  ländliche  Handwerker- 
und Arbeiterstellen  zu  schaffen  mit  einem  Stück  Nutzland, 
das  gerade  groß  genug  ist,  den  eigenen  Bedarf  des  Besitzers 
und  seiner  Familie  an  Gemüse  und  Kartoffeln  zu  decken  und 
etwas  Kleinvieh  darauf  zu  halten.  Wird  die  ländliche  Klein- 
siedlung —  so  verstanden  —  in  größerem  Umfang  durchgeführt, 
so  wird  sie  der  Volksernährung  und  Volksgesundheit,  der  Volks- 
vermehrung und  Wehrkraft  wichtige  Dienste  leisten,  auch  dazu 
beitragen  können,  daß  der  Landwirtschaft  der  nach  dem  Kriege 
voraussichtlich  sehr  empfindliche  Mangel  an  Arbeitskräften 
einigermaßen  ersetzt  wird.  Der  Besitzer  einer  solchen  Stelle 
wird  seinen  Hauptberuf  als  landwirtschaftlicher  oder  industrieller 
Arbeiter,  als  Dorfhandwerker,  Kleinhändler,  Gemeinde- 
bediensteter, Krankenkassen-  oder  Genossenschaftsbeamter  oder 
dergleichen  zu  finden  haben.  Vgl.  Kruschwitz,  „Krieger- 
ansiedlung  in  Sachsen"  (Mitteilungen  des  Landesvereins  Sächsi- 
scher Heimatschutz,  Bd.  V,  Heft  6/7,  1916). 

Neuerdings  ist  auch  in  Bayern  ein  Gesetz  zur  Förderung 
der  ländlichen  Ansiedlung  von  Kriegsbeschädigten  durch  Um- 
gestaltung der  Landeskulturrentenanstalt  angenommen  worden. 

Auch  das  oben  erwähnte,  ebenfalls  der  Kriegsbeschädigten- 
ansiedlung  dienende  „Hundertmillionengesetz"  in  Preußen  und 
das  vom  Reichstag  angenommene  Gesetz  über  Kapitalabfindung 
an  Stelle  von  Kriegsversorgung  (Kapitalabfindungsgesetz) 
gehören  hierher.  Letzteres  soll,  wie  es  in  der  Begründung 
heißt,  den  Kriegsteilnehmern  und  ihren  Witwen  die  Mög- 
lichkeit geben,  mit  Hilfe  eines  Kapitals  sich  auf  eigener  Scholle 
ansässig  zu  machen  oder  vorhandenes  Besitztum  zu  erhalten. 
Die  Kapitalabfindung  kann  auch  dann  gewährt  werden,  wenn 
Versorgungsberechtigte  zum  Erwerb  eigenen  Grundbesitzes 
einem  gemeinnützigen  Bau-  oder  Siedlungsunternehmen  bei- 
treten wollen  (vgl.  über  die  vier  Gesetze:  Archiv  für  innere 
Kolonisation,  VIII,  Heft  10/11,  1915). 

l0»  Vgl.  Denkschrift  der  Zentralstelle  für  Wohnungsfürsorge 
im  Königreich  Sachsen,  a.  a.  O.  S.  5.  Wenn  danach  von  den 
in  den  iy2  Kriegsjahren  in  Sachsen  zu  wenig  gebauten 
12000  Kleinwohnungen  (siehe  oben  S.  220)  3000  durch  länd- 
liche Heimstätten  ersetzt  werden  können,  so  „verbleibt  doch 
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ein  Fehlbetrag  von  mindestens  9000  Kleinwohnungen  und 
mithin  eine  Lücke  auf  dem  Wohnungsmarkt,  die  in 
diesem  Umfang  noch  vor  Rückkehr  der  Kriegsteilnehmer 
unbedingt  ausgefüllt  werden  muß,  wenn  nicht  als- 
dann Notstände  von  bedenklicher  Tragweite  Platz 
greifen  sollen". 

110  Siehe  die  Zusammenstellung  von  Zeitungsanzeigen  und 
von  Erlebnissen  wohnungsuchender  Familienväter  im  Jahr- 
buch der  Bodenreform,  XI.  Bd.,  2.  Heft,  S.  132  f. 

111  Kraft  a.  a.  O.  S.  15.  —  Vgl.  Mewes,  „Die  Wohnungs- 
fürsorge für  kinderreiche  Familien"  (Rheinische  Blätter  für 
Wohnungswesen,  12.  Jahrg.,  Heft  4).  —  Busching,  „Neue 
Wege  zur  Wohnungsreform"  (Zeitschr.  für  Wohnungswesen, 
Jahrg.  XIV).  —  Lindemann  a.  a.  O. 

112  Siehe  Schmitt  mann,  „Wohnrenten  für  Kinderreiche 
durch  Sparpflicht  vor  der  Heirat"  (Deutsche  Arbeit,  Nr.  3, 
1916)  und  Denkschrift  des  Deutschnationalen  Handlungs- 
gehilfenverbandes, in  der  ein  Ausbau  der  Angestellten- 
versicherung gefordert  wird  durch  einen  Zuschlag  von  25% 
zu  den  Beiträgen  für  jeden  ledigen  Versicherten  zum  Zweck 
der  Verteilung  von  Wohnrenten  an  kinderreiche  Familien. 

118  Siehe  Weiß  a.  a.  O.  S.  138. 

114  Siehe  Souchon  in  „Das  größere  Deutschland",  1914,  Nr.  30. 

116  Siehe  Annalen  Bd.  II,  S.  625.  Inzwischen  sind  die 
beiden  Gesetze  vom  Abgeordnetenhaus  angenommen,  und  ist 
das  Wohnungsgesetz  wieder  eingebracht  worden  (s.  Nachtrag 
S.  192  ff.). 

118  A.  a.  O.  S.  253. 
'  117  Vgl.  Jäger,  „Was  hat  der  Reichstag  in  der  Wohnungs- 
frage beschlossen?"  (Zeitschrift  für  Wohnungswesen  in  Bayern, 
XIV.  Jahrg.,  Nr.  4/6,  1916). 

118  Siehe  den  Bericht  über  die  Gründung  mit  Referaten 
von  Fuchs  und  v.  Mangoldt  (Schriften  des  „Deutschen 
Wohnungsaüsschusses"  Heft  1). 

119  Siehe  Albrecht,  „Wrohnungsgesetzgebung  in  Preußen" 
(Zeitschrift  für  Wohnungswesen,  Jahrg.  XV,  Heft  6).  —  Mewes, 
„Die  Wohnungsgesetzgebung  in  Preußen"  (Rheinische  Blätter 
für  Wohnungswesen,  12.  Jahrg.,  Heft  12,  Dezember  1916). 
—  Eingabe  des  Deutschen  Vereins  für  Wohnungsreform  an 
das  Abgeordnetenhaus. 

120  Siehe  meine  Besprechung  dieses  Entwurfs  in  dem  Auf- 
satz „Das  preußische  Wohnungsgesetz  und  das  Reich",  An- 
nalen II,  1913. 
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